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Kontinuität oder Pfadwechsel? 

Das deutsche Produktionsmodell am Scheideweg 

Horst Kern und Michael Schumann * 

1. 

Bis vor wenigen Jahren hätten viele Beobachter der 

Feststellung zugestimmt, daß die Entwicklung der deut­

schen Wirtschaft einem charakteristischen eigenen Mo­

dell folge, welches gegenüber anderen Modellen - z.B. 

dem amerikanischen - beträchtliche komparative Stärken 

aufweise. Je nach Perspektive wäre das „deutsche Pro­

duktionsmodell" dabei mit unterschiedlichen Begriffen 

belegt worden. Mit Blick auf den spezifischen Modus 

der betrieblichen Rationalisierung - die Verwertung qua­

li fizierter Arbeitskraft in ,,intelligenten" Formen der 

Technik- und Organisationsgestaltung - hätte man z.B. 

von den „neuen Produktionskonzepten" sprechen kön­

nen (vgl. Kern/Schumann 1984). Unter Bezugnahme auf 

die modelltypischen Wettbewerbsstrategien - die 

Schwerpunktbildung in der Erzeugung und Vermarktung 

kundenorientierter Qualitätsprodukte - wäre eher der 

Begriff der „diversifizierten Qualitätsproduktion" in Be­

tracht gekommen (vgl. Streeck 1991 ). Unter anderen 

Gesichtspunkten - etwa den auf Konsensfindung ausge­

richteten Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen oder 

den kompromißorientierten Ausgleichsmechanismen 

zwischen dem Staat und den interessenrepräsentierenden 

Verbänden - hätten sich wiederum andere Charakterisie­

rungen angeboten, z.B . die der „kooperativ-pragmati­

schen Interessenvertretung" (Kotthoff 1981 und 1994) 

oder des „korporatistischen Wohlfahrtsstaats" (Esping­

Andersen 1990). 

Weder wurden diese Handlungsfelder von den Akteuren 

nach Art eines Masterplans systematisch aufeinander be­

zogen und durchgestalte t, noch war zunächst erkennbar, 

daß sie sich zu einem integrierten Gesamtkomplex zu­

sammenziehen ließen. Aber faktisch griffen die ver-

schiedenen Einzelbereiche doch so ineinander und er­

gänzten sich in ihren jeweiligen Stärken, daß sich im Re­

sultat eine Modellkonfiguration ergab. Daß die Betriebe 

in Deutschland stärker als in manchem anderen Land in 

der Produktionsintelligenz eine Produktivkraft erkann­

ten, die sie mit den neuen Produktionskonzepten relativ 

konsequent auszubeuten versuchten, erleichterte den 

Konsens zwischen den Betriebs- bzw. Arbeitsmarktpar­

teien, denn dadurch konnte in der Qualifizierung der Ar­

beitskräfte und in der qualitativen Anhebung der Ar­

beitsstrukturen ein gemeinsamer Nenner gefunden wer­

den. Umgekehrt kam der Umstand, daß jenseits der 

Klassengegensätze im Ziel der qualifizierten Arbeit ein 

Konsens bestand, der Rationalisierung im Betrieb zu­

gute, weil diese Verständigung die Konflikte um die Ar­

beitspolitik relativierte. Ähnliche Effekte wechselseiti­

ger Verstärkung zeigten sich auch bei anderen Varia­

blen. Die Qualitätsprodukte, d ie mit den intelligenten 

Produktionsverfahren erzeugt wurden, brachten auf den 

Märkten hohe Preise, aus denen sich gute Gewinne und 

hohe Löhne finanzieren ließen. Das schuf Spielräume 

für den Ausbau des sozialen Sicherungssystems, welches 

diejenigen vor dem Fall ins Nichts bewahrte, die (zeit­

weilig) aus dem Erwerbsprozeß herausfielen. Die Tatsa­

che, daß für die Eventualität des Notfalls gesorgt war, 

nahm wiederum denjenigen, auf die die Betriebe setzten, 

die Angst vor dem Risiko und stützte sie, wenn sie sich 

auf das Abenteuer der Rationalisierung als Mitspieler 

einließen bzw. schützte sie, wenn sie davon negativ be­

troffen wurden. Produktionsintell igenz, Qualitätsproduk­

tion, kooperative Interessenwahrnehmung und korporati­

stischer Wohlfahrtsstaat standen somit zueinander in 

einem Verhältnis der funktionalen Entsprechung und ad­

dierten sich im Endresultat zu einer positiven Entwick­

lungsspirale. 



8 SOFI-Mitteilungen Nr. 26/1998 Kontinuität oder Pfadwechsel? 

II. 

Innovative Arbeitspolitik bildete einen zentralen Bau­

stein dieser Gesamtkonstruktion. Unter innovativer Ar­

beitspolitik verstehen wir eine betriebliche Rationalisie­

rung, die zurecht als Modernisierung der Arbeit bezeich­

net wird. In der HDA-Politik der 70er Jahre wurde noch 

am tayloristischen Konzept festgehalten. Die Betriebe 

bemühten sich nur, durch ergonomische und arbeitsge­

stalterische Maßnahmen negative Arbeitswirkungen ab­

zumildern. Innovative Arbeitspolitik kennzeichnet dem­

gegenüber einen viel breiteren Konsens der Betriebspar­

teien. Sie begann sich erst ab Anfang der 80er Jahre Zug 

um Zug durchzusetzen, als unter gewandelten Produk­

tionsanforderungen und erhöhten Ansprüchen in puncto 

Zeit, Flexibilität, Qualität und Innovationskraft, taylori­

stische Rationalisierung suboptimal, ja dysfunktional 

wurde. Mit der innovativen Arbeitspolitik gelang die in 

dieser Periode geforderte Mobilisierung der Produzen­

tenintelligenz. Mit ihr wurde gleichsam in einem Zuge 

wirtschaftlicher und sozialer Fortschritt, Effizienzsteige­

rung und Humanisierung der Arbeit erreicht. Die Schüs­

selressource des Konzepts bestand in der kreativen Po­

tenz jedes Einzelnen, der Entfaltung der Subjektivität, 

die in der traditionellen Betriebs- und Arbeitsorganisa­

tion in ihren Fähigkeiten nur unzureichend genutzt bzw. 

gänzlich unterdrückt worden war (vgl. Kern/Schumann 

1984). 

Die Mittel zur Mobilisierung dieser Potentiale bildeten 

Rücknahme traditioneller Arbeitsteilungen zwischen 

Kopf- und Handarbeit, Enthierarchisierung und Dezen­

tralisierung der Betriebsorganisation, Ausbau und Wei­

terentwicklung des Humanvermögens. Die Produktivi­

tätssteigerung zur Aufgabe aller betrieblichen Akteure 

zu machen (also nicht mehr nur von exklusiven Exper­

ten), von allen Problemlösungen, Optimierungen und in­

novative Impulse zu erwarten - durch diese Entfaltung 

der menschlichen Kapazitäten wurde Effizienzsteige­

rung erreicht. Weil damit gleichermaßen wirtschaftliche 

Interessen des Unternehmens wie berutlich-arbeitsin­

haltliche Ansprüche der Beschäftigten verfolgt werden 

konnten, ließ sich auf dieser Linie ein Konsens erzielen. 

Dieser Politikansatz wurde bereits in den 80er Jahren in 

einigen Unternehmen erprobt und bekam dann in der 

Wirtschaftskrise 1992/93 zusätzliche Schubkraft (vgl. 

Schumann et al. 1994, Schumann/Gerst 1996 ). Lean 

Production, mit der Anfang der 90er Jahre vom „Inter­

national Motor Vehicle Program" des MIT ein neues 

Rationalisierungsprinzip vorgeführt worden war, das 

weltweit Furore machte, hat diesem arbeitspolitischen 

Ansatz in der Industrie auch in Deutschland zum endgül­

tigen Durchbruch verholfen. In Aufnahme der besonde­

ren Standortbedingungen in Deutschland, insbesondere 

der guten Ausbildungsvoraussetzungen und der konsens­

sichernden industrie llen Beziehungen, ließ sich ein be­

sonderer Typus innovativer, konsensorientierter Arbeits­

politik entwickeln. Die Gewerkschaften und die Be­

triebsräte spielten mit, weil damit auch ihre e igenen ar­

beitspolitischen Perspektiven aufgenommen wurden. 

Drei Konzeptbestandteile kennzeichneten diese Arbeits­

politik: 

Die breitere Nutzung der Produktionsintelligenz 

führte auf der betrieblichen Ebene zu einer Arbeits­

gestaltung, die auf Aufgabenintegration und Selbst­

organisation setzte, Einzelarbeit in Gruppenarbeit 

wandelte und die Arbeiter selbst zu Rationalisie­

rungsakteuren mit Planungs- und Optimierungs­

funktionen machte. Selbst in einem besonders 

schwierigen Gestaltungsfeld, der Restrukturierung 

der Handmontage, wurde die Arbeit beachtlich er­

weitert. 

Durch eine Reorganisation der Unternehmen, die 

unter dem Vorzeichen von „Dezentralisierung", 

„Enthierarchisierung" und „Eigenzuständigkeit" 

stand, wurden (teil-)autonome „Center" eingeführt. 

Sie besaßen einerseits einen stark abgeflachten Or­

ganisationsaufbau, andererseits wachsende selbst­

verantwortliche Untereinheiten. Unter der Prämis­

se, die Gesamtorganisation auf die wertschöpfen­

den Prozesse hin auszurichten, wurden die indirek­

ten Bereiche in Dienstleistungszentren umgewan­

delt, die einen direkten Zugriff der Produktion er­

möglichten - und das bedeutete auch für die Mei-
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ster und die Mannschaften, daß sie nun auf hierar­

chische Umwege verzichten konnten. Die techni­

schen Experten verloren dabei ihr Rationalisie­

rungsmonopol und fanden sich wieder in der Rolle 

der Unterstützer und Helfer für Shop-Floor-Aktivi­

täten zur Verbesserung der Produktivität. 

Schließlich wurde als systematischer Knotenpunkt, 

an dem sich die außerbetrieblichen Koordinaten auf 

die innerbetrieblichen übertragen konnten, ein 

neues Steuerungsinstrument, die sogenannte „Ziel­

vereinbarung", eingeführt. In ihr wurden unter an­

derem Festpreise, Produktspezifika und Liefer­

fristen verbindlich bestimmt. Nun aber nicht mehr 

in der Form eines einseitigen Zieldiktats, sondern 

als ausgehandelte Arbeitsabsprache. Was die Be­

triebsebene angeht, so wurde dabei die Leistungs­

politik aus der Zuständigkeit der Planungsexperten 

der „Arbeitswirtschaft" herausgenommen. Letztere 

lieferten nur noch zeitwirtschaftliche Daten zur 

Fundierung der Vereinbarung. Die für beide Seiten 

verbindliche Absprache und Zielfestlegung erfolgte 

zwischen dem Meister und seiner Mannschaft. 

Auch der Betriebsrat verlor bei der Datenermitt­

lung und Fixierung an Einfluß und wandelte sich 

zur Reklamationsinstanz. Er konnte freilich mit die­

ser Rolle leben, solange die Leistungsstandards 

nicht an den betroffenen Beschäftigten vorbei, son­

dern in einem Konsens mi t ihnen festgelegt wur­

den. 

Mit der innovativen Arbeitspolitik wurde eine Moderni­

sierung der Arbeit erreicht, die zwar für die Beschäftig­

ten auch mit intensivierter Auslastung und entsprechend 

erhöhten Belastungen verbunden sein konnte, die jedoch 

gleichzeitig die Arbeit qualifizierter und interessanter 

machte. Wir wissen aus vielen Befragungen, daß die be­

troffenen Arbei ter diese Veränderungen positiv bilanzie­

ren und sie als Arbeitsverbesserung und Fortschritt be­

werten. Diese Rezeption der Belegschaften stützt ein ar­

beitspolitisches Co-Management ihrer Interessenvertre­

tung. 

Gleichzeitig ergibt die wirtschaftliche Evaluierung die­

ser Arbeitspolitik, daß sie trotz zusätzlicher Finanzauf­

wendungen insbesondere für die Pflege des Arbeitsver­

mögens zur Senkung der Fertigungszeiten, Erhöhung der 

Anlagenauslastung und Verbesserung der Produktquali­

tät, insgesamt also zu beachtlicher Effizienzsteigerung 

führt; zumindest in mittelfristiger Planungsperspektive 

rechnet sie sich. Deswegen wurde in vielen Unterneh­

men diese Arbeitspolitik als „Best Practice" eingeführt, 

durch Betriebsvereinbarungen abgesichert und mit einer 

Unternehmenskultur, die soziales Vertrauen, Verläßlich­

keit, Absprachefähigkeit und langfristigen Interessen­

ausgleich anstrebt, unternehmenspolitisch integriert. 

Noch hat sich diese innovative Arbeitspolitik nicht flä­

chendeckend durchsetzen können. Noch gibt es viele re­

tardierende Momente und erschwerende Umsetzungsbe­

dingungen, die Zeitverzögerungen begründen, die kon­

ventionelle, tayloristisch orientierte Rationalisierung er­

halten, Neues also verhindern. Aber die innovative Ar­

beitspolitik schien doch mehr oder weniger zur stilbil­

denden Rationalisierung in den deutschen Unternehmen 

geworden zu sein - jedenfalls bis vor einiger Zeit. 

Nicht daß es nur die genannten Positiva gewesen wären, 

was durch die skizzierten Entwicklungen in den deut­

schen Betrieben im Verlauf der 80er und frühen 90er 

Jahre geschaffen worden ist. Mit dem Licht kam durch­

aus auch Schatten zum Vorschein. Letzterer zeigte sich 

in dem Mangel, daß die Kraft des deutschen Produk­

tionsmodells nicht ausreichte, um genug (gute) Arbeit 

für alle zu schaffen, die sie nachfragten; „bedient" wur­

den bevorzugt die (qualifizierten, männlichen, deut­

schen) „Normalarbei ter", während andere Gruppierun­

gen zunehmend leer ausgingen. Dieses Defizit im Ar­

beitsvolumen wiederum hatte und hat seine Ursache, wie 

neuere Analysen zeigen (Kern l 996a und b ), nicht zu­

letzt in einem Manko bei den Basisinnovationen, das 

seinerseits mit dem deutschen Produktionsmodell in sei­

ner bisherigen Ausprägung zusammenhängt. Gleichwohl 

würde man sich vorstellen, daß der beste Weg zur Über­

windung dieser Schwierigkeiten, d ie seit einigen Jahren 

immer deutlicher in Erscheinung treten, in modellkon-
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formen Reformen liegen könnte, also vor allem auch im 

Aufgreifen und Radikalisieren der für das deutsche Pro­

duktionsmodell konsti tutiven Produktionsintelligenz. 

Das genau scheint aber umso weniger stattzufinden, je 

wichtiger es wäre. Wenn aber nicht innovative Arbeits­

politik, was dann wird wohl die Zukunft der Arbeit in 

Deutschland bestimmen? 

III. 

Die um sich greifende Globalisierungsdebatte hat in den 

letzten Jahren als Katalysator der Kritik am deutschen 

Produktions- und Arbeitseinsatzmodell gewirkt. Es muß 

hier nicht entschieden werden, ob das Ausmaß der Glo­

balisierung wirklich so groß ist, wie oft behauptet wird. 

Kein Zweifel: die stärkere Globalisierung der Wirtschaft 

bringt es mit sich, daß Inlandsfirmen unter Druck gera­

ten , weil externe Wettbewerber durch die kostengünsti­

gere Erzeugung von Qualitätsprodukten die deutsche In­

dustrie in ihren klassischen Schwerpunkten wirkungs­

voller als früher herausfordern können. Kein Zweifel 

auch, daß Unternehmen jetzt häufiger mit dem Gedan­

ken spielen, relevante Teile ihrer Wertschöpfungskette 

(incl. F&E) an Standorte auszulagern, die ihnen zusätzli­

che Vorteile versprechen. Die Ausfälle, d ie dadurch ent­

stehen (können), ließen sich am besten durch Erfindun­

gen, die neue Produkte und Märkte schaffen, schließen. 

Aber genau daran mangelt es aus Gründen, die dem Pro­

duktionsmodell selbst immanent zu sein scheinen. Die 

Konsequenz, die in dieser Lage viele Kritiker des Mo­

dells ziehen, lautet: Höhere Wettbewerbsfähigkeit mit­

tels eines Modellwechsels. 

Auf diesem Hintergrund ist in jüngster Zeit in den deut­

schen Unternehmen eine grundlegende Gegentendenz 

zur innovativen Arbeitspolitik zu beobachten. Man kann 

durchaus von Versuchen einer Reetablierung konventio­

neller Technik- und Organisationsgestaltung sprechen. 

Die Gemengelage betrieblicher Rationalisierungspolitik 

wird außerordentlich unübersichtlich. 

Zu beobachten ist e ine De-Technisierung. Die 

Technikkonzepte werden gleichermaßen im Hin­

blick auf ihre technologischen wie auf ihre ergono­

mischen Fortschrittsmomente zurückgenonunen. 

Ergonomisch meint dies Verzicht auf Vorrichtun­

gen zur Verminderung von Überkopfarbeit, aufhal­

terungs- und bewegungsrelevante Montageerleich­

terungen sowie auf Bandentkopplungen. Technolo­

gisch wird abgespeckt. Das Flexibilitätsniveau 

automatisierter Fertigungstechnik wird zurückge­

fahren. Angesagt ist wieder die Produkttypenbin­

dung der Maschinerie, das heißt die „Ei nwegfa­

brik" und die „Wegwerftechnik" bei Typenwechsel. 

Auch bei den Arbeitsbedingungen werden die Zu­

mutbarkeitsgrenzen nach unten verschoben. Ge­

währte Erholzeiten werden wieder zurückgenom­

men, Schicht- und auch Nachtarbeit werden wieder 

eingeführt; bei den Arbeitszeiten ist ausufernde, die 

Zeitsouveränität der Beschäftigten zunehmend ver­

letzende Flexibilität gefordert. 

Zu beobachten ist eine Renaissance des fordisti­

schen Fließbandes und der taktgebundenen Ferti­

gung. Standardisierung und Repetitivarbeit, ein­

schließlich Bandfertigungen mit Einminutentakt, 

werden wieder an vielen Stellen eingerichtet. Auf­

gabenerweiterungen finden nicht mehr statt. An 

Gruppenarbeit wird zwar festgehalten, aber in 

einem neuen Zuschnitt: Es bleiben Elemente der 

Selbstorganisation, doch nur in homöopathischen 

Dosierungen. Von der ganzheitlichen Arbeitsgestal­

tung innovativer Arbeitspolitik kann nicht mehr ge­

sprochen werden: Einerseits wird die Trennung 

zwischen Planungsexperten und Nur-Ausführenden 

wird wieder hergestellt. An der Schnittstelle zwi­

schen Arbeitsprozeß und Management werden alte 

Fronten bezogen und abgesichert. Der von den 

Vorgesetzen eingesetzte Gruppensprecher, der neue 

„Systemführer"/„Teamleader", garantiert a ls Quasi­

Vorarbeiter mit eigenem Kontroll- und Anwei­

sungsbefugni ssen die Engführung der vorher freige­

gebenen Leine. Andererseits werden mit den Cen-
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tern werden immer häufiger Zielvereinbarungen ge­

schlossen, die durch Soll-Bindungen an Benchmar­

king-Vorgaben den Charakter konsensualer Verab­

redungen verlieren und sich zurück zum Leistungs­

diktat mutieren. 

Alles in allem: Die neue Rationalisierungspolitik kontra­

stiert mit dem „Geist" der innovativen Arbeitspolitik: 

Eigeninitiative, Partizipation, Verantwortlichkeit und 

diskursive Zielfindung werden obsolet, Produktivitätszu­

gewinn wird über die Wiedereinführung von Hierarchie, 

Kontrolle und Exklusion gesucht. Das heißt, Rationali­

sierung polarisiert erneut, schafft Widerstände und pro­

voziert Rückzüge. Entsprechend ist zu erwarten, daß 

sich auch die Interessengegensätze entlang der alten 

Gegnerschaft neu formieren. 

Was im einzelnen verursacht diese Rückverwandlung 

der Rationalisierung in ein höchst widersprüchliches 

Phänomen? Eine Erklärung, die darin nur den Konter­

schlag der ewig Gestrigen sieht, überzeugt nicht. Eher 

geht es um Anpassung an neue ökonomische Rahmenbe­

dingungen. Zwei Aspekte sind hier besonders wichtig: 

(a) Einersei ts das verschobene Kräfteverhältnis auf den 

Arbeitsmärkten. Durch den Zusammenbruch des Ost­

blocks und die Entgrenzungen der Globalisierung hat 

die Arbeits-Angebotsseite viel Marktkraft verloren und 

ist zu weitreichenden Zugeständnissen gezwungen. Wer 

um den Arbeitsplatz besorgt ist, nimmt Verschlechterun­

gen bei Arbeitsbedingungen durchaus in Kauf. Aber der 

zusammengebrochene Arbeitsmarkt erklärt nicht alles. 

(b) Andererseits: Unter dem Druck der Weltwirtschaft 

werden die Kapitalverwertungsstrategien der Unterneh­

men revidiert. Ausdruck der neuen Politik ist insbeson­

dere, daß in den Planungsansätzen d ie Zeitspannen für 

den Kapitalrückfluß erheblich verkürzt werden. Unter 

dem Vorzeichen des Sharholder-Value-Kalküls ändern 

sich dramatisch die Fristigkeiten, in denen vorgegebene 

Renditen erreicht werden sollen. Short-Terminism wird 

zum Programm. Der deutlich gestiegene Einfluß der 

Spezialisten aus dem „Controlling" steht dafür, daß nur 

noch in Vorhaben investiert wird, die schon nach kurzer 

Zeit ein Payback versprechen. Als Instrument, um diese 

Kurzfrist-Ökonomie zu realisieren, spielt in den Unter­

nehmen das „Benchmarking" eine entscheidende Ro lle. 

Damit werden Vergleiche zwischen Werken sowohl 

nach Kosten und Erträgen wie nach technischer Ausstat­

tung, Organisationsstrukturen, Produktivitätskennzahlen 

und Rationalisierungsmethoden möglich. Daraus werden 

neue „Best-Practice-Beipiele" für Produktivitätsverbes­

serungen erstellt. Im Klartext heißt das, daß die Monta­

gefabriken in den USA, in Großbritannien oder Brasi ­

lien für die hiesige Produktion nicht nur die Renditemar­

gen und die Fertigungsstunden-Sollwerte pro Produkt 

festlegen, sondern auch das „Vorbild" abgeben für die 

technisch-organisatorischen Methoden der Herstellung. 

Bezugspunkt ist dann eine unter gänzlich anderen Kon­

textbedingungen entstandene Arbeits- und Betr iebsge­

staltung - und nicht mehr der eigene Stand, wie man ihn 

durch frühere Entwicklungsstufen erreicht hat. Wer ver­

sucht, sich diesen Benchmarkingzwängen zu entziehen, 

riskiert, im internen Kampf um Standortentscheidungen 

zu unterliegen. 

Die weltweit vergrößerte politische Stabilität und die ge­

wachsene, auch internationale Transferierbarkeit techni­

scher Systeme haben d ie Wahlmöglichkeiten bei Stand­

ortentscheidungen multipliziert; länderüberg reifend 

kann nun de- und relokalisiert werden. Die Produktions­

ressourcen sind nicht länger mehr oder weniger fi xe 

Größen, die man durch Pflege, geschickte Kombination 

und Weiterentwicklung möglichst optimal zu nutzen 

sucht. Durch die Globalisierung aller Märkte sind die 

Fertigungsressourcen im Weltmaßstab variabel gewor­

den. Benchmarking weist das Machbare aus. Wird die 

„Weltmarge" nicht erreicht, so gilt es, den Wechsel des 

Anlageortes zu überprüfen. Der Zwang, aus fixen Vor­

gaben gerade in Langfristperspektiven das Beste zu 

machen, ist überwunden: eine Politik der ausgepreßten 

Zitrone wird möglich. Der Vorwurf, mit einer solchen 

Kurzfristpolitik Ressourcen unnötig zu vergeuden und 

zu vernichten, verliert seine disziplinierende W irkung. 

Soziale Verantwortung und gesellschaftliche Bindung 
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büßen entsprechend diesem Kalkül ihre ökonomische 

Rechtfertigung ein . 

Konkret: In dieser Logik verspricht der meist kleine, 

aber kurzfri stig erreichbare Produktivitätsvorteil taylori­

stischer Arbeit mehr Gewinn als der der innovativen Ar­

beitsgestaltung, der mit höherem Aufwand für Human 

Ressource Development erkauft werden muß und erst 

mittelfristig abschöpfbar ist. Der Spatz auf der Hand er­

scheint attraktiver als die Taube auf dem Dach. 

IV. 

Die Rationalisierungssituation in den deutschen Unter­

nehmen ist also durch eine neue Widersprüchlichkeit ge­

kennzeichnet. Noch ist unklar, ob sich damit erneut e in 

Paradigmenwechsel der Arbeitspolitik andeute t oder ob 

sich ein Nebeneinander so unterschiedlicher, j a sogar 

kontradiktorischer Rationalisie rungskonzepte herausbil­

den könnte. Bisher sind freilich in den Unternehmen die­

se Widersprüche noch keineswegs überall erkannt. In 

den Vorständen ist man sich - so scheint es zumindest 

von außen - kaum bewußt, daß die Politik der Dehierar­

chiesierung und Selbständigkeit, flankiert von einer Un­

ternehmenskultur der Selbstverantwortung und des Kon­

sensus, durch die neue Rationalisierungspolitik konter­

kariert und tendentie ll ad absurdum geführt wird. Viele 

klammern sich noch an Lean Production- und Reengi­

neering-Vorgaben, die längst aber keine stinunigen Stra­

tegien mehr darste llen, sondern selbst diese Widersprü­

che unverdaut in sich tragen und höchstens noch dazu 

taugen, das d isparate Geschehen mehr schlecht a ls recht 

zu kaschieren. 

Diese Konste llation zu dechiffrieren fällt einigermaßen 

schwer. Die Unterscheidung nach Rationalisierungs­

Haltungen, also etwa nach „Modernisten" und „Traditio­

nalisten", gibt für die Erklärung differenter Rationalisie­

rungspolitik wenig her. Zwar sind in den Unternehmen 

durchaus Auseinandersetzungen zwischen Protagonisten 

der innovativen Arbeitspolitik und j enen der Rekonven­

tionalisierung zu beobachten, doch weiß man nicht so 

recht, ob die jeweiligen Akteure aus tiefer Überzeugung 

handeln oder nur pragmatisch aktuellem Druck nachge­

ben. 

Auch der pauschale Hinweis auf das Kapi talinteresse 

und dessen permanente Suche nach höherer Effizienz 

durch Weiterentwicklung der Rationalisie rung kann die 

neue Widersprüchlichkeit gerade nicht erkl ären. Hätten 

wir es tatsächlich mit einem starken Kapitalinteresse zu 

tun, so müßte sich schnell die entsprechende Linie als 

die einzig richtige durchsetzen. 

Es könnte aber Sinn geben, zwischen zwei Verwertungs­

kalkülen zu unterscheiden, die eine differente Rationali­

sierungspolitik privi legieren. Insbesondere am Umgang 

mi t den Human Ressources kann man die Unterschiede 

verdeutlichen: Das Shareho lder-Value-Kalkül sucht vor­

handenes Arbei tsvermögen optimal auszunutzen, 

schreckt aber vor kostspieligem Human Ressource De­

velopment zurück; demgegenüber muß ein Konzept, für 

das die weitere Entfaltung der Produktivitäts- und Inno­

vationsressourcen und der Kampf um Technologiefüh­

rerschaft im Zentrum steht, auf die Pflege und den Aus­

bau der Produktionsintelligenz und des kreativen Hu­

manvermögens setzen. Ist eine betriebliche Koexistenz 

dieser beiden Kalküle auf Dauer denkbar oder drängt die 

Situation zur Auflösung in e ine Richtung? Wird eines 

der beiden Verwertungsinteressen letztlich die Rationa­

lisierung dominieren - und welches? 

Allemal wird aus dem Gesagten deutlich, daß die Wei­

terentwicklung der Rationalisierung und dami t die Zu­

kunft der Arbeit eng mit den Grundfragen der Unterneh­

menspolitik zusammenhängen. Und damit auch mit der 

allgemeinen Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik in 

Deutschland und dem verfolgten „Pfad". Da im Kalkül 

der Kurzfrist-Ökonomen Investitionen in das Arbeitsver­

mögen nicht lohnen, hat bei ihnen eine Modernisierung 

der Arbeit, für die die Weiterb ildung der Human Res­

sources konstitutiv ist, ihre Zukunft verspielt. Ob freilich 

ohne den weiteren Ausbau des Humankapitals die Un­

ternehmen am Standort Deutschland überhaupt Chancen 

haben, konkurrenzfähige Produkt- und Fertigungsent-
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wicklungen zu betreiben und damit ihre Zukunft zu 

sichern, erscheint uns einigermaßen fraglich . 

V. 

Offenbar reicht die Phantasie nur für zwei Alternativen 

aus - einerseits das „Hochqualitäts-, Hochqualifika­

tions-, Hochlohn-Modell", dem die deutsche Industrie 

bisher gefolgt war und mit dem sie jetzt ihre Probleme 

hat; andererseits das „Niedriglohn-, Niedrigqualifika­

tions-, Preiswettbewerbs-Modell", dessen (durchaus hin­

terfragbaren) Erfolg die amerikanische Industrie zu do­

kumentieren scheint. Was in vielen deutschen Unterneh­

men heute geschieht, läuft auf den Versuch hinaus, auf 

den amerikanischen Pfad umzusteigen. Statt komparati­

ve Vorteile in der Pflege und Weiterentwicklung der 

eigenen Stärken zu suchen, wird der Anpassung an eine 

Praxis das Wort geredet, die als das Ideal der Wettbe­

werbsfähigkeit ausgegeben wird, obschon sich im Mut­

terland dieser Praxis pikanterweise Zweifel an ihrem 

langfristigen Sinn mehren. Die Ironie der Situation ist, 

daß bei uns der Pfadwechsel aufs amerikanische Modell 

in einer Zeit lebhaft betrieben wird, in der in den USA 

selbst schon das kritische Nachdenken begonnen hat. 

Daß Vorsicht geboten ist, wenn die Formel „niedrige 

Löhne/niedrige Qualifikationen/Preiswettbewerb" als 

Gestaltungsideal verfolgt wird, lehrt in der Tat ein kur­

zer Blick auf die USA - das Paradies für die Verfechter 

dieses Ideals. Wer sich die Gegenwart der US-amerika­

nischen Wirtschaft als die Zukunft der deutschen 

wünscht, muß sich den Einwand gefallen lassen, daß 

sich in den USA selbst die Zweifel an der langfristigen 

Vernünftigkeit des dort eingeschlagenen Weges mehren. 

Daß z.B. „Newsweek" (26.09.96) davon spricht, daß die 

amerikanische Wirtschaft Züge eines „killer capitalism" 

angenommen habe und „now it may be backlash time" 

prognostiziert, kann man als Signal werten. Fundiert 

wird solche Kritik durch Analysen einer Reihe von 

Autoren aus unterschiedlichen intellektuellen Lagern 

(z.B. Freeman 1995, Roach 1996, Thurow 1996, Krug-

man 1994, 1995), die in folgenden Argumenten konver­

gieren: 

Die Niedriglohn-Niedrigqualifikations-Strategie bringt 

kurzfristige Effizienzgewinne und kann in diesem Rah­

men die Wettbewerbsfähigkeit der Firmen verbessern, 

doch für eine nachhaltige Produktivitätsentwicklung 

muß der Sachkapitalstock ausgebaut und die Qualifika­

tion der Arbeitskräfte angehoben werden. Zwischen bei­

den Zielen besteht ein „trade off'. Die amerikanische 

Ökonomie findet zwar gegenwärtig durchaus ihre Vor­

teile in kurzfristigen Effizienzgewinnen, aber der Preis 

dafür besteht in massiven Schwächen im Hinblick auf 

die langfristige Produktivitätssteigerung. Da in den kom­

menden Jahrzehnten Länder wie China, Rußland, Ost­

europa usw. den Niedriglohn-, Niedrigqualifikat ions-, 

Preiswettbewerbs-Pfad besetzen werden, können die 

entwickelten Industrieländer ihre Marktanteile nur dann 

verteidigen bzw. ausweiten, wenn ihre produktiven Ka­

pazitäten wachsen. 

Wie sich das deutsche Produktionsmodell in den 80er 

und frühen 90er Jahren entwickelt hat, bietet es gute 

Chancen für eine in dieser Argumentation angemahnte 

nachhaltige Produktivitätsentwicklung. Wäre es unter 

diesen Umständen nicht die beste Vorsorge für die Zu­

kunft, diese Chancen in Reformen zu mehren? Anders 

als in den USA müßte Produktionsintelligenz bei uns 

nicht erst noch breitflächig etabliert werden. Sie ließe 

sich aus den bestehenden Strukturen heraus fortent­

wickeln. 
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Bedingungen der Beschäftigungsentwicklung 

Ein Vergleich zwischen den USA, den Niederlanden und Westdeutschland 

Rüdiger Glott, Ingrid Wilkens, Andreas Tasch 

Bei dem vorliegenden Artikel handelt es sich um das gekürzte Ergebnis des Zwischenberichts aus einem Teilprojekt der 

vom Bw1desministeriumfür Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie (BMFT) geförderten Prioritären Erst­

maßnahme „ Dienstleistung als Chance: Entwicklungspfade für die Beschäftigung ", die sich mit der Ermittlung 

quantitativer und qualitativer Beschäftigungspotentiale im tertiären Sektor befaßt. Aufgabe des Projektes ist, durch die 

Reanalyse ve1fügbarer internationaler Expertisen präzisere Informationen zu den Chancen der Dienstleistungsbeschäf­

tigung bereitzustellen und dabei Systembedingungen als promotoren oder Hemmfaktoren zu ermitteln. Der Zwischenbe­

richt mit den Ausführungen über die Struktur und Dynamik der Beschäftigungsentwicklung sowie mit der Identifikation 

besonders dynamischer Dienstleistungsfelder in den betrachteten Ländern kann bei den Autoren. angefordert werden. 

Diese PEM wird in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Institut für Wirtschaftsfo rschung (DIW), dem ifo-lnstitut, dem 

Lehrstuhl für lndustriebetriebswirtschaftslehre an der TU München und dem Forschungsinstitut für Telekommunikation 

(FTK) durchgeführt. 

Das große Ausmaß und die Verfestigung der Arbeits lo­

sigkeit stellt in den OECD-Volkswirtschaften das derzeit 

massivste soziale Problem dar. Die Zahl der Arbeitslo­

sen beläuft sich OECD-wei t inzwischen auf über 35 

Mio. Personen (OECD 1997, S. 4). Allerdings sind die­

se Staaten weder in gleichem Ausmaß von Arbeitslosig­

keit betroffen noch nimmt die Entwicklung der Zahl der 

Arbeitslosen in den einzelnen Ländern einen ähnl ichen 

Verlauf. Gegenwärtig lassen sich Länder mit einer ver­

gleichsweise kleinen bzw. sinkenden offiziellen Arbeits­

losenquote (USA, Großbritannien, Niederlande, Däne­

mark) von solchen mit hohen bzw. steigenden Arbeitslo­

senquoten (Spanien, Italien, Deutschland) unterschei­

den. Die Arbeitslosigkeit wird dabei vor allem aus ratio­

nalisierungsbedingten Beschäftigungsverlusten in der In­

dustrie gespeist. Weil hingegen der Dienstleistungssek­

tor in fast allen OECD-Staaten eine kontinuierliche Ex­

pansion der Beschäftigung aufweist, richten sich die 

Hoffnungen auf eine zukünftige Besserung der Beschäf-

tigungssituation vor allem auf diesen Wirtschaftsbe­

reich. 

Mit den USA und den Niederlanden existieren innerhalb 

der OECD Staaten, deren Beschäftigung vor allem durch 

Zuwächse im Dienstleistungssektor seit Anfang der 70er 

Jahre (USA) bzw. seit den 80er Jahren (Niederlande) 

Kontinuierlich anwächst. Die Zahl der Erwerbstätigen 

nahm in den USA zwischen 1983 und 1994 um fas t 

25 % zu, in den Niederlanden stieg sie zwischen 1985 

und 1993 um 18 %. Wenngleich diese Entwicklungen in 

beiden Ländern bisher nicht zur Überwindung des Pro­

blems der Arbeitslosigkeit geführt haben, so bewirkten 

sie immerhin eine deutliche Trendwende auf dem Ar­

beitsmarkt: Die offiziellen Arbeitslosenquoten liegen in 

beiden Ländern augenblicklich bei ca. 5 %, womit sie 

auf die Hälfte des Niveaus zu Beginn der 80er Jahre zu­

rückgegangen sind (Schettkat 1994; de Koning 1995, 

S. 48; Silvestri 1995, S. 61, Ilg 1996, S. 30; de Koning 
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et al. 1997, S. 28). Die Beschäftigungsentwicklung in 

der Bundesrepublik1 liefert hingegen ein etwas anderes 

Bild: Wenngle ich auch hier zwischen J 983 und 1993 

eine Beschäftigungszunahme im Dienstleis tungssektor 

stattgefunden hat, so konnte ein gleichzeitiges Anwach­

sen der Arbe itslosigkeit nicht verhindert werden. Se it 

1993 sinkt die Zahl der Erwerbstätigen, und die Arbeits­

losenzahlen erreichen ständig neue Rekordmarken. 

Auf der Suche nach Wegen aus dieser Krise fä llt der 

Blick immer s tärker auf die USA und die Niederlande. 

Die Frage ist, welche Ursachen dafür ausschlaggebend 

sind, daß dort trotz ähnlicher Anpassungserfordernisse 

durch veränderte (Weltmarkt-)Bedingungen und techni­

schen W andel eine wesentlich günstigere Beschäfti­

gungsperformanz e rreicht werden konnte. 

1. Zur Ursachenanalyse der deutschen 

Beschäftigungsperformanz 

In der aktuellen Diskussion läuft die Beantwortung die­

ser Frage häufig auf zwei Argumente hinaus: Mit Blick 

auf die Beschäfti gungsanteile der verschiedenen Wirt­

schaftssektoren wird für Deutschland gegenüber anderen 

Ländern e ine „Dienstleistungslücke" konstatiert. Mit 

einem Beschäftigungsanteil des Dienstleistungsbereichs 

von 61 % gegenüber 7 1 % in den Niederlanden und übe r 

75 % in den Vereinigten Staaten sei die Wirtschafts- und 

Beschäftigungsstruktur Deutschlands a lso weniger „mo­

dern" (so zuletzt wiede r Klodt et al. 1997, S. 7, 12 ff„ 

162 ff.). In jüngerer Zeit wird dieses Argument vor­

nehmlich vom Institut der D eutschen Wirtschaft dahin­

gehend spezifiziert, daß diese Dienstleistungslücke sich 

hauptsächlich im Bere ich geringqualifizierter und -be­

zahlter Dienstle is tungsaktivitäten finde (Klös 1997). In 

d iesem Zusammenhang wird dann e ine fehlende Dienst­

le is tungskultur, verstanden als Mangel an Bere itschaft, 

Da die Beschäftigungsentwicklung in den neuen Bundesländern 
au fgrund des einigungsbe<lingten Deindustrialisierung und des 
realtiv breiten Einsatzes beschäftigungspolitischer Maßnahmen 
als Sonderfall gelten muß, für den darüber hinaus zumindest für 
die Phase von 1990-1993 kaum verUißliche Daten zu erhalten 
sind, beschränken wir unsere Be trachtung auf die Entwicklung 
in den alten Bundesländern. 

anderen Menschen zu dienen und sich bedienen w las­

sen, beklagt (z. B. Mangold 1997). Das zweite, mit dem 

e rsten durchaus kompatible Argument lautet, daß sich 

die (Arbeits-)Märkte angesichts der zunehmenden Glo­

ba lisierung der Wirtschaft und der Anwendungswirkun­

gen der neuen Informationstechno logien an veränderte 

technische und ökonomische Rahmenbedingungen an­

passen müßten und diese Anpassung umso besser gelän­

ge, je weniger regula torische Schranken auf diesen 

Märkten bestünden. Das deutsche Beschäftigungssystem 

sei aufgrund seiner hohen Verrechtlichung und seines 

vergleichsweise weit ausgebauten Arbeitnehmerschutzes 

zu unflexibel (siehe die komparative Studie von 

Grubb/Wells 1993; OECD 1994; Kommission für Zu­

kunftsfragen der Freistaaten Sachsen und Bayern 1997). 

Diese Argumentation geht implizit von einer immanen­

ten Wachstumsdynamik des Dienstle istungsbereichs aus, 

dessen Entfaltung durch die Aufrechterhaltung falscher 

ökonomischer Rahmenbedingungen behindert wird: 

Nach Fourasties Drei-Sektoren-Theorie, die von Bell 

( 1979) unter Betonung des Aspekts der Informations­

technik und der Informationsarbeit zur Postindustrialis­

mus-These erweitert wurde, existiert ein universeller 

Entwicklungspfad der Volkswirtschaften: Aufgrund zu­

nehmender Arbeitste ilung, der gegenüber der Güterpro­

duktion geringeren Produktivität der Dienstleistungser­

bringung und einer steigenden Nachfrage der privaten 

Haushalte nach Diensten werde der Dienstleistungssek­

tor hinsichtlich se ines Anteils an Beschäftigung und 

Wertschöpfung immer weiter anwachsen, die Bedeutung 

von Industrie- und Agrarsektor hingegen immer wei te r 

abnehmen. Im Zuge dieses Prozesses würden die ökono­

mischen und gesellschaftl ichen Grundlagen der Indu­

striegesellschaft verändert, so daß ähnlich dem Über­

gang von der Agrar- zur Industriegesellschaft ein Über­

gang von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft 

s tattfinden werde. Der Anteil der D ienstleistungen an 

der gesamten Produktion e iner Volkswirtschaft gilt des­

halb häufig als Gradmesser ihrer Modernität. Daß 

Dienstleistungen gegenwärtig als der beschäftigungspo­

litische Hoffnungsträger gelten, liegt also daran, daß 

zum einen die Annahme eines stetigen und weiteren 
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Wachstums des tertiären Sektors theoretisch plausibel 

begründet scheint, und zum anderen diese These in der 

tatsächlichen Beschäftigungsentwicklung einzelner 

Volkswirtschaften auch eine gewisse empirische Bestäti­

gung findet. Die aus dieser Argumentation abgeleiteten 

Rezepte laufen letztlich auf eine Adaption der Verhält­

nisse an die der „Jobwunderländer" hinaus: Würde man 

die deutsche Arbeitsmarktpolitik - durch Deregulierung 

bzw. durch Schaffung eines Niedriglohnsektors - an den 

amerikanischen oder niederländischen Maßstäben aus­

richten, dann verliefe auch die Beschäftigungsentwick­

lung hier wieder deutlich positiv. 

Eine solche Sichtweise ist u. E. jedoch zu wenig diffe­

renziert: Sie fokussiert ausschließlich auf die quantitati ­

ve Beschäftigungsentwicklung und läßt die qualitativen 

Merkmale der Beschäftigung sowie die nationalen Spe­

zifika eines jeden Beschäftigungssystems unberücksich­

tigt. Stattdessen werden die Entwicklungsbedingungen 

de1j enigen (wenigen) Volkswirtschaften verabsolutiert, 

die eine vergleichsweise positive Beschäftigungsent­

wicklung aufweisen. Nationale Spezifika der Beschäfti­

gungsentwicklung sehen wir in unterschiedlichen sozia­

len und politischen Kulturen mit dementsprechend diffe­

rierenden institutionellen Arrangements, abweichenden 

Formen der Arbeits- und Unternehmensorganisation, un­

terschiedlicher Einbindung in die Weltwirtschaft sowie 

verschiedenen Branchenstrukturen in den einzelnen 

Staaten. Eine in dieser Weise differenziertere Betrach­

tungsweise zeigt, daß Struktur und Dynamik der Be­

schäftigungsentwicklung eines Landes in ers ter Linie 

von seinem j eweils spezifischen Setting zusammenwir­

kender ökonomischer, sozialer, kultureller und institu­

tioneller Faktoren abhängen. In unserer Projektarbeit 

wollen wir deshalb versuchen, andere Interpretations­

und Erklärungsansätze für die unterschiedliche Beschäf­

tigungsperformanz zu finden als die der überkorrunenen 

Dienstleistungstheorie. Zunächst geben wir einen knap­

pen Überbl ick über die Entwicklungen der Beschäfti­

gung in den betrachteten Ländern. 

2. Wesentliche Ergebnisse der Analyse der 

Beschäftigungsentwicklung in den 

betrachteten Ländern 

In den USA wächst die Beschäftigung seit den 70er Jah­

ren kontinuierlich um jährlich 1 ,5 % bis 2 %. Allein 

zwischen 1983 und 1995 nahm die Zahl der Beschäftig­

ten um 24 % zu (Werner 1997, S. 586). Dabei läßt sich 

zeigen, daß sich im langfristigen Trend das Jobwachs­

tum in den USA gegenüber den 70er Jahren um mehr als 

die Hälfte verlangsamt hat. Mishel et al. ( 1997, 

S. 246 ff.). Die Arbeitslosenquote, die Anfang der 80er 

Jahre noch bei knapp 10 % lag, ging auf 5,4 % im Jah­

resdurchschnitt 1996 zurück. Besonderheiten gegenüber 

vielen europäischen Ländern bestehen dari n, daß die Ar­

beitslosenquote für Frauen und Männer seit Ende der 

80er Jahre in etwa gleich ist, sich aber deutlich stärkere 

Segmentationslinien nach der ethnischen Zugehörigkeit 

und dem Alter zeigen. Ein wei terer wesentlicher Unter­

schied zu europäischen Arbeitsmärkten besteht schließ­

lich darin, daß der Anteil der Langzeitarbeitslosen (län­

ger als ein Jahr arbeitslos) in den USA an den Arbeitslo­

sen insgesamt mit 10 % sehr klein ist (Werner 1997, 

S. 586). 

Das Bureau of Labour Statistics (BLS) hat in unter­

schiedlichen Veröffentlichungen (Silvestri 1995, S. 61; 

Ilg 1996, S. 30) die Struktur des Jobwachstums in den 

USA nach Branchen und Berufen für die Zeiträume von 

1983-1993 und 1989-1995 ausgewiesen. Die Betrach­

tung nach Branchen macht die zentrale Bedeutung des 

Dienstleistungsbereichs, insbesondere der sonstigen 

Dienstleistungen und des Einzelhandels, für das Be­

schäftigungswachstum deutlich. Die Analyse der Be­

schäftigungszuwächse nach Tätigkeiten zeigt, daß das 

Beschäftigungswachstum in den USA etwas stärker im 

unteren Qualifikationsbereich stattgefunden hat, in den 

90er Jahren entstehen die Jobs ganz offensichtlich stär­

ker im Bereich der hochqualifizierten Tätigkeiten. Das 

häufig gebrachte Argument, das Beschäftigungswunder 

in den USA bringe in erster Linie sogenannte „bad jobs" 

hervor, läßt sich angesichts des Qualifikationsniveaus 

der neugeschaffenen Arbeitsplätze nicht halten. Als wei-
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teres Argument für mangelnde Qualität der neugeschaf­

fenen Arbeitsplätze in den USA wird aber in jüngerer 

Zeit vor allem auf die angebliche Verschlechterung der 

allgemeinen Arbeitsbedingungen hingewiesen (z.B. 

Thurow 1996). 

Hinsichtlich der Zahl der „multiple job holders" lassen 

die Daten des BLS den Schluß zu, daß diese seit den 

80er Jahren kaum zugenommen hat und bei einem An­

teilswert von e twa 6 % an der Gesamtbeschäftigung ver­

harrt. Allerdings ist diese Gruppe am Arbeitsmarkt 

schwer zu identifizieren. Feststellen läßt sich allerdings, 

daß Mehrfachbeschäftigung unter Beschäftigten mit 

höherer Qualifikation weiter verbreitet ist als unter Ge­

ringqualifizierten. Revisionsbedürftig erscheint ferner 

auch die These eines höheren Anteils der Selbständigen 

(ohne Landwirtschaft) sowie der geringfügig Beschäftig­

ten an der Gesamtbeschäftigung. Der Anteil der Selb­

ständigen liegt in den USA mit 7,5 % inzwischen unter 

dem Niveau in Deutschland. 

Weiterhin kann fes tgestellt werden, daß in den USA of­

fensichtlich e ine deutliche Polarisierung der Einkom­

mens- und Beschäftigungsstrukturen stattfindet, die 

ihren Beginn Anfang der 80er Jahre hat (Werner 1997, 

S. 590 f.). Gerade die Einkommensunterschiede in Be­

zug auf den Bildungsstand haben sich deutlich ver­

schärft (Houseman 1995, S. 11 l ff.). Seit Überwindung 

der Rezession 199 l/92 scheinen die Realeinko1runen 

wieder zu steigen (Thurow 1996), wodurch die Zahl der 

"working poor" und der Haushalte unterhalb der Ar­

mutsgrenze (1995: ca. 16.000 $ Jahreseinkmmnen) zu­

rückgeht. 

Im Ergebnis kann festgehalten werden, daß das häufig 

gezeichnete negative Bild der qualitativen Dimensionen 

des amerikanischen Jobwunders mit großer Wahrschein­

lichke it überzogen ist. 

In den Niede rlanden nahm die Zahl der Erwerbstätigen 

zwischen J 988 und 1996 von 6,01 Mio. auf 6,97 Mio. 

zu, wohei die jährliche Wachstumsrate der Beschäfti­

gung zumeist um gut 2 % schwankte und damit der ame-

rikanischen vergleichbar war. Nachdem Anfang der 70er 

Jahre wie in Deutschland Vollbeschäftigung herrschte, 

stieg die Arbeitslosenquote Mitte der 70er Jahre sprung­

haft auf über 5 % an und infolge der nächsten Rezession 

zu Beginn der 80er Jahre nochmals auf über 10 % 

(OECD 1994, S. 36). Ab Mitte der 80er Jahre begann 

sich die Arbeitsmarktsituation jedoch deutlich zu ent­

spannen. Ähnlich wie auf dem amerikanischen zeigt sich 

auch auf dem niederländischen Arbei tsmarkt eine deutli­

che, ethnisch bestimmte Segmentationslinie. Im Gegen­

satz zum US-Arbeitsmarkt hat sich der Anteil der Lang­

zeitarbeitslosen an den Arbeitslosen insgesamt in den 

letzten Jahren auf dem hohen Niveau von 50 % einge­

pendelt (de Kaning et al. 1997, S. 36; Werner 1997b). 

Die Beschäftigungsdynamik in Branchen und Berufsfel­

dern ist den Statistiken für die Erwerbspersonen (inklu­

sive Selbständige) des Centraal Bureau voor de Stati­

stiek (CBS) zu entnehmen (Enquete beroepsbevolking, 

verschiedene Jahrgänge). In den Niederlanden expan­

dierte die Beschäftigung (geringfügig Beschäftigte sind 

hier nicht berücksichtigt) zwischen 1985 und 1993 in 

fast allen Branchen mit zweistelligen Zuwachsraten, wo­

bei der Beschäftigungsboom nicht nur vom Dienstlei­

stungsbereich getragen wurde, sondern auch vom primä­

ren Sektor. Motor der Expansion im Dienstleistungsbe­

reich waren nicht die sonstigen Dienstleistungen, son­

dern die Finanzdienstleistungen und unternehmensbezo­

gene Dienste sowie das Hotel- und Gaststättengewerbe. 

Zumindest für die 80er Jahre müssen die Niederlande 

somit als Sonderfall der Beschäftigungsentwicklung gel­

ten, der sich kaum als Tertiarisierungsprozeß bezeichnen 

läßt. 

Die Qualität der neuen Arbeitsplätze im Dienstleistungs­

bereich läßt sich hinsichtlich der Qualifikationsanfordc­

rungen weder auf der Branchen- noch auf der Tätigkeits­

ebene e indeutig beurteilen. Entscheidend für die Quali­

tät scheint die Entwicklung der Arbeitszeiten zu sein. 

Die Beschäftigungszuwächse lassen sich vor a llem auf 

eine massive Zunahme von Teilzeitarbeit - überwiegend 

im Dienstleistungssektor - zurückführen: Innerhalb von 

gut 25 Jahren, insbesondere in den 80er Jahren, stieg die 
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Teilzeitquote von 5 % auf 36 % (1996), bei Frauen so­

gar von 15 % auf 66 %. Auf dem Großteil der Teilzeit­

stellen wird wöchentlich zwischen 20 und 34 Stunden 

gearbeitet (19 %; 1996), nur 6 % aller Arbeitsverhältnis­

se haben einen Umfang von 13 bis 19 Wochenstunden. 

Der Anteil der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse 

(unter 12 Wochenstunden; sog. „kleine baan") an den 

gesamten Arbeitsverhältnissen beträgt 11 %. Interessan­

terweise hat sich dieser Anteil seit 1988 kaum verändert. 

Die Beschäftigungsexpansion ist auch in den Niederlan­

den mit Veränderungen in der Einkorrunensstruktur ver­

bunden. Wenngleich bei den Stundenlöhnen im Gegen­

satz zu den USA in den letzten Jahren eine starke An­

gleichung zwischen hoch- und niedrigqualifizierten Ar­

beitnehmern zu beobachten war (Linden 1996, S. 33), ist 

die Einkommensverteilung ungleichmäßiger geworden, 

wie ein Vergleich der Ginikoeffizienten zwischen 1977 

und 1994 ergibt (Centraal Bureau voor de Statistiek 

1996, s. 27). 

Auch in Westdeutschland fand zwischen 1985 und 1992 

ein deutliches Beschäftigungswachstum in Höhe von 

netto rund 3,5 Mio. neuen Stellen statt, doch betrug die 

durchschnittliche Wachstumsrate nur 1,9 % p.a .. Seit 

1993 ist die Zahl der Erwerbstätigen wieder rückläufig. 

Die Arbeitslosenquote beträgt zur Zeit 12,6 % ( 10, 1 % 

in Westdeutschland und 21,4 % in den neuen Bundes­

ländern). Im Gegensatz zu den beiden Vergleichsländern 

weist der deutsche Arbeitsmarkt keine so deutlichen eth­

nischen Segmentationslinien auf; stattdessen sind Frauen 

und ältere Menschen unter den Arbeitslosen überreprä­

sentiert. Der Anteil der Langzeitarbeitslosen liegt mit 

45 % an den Arbeitslosen insgesamt niedriger als in den 

Niederlanden, doch im Gegensatz zur Entwicklung dort 

verschärft sich dieses Problem hier weiterhin (Werner 

1997, S. 586). 

Von den zwischen 1985 und 1990 brutto rund 2,95 Mio. 

neugeschaffenen Stellen entfiel der größte Anteil auf 

den Dienstleistungsbereich, aber auch die Industrie lei­

stete mit einem Anteil von insgesamt 27 % an den neuen 

Arbeitsplätzen einen bedeutenden Beitrag zu dem hohen 

Beschäftigungswachstum. Zwischen 1990 und 1992 

wurde noch ein Sechstel der neuen Stellen im sekundä­

ren Sektor geschaffen. Im Dienstleistungsbereich wuchs 

die Beschäftigung in diesem Zeitraum vor allem im Ge­

sundheitswesen, im Einzelhandel, im Bildungs- und 

Kulturbereich sowie bei den sonstigen Dienstleistungen. 

Über Umfang und Struktur der geringfügig Beschäftig­

ten (sogenannte 610-DM-Jobs), deren Arbeit durch ge­

ringe Stundenlöhne, niedrige Qualifikationsanforderun­

gen und geringe soziale Absicherung gekennzeichnet ist, 

können keine präzisen Aussagen gemacht werden. Das 

Statistische Bundesamt beziffert ihren Umfang mit 1,57 

Mio., das DIW auf 5,4 Mio. und das Bundesministerium 

für Arbeit und Sozialordnung auf 5,6 Mio. 

Die Einkommensverteilung ist auch in Deutschland zwi­

schen 1988 und 1993 ungleichmäßiger geworden, wie 

ein Vergleich der Gini-Koeffizienten ergibt. In diesem 

Zeitraum ist die Einkommensungleichheit etwas höher 

als in den Niederlanden. 

3. Ursachen der unterschiedlichen Beschäfti­

gungsentwicklung 

Ausgehend von den skizzierten unterschiedlichen Situa­

tionen der Beschäftigung in den betrachteten Ländern 

werden wir im folgenden einen Überblick über die de­

mographischen und ökonomischen Faktoren, die natio­

nalen Sozialsysteme und die jeweils durchgeführten so­

zial- und arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen in den be­

trachteten Ländern geben, um deutlich zu machen, wel­

che unterschiedlichen Faktoren Einfluß auf die Beschäf­

tigungsentwicklung haben können. 
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3.1. Demographische Einflußfaktoren 

Die USA weisen gegenüber Deutschland und den Nie­

derlanden eine gänzlich andere demographische Struktur 

und Entwicklung auf. Das Bevölkerungswachstum fällt 

hier mit 1 % p.a. zwischen 1980 und 1993 gegenüber 

den Niederlanden (0,6 %) und Deutschland (0,2 %) we­

sentlich stärker aus (Weltbank 1995). Die Zuwanderung 

ist prozentual allerdings in den Niederlanden etwas 

höher als in Deutschland oder den USA (eigene Berech­

nungen); in Deutschland und den Niederlanden wird das 

Bevölkerungswachstum anders als in den USA fast völ­

lig von Zuwanderungen bestimmt. Die Bevölkerung ist 

im Schnitt in den USA ,jünger" als in den Vergleichs­

ländern, was zur Folge hat, daß das Erwerbspersonenpo­

tential weniger durch „Verrentungsprozesse" reduziert 

wird. Bezogen auf die für den Arbeitsmarkt relevanten 

Gruppen lassen sich für die hier verglichenen Länder 

folgende Entwicklungen fes thalten : 

Die Zahl der Personen im erwerbsfähigen Alte r ist in 

den USA zwischen 1983 und 1993 um 8,2 % von 156 

M io auf 168 Mio gestiegen. In Westdeutschland wuchs 

diese Gruppe ( 1993: 45 M illionen) zwar im gleichen 

Zeitraum ebenfalls an, doch betrug die Wachstumsrate 

hier nur 6,2 % (Werner 1997a, S. 587). In den Nieder­

landen stieg die Zahl der Personen im erwerbsfähigen 

Alter zwischen 1987 und 1994 um 5 % von rund 10,0 

Millionen auf 10,5 Millionen (de Kon ing et a l. 1997, 

s. 2). 

Die Erwerbsquote2 in den USA, im inte rnationalen Ver­

gleich ohnehin eine der höchsten, stieg zwischen 1983 

und 1993 von 72 % auf 76 % an. Auch die amerikani­

sche Frauenerwerbsquote ist mit 7 1 % innerhalb der 

OECD sehr hoch. In Deutschland liegt die Erwerbsquote 

dagegen wesentlich niedriger, sie nahm in derselben De­

kade von 67 % auf 69 % zu. Die Frauenerwerbsquote, 

die gegenüber den 80er Jahren deutlich gestiegen ist und 

einen nicht unerheblichen Teil der Beschäftigungsex-

2 Die Erwerbsquote bezieht sich auf das Erwerbspersonenpoten­
tial. schließt also die sogenannte „s tille Reserve"' am Arbeits­
markt mit ein: Erwerbsquote = Erwerbspersonen (= Erwerbstä­
tige+ Arbeitslose)/ Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter. 

pansion in Westdeutschland erklärt, liegt mit 61 % im­

mer noch deutlich unter dem US-amerikanischen Ni­

veau. Der Beschäftigungszuwachs in Westdeutschland 

zwischen 1983 und 1993 fand gegenüber den USA a lso 

auf geringerem Niveau statt und war nur halb so intensiv 

wie dort. Die Niederlande weisen mit 62 % im Jahre 

1994 die geringste Erwerbsquote der verglichenen Län­

der auf, was sich auf die hohe Zahl von Inaktiven (Früh­

rentner, Berufsunföhige3
) und auf eine geringe Frauener­

werbsquote zurückführen läßt (zu weiteren Ursachen 

siehe auch Dercksen l 994a, S. 28). Diese betrug 1985 

nur 30 %, stieg seitdem aber auf 44 % ( 1995) an (Cen­

lraal Bureau voor de Statistiek 1996, S. 9). Es ist davon 

auszugehen, daß die Frauenerwerbstätigkeit auch in Zu­

kunft weiter zunehmen wird (Becker 1998, S. 19). 

Das amerikanische „Beschäftigungswunder" vollzieht 

sich also auf der Angebotsseite des Arbeitsmarktes - im 

Gegensatz zu den europäischen Vergleichsländern - vor 

dem Hintergrund e iner starken Zunahme des Erwerbs­

personenpotentials, die auf einen höheren Anteil jünge­

rer Personen, höhere Frauenerwerbstätigkei t und starke 

Zuwanderung zurückzuführen ist. Zum einen entsteht 

dadurch ein hoher Angebotsdruck auf dem US-Arbeits­

markt. Zum anderen steht dem steigenden Angebot von 

Arbeitskräften eine wachsende Nachfrage gegenüber, 

was sich vor allem in einer Erhöhung der Beschäfti­

gungsquote und e iner stärkeren Integration von Frauen 

in den Arbeitsmarkt niederschlägt. In den Niederlanden 

weisen einige der für die Beschäftigungsperformanz re­

levanten Indikatoren zwar in d ie gleiche Richtung wie 

die der USA (auch hier sind die Steigerungsraten der Er­

werbs- und der Beschäftigungsquote wesentl ich größer 

als in Deutschland) , doch vollzieht sich diese Entwick­

lung hier vor dem vergleichsweise günstigeren Hinter­

grund eines wesentl ich langsamer wachsenden Arbeits-

Hier scheint es sich um ein spezifisch niederländisches Phäno­
men des endgültigen Rückzugs aus dem Erwerbsleben unter 
Ausnutzung staatlicher Transferzahlungen zu handeln. Die Zahl 
der Inaktiven stieg zwischen 1975 und 1990 von 960.000 auf 
1.870.000 (bei einer Gesamtbevölkerung von ungefähr 15 
Mio.). (Scholten 1994, S. 5; de Korte 1997) Die verborgene Ar­
beitslosigkeit kann damit als sehr hoch angesehen werden. 
(Wijers 1997) Schmid schätzt die „breite" Arbeitslosenquote 
höher ein als die deutsche (27,I % vs. 22 %). (Schmid 1997. 
S. 313 f.; Becker 1998, S. 15; Rinnooy Kan 1997) Zu Kosten 
und Nutzen der Frühverrentung Schmid 1997, S. 327. 
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angebots. In W estdeutschland dagegen wachsen Bevöl­

kerung und Erwerbspersonenpotential in ähnlicher Wie­

se wie in den Niederlanden, d. h. der Angebotsdruck auf 

dem Arbeitsmarkt ist auch hier längst nicht so hoch wie 

in den USA, doch geht die Zahl der Erwerbstätigen zu­

rück. 

3.2. Ökonomische Einflußfaktoren 

Zentraler Erklärungsfaktor für die Entwicklung der Be­

schäftigung ist der Arbeitsmarkt. Die Angebotsseite 

wird von der Größe der Bevölkerung und ihrem Er­

werbsverhalten beeinflußt. Auf die erheblichen Unte r­

schiede in der demographischen Entwicklung und im Er­

werbsverhalten in den drei hier betrachteten Ländern 

wurde bereits eingegangen. Die Nachfrageseite des Ar­

beitsmarktes wird maßgeblich von der Entwicklung des 

Sozialprodukts sowie der gesamtwirtschaftliche n Pro­

duktivität bestimmt. Das Wirtschaftswachstum (gemes­

sen am B IP) betrug in den USA zwischen 1980 und 

1993 im Jahresdurchschnitt 2,7 %, in Deutschland und 

den Niederlanden war es mit 2,6 % p. a. respektive 

2,3 % vergleichbar (Weltbank 1995). Die Unterschiede 

der Beschäftigungsentwicklung in den drei Ländern lie­

gen also nicht in der Höhe des Wachstums begründet, 

sondern offenbar in seiner Beschäftigungsintensität: In 

den USA ist die Beschäftigungsentwicklung eng an das 

Wirtschaftswachstum gebunden, während in Deutsch­

land Beschäftigung und Sozialprodukt kaum ane inander 

gekoppelt sind (Werner 1997a, S. 587). Auch in den 

Niederlande n scheint eine wesentlich niedrigere „Be­

schäfti gungsschwelle" des Wirtschaftswachstums zu be­

stehen (Werner 1998, S. 11 ). 

Angesichts des annähernd gleich hohen W irtschafts­

wachstums in den USA, Deutschland und den Nieder­

landen, aber den kürzeren Arbeitszeiten in de n europäi­

schen Ländern und der schwächeren Beschäftigungsent­

wicklung in De utschland kann vermutet werden, daß die 

Entwicklung der Arbeitsproduktivität in den betrachte-

ten Ländern sehr unterschiedlich verlaufen ist.~ In der 

Tat ist in den USA das Produktivitätsniveau erheblich 

geringer als in Westdeutschland (Werner l 997a, S. 5). 

Außerdem konnte die Produkti vität in den USA zwi­

sche n 1983 und 1993 nur um rund 9 % gesteigert wer­

den, in den Niederlanden um 18 %, in Westdeutschland 

dagegen um fast 31 % (Werner 1997a; Werner 1997b, 

S. 5 ; Schettkatt 1997, S. 807). Die unterschiedliche Be­

schäftigungsperformanz in den USA, den Niederlanden 

und Deutschland läßt sich also vor allem auf die unter­

schiedlichen Niveaus der Produktivi tät und die großen 

Differenzen in deren Wachstumsraten zurückführen. Bei 

gleich hohem Wachstum des Sozialprodukts müssen an­

gesichts der Produktivitätsunterschiede der drei Länder 

die Beschäftigungszuwächse in s tarkem Maße differie­

ren. Oder anders ausgedrückt: Die hohe Produktivität in 

Westdeutschland würde für eine der amerikanischen 

oder der niederländischen vergle ichbare Beschäftigungs­

zunahme ein wesentlich intensiveres Wirtschaftswachs-

turn erfordern (Werner 1997a, S. 588 ff.; Werner 1997b, 

S . 6; We rner 1998, S. 12). - Bei den Niederlanden han­

delt es sich dagegen um einen anders gelagerten Fall : 

Bei geringerem Wirtschaftswachstum und doppelt so 

hoher Produktivitätssteigerung wie in den USA wurde 

hier ein Beschäftigungswachstum erzielt, das dem der 

USA vergleichbar war. D ie genannten ökonomischen 

Faktore n, die das starke Beschäftigungswachstum in den 

USA begründen, können also das Jobwunder in den Nie­

derlanden nicht erklären. 

Da die Produktivitätsentwicklung den Spielraum für 

Lohnerhöhungen definiert, is t auch eine höchst unte r­

schiedliche Lohnentwicklung in den drei Ländern zu 

vermuten. Vergleicht man die Entwicklung der Reallöh­

ne zwischen 1983 und 1993 in Westdeutschland und in 

den USA, dann zeigt sich für die USA mit einer nur ge­

ringen Steigerung von 0,7 % p. a. in diesem Zeitraum 

e ine annähernde Stagnation der Löhne und Gehälter, 

während in Westdeutschland d ie Löhne um knapp über 

3 % p. a. gestiegen sind, was der jährliche n Produktivi­

tätszunahme e ntspricht. Dagegen ist die Lohnsteigerung 

4 Die Produktivität errechnet sich, indem der Wert des Sozialpro­
dukts durch das Arbeitsvolumen (Zahl der Arbeitnehmer multi­
pliziert mit der Jahresarbeitszeit) dividiert wird. 
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in den USA etwas unterhalb der Wachstumsrate der Pro­

duktivität geblieben (Werner 1997a, S. 588 ff.) Mishel 

et a l. (l997S. 357 ff.) und Thurow (1996) sehen in dem 

Zusammenspie l geringer Wachstums- und Produktivi­

tätssteigerungen mit anhaltendem Jobwachstum eine 

Hauptursache des Rückgangs der mittleren Einkomme n 

in den USA. In den Niederlanden waren die Lohnsteige­

rungen zwischen 1987 und 1993 sehr moderat (zumeis t 

im Bereich zwischen 0,3 % und 0 ,5 % ), 1994 und 1995 

jedoch sanken die Reallöhne dagegen um jeweils ca. 

1 %. Die Reallohnentwicklung lag damit wie in den 

USA unter der Produktivitätszunahme. 

Die Entwicklung der Reallöhne dürfte wiederum Einfluß 

auf Arbeitsangebot und -nachfrage haben. So wird 

beispielsweise die starke Reduzierung der niederländi­

schen Arbeitslosigkeit auch mit der Zurückhaltung bei 

den Lohnforderungen erklärt (z.B. Becker 1998, S. 18). 

3.3. Einflüsse des Sozialsystems und der 

Arbeitsmarktpolitik 

Die institutionellen und sozialrechtlichen Rahmenbedin­

gungen sowie die in den drei Ländern betriebene Sozial­

und Arbeitsmarktpolitik weisen im Vergleich zu den an­

deren bereits diskutierten Faktoren die größten Unter­

schiede auf. Eine detaillierte Beschreibung der nationa­

len Spezifika is t im Rahmen dieses Textes nicht mög­

lich . Wir beschränken uns deshalb auf eine skizzierende 

Darste llung der unserer M einung nach für die jeweilige 

Beschäftigungsentwicklung besonders relevanten Unter­

schiede der verschiedenen Systeme. Da hier in erste r Li­

nie die Bedingungen eines Beschäftigungswachstums in­

teressieren, beschränken wir uns in diesem Abschni tt 

darüber hinaus auf die Gegebenheiten in den USA und 

den N iederlanden . Merkmale des deutschen Sozialsy­

stems greifen wir im Fazit nur so weit auf, wie dies zur 

Beschreibung der deutschen Beschäftigungsentwicklung 

notwendig ist. 

USA 

Das Sozialsystem der USA zeichnet sich auf der regula­

torischen Ebene im Gegensatz zu den Sozialsystemen 

der beiden Vergleichsländer vor allem durch eine sehr 

viel stärkere Betonung der Privatautonomie aus. Ein 

großer Teil der im weiteren beschriebenen Merkmale 

des US-Systems resultiert letztl ich aus d ieser auch kultu­

rell determinierten Orientierung auf das Individuum, die 

kompleme ntiert wird durch e ine starke Zurückhaltung 

des Staates und eine starke Stellung privater Wohlfahrts­

organisationen. Assoziiere man mit dem Begriff des 

Wohlfahrtsstaates die eher sozialdemokratisch und „li­

beral-kollektivistisch" geprägte Nachkriegsentwicklung 

in Westeuropa, so Ginsburg (1993, S. 98), dann könne 

angesichts dieser Grundorientierungen und des tei lweise 

völligen Fehlens staatlicher Programme im Falle der 

USA kaum von einem Wohlfahrtsstaat gesprochen wer­

den, gemessen an diesem Maßstab sei eher das Etikett 

eines „welfare laggard" zutreffend.5 So werden in den 

USA Arbeitsbeziehungen und -bedingungen zumeis t in­

dividuell ausgehandelt, abgesehen von wenigen Ausnah­

men wie einem gesetzlich garantierten Mindestlohn 

nimmt der Staat kaum Einfluß. M it der Fokussierung auf 

die Freiheit des einzelnen korrespondiert auch ein hoher 

Stellenwert der Berufsfreiheit, der Zugang zu Berufen 

ist längst nicht in dem Maße durch Ausbildungsregelun­

gen und ständische Berufsorganisationen reguliert wie in 

viele n europäischen Staaten. Kollektive Inte ressenver­

tretung durch Gewerkschaften spielt in den USA e ine 

vergleichsweise untergeordnete Rolle: der gewerkschaft­

liche Organisationsgrad liegt im Privatsektor gerade bei 

lO %, auch in der Folge davon verfügen amerikanische 

Arbeitnehmer im Vergleich zu europäischen Lände rn 

über weniger Mitbestimmungsmöglichkeiten. Tarifver­

träge werden für einzelne Unternehmen abgeschlossen, 

was zu einer deutlich größeren Differenzierung von Ar­

beitsbedingungen innerhalb derselben Branchen und Re­

gionen führt. Ein allgemeines Kündigungsschutzgesetz 

existiert nicht, Einschränkungen der Kündbarkeit von 

5 Ginsburg macht allerdings zurecht deutlich, daß ein solcher 
Maßstab für die historische Entwicklung der USA nicht passen 
kann und es sich auch dort natürlich um einen Wohlfahrtsstaat 
handelt, der aber gänzlich anders strukturiert ist als westeuro­
päische Wohlfahrtsstaaten (Ginsburg 1992, S. 98). 
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Arbeitsverträgen bestehen lediglich durch Diskriminie­

rungsschutzrechte, Tarifregelungen und Richterrecht. In 

der Folge können die unbefristeten Arbeitsverträge von 

zwei Dritteln der Beschäftigten jederzeit aufgelöst wer­

den (Sachverständigenrat 1996, S. 43 f.). 

Auch auf der Ebene der Sozialleistungen und des sozia­

len Schutzes der Beschäftigten im Sinne von Kranken­

und Arbeitslosenversicherung sowie Alterssicherung be­

finden sich amerikanische Arbeitnehmer in einer 

schlechteren S ituation als (kontinental-)europäische. 6 

Während in den europäischen Vergleichsländern diese 

Leistungen zum größten Teil oder vollständig über den 

Staat erbracht werden7
, sind die Beschäftigten in den 

USA häufig auf betriebliche Sozialleistungen (insbeson­

dere Krankheitsschutz und Altersvorsorge) angewiesen. 

Da es keine allgemeine Pflicht für die Unternehmen zu 

solchen Leistungen gibt, variiert der soziale Schutz der 

Beschäftigten sehr stark danach, wo sie angestellt sind, 

wobei der A nteil der Beschäftigten, die über den Arbeit­

geber krankenversichert sind, rückläufig ist.8 Bei einem 

erzwungenen Arbeitsplatzwechsel sinkt deshalb häufig 

nicht nur der Lohn, sondern auch das Niveau der sozia­

len Sicherheit. Dort, wo staatliche Lohnersatzleistungen 

existieren, liegen sie - zum Teil erheblich - unter dem in 

Westeuropa üblichen Niveau. Die staatliche Rente be­

trug 1995 maximal 1.200 $ im Monat, das Arbeitslosen­

geld beträgt je nach Bundesstaat im Schnitt nur 35 % 

des letzten Nettolohnes und wird für einen wesentlich 

kürzeren Zeitraum (wenn keine Ausnahmeregelungen 

greifen, maximal 26 Wochen) als in Deutschland ge­

zahl t. Für Arbeitslose ist a lso der Druck sehr groß, mög­

lichst schnell wieder einen Arbeitsplatz zu finden, auch 

wenn dieser erheblich schlechter sein sollte als der frü­

here, e twa weit unter dem eigenen Qualifikationsniveau 

liegt. Im Gegensatz zu Deutschland sind Arbeitslose mit 

der Arbeitslosenunterstützung nicht automatisch kran­

kenversichert (Werner 1997, S. 594 ff.). 

6 

7 

8 

Die Situation in Großbritannien ist eher der in den USA als in 
den übrigen EU-Staaten ähnlich. 
In Deutschland mit Ausnahme der gesetzlichen Krankenversi­
cherung, die von Arbeitgeber und Arbeitnehmer fi nanziert wird. 
40 Mio. der Beschäftigten in den USA verfügen über keinerlei 
Versicherungsschutz im Krankheitsfall (Werner 1997, S . 59 l ). 

Arbei tsmarktpolitik ist in den USA von untergeordneter 

Bedeutung. Die USA gehören neben Japan zu den 

OECD-Staaten mit den geringsten Ausgaben für Ar­

beitsmarktpolitik (gemessen im Anteil am Bruttosozial­

produkt) (OECD 1996, S. 205 f.). Der größte Teil dieser 

Ausgaben entfällt auf passive Arbeitsmarktpoli tik (Un­

terstützungszahlungen). Aktive Arbei tsmarktpolitik wird 

verstanden als Vermittlung, Beratung und - zumeist nur 

kurze - Bildungsprogramme für Arbeitslose mit schlech­

ten Wiederbeschäftigungschancen. Der über diese Form 

der Arbeitsmarktpolitik ausgeübte hohe Druck auf Ar­

beitslose zur Arbeitsaufnahme wird durch andere sozial­

politische Maßnahmen noch verstärkt. So hat die Clin­

con-Administration den Bezug von Sozialhilfe generell 

auf maximal zwei Jahre verkürzt und stärker an die Teil­

nahme an einem Arbeits- oder Ausbi ldungsprogramm 

gekoppelt. Von diesen Regelungen sind auch alleiner­

ziehende Mütter nicht ausgenommen. Es gibt nur wenige 

sozialpolitische Instrumente in den USA, die dem weite­

ren Auseinanderklaffen der Lohnschere entgegenwirken. 

Als solche Transferleistungen können temporäre Unter­

stützungen für bedürftige Famil ien - insbesondere für al­

leinerziehende Mütter - genannt werden, sowie vor al­

lem die negative Einkommensteuer (Earned Income Tax 

Credit), durch die Bezieher niedriger Einkommen nicht 

nur steuerbefreit sind, sondern aus dem Steueraufkom­

men einen Lohnzuschuß erhalten (Werner 1997, 

S. 590 ff.) 

Niederlande 

Die niederländische Gesellschaft konnte bis in die 60er 

Jahre hinein als „versäult" bezeichnet werden („verzui­

ling van de maatschappij"). Die vier Säulen waren d ie 

Netzwerke der Katholiken, der orthodoxen Kalvinisten, 

der Sozialisten und des liberalen Bürgertums. Sie be­

stimmten die sozialen Beziehungen zwischen den ver­

schiedenen Bevölkerungsgruppen, wobei jedes Netz­

werk in den einzelnen gesellschaftspolitischen Berei­

chen unterschiedlich aktiv wurde. Die Versäulung führte 

früh zur starken Dominanz der - auf Anhörung und Be­

ratung basierenden - Verhandlung als poli tischem Koor-
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dinationsmechanismus, der auch nach der Erosion der 

Versäulung von großer Bedeutung blieb. Das niederlän­

dische System wird daher als „Verhandlungsdemokra­

tie" bezeichnet (Kleinfeld 1997, S. 6 ff.). Auf diesem 

System von Beratung und Verhandlung zwischen ver­

schiedenen Institutionen hat sich gerade im Bereich der 

Wirtschafts- und Sozialpolitik eine spezifische „Diskus­

sionskultur" entwickelt (Maier-Mannhart 1998). Zu den 

Gremien, die an der Politikgestaltung mitwirken, zählen 

vor allem der Sociaal-Economische Raad (SER) und die 

Stichting van de Arbeid (SvdA). Die verschiedene Aus­

schüsse umfassende Stichling van de Arbeid verkörpert 

e in Gesprächsforum für Arbeitgeber, Arbeitnehmer und 

Regierung in Fragen der privatwirtschaftlichen Arbeits­

beziehungen und der sozialen Folgen des Wirtschaftsge­

schehens. Der tripartistisch organisierte Sociaal-Econo­

mische Raad (Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Wissen­

schaftler, die sog. „Kronmitglieder") ist dagegen zum 

einen Spi tzenorgan der ö ffentlich-rechtlichen Wirt­

schaftsorganisation und zum anderen oberstes Bera­

tungsorgan der Regierung in Fragen der Wirtschafts­

und Sozialpolitik. Die große Bedeutung des SER läßt 

sich daraus ersehen, daß die Regierung bis 1994 ver­

pflichtet war, vor Durchführung wirtschafts- und sozial­

politischer Maßnahmen ein Gutachten des SER einzuho­

len, ohne allerdings dessen Empfehlungen berücksichti­

gen zu müssen. An diesen Gutachten wirken diverse 

Kommissionen mit, in denen Vertreter verschiedener In­

teressenorganisationen mitarbeiten (Moraal 1994, S. 2; 

1 l ; Kleinfeld 1997, S. 46). 

Dieses korporatistisch organisierte Verhandlungssystem 

ermöglichte d ie Wende auf dem niederländischen Ar­

bei tsmarkt, die 1982 mit e iner Art konzertierter Aktion 

zwischen den Sozialpartnern und dem Staat eingeleitet 

wurde. Der Pakt („akkoord van 1982") beinhaltete die 

Verpflichtung zu moderaten Lohnforderungen seitens 

der Gewerkschaften9
, das Versprechen der Arbeitgeber, 

9 Die niederländischen Gewerkschaften sind fragmentierter orga­
nisiert als die deutschen und verfügen auch nicht über deren 
Macht. Wenngle ich im öffentlichen Dienst 60 % der Beschäf­
tigten einer Gewerkschaft angehören, ist der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad insgesamt mit 28 % vergleichsweise niedrig. 
Dies gilt vor a llem im Dienstleis tungsbereich und für Teilzeit­
beschäftigte. Die Einflußmöglichkeiten der Gewerkschaften 
wurden darüber hinaus dadurch geschwächt, daß sie im Gegen-

mehr Teilzeitarbeitsplätze zu schaffen und die Absicht 

der Regierung, die aktive Beschäftigungspolitik zu in­

tensivieren. Die Regierung schlug in dieser Zeit einen 

neuen Kurs ein, der durch eine Abwendung von der key­

nesianischen hin zu einer angebotsorientie rten, aber so­

zialpolitisch abgefederten Wirtschaftspolitik gekenn­

zeichnet war und neben dem Abbau der damals hohen 

Arbeitslosigkeit (u. a. durch Senkung der Mindestlöhne) 

Ziele wie Geldwertstabi lität und Konsolidierung des 

Haushalts durch Verringerung der öffentlichen Ausga­

ben sowie Kürzung der Sozia lleistungen verfolgte 

(Schunter-Kleemann 1992, S. 236; o.V. 1998; W ijers 

1997). 

Ebenfalls im Rahmen d ieses Verhandlungssystems ei­

nigten sich Ende der 80er Jahre Regierung, Opposition 

und verschiedene gesellschaftliche Gruppen auf eine Po­

litik der „sozialen Innovation", die e in Paket von sozial­

staatlichen Reformen, die Veränderungen der Sozial­

und Arbeitslosenversicherungsgesetze, der Bildungsge­

setze und des Arbeitsförderungsgesetzes beinhaltete 

(Moraal 1994, S. 3). Die Grundlinien dieser Reformen 

waren die Forderungen nach „weniger Staat, mehr 

Markt", womit auch eine gewisse Verlagerung staatli­

cher Verantwortlichkeit für die soziale Sicherheit in den 

privaten Bereich gemeint war, und „Arbeit geht dem 

Einkommen vor", womit d ie grundsätzliche Priorität der 

Schaffung von Arbeitsplätzen und Instrumenten zur Re­

integration von Arbeitslosen und Erwerbsunfähigen in 

den Arbeitsmarkt betont wurde (Kötter 1997, S. 14). 

Gleichzeitig wurden die Erhöhung der Frauenerwerbsar­

beit angestrebt10
, was nicht nur die ökonomische Selb-

zug für ihre Beteiligung in den Gremien der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik weitgehend Abstand von einer institutionalisierten 
Priisenz in den Betrieben nahmen. Allerdings arbeiten die Ge­
werkschaften in den Niederlanden - von einer kurzen Phase in 
den 70er Jahren abgesehen - traditionell konsensorientiert, was 
sich unter anderem darin zeigt, daß in kaum einem anderen 
europäischen Land so wenige Arbeitstage durch Streiks verlo­
ren gehen. In der Gewerkschaftspolitik wird wesentlich stürker 
als in Deutschland die Solidarität der Gewerkschaften mit Ar­
beitslosen und Sozialhilfeempfängern hervorgehoben. (Klein­
fe ld 1997, S. 37 f.) 

10 Die im internationalen Vergleich geringe Frauenerwerbsquote 
wird darauf zurückgeführt, daß das calvinistische Familienideal 
bis in die 80er Jahre hinein die Sozialgesetzgebung stark beein­
flußte und eine Barriere gegen die Berufstätigkeit von (insbe­
sondere verheirateten) Frauen darstellte (Werner 1997, S. 587; 
de Koning et al. 1997, S . 8; Schunter-Kleemann 1992, S . 235; 
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ständigke it der Frauen fördern sollte, sondern - in Ver­

bindung mit der Individualisierung der Einkommensbe­

steuerung und der Arbeitslosenversicherung - nach 

Abzug der zusätzlichen Kosten für Qualifizierungsmaß­

nahmen, Kinderbetreuung usw. gewaltige Steuermehr­

einnahmen in Höhe von 800 Mio. Gulden verschaffen 

sollte (Schunter-Kleemann 1992, S. 241; genauer zu die­

ser Politik auch Pfau-Effinger 1996, S. 479 f.). 

Tatsächlich gelang es auf Grundlage dieses gemeinsa­

men Vorgehens, die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen und 

das Haushaltsdefizit zu verringern. Viele Staatsbetriebe 

wurden privatisiert. Die Staatsquote konnte seit Beginn 

der 80er Jahre um fast 10 % auf 50,9 % verringert wer­

den (Kleinfeld 1997, S. 13). Die Sozialleistungen wur­

den zwischen 1985 und 1997 von 19,5%auf16,2 % des 

BIP reduziert, das beitragsbezogene Arbeitslosengeld 

von 80 % auf 70 % gekürzt. Die Voraussetzungen für 

seinen Bezug wurden verschlechtert und die Arbeitslo­

senhilfe in der bisher bestehenden Form ganz abge­

schafft (Becker 1998, S. 17). Bei allen sozialpolitischen 

Einschränkungen der letzten Jahre liegt das Arbeitslo­

sengeld heute aber immer noch über dem in Deutschland 

üblichen Niveau. Gleichzeitig wurde die Frühverrentung 

eingeschränkt und die Möglichkeiten der Erwerbsun­

fähigkeitserklärung begrenzt. Doch bedeutet diese Poli­

tik keineswegs eine Anlehnung an die liberale und 

streng marktwirtschaftlich geprägte US-amerikanische 

Wirtschaftspolitik. Die genannten Ziele wurden von so­

zial- und vor allem beschäftigungspolitischen Maßnah­

men flankiert, die zwar den Druck auf den einzelnen, 

eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, erhöhten, gleichzei­

tig aber die Beibehaltung eines relativ hohen Standards 

sozialer Sicherung garantieren soll ten. 

Das niederländische System der sozialen Sicherung läßt 

sich nach den verschiedenen Reformen der letzten Jahre 

wie folgt skizzieren: Grundlage des Sozialsystems ist 

nach wie vor das Sozialversicherungsprinzip, das in 

zwei unterschiedlichen Ausprägungen auftritt, als Volks-

Becker 1998, S . 14). Inzwischen ist aber die Erwerbstätigkeit 
von Frauen gesellschaftlich akzeptierter als in der Bundesrepu­
blik und wird von den Ehemännern allgemein stärker unter­
stützt. (Pfau-Effinger 1996, S. 475 f„ 484) 

versicherung und als Arbeitnehmerversicherung. Die 

Volksversicherungen kommen allen Einwohnern zugute 

und schützen vor den Risiken Krankheit, Invalidität, Al­

ter und Tod. Die Finanzierung der Arbeitnehmerver­

sicherungen erfolgt über einkommensabhängige Beiträ­

ge. Die jeweiligen Leistungen werden lohn- und bei­

tragsorientiert gewährt. Im Gegensatz zu der Arbeitslo­

senversicherung vor der Reform von 1987 differenziert 

das heutige System stärker nach Alter und Erwerbsbio­

graphie und ist somit mehr auf das Äquivalenzprinzip 

ausgerichtet (M oraal 1994, S. 20). - Ein drittes Siche­

rungsnetz stellt die von den Kommunen finanzierte Für­

sorge nach dem „Algemeine Bijstandswet" (ABW) dar. 

Jedem Niederländer, der seinen Unterhalt nicht selbst 

bestreiten kann, wird finanzielle Hilfe angeboten. Der 

Bijstand unterliegt e iner strengen Anspruchsprüfung, 

neuerdings teilweise auch der Arbeitspflicht (Schunter­

Kleemann 1992, S. 237; o.V. 1997). Diese Leistungen 

werden - anders als die Leistungen der Arbeitnehmer­

versicherung - nicht individuell, sondern haushaltsbezo­

gen gezahlt. Personen, die von diesem Einkommen le­

ben, durften (1992) für maximal zwei Jahre e in Viertel 

ihrer Verdienste aus bezahlten Teilzei tjobs beziehen 

(Pinzler 1997; Moraal 1994, S. 3). 

Aktive und passive Arbeitsmarktpolitik sind in den Nie­

derlanden organisatorisch getrennt. Das System der Ar­

beitslosenversicherung wird von Berufsgenossenschaf­

ten (Bedrijfsverenigingen) verwaltet; Träger der aktiven 

Arbe itsmarktpolitik ist die Arbei tsvoorzieningsorganisa­

tie, die seit 199 1 eine autonome öffentliche Behörde ist, 

der die Arbeitsämter unterstellt sind. Auch die Sozial­

partner sind in die Arbei tsverwaltung eingebunden (Mo­

raal 1994, S. 9). Daneben gibt es unabhängige regionale 

Berufsberatungsbüros (AOBs), die zunehmend privati­

siert werden und sich durch den Verkauf von Dienstlei­

stungen finanzieren (Europäisches Beschäftigungsobser­

vatorium). Die Kooperation zwischen den verschiedenen 

Institutionen aktiver und passiver Arbeitsmarktpolitik ist 

in den letzten Jahren erheblich verbessert worden. 

Anders als in Deutschland genießt die passive Arbeits­

marktpolitik Vorrang vor der aktiven (Moraal 1994, 
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S. 13). Die finanzie lle Unterstützung von Arbeitslosen 

ist - was Höhe und Dauer anbelangt - großzügiger als in 

Deutschland, dafür wird in Deutschland anteilig mehr 

für Weiterbildungs- und Arbeitsbeschaffungsmaßnah­

men, Lohnkostensubventionen und Existenzgründungen 

ausgegeben (Schmid 1997, S. 319 f.). Aktive arbei ts­

marklpoli lische Maßnahmen werden in den Niederlan­

den vor allem zur Förderung schwer vermittelbarer Ar­

bei tsloser durchgeführt (Esche 1998, S. 5), darunter sind 

vor allem die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen für Lang­

zeitarbeitslose im öffentlichen Sektor (wie Schaffner in 

der Straßenbahn, mehr Hilfskräfte bei der Polizei), aber 

auch im privaten, hervorzuheben11 (Esche 1998, S. 6; 

Goddar 1998; Pinzler 1997; kritisch zur Konzentration 

der aktiven Arbeitsmarktpolitik auf die Langzeitarbeits­

losen de Vries 1994, S. 15). Jeder dieser Arbeitnehmer 

erhält den Mindestlohn von umgerechnet etwa 

DM 2.000 brutto im Monat oder sogar mehr. - Daneben 

hat sich auch eine Vielzahl gemeinnütziger und privater 

Arbeitsvermittler erfolgreich in der Arbeitsbeschaffung 

etabliert (z.B. ST ART, MAA TWERK, Beschäftigungs­

pools), die eine Vielfalt von Vermittlungstätigkeiten 

ausüben, wobei jedoch generell zwischen Arbeitsver­

mittlung und -verleih unterschieden werden muß (Euro­

päisches Beschäftigungsobservatorium; Schweighöfer 

1998). 

Aufgrund seiner flexibleren Anpassung an individuelle 

Notlagen und seinem Mix aus garantierter Existenzsi­

cherung und gleichzeitig relativ hohem Druck zur Ar­

beitsaufnahme werden dem sozialen System der Nieder­

lande weitaus mehr Arbeitsanreize zugeschrieben als 

denen anderer Länder (Dercksen/de Koning 1996, S. 1 ). 

l 1 Hierunrer fallen die Programme der Errichtung von „Banen­
pools" (1990), die Langzei tarbeitslose in Stellen des (halb-)öf­
fentlichen Sektors vermitteln, der „40.000 Banenplan" (1995), 
mit dem Arbeitsplätze im Gesundheitsbereich und in der Wohl­
fah11spflege geschaffen werden, sowie der „20.000 Banenplan" 
( 1995). mit dem zusätzliche Arbeitsplätze im öffentlichen und 
privaten Sektor eingerichtet werden; vgl. Europäisches Beschäf­
tigungsobservatorium: ERSEP-Dokumentation im Internet 
http://www.ias-bcrlin.de/ersep/nl_d/00801589 .htm ff. 

4. Ausblick 

Versucht man, die Daten und die Fakten über die hier 

betrachteten Arbeitsmärkte und ihre Rahmenbedingun­

gen zu bündeln, dann lassen sich für die USA und die 

Niederlande spezifische Sets von Faktoren ausmachen, 

die die jeweilige Beschäftigu ngsentwicklung maßgeb­

lich bestimmen und deren Zusammensetzung gravieren­

de Unterschiede aufweist. Im folgenden sollen diese Be­

dingungsfaktoren und Unterschiede systematisiert wer­

den, um anschließend zu diskutieren, wie realistisch die 

Chancen einer Adaption dieser Entwicklungen für die 

Bundesrepublik sind und welche Bedingungen jeweils 

dafür erfüllt sein müßten. 

Die amerikanische Entwicklung ist dadurch gekenn­

zeichnet, daß trotz eines vergleichbaren Wirtschafts­

wachstums ein wesentlich stärkeres und kontinuierliche­

res Beschäftigungswachstum als in Deutschland stattfin­

det. Der wesentliche Grund dafür liegt in der Kombina­

tion eines stabilen Wirtschaftswachstums mi t e iner ver­

gleichsweise geringen Produktivi tät sowie kleinen Pro­

duktivitätssteigerungsraten und dementsprechend stag­

nierenden oder sogar sinkenden Reallöhnen. Infolge 

eines - gemessen an westeuropäischen Maßstäben - we­

nig ausgebauten sozialen Sicherungssystems sowie eines 

kaum regulierten Arbeitsmarktes, der den Arbeitgebern 

den flexiblen Einsatz von Arbeitskräften erlaubt, besteht 

vor dem Hintergrund eines starken Wachstums der Er­

werbsbevölkerung ein hoher W ettbewerbsdruck auf dem 

Arbeitsmarkt. Während sich für hochqualifizie rte Ar­

beitskräfte sehr gute Arbeits- und Verdienstmöglichkei­

ten bieten, werden geringer qualifizierte Arbeitskräfte 

zunehmend auf einfache, schlecht bezahlte Arbeitsplätze 

mit geringen beruflichen Aufstiegschancen verwiesen. In 

der Folge kommt es zu einer zunehmenden Lohnsprei­

zung zwischen den oberen und unteren Einkommens­

gruppen, was die soziale Ungleichheit verstärkt. Ange­

sichts der geringen Produktivitätsentwicklung ist davon 

auszugehen, daß die Lohnspreizung bei fehlender sozial­

staatlicher Flankierung der einzige Mechanismus ist, der 

bei kleinen Lohnsteigerungsspielräumen die starke 
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Lohnprogression im Bereich der hochqualifizierten Be­

schäftigten erlaubt. 

Nach Espenhorst (1995) und Werner (1997a) ist auf­

grund des verhältnismäßig großen Angebotes an „billi­

gen" Arbeitskräften und einer geringeren Exportabhän­

gigkeit der Rationalisierungsdruck in der US-Wirtschaft 

gegenüber vielen europäischen Ländern relativ gering, 

was den „Verzicht" auf hohe Produktivi tätszuwächse er­

laube und damit zur Begrenzung der Lohnsteigerungs­

möglichkeiten bei trage. Neben der starken Lohnsprei­

zung wäre dies ein zweiter Faktor, der zur Reproduktion 

dieses Beschäftigungsmusters beiträgt. Andererseits ist 

zu bedenken, daß sich die US-Wirtschaft mit sehr mo­

dernen Produkten und Industrien erfolgreich am Welt­

markt behauptet. Bosch (1998, S. 18 f.) führt dies auf 

eine hohe Innovationsdynamik zurück. Er sieht - neben 

einer weniger restriktiven Geldpolitik, einer expansive­

ren Finanzpolitik und einer Unterbewertung der Wäh­

rung - gerade darin einen der Haupterklärungsfaktoren 

für die amerikanische Beschäftigungsexpansion: Zum 

einen lägen die Ausgaben für FuE in den USA 1994 um 

ein Fünffaches höher als in Deutschland, zum anderen 

hätten die USA Märkte in wichtigen Innovationsfeldern 

erobert, wobei der Staat als Nachfrager oft eine ent­

scheidende Rolle gespielt habe. 

In den Niederlanden expandiert die Beschäftigung in er­

ster Linie durch politisch initiierte Maßnahmen der Ar­

beits- und Einkommensumverteilung. Die maßgeblichen 

Akteure in Politik und Wirtschaft richten ihr Handeln 

überwiegend auf das als verbindlich angesehene Ziel der 

Beschäftigungsausweitung, insofern ist gesellschaftli­

cher Konsens eine notwendige Voraussetzung für das 

dortige „Jobwunder". Das Sozialsystem wird individua­

lisiert, der Arbeitsmarkt stärker tlexibilisiert und der 

Druck zur Arbeitsaufnahme erhöht, ohne dabei das hohe 

Niveau sozialer Absicherung vollständig aufgeben zu 

müssen. Die wesentlichen Beschäftigungseffekte erge­

ben sich durch einen Ausbau der Teilzeitarbeit und die 

Zunahme der geringfügigen Beschäftigung. Die Kehr­

sei te der Medaille könnte in Reallohnverlusten liegen, 

doch muß bedacht werden, daß sich die Reformen in den 

Niederlanden vor dem Hintergrund vergleichsweise ge­

ringer Wachstums- und Produktivitätsfortschri tte abge­

spielt haben. Es bleibt abzuwarten, wie sich dieses Mo­

dell im Zuge des angekündigten Aufschwungs ent­

wickeln wird. 

Die Entwicklung in Westdeutschland ist durch das Para­

doxon gekennzeichnet, daß trotz eines großen Überan­

gebots an Arbeitskräften der Faktor Arbeit möglichst 

knapp eingesetzt wird. Die Produktivi tätszuwächse 

haben insbesondere in der Industrie vergleichsweise 

hohe Raten erreicht und d ie Fähigkeit des Dienstlei­

stungssektors zur Aufnahme der im verarbeitenden Ge­

werbe freigesetzten Arbeitskräfte ist nicht ausreichend, 

zumal auch der Dienstleistungsbereich in Westdeutsch­

land stärker als in anderen Ländern „industrielastig" und 

damit stärker produktivitätsorientiert ist. Aufgrund einer 

starken Stellung kollektiver Interessenvertretungen und 

eines vergleichsweise gut ausgebauten Arbeitnehmer­

schutzes können Unternehmen Anpassungen an Nach­

frageschwankungen weniger über den Arbeitsmarkt vor­

nehmen, sondern müssen arbeitsorganisatorische Maß­

nahmen ergreifen. Infolge der hohen Produktivitätszu­

wächse sind die Lohnsteigerungen vergleichsweise hoch 

und erlauben (den Arbeitsplatzinhabern) einen hohen 

Lebensstandard. 

Doch können diese Überlegungen allein das schlechte 

Abschneiden Westdeutschlands im internationalen Ver­

gleich in puncto Beschäftigung nicht erklären, denn zum 

einen weisen auch die anderen Volkswirtschaften Berei­

che sehr hoher Produktivi tät auf, zum anderen zeigen 

die Niederlande, daß selbst höhere Produktivi tätssteige­

rungen ein starkes Beschäftigungswachstum nicht behin­

dern. Auch in Deutschland war gerade die Nachkriegs­

phase von starken Produktivitäts- und Beschäftigungszu­

wächsen geprägt, weil die hohen Produktivitätsgewinne 

Lohnsteigerungen ermöglicht haben, die die Nachfrage 

in neuen Wirtschaftsbereichen, insbesondere im Dienst­

leistungssektor, gesteigert haben und so zu neuer Be­

schäftigung führten. Die Gründe für die augenblickl iche 

Beschäftigungsperformanz liegen wohl eher in der zu 

geringen Innovationsfähigkeit und Investitionstätigkeit 



28 SOFI-Mitteilungen Nr. 2611998 Bedingungen der Beschäftigungsentwicklung 

der deutschen Wirtschaft sowie der mangelnden Experi­

mentierfreudigkeit im Bereich der Arbeits- und Sozial­

politik. Eine kritiklose Übernahme der ausländischen In­

strumente der Beschäftigungserhöhung - z. B. die För­

derung des Ausbaus eines Niedriglohnsektors - wäre we­

nig sinnvoll. Es kommt vielmehr darauf an, innovative 

Maßnahmenpakete zu erarbeiten, die den spezifischen 

deutschen Faktoren Rechnung tragen. Die Niederlande 

stellen unseres Erachtens ein gelungenes Beispiel dafür 

dar, wie der Arbeitsmarkt flexibili siert und ein traditio­

nelles Sozialsystem an die veränderten wirtschaftlichen 

Erfordernisse angepaßt werden kann. 
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Das Paradoxon des Institutionentransfers: Arbeitsmarktpolitische 

Lehren aus dem ostdeutschen Transformationsprozeß1 

Gabriele Andretta/Martin Baethge 

1. Fragestellung 

Der Institutionalisierung eines Arbeitsmarktes kommt 

für die erfolgreiche Transformation einer Plan- in eine 

Marktwirtschaft eine Schlüsselrolle zu: Über Arbeits­

märkte werden in modernen Volkswirtschaften Aus­

tausch und Allokation von Arbeitskräften geregelt; ihre 

Institutionen fungieren idealiter als Informationsbörsen 

und stellen die Mobilität der Arbeitskräfte bei zuneh­

mender Mobilität des Kapitals sicher. Sie wirken damit 

auf individuelle Verhaltens- und Orientierungsmuster als 

eine wichtige berufliche Sozialisationsinstanz. Im Trans­

formationsprozess kommt den Arbeitsmarktinstitutionen 

eine weitere Funktion zu - die Anpassung von Qualifika­

tion und Arbeitsvermögen an das neue Berufs- und Ar­

beitsregime. An dem Umfang, in welchem die genannten 

Funktionen sichergestellt werden können, entscheidet 

sich die Frage nach Erfolg oder Mißerfolg des Transfers 

von arbeitsmarktpolitischen Institutionen. 

Das westdeutsche Modell einer wohlfahrtsstaatlichen 

Arbeitsmarktpolitik hat für die osteuropäischen Gesell­

schaften im Transformationsprozeß eine wichtige Orien­

tierung abgegeben. Es steht für jenen Typus eines sozial 

gebändigten Kapitalismus, der nicht zuletzt über aktive 

Arbeitsmarktpolitik wirtschaftlichen Strukturwandel, 

Krisenbewältigung und soziale Integration steuern will. 

Dieses Modell wurde nach Ostdeutschland voll übertra-

gen. 

Die These, die Wlf 1m folgenden begründen wollen, 

lautet: 

Der Transfer der westdeutschen Arbeitsmarkt-Insti tutio­

nen in den Osten, der zunächst a ls Erfolgsstory be trach­

tet wurde, wies im Verlauf der Transformation immer 

mehr Züge einer „institutionellen Fehlregulierung" (Cza­

da 1997) auf. Die eingesetzten Instrumente der Arbeits­

förderung wandelten sehr schnell ihren Charakter von 

einer arbeitsmarktpol itischen „Brückenfunktion" (Butt­

ler) in Richtung auf eine zunehmende Sozialpolitisie­

nmg der Arbeitsmarktpolitik. Darüber hinaus destabili­

sierte die politische Steuerung des Transfers über die im 

deutschen Fall unvermeidlichen Rückkoppelungseffekte 

die Institutionen im Herkunftsland und führt zu Legiti­

mationseinbußen. 

2. Institutionen-Transfer im allgemeinen und 

seine besonderen Probleme im Fall des 

Aufbaus eines ostdeutschen Arbeitsmarktes 

Eine der gegenwärtigen Hauptdebatten in den westli­

chen Sozialwissenschaften ist der Frage gewidmet, wie­

weit man institutionelle Regelungen und Arrangements 

von einer Gesellschaft auf andere übertragen kann (vgl. 

Berger/Dore 1996). Diese Debatte ist in erster Linie un­

ter dem Gesichtspunkt geführt worden, ob es unter dem 

Druck fortschreitender Technisierung und - in neuerer 

Zeit - zunehmender Globalisierung und Internationali­

sierung von Wirtschaftsprozessen zur Übertragung von 

betrieblichen Organisationsstrukturen im Sinne von 

Der Artikel stellt die überarbeitete Fassung des von uns auf dem 4. Workshop „ Institution Buil<ling in the Transformation of Central and 
Eastem European Societies" des European Science Foundation Networks on Social Transformation in Central an<l Eastem Europe am 05.106. 
Dezember 1997 in Budapest gehaltenen Vortrags dar. 
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„best practices" zwischen den kapitalistischen Gesell­

schaften und damit zu konvergenten Entwicklungspfa­

den komme. Die Debatte ist nicht entschieden, Konver­

genz-Theoretikern stehen solche gegenüber, die Diver­

genzen betonen und als Hauptentwicklungsmerkmal 

meinen nachweisen zu können (vgl. Berger 1996). 

Der von uns behandelte Fall liegt anders, ist einfacher 

und zugleich komplizierter als der Hauptgegenstand der 

Debatte über Institutionenstransfer. Die Andersartigkeit 

besteht darin, daß es sich mehr um einen Austausch als 

einen Wandel des ökonomischen Institutionen-Gerüsts 

handelt. Der Zusammenbruch der staatssozialistischen 

Ökonomien wird allgemein - nicht nur von Modernisie­

rungstheoretikern - dahingehend interpretiert, daß die in­

stitutionelle Verfassung dieser Gesellschaften sowohl in 

der ökonomischen Organisation als auch in den sozialen 

Verhaltensweisen den Anforderungen einer modernen, 

wissensbasierten Ökonomie nicht mehr gerecht wurde. 

(Zu stark zentralistisch-bürokratische Strukturen, zu we­

nig Ungleichheit, zu wenig institutionell geförderte 

Eigeninitiative und Selbständigkeit - vgl. Adler 1991) 

Insofern war - und darin ist der Fall einfacher - die Not­

wendigkeit und die Richtung des Institutionen-Wandels 

vorgegeben: er mußte auf radikalen Wechsel des institu­

tionellen Arrangements und die Errichtung von Marktin­

stitutionen sowie die Vermittlung von marktadäquaten 

Verhaltensweisen gehen. 

Dies macht unseren Fall zugleich komplizierter. Wo sich 

Institutionentransfer als fundamentaler Wechsel voll­

zieht, sind die Abstände zwischen neuen und alten Ar­

rangements größer, als wenn sich die Institutionentrans­

fer-Prozesse auf Basis des gleichen ökonomischen Sy­

stems vollziehen. Die alten Institutionen mögen zerstört 

sein. Was sie an sozialen Strukturen und All tagsgewohn­

heiten geschaffen haben, ist damit nicht verschwunden. 

Wenn Peter Hall 's H inweis zutrifft, daß Institutionen ein 

hohes Maß an Kontinuität haben und „daß sie ihrem 

Wesen nach träge und mit grundlegenden menschlichen 

Verhaltensweisen verbunden sind" (Hall 1992, S. 90), 

muß man davon ausgehen, daß die alten Institutionen 

wenigstens unterschwellig ein beträchtliches Behar­

rungsvermögen entfalten.2 

Institutionen entstehen normalerweise nicht a ls Sturzge­

burten, sie entwickeln sich langsam. Dies bedingt ihre 

Einbettung in den sozio-ökonomischen und kulturellen 

Kontext ihrer Entstehung und macht ihre Ü bertragung in 

andere Umfelder schwierig. S. Berger vermutet, daß es 

selbst bei hohem Markt- und externem politischem 

Druck nicht einfach zu Replikationen fremder Modelle 

kommt, sondern daß neue „hybride" Typen entstehen 

(vgl. Berger 1996, S. 18). 

Die Frage, wie rein oder in welchen Mischformen insti­

tutionelle Praktiken von einer Gesellschaft in eine ande­

re übertragen werden, stellt sich bei politischen Institu­

tionen, um die es bei der Etablierung von Arbeitsmarkt­

politik geht, um so nachdrücklicher, a ls hier die Übertra­

gung in Form gesetzlicher Regelungen und bürokrati­

scher Organisation vonstatten geh t. Deren Übertragung 

mag relativ schnel l und umstandslos in reiner Form ge­

schehen, nur sagt das noch nichts über ihre Funktions­

weise im neuen Kontext aus. Man wird hier zwischen 

formalem und materialem Institutionen-Transfer unter­

scheiden müssen. Die formale Seite betrifft die Übertra­

gung rechtlicher Regelungen und organisationeller Res­

sourcen, die materiale Seite bezieht sich darauf, ob in 

der Umsetzung in praktisches Handeln die inhaltl ichen 

Ziele, die sich mit Institutionen verbinden, tatsächlich 

erreicht werden oder nicht, wie die Institutionen im All­

tag arbeiten und welche Effekte sie e rzielen. 

Die Betrachtung der tatsächlichen Arbei ts- und Wir­

kungsweise von Institutionen verweist sowohl auf mög­

liche strukturelle Barrieren im neuen Umfeld als auch 

auf eingeschliffene soziokul turelle Verhaltensweisen der 

Leute, die von den Insti tutionen betroffen sind. Die An­

nahme zum Beispiel bei unserem Thema, daß Personen, 

die Zeit ihres Lebens eine politische Steuerung ihrer Be­

schäftigung erlebt haben, von einem zum anderen Tag 

2 Dies freilich stellt nur den Extremfall eines Problems dar, das 
auch in anderen Prozessen von lnstitutionentransfer eine Rolle 
spielt. 
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Formen der Selbstorganisation auf einem Arbeitsmarkt 

adaptieren können, ist alles andere als plausibel. 

Schließlich wird man eingedenk der Trägheit von Insti­

tutionen bei ihrer Übertragung den Hinweis von 

Locke/Jacoby sehr ernsthaft zu beachten haben, daß man 

zumeist nicht genau weiß, wie gut die übertragenen In­

stitutionen noch in der Gesellschaft, aus der sie kom­

men, funktioniert haben (Locke/Jacoby 1996). 

Die skizzierten allgemeinen Probleme von Institutionen­

transfer erfahren im Fall der Arbeitsmarktpolitik bei der 

deutschen Vereinigung eine besondere historische Zu­

spitzung: Es ist zum einen ein kompletter und plötzli­

cher Transfer von außen, keine von innen kommende 

Adaption. Die andere Besonderheit liegt darin, daß der 

Transfer unmittelbar mit dem Herkunftsland verkoppelt 

bleibt und von vornherein auch unter der Zielsetzung 

stand, die Institutionen in Westdeutschland nicht zu ver­

ändern. Damit geriet der Institutionentransfer unter 

einem doppelten Legitimationsdruck: Bewältigung der 

Transformationskrise im Osten und Beweis für die In­

taktheil de r sozialstaatlichen Arbeitsmarktinstitutionen 

im Westen. Dies macht die politische Brisanz bei der 

Beurte ilung dieses Institutionentransfer aus. Sie gewinnt 

an Dramatik, weil der Transfer zu einem Zeitpunkt statt­

findet, zu dem nicht nur in Westdeutschland Debatten 

über Aufrechterhaltung oder Abbau sozialer Standards 

laufen, sondern zu dem europaweit die „sozialdemokra­

tischen Institutionen" unter Druck geraten sind, wie 

Boyer konstatiert (1 996). 

3. Die Übertragung von Arbeitsmarkt­

institutionen im Transformationsprozeß -

Ausmaß und Effekte 

3.1. Zur Ausgangssituation: unterschiedliche 

Entwicklungspfade und Gemeinsamkeiten 

Ost- und Westdeutschlands 

Der sozio-ökonomische Ko ntext des Institutioncntrans­

fers ist durch die unterschiedlichen Entwicklungspfade 

gekennzeichnet, die die beiden deutschen Tei lgesell­

schaften nach dem 2. Weltkrieg beschritten: 

Wie alle Gesellschaften sowjetischen Typs war 
auch die DDR in emphatischer Weise Arbeits- und 
Produktionsgesellschaft. Dies drückte sich in bezug 
auf die Planung und Steuerung der Arbeitskräfte in 
Vollbeschäftigung und Ausschöpfung aller Arbeits­
kraftreserven sowie dem Primat der Industriepro­
duktion in der staatlichen Entwicklungsplanung 
aus. Zentral gesteuerte Arbeitskräfteplanung und 
-e insatz, Prädominanz betriebsinte rner Arbeits­
märkte (Lutz/Grünert 1996), hohes Qualifikations­
niveau der Arbeitskräfte und sozialpolitischer Pa­
ternalismus (Adler 1991 ) waren wesentliche Merk­
male des ökonomischen und arbeitspoli tischen Ent­
wicklungspfades der DDR. Hieraus resultierte e ine 
für beide Geschlechter nahezu gle ich hohe Er­
werbsquote von rund 90 %, e in Antei l von knapp 
40 % lndustriebeschäftigten und eine geringe Mo­
bilität. 

Der Entwicklungspfad der BRD verlief anders: 
Eingebunden in die westl iche internationale Ar­
beitsteilung vollzog sie den Strukturwandel von 
einer Industriegesellschaft zur Dienstle istungsge­
sellschaft ; die Regulation der Arbeit e rfolgt über 
Marktsteuerung, allerdings mit e inem hohen Maß 
an institutioneller Regelungsdichte und sozialer 
Normierung als Ausdruck des Klassenkompromis­
ses. Weitere Merkmale des Sozialmodells Deutsch­
land - bekannt unter dem label "soziale Marktwirt­
schaft" - sind institutioneller Korporatismus, sozia­
le Absicherung der klass ischen Lohnarbeiterrisiken 
und aktive Arbeitsmarktpolitik zur Bewältigung des 
Strukturwandels. 

Während die Wirtschafts- und Sozialstruktur der 

DDR seit den 70er Jahren Erstarrungs- und soziale 

Schließungstendenzen aufwies (Ad ler 199 1 ), ent­

falte te sich in der BRD eine hohe wirtschafts- und 

beschäftigungsstrukturelle Dynamik. Diese ist sei t 

Beginn der 80er Jahre begle itet von Massenarbeits­

losigkeit und einsetzender Deregulierung von Be­

schäftigungs- und Arbeitsmarktinstitutionen - das 

Fundament des Sozialmodells Deutschland beginnt 

zu bröckeln. 

Trotz der kurz skizzierten unterschiedlichen gesell­

schaftlichen Entwicklungspfade gab es politisch kaum 

Bedenken, die Systemtransformation a ls komplette 
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Übertragung der politischen, rechtlichen und ökonomi­

schen Institutionen der Bundesrepublik bewältigen zu 

wollen. Es gab zwar unterschiedliche Entwicklungspfa­

de, aber auch Gemeinsamkeiten: In beiden deutschen 

Gesellschaften war der zentrale gesellschaftliche Inte­

grationsmechanismus über Arbeit organisiert; der sozial­

po litische Staatsparternalismus Ost korrespondierte mit 

einem sozialstaatlichen Kapitalismus West; der Arbeits­

kräftebestand galt jeweils als hoch qualifiziert und histo­

rische Gemeinsamkeiten im Berufsbildungssystem (dua­

le Ausbildung) schienen als Garant für ähnliche berufli­

che Sozialisationsmuster. Hinzu kam, daß die ostdeut­

sche Volkswirtschaft innerhalb des damaligen RGW 

eine Spitzenposition einnahm, was als Indiz für deren 

ökonomische Potenz galt (Hilpert 1997, S. 82). Von da­

her schienen die Ausgangsbedingungen günstig und das 

Risiko für e in Scheitern des Transfers westdeutscher In­

stitutionen nach Ostdeutschland gering zu sein. 

3.2. Arbeitsmarktpolitik als kompletter 

Institutionstransfer 

Der für die ostdeutsche Wirtschaft konstatierte Moderni­

sierungsrückstand gegenüber dem Westen sollte durch 

einen raschen, staatlich forcierten Strukturwandel über­

wunden werden. Die Sondersituation der ostdeutschen 

Transformation führte fast zwangsläufig zu einer Strate­

gie, die a lle Anzeichen einer Schocktherapie aufwies: 

mit der Einführung der Wirtschafts- und Währungsunion 

Mitte 1990 wurde quasi über Nacht die os tdeutsche 

Wirtschaft dem Weltmarkt ausgesetzt. Die Folge des 

plötzlichen und unabgefederten Eintritts in den Markt­

wettbewerb war „nicht ein W irtschaftswunder, sondern 

ein wirtschaftlicher Alptraum" (Stark/Bruszt 1997): Bin­

nen kürzester Zei t kam es zum historisch wohl nachhal­

tigsten Beschäftigungsabbau und zum radikalsten Dein­

dustrialisierungsprozeß in Deutschland. Die Zahl der 

Beschäftigten sank zwischen Ende 1989 und 1992 um 

3,3 Mil lionen, wobei sich d ie Zahl der Industriebeschäf­

tigten halbierte. Der dramatische Beschäftigungsein­

bruch löste schnell den massiven E insatz von arbei ts-

marktpolitischen Instrumenten aus, und zwar sowohl der 

passiven als auch der aktiven Arbeitsmarktpolitik.3 

Umfangreiche Fortbildungs- und Umschulungsmaßnah­

men wurden durchgeführ t (allein im Jahr 1992 entsprach 

die Teilnahme an AFG-geförderter Qualifizierung einem 

Beschäftigungsvolumen von e twa 0,4 Millionen), öffent­

liche Beschäftigungsprogramme aufgelegt, Lohnsubven­

tionierungen in Form von Kurzarbeitergeld und E inar­

beitungshilfen in hohem Ausmaß gewährt, ein zweiter 

Arbeitsmarkt installiert und über Vorruhestands- und 

Alterübergangsgeldregelungen der endgültige Abschied 

aus der Erwerbsarbeit organisiert. Laut Arbeitsmarkt­

Monitor haben zwischen November 1989 und Novem­

ber 1994 mehr als jeder zweite Ostdeutsche (56 %) im 

erwerbsfähigen Alter (teils mehrfach) an arbeitsmarkt­

politischen Maßnahmen teilgenommen (Arbeitsmarkt 

Monitor 11/94). 

3.3. Effekte des Institutionentransfers: hohe 

Entlastung des Arbeitsmarktes durch 

Sozialpolitisierung der Arbeits­

marktinstitutionen 

Die Effekte des Transfers von politischen Institutionen 

sind schwer zu messen und die Meßkriterien in der Re­

gel politisch umstritten. Der am ehesten konsensfähige 

Weg der Messung liegt in der Orientierung an den im­

plizi ten Zielse tzungen der institutionellen Regul ationen, 

ihm werden wir folgen. 

Was den fo rmalen lnstitutionentransf er und die Seite 

der passiven Arbeitsmarktpolitik angeht, ist die Bilanz 

beeindruckend positiv. Es gelang in wenigen Jahren, ein 

flächendeckendes Netz mi t Arbeitsämtern aufzubauen, 

die alle arbeitsmarktpolitischen Funktionen wie im W e­

sten wahrnehmen. Dies war mit einem erheblichen 

3 Als passive Instrumente gelten alle Maßnahmen. die der Ali­
mentierung bei Verlust des Arbeitsplatzes oder vorzeitigem 
Ausscheiden aus dem Arbeitsleben dienen: Arbeitslosengeld 
und Vorruhestandsregelung. Aktive Instrumente dagegen zielen 
auf eine Anpassung des Arbeitsvermögens an neue Bedingun· 
gen am Arbeitsmarkt, zu ihnen zählen Quali fi zierung, Arbeits­
beschaffungsmaßnahmen, Lohnsubventionierung (Einarbei­
tungshilfen) und Kurzarbeitergeld. 
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Transfer von Leitungs- und Fachpersonal von West nach 

Ost verbunden und gelang auch nur, weil e ine hochkom­

petente Organisation im Westen dahinter stand und kei­

ne fin anziellen Mittel gescheut wurden. 

Die passive Seite der Unterstützung bei Arbe itslosigkeit 

und der Entlastung des Arbeitsmarktes, die bereits zum 

materialen Institutionentransfer zählen, ist nicht weniger 

beeindruckend (vgl. Schaubild 1 ). 

Durch die in de r Übersicht aufgeführten Maßnahmen 

wurde der Arbeitsmarkt Ende 1991 insgesamt um 2 Mil­

lionen Personen entlastet. Zur gleichen Zeit war „nur" 

etwa eine Mill ion Arbeitslose registriert. Dieses hohe 

Niveau konnte im weiteren Transformati onsverlauf nicht 

aufrecht erhalten werden. Das Auslaufen von Sonderre­

gelungen (u.a. beim Kurzarbeitergeld) und Haushaltsre­

striktionen führte dazu, daß sich der Entlastungseffekt 

Schaubild 1: Arbeitsmarktdaten der neuen 
Bundesländer 
(Personen in Tausend) 
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bis Ende 1996 auf 0,7 Millionen verringerte, bei weiter­

hin sinkender Tendenz (IAB 1997). Parallel dazu stieg 

die Zahl der registrierten Arbeitslosen an und überschritt 

im Oktober 1997 die 1,4 Millionen-Grenze. Gemessen 

an der den Arbeitsmarkt entlastenden Funktion von Ar­

beitsmarktpolitik war der Transfer arbeitsmarktpoliti­

scher Instrumente zu Beginn der Transformation erfolg­

reich. 

Anders allerdings sieht es aus, wenn man die aktive 

Seite der Arbeitsmarktpolitik, die den neuen und moder­

nen Akzent der institutionellen Regeln darstellt, betrach­

tet: Die erhofften posi tiven arbeitsmarktpolitischen 

Struktureffekte blieben aus. Bereits 1992 verlangsamte 

sich die anfangs hohe Dynamik auf dem Arbeitsmarkt 

und ein Sockel von L angzeitarbei tslosen begann sich 

aufzubauen. Mittlerweile be trägt der Anteil der Lang­

zeitarbeitslosen an allen Arbeitslosen knapp 30 %, bei 

Arbeilslose 

Beschältigle in ABM und in 
Maßnahmen nach § 249h 

200 L--~:C:. _ _j_ __ ~::::~::::::~~-~~~~~'.'.'.::::J:::::~::=:::'.;~~:::::::~~~=j Teilnehmer an beruflicher Wetterbildung (ohne Kug) 

Vorruhestand (Vog+A!Og) 

0 Kurz.arbetter 
1/91 1/92 1/93 1196 

Quelle: IAB-Wcrkstattbericht Nr. 5 , 21.02.1997 . 
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rapide steigender Tendenz. Belegen die hohen Arbeits­

losenzahlen, daß ein Ziel, der Aufbau eines funktionie­

renden Arbeitsmarktes, verfehlt wurde, bleibt die Frage 

nach der Kernfunktion aktiver Arbeitsmarktpolitik, der 

Förderung der individuellen beruflichen Mobilität zur 

Verbesserung individueller Beschäftigungschancen. Als 

Maßstab für die Wirksamkeit der arbeitsmarktpoliti­

schen Instrumente gilt das Kriterium des Übergangs in 

Erwerbstätigkeit. 

N icht einmal die Hälfte aller in ABM geförderten Perso­

nen sind sechs Monate nach Abschluß der Maßnahme 

wieder erwerbstätig (Arbeitsmarkt-Monitor, letzte Be­

fragung November 1994). Noch ungünstiger sieht es für 

den Kernbereich aktiver Arbei tsmarktpolitik aus, derbe­

ruflichen Weiterbildung: von den Teilnehmern an AFG­

geförderten Vollzeitmaßnahmen hatten ein gutes halbes 

Jahr später nur zwei Fünftel (43 %) einen Arbeitsplatz 

(vgl. Schaubild 2). Zum Vergleich: Von den ehemals 

Arbei tslosen ohne Maßnahme schafften 31 % den Über­

gang in die Erwerbstätigkeit. Zudem sind Zweifel in der 

Zurechnung solcher Ergebnisse zu Wirkungen arbeits­

marktpolitischer Maßnahmen angebracht.4 Unsere eige­

nen Befunde lehren uns, daß der Zusammenhang zwi­

schen Qualifizierung und späterer Erwerbstätigkeit eher 

Schaubild 2: 
Erwerbsstatus nach der Maßnahme in % 
(n = 260) 

Q voll erwerbstätig a teilzeitbeschäftigt 

4 1 

III arbeitslos 

4 Vgl. zur Zurechnungsproble matik: Blaschke, D. et al. (1992): 
Konzepte und Probleme der Evaluation aktiver Arbeitsmarkt­
politik am Beispiel Fortbildung und Umschulung. In: MittAB 
3/92, 381-405. 

vage bleibt. Bei den zwei Fünftein unseres Untersu­

chungssamples, die nach der Maßnahme überhaupt in 

reguläre Beschäftigung einmündeten, ist die Erreichung 

eines Arbeitsplatzes neben den Merkmalen Geschlecht 

und Alter vor allem von der Bereitschaft abhängig, erst 

einmal irgendeinen Arbeitsplatz anzunehmen, was für 

viele beruflichen Abstieg und Aufschieben vorhandener 

Ansprüche an Lohn, auch an beruflichen Entfaltungs­

möglichkeiten bedeutete: Fast jeder zweite männliche 

Erwerbstätige arbeitet nach der Maßnahme auf einem 

ausbildungsfremden Arbeitsplatz für Un- und Ange­

lernte (vgl. Baethge/ A ndretta/N aevecke/Roßbach/Trier 

1996). 

Die hier präsentierten Übergangsquoten beziehen sich 

alle auf den Zeitraum 1992/93. Da sich im weiteren 

Transformationsverlauf die Situation am Arbeitsmarkt 

verschlechterte, haben sich die struktur- und mobi litäts­

fördernden Effekte weiter abgeschwächt. 

Resümieren wir die materialen Effekte der aktiven Ar­

beitsmarktpolitik im Lichte ihrer insti tutionellen Zielset­

zung, so zeigt sich eine deutliche Verschiebung im Cha­

rakter der institutionellen Regulation: 

Oin ABM min FuU •selbständig 
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5 

Die aktive Arbeitsmarktpolitik kann ihre „Brücken­
funktion" von alten zu neuen Beschäftigungsfeldern 
nur sehr begrenzt wahrnehmen, wei l dem massiven 
Beschäftigungsabbau und der starken Deindustriali­
sierung kein auch nur annähernd entsprechender 
Beschäftigungsaufbau in neuen Feldern gegenüber­
steht. Man weiß deswegen weder, in welche Berufe 
man umschulen soll, noch, ob sich mit Qualifizie­
rung überhaupt eine Verbesserung der Beschäfti­
gungschance erreichen läßt. Ein Teil der neu ansie­
delnden Betriebe sucht sich zudem auf dem Ar­
beitsmarkt die qualifiziertesten Arbeitskräfte und 
bildet sie in eigener Regie on the job weiter, um 
schnell am Markt handlungsfähig zu sein. In dieser 
Konstellation mutieren die Effekte der Arbeits­
marktpolitik von Struktur- und Mobilitätsverbesse­
rung zur Alime11tierung der individuellen Daseins­
bewältigung, sie gleichen sich den Maßnahmen der 
passiven Arbeitsmarktpolitik an. Es kommt zur So­
zialpolitisierung der Arbeitsmarktpolitik und zur 
Entstehung von „Versorgungskarrieren" (z.B . von 
Kurzarbeit in Arbeitsbeschaffungsmaßnahme, von 
da in Umschulung und dann gegebenenfalls in Ar­
beitslosigkeit und/oder Vorruhestand). 

Auch auf der Ebene der subjektiven Förderungszie­
le verfehl t die aktive Arbeitsmarktpolitik ihre In­
tentionen, wirkt möglicherweise sogar kontrapro­
duktiv. Es bestand Einigkeit unter Sozialwissen­
schaftlern und Arbeitsmarktpolitikern, daß eine we­
sentliche Aufgabe in der Transformation darin lie­
gen müßte, gegen den „institutionalisierten Immo­
bilismus" des Arbeitsregimes der DDR, die Mobili­
täts- und Lernbereitschaft der Arbeitskräfte in der 
Weise zu fördern, daß die Fähigkeit zu eigenständi­
gem Agieren auf dem Arbeitsmarkt und zur Selbst­
organisation der eigenen Berufsbiographie gestärkt 
würde. Es ist schwer vorstellbar, daß dies über jene 
Erfahrung der Vergeblichkeit von Qualifizierungs­
anstrengungen erreicht wird, die massenhaft in den 
Qualifizierungsmaßnahmen der Arbeitsförderung 
gemacht wurde. Im Gegenteil wird man davon aus­
gehen müssen, daß zum einen die Vergeblichkeits­
erfahrung die Qualifizierungsinstrumente in den 
Augen derjenigen diskreditierte, die damit ihre be­
rufliche Mobilität verbessern wollten. Daß zum an­
deren die Möglichkeit von „Versorgungskarrieren" 
und ihre Praktizierung die Verhal tensweisen des 
sozialpo litischen Paternalismus bestärkten, ist die 
kontraproduktive Seite der Sozialpolitisierung der 
Arbeitsmarktpolitik. 5 

Sicher kann man argumentieren, daß der im Vergleich zu 
Westdeutschen unbefangenere Umgang der Ostdeutschen mit 
staatlicher Ali mentierung (Engler 1995, S. 83) ein Stück Talent 
von Lebensbewältigung in Krisen demonstriere. Dies Talent ist 
allerdings von der Mobilitätsfäigkeit, die zum Agieren auf mo­
dernen Arbeitsmärkten e rforderlich ist, weit entfernt. 

4. Der gescheiterte Institutionentransfer: ein 
Lehrstück 

Man kann die Mängel der Arbeitsmarktpolitik Ost als 

Ergebnis der Übergangszeit und der Sondersituation 

Ostdeutschlands interpretieren, das die insti tutionellen 

Arrangements nicht grundlegend in Frage stellt: Man 

hätte dann einen - vielleicht unvermeidlichen - Fehler im 

Institutionentransfer gemacht, der von der weiteren Ent­

wicklung irgendwann selbst korrigiert werden wird. Oh­

ne eine solche Hypothese von vornherein abweisen zu 

wollen, erscheint es uns fruchtbarer, die unzulänglichen 

Ergebnisse vor dem Hintergrund der theoretischen Dis­

kussion über Insitutionentransfer zu reflektieren. Im 

Lichte dieser Debatte (vgl. Abschnitt l) wirkt die Über­

tragung der arbeitsmarktpolitischen Institutionen von 

West- nach Ostdeutschland wie ein Lehrstück, bei dem 

allerdings fraglich ist, ob die Politik daraus praktischen 

Nutzen im Sinne von Regeln zur Neugestaltung von In­

stitutionen ziehen kann oder ob es lediglich eine lehrrei­

che Bestätigung der Theorie abgibt. Im weiteren wird 

sich zeigen, daß wohl eher letzteres der Fall ist. 

Institutionentheoretisch betrachtet, besteht die erste Leh­

re darin, daß selbst eine Poli tik, die das Potential einer 

der stärksten Ökonomien der Welt im Rücken hat und 

keine Kosten scheut, trotz ei nes hohen Einsatzes von 

Personal und organisatorischem Know-how Institutionen 

nicht rein übertragen, sondern im Ergebnis, das heißt im 

tatsächlichen Funktionieren, a llenfalls ein „Hybrid-Mo­

dell" (S. Berger) realisieren kann. Als solches läßt sich 

die im Laufe des Vereinigungsprozesses zunehmende 

Sozialpolitisierung der aktiven Arbeitsmarktpoli tik in 

Ostdeutschland interpretieren, allerdings auch nur unter 

der Bedingung, daß immer noch ein gewisses Maß an 

arbeitsmarktpolitischer Funktionalität durch die Schaf­

fung von neuen Qualifikationspotentialen über den mas­

siven Einsatz von Fortbildungs- und Umschulungsmaß­

nahmen übriggeblieben ist. Daß selbst an letzterem für 

die Absolventen solcher Maßnahmen, die nicht in Arbeit 

vermittelt werden konnten, Zweifel angebracht sind, er­

gibt sich aus dem schnellen Wissens- und Qualifika­

tionsverfall. Dieser läßt eine „Qualifizierung auf Halde" 
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11nmer weniger sinnvoll erscheinen . Hinzukommt, daß 

die Unsicherheit über die Entwicklung der Beschäfti­

gung in Ostdeutschland besonders groß war und ist und 

auch deswegen unklar bleibt, wie sinnvoll die erworbe­

nen Qualifikationen sind. 

Der „Hybridcharakter" ist weniger in einer Vermischung 

neuer mit alten Institutionen oder in irgendwelchen For­

men stummen Widerstands gegen das Neue begründet, 

wie in der Theorie angenommen wird. Beides spielte so 

gut wie keine Rolle. Man wollte, sieht man von einer 

kleinen Gruppe von Reformern in der unmittelbaren 

Nach-Wende-Zei t ab, im Osten die bundesrepublikani­

schen Institutionen uneingeschränkt6, und zu institutio­

nellen Vermischungen kam es insofern nicht, als die 

normativen, organisatorischen und ein Großteil der per­

sonellen Ressourcen der westdeutschen Arbeitsmarktpo-

1 i tik übertragen wurden.7 Daß die Arbeitsmarktpolitik 

immer mehr sozialpolitischen Charakter annahm, ist 

vielmehr vor allem auf die ökonomischen Rahmenbedin­

gungen zurückzuführen.8 Nicht daß die ostdeutsche 

Ökonomie zusammenbrach, sondern daß sie so radikal 

nachhaltig zusammenbrach, wie sie es tat und wie nie­

mand es erwartet hatte, machte die arbeitsmarktpoli ti­

schen Instrumente stumpf. Dies ist die zweite Lehre: In­

stitutionelle Formen können sich die Bedingungen ihres 

Funktionierens nicht selbst schaffen (dies aber wurde ih­

nen im Fall der Arbeitsmarktpolitik in den neuen Län­

dern zugemutet). Sie sind auf ein gewisses Maß von 

Konvergenz in den sozioökonomischen Strukturen mit 

denen der Herkunftsgesellschaft angewiesen. Selbst 

wenn man dieses Maß an Konvergenz nicht genau defi­

nieren kann, wird man zu dem Ergebnis kommen müs­

sen, daß im Betrachtungszeitraum (1990 - 1997) die er-

6 

7 

8 

Insofern ist die vielfach bemühte Metapher der 
„Kolonialisierung" für den Vereinigungsprozeß (vgl. u.a. 
Stark/Bruszt 1997) nur bedingt richtig. Es fehlte das Maß an 
aufgezwungener gewaltsamer Überfremdung, das für Kolonisie­
rung rypisch ist und Widerstand hervorruft. 
Nach unseren eigenen Erhebungen spielte Personal der ehema­
ligen 'Ämter für Arbeit' in der DDR zumindest auf der Lei­
tungsebene schon bald nach der Wende in der neuen Arbeits­
verwaltung keine Rolle mehr. 
Zu diesen kann man neben den strukturbezogenen Merkmalen 
auch die Verhaltensdispositionen zählen, die der anhaltend ho­
hen Erwerbsbeteiligung der ostdeutschen Frauen zugrnnde lie­
gen. die im Vergleich zu Westdeutschland eine besondere Her­
ausforderung der Arbeitsmarktpolitik bede utet. 

forderliche strukturelle Annäherung der Ost- an die 

Westökonomie nicht zu erreichen war. Die Ostökonomie 

ist eine „Dependenz-Ökonomie" (Nolte/Sitte 1995, 

S. 42) geblieben, mit hohem Abstand zu Westdeutsch­

land in Produktivität und Leistungsfähigkeit (vgl. 

DIW 7/97, S. 124). In der anhaltenden Krisensituation 

erscheint es nur folgerichtig, daß es zu j ener Verschrän­

kung von politischem und individuellem Verhalten 

kommt, welche ungewollt das Fortwirken des Musters 

„sozialpolitischer Paternalismus" hervorbringt. 

Die Vernachlässigung des Problems struktureller Kon­

vergenz fand eine Entsprechung in einem Mangel an Re­

flexion darüber, wie gut die Institutionen der Arbeitsför­

derung in Westdeutschland noch funktionierten. Die 

dritte theoretische Einsicht, daß man bereits prekär wer­

dende Institutionen übertrug, erscheint besonders erklä­

rungsbedürftig. 

Die Prämisse der spezifischen Form des Institutionen­

transfers in Deutschland war, daß man erprobte und 

noch gut funktionierende Regulationen hatte, die man 

nur zu übertragen brauchte. Die Prämisse hatte zum 

Zeitpunkt der Wende schon für den Westen keine unein­

geschränkte Gültigkeit mehr. 

Das arbeitsmarktpolitische Institutionengerüst ist in 

Westdeutschland in der gesellschaftlichen Reformphase 

der späten 60er Jahre geschaffen worden. Seiner Kon­

zeptualisierung lag eine gesellschaftliche Entwicklungs­

interpretation und Krisenanalyse zugrunde, die davon 

ausging, daß aufgrund technologischer Veränderungen 

und ökonomischen Strukturwandels Arbeitsplätze in al­

ten Industrien vernichtet werden, während gleichzeitig 

neue Arbeitsplätze in den modernen und wachstumstra­

genden Sektoren entstehen. Zu Arbeitsmarktkrisen und 

Arbeitslosigkeit kommt es, weil d ie entlassenen Arbeits­

kräfte auf den neu entstandenen Arbeitsplätzen nicht 

eingesetzt werden können, da sie nicht das erforderliche 

Qualifikationsprofil aufweisen. Da bei struktureller Ar­

beitslosigkeit davon ausgegangen wird, daß in quantita­

tiver Hinsicht Arbeitskräfte-Angebot und Arbeitskräfte­

Nachfrage im wesentlichen durch sektorale Verschie-
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bungen temporär ins Ungleichgewicht geraten sind, mit­

telfristig aber in etwa ausgeglichen werden können, kann 

Arbeitslosigkeit- mit e iner gewissen zeitlichen Verzöge­

rung - durch qualifikatorische Anpassung an neue Be­

schäftigungsfelder behoben werden. Der zukünftige 

Qualifikationsbedarf wurde als in etwa prognostizierbar 

vorausgesetzt, entsprechend konnten die als Kern akti­

ver Arbeitsmarktpolitik geltenden Qualifikationsförde­

rung und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen entsprechend 

e ingesetzt werden. 

An dieser Stelle wird zunächst deutlich, wie groß d ie 

strukturelle Divergenz zwischen Ostdeutschland und den 

von der Arbeitsförderungspolitik vorausgesetzten öko­

nomischen Konstellationen ist. Die zentrale Bedingung 

für die Funktionsfähigkeit der klassischen aktiven Ar­

beitsmarktpolitik, das Vorhandensein aufnehmender und 

wachsender Beschäftigungssegmente, war im Transfor­

mationsprozeß zu keinem Zeitpunkt gegeben. 

Wir haben es nicht mit einer e infachen sektoralen 
Strukturkrise, sondern mit einer Verbindung von 
Modernisierungs-, Struktur- und re la tiv umfassen­
der Nachfragekrise aufgrund des Zusammenbruchs 
ganzer Märkte zu tun. 

Statt Formen von qualifikationsbedingter Über­
gangsarbeitslosigkeit im Strukturkrisenmodell baut 
sich e in hoher Sockel von Langzeitarbeitslosen auf. 

Statt der relativ zuverlässig berufsförmig faßbaren 
Abschätzung des Qualifikationsbedarfs herrscht 
e ine hohe Unsicherheit und Offenheit über mögli­
che berufliche Bedarfe. 

Ein Blick auf die Praxis der Arbeitsförderung im We­

sten zeigt, daß auch dort die Instrumente aktiver Ar­

beitsmarktpolitik längst stumpf geworden waren, mithin 

auch bereits im Herkunftsland problematisch gewordene 

Institutionen übertragen wurden. Massenarbeitslosigkeit, 

ein wachsender Sockel von Langzeitarbeitslosen und zu­

nehmende Segmentation waren untrügliche Zeichen da­

für. Drei Entwicklungsstränge, die sich seit Anfang der 

80er Jahre immer mehr durchse tzten, lassen sich hierfür 

als Ursache aufführen: 

Unter der Bedingung globalen Wettbewerbs und 
systemischer Rationalisie rung mit ihren interindu­
striellen Vernetzungen ist der traditionelle Typus 
der Strukturkrise zunehmend hinter bre ite Gesamt­
krisen zurückgetreten, in denen faktisch in vielen 
Bereichen gleichzei tig Personal reduziert wird . 
Zwar existieren noch Wachstumsbranchen - zu­
meist aber ohne durchschlagende positive Beschäf­
tigungseffekte. 

Wo mehr oder weniger alle relevanten Beschäfti­

gungsbereiche in Turbulenzen geraten, ist das Wo­

hin der beruflichen Mobilitätsförderung kaum noch 

zu beantworten. Es existieren keine Leitbranchen 

oder -berufe mehr, an denen man sich orien tieren 

könnte, eine Restorientierung bieten a llenfalls noch 

quer zu Branchen liegende Tätigkeitstypen wie z.B. 

infom1ationsverarbeitende Tätigkeiten (vgl. Dostal 

1994). 

Die dem AFG zugrunde liegende Mobilitätskon­
stellation hat sich verändert. Eine im Durchschnitt 
höhere Allgemeinbildung und e ine verbreiterte be­
rufliche Erstausbi ldung einerseits und die Be­
schleunigung beruflichen Wandels andererseits er­
fordern zunehmend andere Formen der qualifikato­
rischen Anpassung als in der Vergangenheit. Beruf­
liche Anpassungsprozesse nehmen irruner weniger 
den Charakter grundlegend neuer beruflicher Quali­
fizierung an, vielmehr denjenigen der temporären 
Qualifikationserweiterung und -anpassung. Gleich­
zeitig wird der Qualifikationsbedarf enger an be­
triebliche Reorganisationsprozesse gebunden, mit 
der Folge, daß interne Qualifizierungsstrategien ex­
terner Qualifizierung überlegen sind. W o aber der 
Qualifizierungsbedarf zunehmend betriebsspezi­
fisch definiert wird, wird die Lösung des Problems 
von Arbeitslosigkeit über externe Qualifizierung er­
schwert. 
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Von der Finanzierung her liegt der Systematik der 
Arbeitsförderung die Annahme einer mittelfristig 
relativ stabilen Beschäftigungsentwicklung zugrun­
de, da nur über sie die entsprechenden Beitragsmit­
tel der Versicherten aufgebracht werden können. 
Ein längerfristiger Beschäftigungsrückgang, ver­
bunden mit hohen Anteilen von Dauerarbeitslosen, 
wirkt in der Arbeitsförderung prozyklisch bzw. zy­
klusverstärkend, da bei sinkendem Beitragsvolu­
men die Mittel für aktive Arbeitsmarktpolitik rück­
läufig sind. Dieser Zusammenhang war bereits in 
den 80er Jahren in der Bundesrepublik unmißver­
ständlich sichtbar geworden (vgl. Baethge 1985). 

Alle drei Entwicklungen, veränderter Krisentypus, 

grundlegender Wandel der beruflichen Mobilitätsformen 

und Übergang von der antizyklischen zur prozyklischen 

Arbeitsmarktpolitik haben seit Ende der 80er Jahre eine 

Debatte in Gang gesetzt, in der tradierte Institutionen 

des sozialstaatlichen Kapitalismus zunehmend in Frage 

gestellt und in deren Gefolge erste Ansätze einer Dere­

gulierungspolitik im Bereich Arbeitsmarkt und Beschäf­

tigung praktiziert wurden. 

5. Verpaßte Lernchancen - verschleppte 

Reform: Rückkoppelungseffekte des 

Institutionentransfers 

Von der westdeutschen Situation her gesehen, war ein 

einfacher Transfer der arbeitsmarktpolitischen Regelun­

gen also alles andere als selbstverständlich. Angesichts 

von Deregulierungsdebatte9 und Reformerfordernissen, 

die sich verstärkt seit den 80er Jahren in der westdeut­

schen Arbeitsförderungspolitik ankündigen, hätte es 

nahe gelegen, im Osten mit neuen Formen zu experi­

mentieren und den Institutionentransfer zu einem Prozeß 

des „reverse learning" zu machen. Tatsächlich fand bei­

des nicht oder nur in sehr begrenztem Maße statt. 

Dies ist ebenso erklärungsbedürftig wie die Tatsache, 

daß man die arbeitsmarktpolitischen Institutionen ohne 

größere Debatte und ohne Rekurs auf ihre kritische Dis­

kussion im Westen übertrug. 

9 Bereits vor dem Fall der Mauer war in Westdeutschland die 
Enquete-Kommission des Bundestages zur Deregulierung ein­
gesetzt worden. 

Es wäre verkürzt, die Gründe nur in dem hohen politi­

schen Handlungsdruck sehen zu wollen, dem zu genü­

gen der einfachste und überzeugendste Weg die im Eini­

gungsvertrag praktizierte l: !-Übertragung des westdeut­

schen Institutionen-Modells zu sein schien. Immerhin 

gab es andere Vorschläge, auch wenn diese sich nicht 

durchsetzen konnten und bald verstummten.10 Die relativ 

diskussionsfreie Entscheidung für den kompletten In­

stitutionentransfer folgte bei den politischen Akteuren in 

Westdeutschland - und nur diese waren in der Situation 

handlungsrelevant - im Bereich der Arbeitsmarktpolitik 

unterschiedlichen Legitimationsinteressen, die im Trans­

formationsprozeß aber überraschenderweise zum glei­

chen Ergebnis führten: 

Die konservativ-liberale Regierungskoalition war 
dem Handlungsdruck am stärksten ausgesetzt, da 
sie die Transformation politisch managen mußte. 
Zugleich wollte sie die Gunst der Stunde ideolo­
gisch nutzen und münzte besonders nachdrücklich 
den Zusammenbruch des Staatssozialismus zur Be­
stätigung des eigenen Systems um. Einigungseu­
phorie und Handlungsdruck machte die neoliberale 
Kritik am westdeutschen Institutionen-System vor­
übergehend mundtot. Man konnte nicht gut im sel­
ben Atemzug die Institutionen des Systems sozialer 
Marktwirtschaft in den Osten transferieren, die man 
im Westen für stark renovierungsbedürftig oder ab­
rißreif erklärte. Insofern handelten Konservative 
und Liberale im Fall des Institutionentransfers ge­
gen die Poli tik, die sie bis dato im Westen verfolgt 
hatten und weiter verfolgten. 

Auf der anderen Seite erhofften sich Gewerkschaf­
ten und Opposition vom Institutionentransfer eine 
Revitalisierung des sozialstaatlichen Regulations­
modells im Sinne neuer Legitimation. Gerade der 
Einsatz seiner Arbeitsmarkt-Institutionen bei der 
Bewältigung der Transformationskrise versprach 
eine hohe Legitimationsrendite. 

Für alle politischen Akteure des Westens ging es mehr 

um Legitimation als um neue Erfahrungen, Lernen und 

Weiterentwicklung von Institutionen, was zu einem rela-

10 Es sei daran erinnert, daß die Bürgerrechtsbewegung Anfang 
l 990 noch die Forderung nach einer Verfassungsdebatte für das 
ganze Deutschland stellte, die aber bereits im Sommer ver­
stummt war. Auch die politische Opposition im Bundestag war 
hier skeptischer, die größere Besonnenhei t ist ihr nicht hono­
riert worden. sondern hat sie vermutlich beträchtliche Stimmen 
im Osten gekostet. 
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tiv hohen Konsens beim Institutionentransfer und der 

Bereitschaft zur Mobilisierung großer finanzieller Mittel 

führte. Alle Modifikationen der Instrumente der Arbeits­

förderungspolitik verstärkten den Charakter (halb)staat­

licher Intervention, blieben aber den Prinzipien traditio­

neller Arbeitsförderung verhaftet. 

Trotz Sonderregelungen für den Osten und hohem Mit­

teleinsatz blieben die Innovationseffekte begrenzt. Dies 

hat mehrere Gründe, teils pragmatische, teils ordnungs­

politische, wie an zwei einschlägigen Beispielen deut­

lich wird. 

Unter dem hohen politischen Handlungsdruck nach der 

Wende mußten die Einrichtungen für die aktive Arbeits­

marktpolitik mehr oder weniger aus dem Boden ge­

stampft werden. Für die Qualifizierungsinstitute boten 

sich vor allem zwei Wege an, die beide ihre Haken und 

Ösen hatten: Zum einen exportierten westdeutsche Wiei­

terbildungseinrichtungen und Unternehmensberatungs­

firmen ihre Standardprogramme in den Osten, ohne sich 

gründlich auf die besonderen Qualifizierungsbedürfnisse 

des Ostens vorzubereiten und häufig ohne für diese Auf­

gabe hinreichend trainiertes Personal zu haben (oft wur­

de mit Studenten als Dozenten gearbeitet). Man verdien­

te mit bedenklicher Qualität die „schnelle Mark". Der 

andere Weg bestand darin, die ausgegründeten Aus- und 

Weiterbildungsabteilungen der Kombinate zu nutzen. 

Diese kannten zwar die Situation im Osten, mußten sich 

aber selbst erst das neue Know-how für die Marktwirt­

schaft aneignen. In beiden Fällen kommt es nicht zu in­

stitutionellen Innovationen, die Vorbildcharakter für den 

Westen haben könnten. 

Ähnlich, wenn auch anders begründet, sieht es mit dem 

zweiten Komplex aktiver Arbeitsmarktpolitik, den Ar­

beitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) aus. Zwar wurden 

sie in einer Größenordnung und mit infrastrukturellen 

und die individuelle Mobilität fördernden Zielen (Ver­

bindung von Arbeiten und Lernen) eingesetzt, wie nie 

zuvor in den alten Ländern, und wiesen damit im Ansatz 

innovative Akzente auf.11 Diese Akzente aber konnten 

sich nicht wirklich durchsetzen. Zum einen versuchten 

die Interessenverbände des ersten Arbeitsmarktes, allen 

voran die Handwerkskammern, die Ausdehnung und 

Verfestigung der sogenannten „Mega-ABM" zu verhin­

dern, weil sie um ihre eigene Auftragslage bangten. Das 

hartnäckige Festhalten der politischen Instanzen am 

Prinzip der Nachrangigkeit des zwei ten gegenüber dem 

ersten Arbeitsmarkt begrenzte strukturinnovative Expe­

rimente. Zum anderen konzentrierten sich die sogenann­

ten „Mega-ABM" auf die strukturbezogene Zielsetzung 

zumeist der ökologischen Sanierung von Gebäuden und 

Gebieten und vernachlässigten die Seite der individuel­

len Mobilitätsförderung durch Qualifizierung. Ein über­

zeugendes Modell der Verbindung von Arbeiten und 

Qualifizieren im Rahmen von „Mega-ABM" ist unseres 

Wissens nicht entwickelt worden, zumeist handelte es 

sich bei den Arbei ten um sehr einfache Abriß- oder Sa­

nierungstätigkeiten bei kontaminierten Arealen. Da zu­

dem die Bedingung für den Einsatz von"Mega-ABM", 

ein extrem hoher Sanierungsbedarf, in Westdeutschland 

nicht gegeben ist, gibt es auch kaum positive Rückkopp­

lungseffekte. Allenfalls der hohe Einsatz von ABM und 

Beschäftigungsgesellschaften könnte eine Ermutigung 

für die Befürworter e ines „zweiten Arbeitsmarktes" zur 

Bekämpfung von Massenarbeitslosigkeit bewirkt haben 

(vgl. Benz-Overhage 1995; Bosch u.a. 1998). 

Die Rückkopplungseffekte auf die Arbeitsförderungsin­

stitutionen der Bundesrepublik erschöpfen sich nicht in 

verpaßten Lernchancen auf der Ebene der Gestaltung 

von konkreten Maßnahmen. Wenigstens in drei Dimen­

sionen konunt es unseres Erachtens zu negativen Rück­

kopplungseffekten, die das herkömmliche sozial-staatli­

che Institutionengefüge grundlegend tangieren. Die Di­

mensionen lassen sich mit den Stichworten Refo rmstau, 

Leistungsabbau und Legitimationseinbiif3en kennzeich­

nen. 

11 Zu diesen gehören etwa die Einrichtung sogenannter Mega­
ABM nach § 249h oder die Gründung zahlreicher betrieblicher 
Qualifizierungs- und Beschäftigungsgesellschaften, welche un­
terschiedliche Kombinationen von Arbeiten und Qualifizierung 
praktizierten (Qualifizierungsantcile zwischen 20 o/o und SO % ). 

Das gemeinsame Charakteristikum der neuen Ansätze war, daß 
sie eine deutliche Verlagerung vom Personen- zum 
Strukturbezug aufweisen (vgl. Andretta 1995, S. 71 -76). 
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Das Problem des Reformstaus, der durch die Art des In­

stitutionentransfers und die unvermeidliche Verlagerung 

der politischen Konzentration auf die Bewältigung der 

Vereinigung hervorgerufen wurde, liegt nicht allein in 

der Verzögerung von notwendigen Reformen in der Ar­

beitsmarktpolitik. Die Verschleppung ist mit einer Ver­

schlechterung der materiellen Bedingungen und einer 

Entkopplung bzw. Diffusion der Problemlagen und poli­

tischen Perspektiven zwischen West und Ost verbunden. 

Solange es in der Ost-Ökonomie nicht zu einer struktu­

rellen Annäherung an die West-Ökonomie kommt und 

sie im „Dependenz"-Status verbleibt, wird die Arbeits­

marktpolitik kaum eine aktive Rolle spielen können und 

in hohem Maße weiter zur sozialpolitischen Abfederung 

dienen müssen. Auf der anderen Seite steht im Westen 

längst eine Reform an, die auf Stärkung von Selbstän­

digkeit und Selbstorganisation im Rahmen von Innova­

tionsstrategien auf unterschiedlichen Qualifikationsebe­

nen, insbesondere auch im Niedrigqualifizierten-Be­

reich, setzen muß (vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung 1998, 

Teil 3.2.). Dies verweist, bezogen auf die politischen 

Handlungsparameter, im Westen mehr auf Fortführung 

des Deregulierungs- bzw. Reregulierungs-Diskurses, 

während im Osten ein hohes Maß staatlicher Regulie­

rung bleibt. Ob es unter der Bedingung dieser wider­

sprüchlichen Politiktendenzen in West und Ost zu wirk­

lichen Innovationen in der Arbeitsmarktpolitik konunen 

kann, erscheint mehr als fraglich. 

Die negativen Rückkopplungseffekte dieser Art Institu­

tionentransfer auf der Ebene des Leistungsvolumens ver­

binden sich mit dem Sachverhalt, daß die Finanzierung 

der Arbeitsmarktpolitik verteilungstheoretisch auf einem 

horizontalen Umverteilungs- und Solidar-Modell beruht. 

Wer arbeitet, zahlt einen bestimmten Anteil des Lohns 

in die Kasse der Bundesanstalt für Arbeit. Wer arbeits­

los wird, erhält aus der Kasse der BA Arbeitslosengeld 

und hat ein Anrecht auf eine Qualifizierungsmaßnahme. 

Das Problem des Modells: je größer und länger die Ar­

beitslosigkeit, desto höher die Beiträge von Arbeitneh­

mern und Arbeitgebern. Dieses Finanzierungsmodell 

setzt ein etabliertes Beschäftigungssystem voraus. Da es 

ein solches im Transformationsprozeß nicht gab, mußte 

die Finanzierung weitgehend von außen kommen. Die 

Hauptlast der Arbeitsmarktkosten wurde den westdeut­

schen Beitragszahlern aufgebürdet. Von ihnen wurden 

zwei Drittel der Vereinigungskosten finanziert, der Staat 

beteiligte sich nur mit einem Drittel (IAB Kurzbericht 

11/93). Positive Wirkungen der Ausgaben für Arbeits­

marktpolitik im Osten, unter anderem durch die Stabili­

sierung der Konjunktur und Mitfinanzierung der sozia­

len Sicherung12
, stehen krisenverschärfenden Wirkungen 

im Westen gegenüber: Zum einen verteuern sich dort die 

Arbeitskosten durch Erhöhung der Sozialabgaben 13
, zum 

anderen wurden die hohen Vereinigungskosten zum 

Anlaß für erhebliche Kürzungen der Arbeitsförderungs­

und der Sozialleistungen genommen. Anhaltende 

Massenarbei tsl osigkei t 

Beschäftigungsfolgen 

im 

der 

Westen und die 

Transformationskrise im 

Osten bewirken zusätzlich, daß die Spielräume für akti­

ve Arbeitsmarktpolitik sowohl im Osten als auch im 

Westen geringer geworden sind. 

Die leeren Kassen haben nicht nur zu Leistungskürzun­

gen und Abbau von sozialem Schutz geführt, sondern 

auch die Debatte um die Finanzierbarkeit von Sozialver­

sicherungssystem und Sozialstaat angeheizt, so daß de­

ren Zukunft in Deutschland insgesamt finanziell wie po­

litisch in Frage gestellt ist. Die folgenschwere ironische 

Pointe des lnstitutionentransfers liegt in der paradoxen 

Situation, daß die Übertragung der Institutionen der Ar­

beitsmarktpolitik nach Ostdeutschland die Aushöhlung 

dieser Institutionen im Herkunftsland verschärft und da­

zu beiträgt, das Modell des sozialstaatlichen Kapitalis­

mus in Turbulenzen zu bringen. Die Verfechter des So­

zialstaats, allen voran Gewerkschaften und Sozialdemo­

kratie, die durch die langanhaltende Beschäftigungskrise 

und den Trend zu neuen Arbeitsformen (Selbständigkeit 

u.a.) ohnehin in die Defensive geraten sind, verlieren da­

durch weiter an Boden . 

12 Während die BA-Ausgaben am westdeutschen BIP nur einen 
geringen, wenn auch steigenden Anteil von 2 % ausmachen, 
sind es in Ostdeutschland 1993 ein Sechstel, 1992 sogar ein 
Fünftel des dort erwirtschafteten BIP (vgl. !AB Kurzbericht 
l l/1993). 

13 Wäre die Arbeitsmarktpolitik im Osten aus Steuermitteln 
bezahlt worden, hatte der Beitragssatz zur Arbei tslosenversiche­
rung bis zu 1,5 Prozentpunkte niedriger ausfallen können (vgl. 
IAB Kurzbericht 11/1993 ). 
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Der politische Effekt ist unübersehbar: Im Westen geht 

zunehmend Legitimation verloren und das Vertrauen in 

die politischen Insti tutionen sinkt; im Osten baut sich 

Tabelle 1: 

Vertrauen in die Institutionen erst gar nicht auf, bleibt 

die gesellschaftliche Integration labil (vgl. Tabelle l ). 

Vertrauen in politische Institutionen in West- und Ostdeutschland 1991 und 1995 

West Ost 

1991 1995 1991 1995 

Bundestag 1,5 1,1 0,5 0,0 

Bundesregierung 1 0,8 0,4 0,1 

Partien - 0, 1 - 0,5 

Gewerkschaften 0,8 0,4 0,8 0,8 (1993) 

Angaben: Mittelwert auf einer Skala von -5 (kein Vertrauen) bis +5 (Vertrauen). 
Quelle: IPOS Daten, vgl. WALZ 1997, S. 154. 
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Die Nutzung industrieller Kapazitäten in Mittelosteuropa durch westliche 

Unternehmen - Entwicklungspfade einer neuen industriellen Arbeitsteilung 

Constanze Kurz 
Volker Wittke 

Bei dem Text handelt es sich um die überarbeitete deutsche Fassung des Beitrags für die vom Berkeley Roundtable on 

the International Economy (BRIE) gemeinsam mit dem Kreisle)> Forum für Internationalen Dialog veranstaltete Tagung 

„ Will there be a u11ifi.ed European Economy? Industrial Production Networks, Foreign Direct Investment, and Trade in 

Eastern Europe", die am 5.16. Juni 1997 in Wien stattfand. Die englische Fassung unter dem Titel „ Using industrial 

capacities as a way of integrating Central-East European economies" erscheint in: John Zysman (ed.), Will tlzere be a 

Unifi.ed European Economy? International Production Networks, Foreign Direct Investment, and Trade in Eastern Eu­

rope ( University of Califomia 's International and Area Studies Publications 1998) 

1. Die Transformation mittelosteuropäischer 

Gesellschaften als mehrdeutige Option für 

die Aktivitäten westlicher Unternehmen 

Der politische Zusarrunenbruch des Staatssozialismus 

hat nicht nur eine weitreichende Veränderung von Wirt­

schaften und Gesellschaften in Mittelosteuropa (MOE) 

in Gang gesetzt. Die Transformation dieser Gesellschaf­

ten von der Plan- zur Marktwirtschaft ist darüber hinaus 

mit einer Öffnung der zuvor weitgehend vom Weltmarkt 

abgeschotteten Ökonomien verbunden. Seit Anfang der 

90er Jahre ist M ittelosteuropa nicht nur als neuer Ab­

satzmarkt, sondern auch als Produktionsstandort für Un­

ternehmen aus den kapitalistischen Industrieländern zu­

gänglich. Insbesondere für die westeuropäischen Her­

steller ergeben sich hieraus neue strategische Optionen 

der Nutzung und Integration industrieller Kapazitäten 

Mittelosteuropas in die internationale Arbeitsteilung. 

Die quantitative Dynamik dieser Integration - soweit sie 

sich in der Entwicklung des Handels und der Direktin­

vestitionen niederschlägt - hat sich in den 90er Jahren 

rasch entwickelt. Dabei zeichnen sich die gravierendsten 

Veränderungen in den Visegradstaaten ab. Die Entwick­

lungen in Polen, Ungarn und der Tschechischen Repu­

blik stehen denn auch im Zentrum unserer Überlegun­

gen. Gerade bei diesen Volkswirtschaften des ehemal i­

gen RGW, die sich in unmittelbarer Nachbarschaft zu 

den EU-Ländern befinden, wird die fortschreitende Inte­

gration in westliche Markt- und Produktionsstrukturen 

am augenfälligsten. Fragt man danach, welche Optionen 

die westlichen Unternehmen in diesen Ländern nutzen 

und welche Folgen sich daraus für d ie industrielle Ar­

beitsteilung zwischen West- und Osteuropa ergeben, so 

gruppiert sich die einschlägige Diskussion um die bei­

den Pole „Produktionsstandort" und „Absatzmarkt". 

Diese Pole stehen für jeweils un terschiedliche, latent wi­

dersprüchliche Implikationen im Hinblick auf die gesell­

schaftliche Entwicklung der Transformationsländer. In 

der ersten Variante lautet das Argument, auch d ie euro­

päische Industrie verfüge nunmehr - ähnl ich wie ihre 

Konkurrenten in Japan und den USA - über die Option, 

in direkter Nachbarschaft und in großer Zahl auf Ar­

beitskräfte und industrie lle Produktionskapazitäten zu­

greifen zu können, die unter anderen gesellschaftlichen 

Bedingungen und sozialen Standards produzieren 
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(„Mexiko vor der Haustür"). Exporterfolge der MOE­

Länder resul tieren dabei in erster Linie aus den niedri­

gen Lohnkosten. Eine weitreichende Realisierung dieser 

Option unterstellt für die mittelosteuropäischen Gesell­

schaften eine im wesentlichen exportgestützte Wirt­

schaftsentwicklung unter Hintanstellung des privaten 

Konsums. Bezüglich der zweiten Variante werden von 

der Öffnung vor allem neue Absatzmöglichkeiten erwar­

tet. Auch hier verheißt die räumliche Nähe besondere 

Chancen. Es ist also in erster Linie der „emerging mar­

ket", der ein dynamischeres Wachstum als andere ver­

spricht, der die westeuropäischen Hersteller und hier 

insbesondere Unternehmen aus Deutschland nach Osten 

zieht. 1 Dieser Integrationspfad würde allerdings eine 

rasche Ausdehnung kaufkräftiger Nachfrage vorausset­

zen und unterstellt damit eine im Vergleich zur ersten 

Variante tendenziell gegenläufige Entwicklung dieser 

Gesellschaften. 

Integration bedeutet grundlegende industrielle 

Restrukturierung in Ost- und Westeuropa 

Diese Debatte ist freilich verkürzt. Unterbelichtet bleibt, 

daß die Integration Mittelosteuropas keine schlichte 

Ausdehnung westlicher Absatz- und Produktionsstrate­

gien nach Osten bedeutet. Die wachsende Integration ist 

vielmehr - und das ist unser zentrales Argument - Be­

standteil einer grundlegenden Reorganisation des westli ­

chen Produktionsmodells. Denn für die europäische -

und hier insbesondere für die deutsche - Industrie fällt 

die Transformation in MOE zeitlich in eine Phase ein­

schneidender Restrukturierung. Gerade die deutschen 

Endhersteller waren zu Beginn der 90er Jahre aufgrund 

des verschärften globalen Kosten- und Preiswettbewerbs 

gezwungen, ihre unternehmensinterne Arbeitsteilung 

und ihre betriebsexternen Wertschöpfungsketten zu re­

organisieren und parallel dazu ihre Produktionskapazitä-

Alle Prognosen stimmen dabei darin überein, daß Mittelosteu­
ropa ein emerging market ist. Wichtigster Indikator hierfür ist 
das steigende BIP, das 1997 erstmals für ganz Osteuropa wieder 
auf Wachstumskurs liegt. Während Polen das Niveau von 1989 
mittlerweile bereits überschritten hat, liegt das reale BIP der 
Tschechischen Republik, der Slowakischen Republik und Un­
garns bei neunzig Prozent des Niveaus von 1989 (Transition 
Report 1997). 

ten im internationalen Maßstab neu zu lokalisieren. Dies 

führte nicht nur zur verstärkten Internationalisierung der 

„Kernproduktion", sondern zog forcierte Internationali­

sierungsaktivitäten der (deutschen) Zulieferindustrie 

nach sich. Immer mehr Vorleister und Zulieferer großer 

Industrieunternehmen folgen bzw. eilen mittlerweile den 

Endherstellern ins Ausland voraus (Deutsche Bundes­

bank 1997). Neben Südamerika und den USA profitie­

ren von der räumlichen Neuausrichtung der Zuliefer­

netzwerke und der daran geknüpften Reorganisation der 

„Kernfabriken" in wachsendem Maß Standorte in Mit­

tel- und Osteuropa. Die Integration der industriellen Ka­

pazitäten MOEs ist in diese Reorganisation im Westen 

eingebettet. 

Auch bezogen auf die Zielregion westlicher Verlage­

rungsaktivitäten führen die Analogien mit Lateinamerika 

und Südostasien auf eine falsche Fährte. Denn im Ge­

gensatz zu den Niedriglohnstandorten vor der Haustür 

Japans und der USA ist die Transformation der soziali­

stischen Gesellschaften M ittelosteuropas eher Endpunkt 

denn Startpunkt eines lndustrial isierungsprozesses. Die 

Wirtschaften dieser Länder waren - bei allen Unterschie­

den zwischen etwa Ungarn und Tschechien oder Polen -

bereits vor 1989 insgesamt stark von der Industrie ge­

prägt. Wobei die Branchen- und Produktionsstrukturen 

Ergebnis eines spezifischen lndustrialisierungspfades 

sind, der von westeuropäischen Mustern ebenso ab­

weicht wie von j apanischen oder US-amerikanischen. 

Zu nennen wäre hier etwa das Übergewicht von Vorpro­

dukten - wie Eisen- und Stahlindustrie, Chemische Indu­

strie - und Investitionsgüterindustrien und - komplemen­

tär dazu - das Untergewicht von Konsumgüterindustrien, 

insbesondere derjenigen, die im Westen die Ära seit 

1945 geprägt haben: Automobile, Hausgeräte, Elektro­

nik. Hinzu kommen RGW-interne Spezialisierungen 

(mit spezifischen Handels- und Zulieferstrukturen bzw. 

Arbeitsteilungsmustern) sowie die notorische Innova­

tionsschwäche (Nove 1977; Kornai 1980; Conert 1990). 

Alles in allem hat gerade der spezifische Pfad der Indu­

strialisierung in Mittelosteuropa mit seinen strukturellen 

Modernisierungsblockaden zu Krise und Ende der 'plan­

ning economies' beigetragen. Die westlichen Unterneh-
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men treffen bei ihren Aktivitäten in MOE daher nicht 

nur auf industrieerfahrenen Arbeitskräfte. Sie sind dar­

übe r hinaus mit gewachsenen technisch-organisatori­

schen Strukturen konfrontiert und müssen Strategien 

entwickeln, wie sie mit dieser Erbschaft umgehen. 

Unterschiedliche Integrationspfade 

Wir haben es also mit einem doppelten Prozeß von 

Transformation im Osten und struktureller Anpassung 

im Westen zu tun. Gegenwärtig ist dieser Prozeß noch in 

vollem Gange, die Endpunkte dieser Entwicklung sind 

noch längst nicht erreicht. Trotz aller Vorläufigkeit der 

bislang beobachtbaren Aktivitäten kann man bere its 

sagen: Die westlichen Strategien in bezug auf Mittelost­

europa folgen keinem einheitlichen Muster, sondern va­

riieren beträchtlich. Strukturelle Ursachen der Wettbe­

werbsprobleme werden von westeuropäischen Unterneh­

men durch unte rschiedliche Konzepte der Aus- und Ver­

lagerung von Produktions- und te ilweise auch der Inno­

vationsfunktionen angegangen. Unsere These ist: Diese 

unterschiedlichen Strategien unternehmensinterner und 

-übergreifender Restrukturierung haben zur Herausbil­

dung von zwei deutlich zu unterscheidenden Pfaden für 

die Integration industrie ller Kapazitäten Mitte losteuro­

pas in die internatio nale Arbeitsteilung geführt - mit je­

weils unterschiedlichen Effekten für die Entwicklung in 

Mitte los t- und in Westeuropa. 

Wir entwickeln unser Argument im folgenden in zwei 

Schritten. Zunächst wollen wir anhand der Daten zur 

Entwicklung des Ost-West-Handels und der Direktinve­

stitionen westlicher Länder in MOE Tempo und Ausmaß 

der Integration industrieller Kapazitäten verdeutlichen. 

Im zweiten Schritt geht es dann darum, die Konturen der 

sich gegenwärtig abzeichnenden Integrationspfade zu 

skizzieren. Dabei soll deutlich werden, wie genau der 

Einbau von Produktionsstandorten im Osten in die indu­

strie lle Arbeitsteilung Europas erfolgt und wie tief dabei 

der Traditionsbruch mit gewachsenen Branchenstruktu­

ren und Industrialisierungsmustern tatsächlich ausfällt. 

2. Die quantitative Dynamik der Integration 

mittelosteuropäischer Ökonomien in den 

90er Jahren 

2.1. Die Neuausrichtung des Außenhandels in 

West- und Mittelosteuropa 

Seit 1989 ist die Wirtschaftsentwicklung der mi tte lost­

europäischen Länder - insbesondere der Visegradstaa­

ten - in einem dramatischen Auf und Ab verlaufen. Im 

Anschluß an die politische Wende hatten die auch im 

Westen als wirtschaftlich entwickelt geltenden Industrie­

staaten des Ostens (vor allem die CSSR und ihre beiden 

Nachfolgestaaten, aber auch Polen) massive Produk­

tionseinbrüche zu verzeichnen. Bis 1992 sank die Indu­

strieproduktion jährlich in zweistell igen Größenordnun­

gen. Insgesamt fiel die Industrieproduktion in den Vise­

gradstaaten von 1985 bis Ende 1991 um etwa 30 % (Ha­

buda u.a. 1996). Die Dauer der „Transformationsrezes­

sion" überraschte nicht nur die westlichen Experten, 

sondern auch die Reformer in den betroffenen Ländern 

selbst. E in ganzes Bündel exogener Faktoren (Zusam­

menbruch der traditionellen östlichen Binnen- wie Ex­

portmärkte, konjunkturelle Abschwächung in den westli­

chen Industrieländern, wachsende Haushalts- und Bud­

getdefizite) verstärkte die Wirkungen der strukturellen 

Modernisierungsblockaden innerhalb der Branchen und 

Betriebe und beschleunigte den industrie llen Niedergang 

in den Reformländern. Ihre Ökonomien erschienen unter 

Weltmarktbedingungen zunächst als wenig konkurrenz­

und lebensfähig. Diese destruktive Entwicklung machte 

seit 199211993 einem bislang bemerkenswerten Erho­

lungsprozeß Platz. Vorrei ter dieser Entwicklung war Po­

len, wo die Industrieproduktion bereits 1992 eine leichte 

Erholung erkennen ließ. Der industrielle output stieg zu 

diesem Zeitpunkt um 4,2 % erstmalig wieder an, legte 

1993 6,2 % und 1994 beachtliche 12, 1 % zu. Auch in 

Tschechien und Ungarn stabilisierte sich die wirtschaft­

liche Entwicklung und weist seit 1994 positive Wachs­

tumszahlen nicht nur für das Bruttoinlandsprodukt, son­

dern auch für die Industrieproduktion aus. 
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Dieses heftige Up and Down der Industrieproduktion 

war mit ebenso drastischen Strukturveränderungen im 

Außenhandel verbunden. Innerhalb weniger Jahre lösten 

sich die MOE-Länder sehr weitgehend von ihrer tradi­

tionellen Einbindung in Handels- und Spezialisierungs­

muster des RGW und öffneten sich der Integration in die 

westlichen Gütermärkte. Mit Beginn der Transformation 

brach - ähnlich wie die Industrieproduktion - das Ge­

samtvolumen des Exports der RGW-Staaten zunächst 

drastisch ein, erreichte aber 1994 im Durchschnitt be­

reits wieder den Stand von 1988 (Hoekmann, Djankov 

1996). Die Stabilisierung des Exportvolumens wurde 

von e inem sprunghaften Anstieg des Außenhandels mit 

den westlichen Industrieländern begleitet. Nach der Auf­

lösung des RGW gelang es den Visegrad-Staaten inner­

halb weniger Jahre, sich auf die westlichen Märkte und 

hier vor allem auf die EU umzuorientieren. Der Anteil 

der Exporte in die EU am gesamten Außenhandel stieg 

im Fall von Polen von 41,5 % (1989) auf70,l % (1995), 

im selben Zeitraum stiegen die entsprechenden Anteile 

in Ungarn von 39,1 % auf 62,7 % und in der CSFR von 
') 

32,7 % auf 55 ,2 % (DIW l997b).- Der Expansion des 

Handels der MOE-Staaten mit den westl ichen Industrie­

ländern - und hier vor allem der EU - steht der beträcht­

liche Rückgang des Handels untereinander und mit den 

Nachfolgestaaten der SU gegenüber. 

Beiderseits der alten Grenze - regionale Schwerpunkte 

des neuen Ost-West-Handels 

Eine detalliertere Betrachtung des West-Handels der 

MOB-Staaten zeigt deutliche regionale Schwerpunkte. 

Die wichtigsten Handelspartner sind die Nachbarländer. 

Insbesondere Deutschland ist zu dem neuen Abnehmer 

und Lieferanten Mitte losteuropas in den 90er Jahren 

avanciert. Die Bedeutung Deutschlands als wichtigstem 

Handelspartner wird noch dadurch verstärkt, daß öster­

reichische Unternehmen in vielen Fällen Töchter deut­

scher Konzerne sind, das Engagement deutscher Unter­

nehmen daher noch hö her zu veranschlagen ist, als es in 

2 Im Fall der CSFR handelt es sich bei dem Wert für 1995 um 
den Auße nhandel der Tschechischen Republik. 

einer rein länderbezogenen Betrachtung zum Ausdruck 

kommt. 38,5 % der polnischen Exporte gingen 1995 

nach Deutschland, mit riesigem Abstand folgten Ruß­

land (5,6 %) und Italien (4,9 %) als Abnehmerländer.3 

Nahezu 30 % der ungarischen Ausfuhren hatten 

Deutschland zum Ziel , während 10,7 % nach Österreich 

und 8 % nach Italien gingen. Für d ie Tschechische Re­

publik hatte Deutschland mit e inem Anteil von 36,6 % 

aller Ausfuhren eine ähnliche große Bedeutung als Ab­

nehmer wie für Polen. Auf Platz zwei folgt der ehemali­

ge Föderationspartner die Slowakische Republ ik vor 

Österreich mit lediglich 6,2 %. Mit geringen Unterschie­

den ähnelt die Regionalstruktur der Importe derjenigen 

der Exporte. Deutschland is t wichtigstes Lieferland Po­

lens (mit e inem Anteil an den Importen von 26,6 % ), vor 

Italien (8,5 %) und Rußland (6,7 %). In Ungarn beläuft 

sich der deutsche Anteil an den Importen auf 23,5 %, 

vor Rußland (12,3 %), das seinen hohen Lieferanteil vor 

allem auf Energieträger gründet. Auf Platz drei schließ­

lich findet sich das Nachbarland Österreich mit 9,7 %. 

Deutlich höher liegt Deutschlands Lieferanteil mi t 

30,3 % in der Tschechischen Republik, gefolgt von der 

Slowakischen Republik (knapp 10 %), Rußland (7,3 % ) 

und Österreich (6 %). Ganz offenbar entfaltet die räum­

liche Nähe starke Gravitationskräfte bei der regionalen 

Umorientierung der Handelsbeziehungen der Transfor­

mationsländer. Dieser Sachverhalt wird dadurch e rhär­

tet, daß die Länder Südosteuropas, die ke ine gemeinsa­

men Grenzen mi t „dem" Westen haben, bis heute we­

sentlich geringere Handelsverflechtungen mit der EU 

aufweisen (Bulgarien etwa wickelt ledigl ich 38,3 % 

seiner Ausfuhr und 38, 1 der Einfuhr mit der EU ab). 

Die Neuorientierung des Außenhandels der Transforma­

tionsländer hat ihr Pendant in e iner Verschiebung auf 

westlicher Seite. Für die kapitalistischen Nachbarn ha­

ben die MOE-Länder - insbesondere Polen, Ungarn und 

die Tschechische Republik - innerhalb weniger Jahre 

einen beachtlichen Stellenwert im Außenhandel erlangt. 

Zwischen 1993 und 1995 schnellten die Ausfuhren 

Deutschlands in die mitte losteuropäische Nachbarregion 

3 Vgl. zu den Außenhandelsdaten FAZ-1..'inderanalysen (1997) 
sowie Agenda 2000 ( 1997). 
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um 30 % auf insgesamt DM 60 Mrd. in die Höhe. Gut 

die Hälfte davon ging nach Polen, Ungarn und die 

Tschechische Republik. Der Handel mit Mittelosteuropa 

nimmt mit einem Anteil von 8,2 % an den deutschen Ex­

porten mittlerweile eine größere Bedeutung ein als etwa 

der Handel mit den USA. Die Einfuhren aus MOB ha­

ben sich in den letzten Jahren noch schneller entwickelt: 

Mit DM 58 Mrd. lagen die Importe aus MOE 1995 fast 

um die Hälfte über dem Niveau von 1993. 

Qualitative Dynamik: Wachsendes Gewicht intra­

industriellen Handels 

Die Dynamik dieser Entwicklung läßt sich erst richtig 

ermessen, wenn man bedenkt, daß die Steigerung des 

Handelsvolumens mit den westlichen Ländern keines­

wegs mit ste igenden Disparitäten in der Güterstruktur 

von Importen und Exporten erkauft wurde. Die hohen 

Steigerungsraten erklären sich also nicht aus einer einfa­

chen Verstärkung des alten Musters im Ost-West-Han­

de l, bei dem vorwiegend Rohstoffe gegen Industriepro­

dukte getauscht wurden. Das Gegenteil ist der Fall : Im 

Zuge der Öffnung und wachsenden Integration der 

MOB-Staaten in die westlichen Güter- und Beschaf­

fungsmärkte haben rohstoff- und materialintensive Güter 

ebenso wie Agrarerzeugnisse an Stellenwert für den Ex­

port der MOB-Länder verloren. Das s tarke Wachstum 

des Handels mit den westlichen Industrie lände rn geht 

mit einer Zunahme intra-industriellen Handels e inher. 

Legt man die gängigen Indizes zur Erfassung des intra­

industriellen Handels zugrunde, so übertreffen die In­

dexwerte von Ungarn, der Tschechischen Republik und 

Slowenien gegenwärtig bereits die Wer te von EU-Län­

dern wie Portugal oder Griechenland; die Indexwerte für 

Polen signalisieren demgegenüber noch einen Rückstand 

(DIW 1997b). 

Am wachsenden Stellenwert des intra-industr iellen Han­

dels läßt sich eine zunehmende Einbindung M OEs in die 

industrielle Arbeitsteilung Europas ablesen. Allerdings 

besagen diese Zahlen noch nichts über die Rolle, welche 

die industrie llen Kapazitäten Polens, Ungarns und der 

Tschechischen Republik in dieser Arbeitsteilung spielen. 

Hinter der Kategorie des in tra-industriellen Handels ver­

birgt sich der Handel mit ausgesprochen unterschiedli­

chen Produktgruppen: Sowohl mit arbe itsin tensiven, low 

value added Produkten als auch mit (relativ) kapitalin­

tensiven, anspruchsvollen Gütern mit einem hohen Dif­

ferenzierungsgrad. Die Außenhandelsstatistiken zeigen 

eine Zunahme beider Produktgruppen, a llerdings mit 

einem deutlichen Übergewicht der ersteren. Nimmt man 

die Fertigprodukte (Warengruppe 8 laut SITC)4 a ls Indi­

kator für arbeitsintensive, low value added products, 

dann hat die Ausfuhr dieser Produkte wesentlich zum 

Exportwachstum seit Beginn der Transformation beige­

tragen. Besonders augenfällig ist dieser Trend in Polen. 

Der Anteil der Warengruppe 8 - im Fall von Polen vor 

allem Bekleidung und Möbel - am Export s tieg von 

6,7 % (1989) auf 20,8 % (1995). Etwas verhaltener fiel 

das entsprechende Wachstum in U ngarn aus. Der Anteil 

an der Ausfuhr stieg von 10,7 % (1989) auf 17, 9 % 

(1994 ). Überdurchschnittliche Steigerungsraten erziel ten 

hier Foto-Optik und Uhren, während die Bedeutung der 

Bekleidung rückläufig war. In der Tschechischen Repu­

blik hat sich der Anteil der Warengruppe 8 am Export 

mit einem Anstieg von 6,2 % ( 1989) auf 14 ,9 % (1996) 

mehr als verdoppe lt. 

Bereits der wachsende Anteil von Produkten de r Waren­

gruppe 8 zeigt, daß sich die MOB-Länder in wachsen­

dem Maße auf die Produktion von arbei tsintensiven in­

dustriellen Erzeugnissen spezialisieren.5 Diese Zu-

4 
5 

SITC steht für Standard International Trade Classifi cation. 
Ähnliches gilt im Grundsatz auch für „bearbei tete Waren" 
(SITC 6). Hierbei handelt es sich um Zwischenprodukte und 
Halbwaren, die eine vergleichsweise geringe Fertigungstiefe, 
eine hohe Arbeits- und teilweise auch Kapitalintensität aufwei­
sen (Leder, Holzwaren, Textilgarne, aber auch Kautschuk, Ei­
sen und Stahl; Metalle). Der Anteil dieser Produkte am Export 
der MOE-Llinder ist zwar relativ hoch. Allerdings fallen die Zu­
nahmen im Vergleich zu den Warengruppen 8 (arbe itsintensive 
Produkte) und 7 (kapitalintensive Produkte) sehr viel geringer 
aus. ,,Bearbei tetete Waren" haben seit 1989 ihren Anteil an der 
Gesamtausfuhr der Tschechischen Republik von 22,4 % (1989) 
auf 28 ,8 % (1996) gesteigert. In Polen steigerte sich die Ge­
samtausfuhr bearbeite ter Waren von 19 % (1989)auf 27,6 % 
(1995). Bearbeitete Waren avancierten damit in Polen zur größ­
ten Position, in Tschechien zur zweitgrößten Position des Ex­
ports nach Maschinen und Ausrüstungen. Demgegcniiber blieb 
der Gesamtanteil „bearbeiteter Waren" in Ungarn an der Aus­
fuhr seit 1989 mit rund 17 % bei leichten Verlusten nahezu 
konstant. Die Bedeutung dieser Warengruppe für die Exportdy­
namik ist - im Gegensatz zu ihrer nach wie vor großen absolu-
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wächse beruhen vor allem darauf, daß westliche Unter­

nehmen Produktionsstandorte in MOE auf Basis der 

Lohnveredelung nutzen. Das Ausmaß und die Bedeu­

tung de r Lohnveredelung ist dabei noch sehr viel höher 

zu veranschlagen, als es in den Anteilen der Gütergrup­

pe „Fertigprodukte" zum Ausdruck kommt.
6 

So weist et­

wa die ungarische Außenhandelsstatistik für 1995 einen 

Anteil der Lohnveredlung am Gesamtexport von 26 % 

aus. In Po len lag der vergleichbare Anteil bei 23,5 % 

( 1995). Hier stützt sich der Export von Bekleidung -

ähnlich wie in Ungarn - fast gänzlich auf Lohnverede­

lung (Herberg 1997). Der Lohnveredelungsverkehr wird 

vom größten Handelspartner Deutschland auch am in­

tensivsten genutzt. So sind beispielsweise im Falle Po­

lens 80 % der deutschen Gesamteinfuhr Importe auf 

Grundlage von Lohnveredelungsgeschäften (Kaufmann, 

Menke 1997). Eine Ausweitung des Exports dieser Pro­

dukte und somit eine weitere Spezialisierung der MOE­

Länder auf arbeitsintensive Güter ist mit dem Fortgang 

der Marktintegration aber - zumindest in bezug auf Po­

len, Ungarn und die Tschechische Republik - eher un­

wahrscheinlich. Denn gerade in diesen Ländern führen 

die steigenden Lohnkosten absehbar dazu, daß e in we­

sentl icher komparativer Vortei l der MOE-Länder in die­

sem Produktions- und Produktausschnitt auf mittlere 

Sicht ke inen Bestand haben dürfte. 

Die Zunahme der Exporte von Maschinen, Fahrzeugen 

und Ausrüstungen in die westlichen Industrie länder 

zeigt, daß sich die MOE-Länder im Verlauf der 90er 

Jahre nicht ausschließlich auf arbeitsintensive low-tech 

Produkte spezial isiert haben. Nimmt man die Waren-

6 

ten Bedeutung - geringer zu veranschlagen. Am Exportzuwachs 
zwischen 1989 und Mitte der 90er Jahre trug diese Ware ngrup­
pe selbst im Fall von Polen lediglich zu 11 % bei. In Tschechien 
waren es nur 7 %. und Ungarn verringerte die Exporte dieser 
Produkte sogar (Kraft, Pahl 1997; Trabold, Berke 1997). 
Die Außenhandelsstatistiken verzerren hier das Bild insofern, 
da die Warengruppe 8 und 6 zwar Schwerpunkte von Lohnver­
edelung - Outward Processing Trade (OPT) - bilden, aber auch 
die Warengruppe 7 (Maschinen und Ausrüstungen) ebenfalls 
Anteile an OPT enthält. Nach Berechnungen von Hoekmann 
und Djankov liegt der Anteil von OPT a m Gesamtexport der 
MOE-Liinder bei „ l 0- 18 percent of total exports . „ Most of the 
processing occurs in leather/footwear (20-30 percent of total ex­
ports) and textiles/clothing (60-80 percent). Other industries 
where it is s ignificant include electrical machinery (10- 16 per­
cent) and fumiture (15-20 percent)" (Hockman. Djankov 1996, 

s. 18). 

gruppe 7 des SITC als Indikator für diese Produktgrup­

pe, dann liegt der Gesamtanteil dieses zu Zeiten des 

RGW außerordentlich starken Exportsektors für Po len, 

Ungarn und die Tschechische Republik gegenwärtig 

noch deutlich unter jenen Quoten, die vor 1989 üblich 

waren.
7 

Allerdings steht hinter diesen Rückgängen ein 

radikaler Strukturwandel: Der Handel mit M aschinen, 

Fahrzeugen und Ausrüstungen innerhalb des RGW ist 

stark eingebrochen, während die Exporte dieser Produk­

te in die EU deutlich zugenommen haben. Im Fall von 

Tschechien stieg die Bedeutung der EU als Abnehmer 

dieser Produkte von knapp 14 % ( 1989) auf 24 % 

(1995), im Fall von Ungarn im selben Zeitraum noch 

deutlicher von 13 % auf 27 %. Nur im Fall von Polen 

hielt s ich die wachsende Bedeutung der EU mit einer 

Steigerung von 12 auf 17 % in Grenzen.
8 

Die wachsende Westexportrate von M aschinen und Aus­

rüstungen geht nur zum Teil darauf zurück, daß tradi tio­

ne lle Produkte, die in früherer Zeit an Partner innerhalb 

des RGW geliefert wurden, nunmehr mit Hi lfe von 

Dumpingpreisen auf westlichen M ärkten abgesetzt wer­

den. Entscheidender für die Steigerungsraten ist viel­

mehr, daß das Waren - und Exportprofil von Innovatio­

nen in den „Traditionssegmenten" und zunehmend durch 

„neue" Produkte geprägt wird.
9 

Insbesondere Ungarn 

und Tschechien konnten in der Zeit von 1992 bis 1994 

mit einer bemerkenswerten Verbesserung der Produkt­

quali tät beim Maschinenbau aufwarten, die an interna­

tionale Standards heranreicht. Beide Länder vermelden 

überdies - ausgehend von einem extrem niedrigen Ni­

veau - e rhebliche Steigerungsraten bei „neuen" Produk­

ten der Fernmeldetechnik, der Unterha ltungselektronik, 

bei Elektromaschinen, Elektrogeräten, vor allem aber 

7 In der CSFR ist der Anteil von 44,4 % (1989) auf 32.7 % ge­
sunken. in Polen von 33,6 % ( 1989) auf 21, l %. Auch in Un­
garn reduzierte sich die Ausfuhr von Maschinen und Anlagen 
(Anteil 1989: 3 1 % ) zunachst beträchtlich, bewegt sich seit 
1994 aber bei etwas über 25 % und damit bereits relativ nahe 
am Ausgangsniveau. 

8 Maschinen, elektrotechnische Erzeugnisse und Fahrzeuge 
waren für Ungarn zu 41 %, für die Tschechische Republik zu 
30 % und für Polen zu knapp 20 % an den Exportzuwächsen 
nach Deutschland beteiligt (Trabold, Berke 1997). 

9 „lnstead, export growth is either in products that were not ex­
ported at all to the CMEA, or, comprise 'traditional ' export 
items that have been substantially upgraded or differentiated" 
(Hoekmann, Djankov 1996. S . 26). 
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bei Autos und Zubehörteilen (Transition Report 1997; 

Kraft, Pahl 1997). So verzehntfachte sich der ungarische 

Export von Autos - ausgehend von einem extrem niedri­

gen Niveau - zwischen 199 1 und 1995. 
1 
o Ausgesprochen 

dynamisch verlief das ungarische Exportwachstum auch 

bei Komponenten und Zulieferteilen.
11 

Eine ähnliche 

Entwicklung zeichnet sich für Tschechien und Polen 

ab.
12 

In Polen liegt der Anteil der Autoproduktion an 

den Exporten mit knapp 3 % zwar noch vergleichsweise 

niedrig. Die Ausfuhr verläuft jedoch außerordentlich dy­

namisch und erre ichte zwischen 1994 und 1995 eine 

Steigerungsrate von nahezu 26 %. Hinter diesen Zu­

wächsen im Export steht die zunehmende Bedeutung der 

Automobilindustrie innerhalb der Wirtschaft der MOE­

Länder.1 3 

Die Exportzuwächse im Bereich der Automobil industrie 

zeigen exemplarisch, daß die MOB-Staaten zunehmend 

in einen intra-industrie llen Handel involviert sind, der 

auf dem Austausch ähnlicher Produkte beruht.
14 

Eine 

wesentliche Triebkraft hierfür liegt in der Nutzung indu­

strieller Kapazitäten in Polen, Ungarn und de r Tschechi­

schen Republik durch westliche Unternehmen. Die dort 

gefertigten Industrieprodukte werden nach Westeuropa 

exportiert. Dies gilt sowohl für Endprodukte als auch für 

Zulieferteile (die Produktionsstätten MOE be liefern hier 

d ie westlichen Endhersteller). Die Warenstruktur ver­

schiebt sich hierbei von arbeitsintensiven, low added va­

Jue Komponenten hin zu anspruchsvolleren Zulie fertei -

1 O 199 1 umfaßte das Exp011volumen 625 Mio. HUF und stieg bis 
1995 auf 6,089 Mrd. HUF an. 

11 „Parts manufac turing increased two-and-a-half-timcs, the out­
put of vehicle elecuic devices rose five-fold, and their com­
bined sales revenue exceeded HUF 73 billion in 1995. In 1995 
more than 60 percenl of vehicle parts and more than 86 percent 
of car electric articles were exported" (CSO 1997). 

12 „Components exports have grown from virtually nothing in 
1991 to an estimated US$ 350 million in 1996" (Business Mo­
nitor 1998). 

13 Die Produktion von Automobilen und Nutzfahrzeugen stieg in 
Polen von 1995 auf 1996 um 38,7 % (PAIZ 1996). 

14 In diesem Sinne resümiert auch das DIW: ,.Ausgehend von 
einem extrem niedrigen Niveau haben sich in Polen. Ungarn, 
der Tschechischen Republik. der Slowakei, Bulgarien und Ru­
mänien d ie komparativen Nachteile in Branchen mit hoher 
FuE-lntensität und Produktdifferenzierung im Handel mit der 
EU deutlich reduziert und das Gewicht des intra-industriellen 
Handels zugenommen. Es kann deshalb von einer schrittweisen 
Annäherung der strukturellen Voraussetzungen - bei unter­
schiedlichem Tempo in einzelnen Ländern ausgegangen wer­
den" (DlW 1997b, S. 228). 

len und Endprodukten, auch wenn das Schwergewicht 

noch bei ersteren liegt. 

Die industriellen Kapazitäten M ittelosteuropa werden 

mit zunehmenden Anteilen und steigender Fertigungstie­

fe in die Wertschöpfungsketten westlicher Hersteller 

einbezogen. Diese Integration kommt auch in den wach­

senden Importen von Ausrüstungen und anderen Zulie­

ferungen zum Ausdruck. Vereinfacht gesagt: Weil Pro­

duktionsstätten im Osten zunehmend in westliche Wert­

schöpfungsketten integriert werden, wächst mit dem Ex­

port der MOE-Länder auch ihr Import von Teilen und 

Komponenten. Die ungarischen Importe etwa weisen die 

höchsten Steigerungsraten be i Zubehör-, Kfz- sowie 

Standard- und N ormte ilen des Maschinenbaus auf; diese 

Entwicklung gilt ähnlich für Polen und T schechien. Die 

Verschiebungen in den Import-Exportrelalionen dürften 

sich infolge der verstärkten Integration von mitte losteu­

ropäischen Produktionsstandorten in den nächsten Jah­

ren noch beträchtlich erhöhen. 

2.2. Entwicklungsdynamik ausländischer 

Direktinvestitionen in Mittelosteuropa 

Die Daten über die Entwicklung der ausländischen Di­

rektinvestitionen liefern weitere Anhaltspunkte dafür, 

daß die Reorientie rung des Außenhandels von Ungarn, 

Polen und der Tschechischen Republik zu erheblichem 

Teil auf die Nutzung industrieller Kapazitäten in diesen 

Ländern durch westliche Hersteller zurückgeht. Der Be­

stand ausländischer Direktinvestitionen in MOE hat sich 

zwischen 1993 und 1996 nahezu vervierfacht. Beson­

ders rasant verläuft die Entwicklung in den CEFfA­

Ländern, auf die sich die Zuwächse konzentrieren und 

die 1996 allein knapp 90 % der Direktinvestitionen an­

ziehen konnten. In der Gesamtbe trachtung fallen die 

starken Disparitäten zwischen den EU-Anrainerstaaten 

einerseits und Südosteuropa andererseits ins Auge. In­

nerhalb der baltischen Staaten ist das Bild differenziert: 

Estland profitiert von seiner Nähe und Affinität zu F inn­

land, Lettland bewegt sich trotz traditione ll starker 
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Westbindung im Mittelfeld, während das Engagement in 

Litauen sich auf niedrigem Niveau hält (DIW l 997a). 

Ebenso wie die Ost-West-Handelsbeziehungen konzen­

trieren sich auch die westlichen Direktinvestitionen auf 

die "Vorreiterstaaten" im Reformprozeß: Polen, Ungarn 

und die Tschechische Republik. Diese drei Länder zie­

hen den Großteil ausländischen Kapitals nach Mitte lost­

europa. Ungarn hat vor allem in der Anfangsphase der 

Transformation eine herausragende Stellung als Investi­

tionsstandort eingenommen und hält 1996 knapp 40 % 

des Bestands. In Polen hingegen hat die Entwicklung 

später eingesetzt, sich aber in den letzten drei Jahren 

enorm beschleunigt; 1996 lag der polnische Anteil bei 

den Direktinvestitionen bereits bei 25 % und ist 1997 

nochmals kräftig gestiegen. Demgegenüber flacht das 

Interesse westlicher Investoren in der Tschechischen Re­

publik (deren Anteil sich bei etwa 16 % e ingependelt 

hat) ab. 

Investitionen in der Nachbarschaft - regionale 

Schwerpunkte westlichen Kapitaleinsatzes 

Ein Blick auf die Herkunftsländer der ausländischen Di­

rektinvestitionen unterstreicht, daß sich die Integration 

der mittelosteuropäischen Industrie in die westliche Ar­

beitsteilung gegenwärtig ganz überwiegend auf beiden 

Seiten in unmittelbarer Nähe zum ehemaligen „Eisernen 

Vorhang" abspielt, auch wenn die Vorrangstellung der 

westlichen Nachbarländer bei den Direktinvestitionen 

nicht so stark ausgeprägt ist wie beim Außenhandel. In 

Ungarn und der Tschechischen Republik waren deutsche 

U nternehmen im Zeitraum zwischen 1990 und 1996 mit 

e inem Anteil von knapp 30 % die wichtigsten ausländi­

sche Investoren. Lediglich in Polen liegen Unternehmen 

aus den USA mit einem Anteil von knapp 25 % vorn, 

gefolgt von deutschen (12,7 %) und italienischen 

(10,2 %) Firmen. In der Tschechischen Republik stellen 

die USA neben niederländischen (15,3 %) und schwei­

zer (12,7 %) Firmen mit einem Anteil von 14,5 % eben­

falls e inen bedeutenden A nteil der Investi tionsmittel. In 

Ungarn hingegen ist der US-Anteil seit 1995 rückläufig. 

Die Zuordnung von Investitionen zu Herkunfts ländern in 

den Statistiken wirkt dabei etwas verzerrend: In der 

Automobilindustrie z.B. werden Ford oder Opel als 

„US-Investitionen" gezählt, obwohl im Fall von Opel 

die Projekte in MOE von der europä ischen Gesellschaft 

durchgeführt werden. Trotz dieser Verzerrungen is t aber 

e ines klar: MOE wird nicht nur von den (West-)Euro­

päern als Produktionsstandort genutzt. 

Die Integration mittelosteuropäischer Produktionsstand­

orte in westliche Wertschöpfungsketten beruht wesent­

lich darauf, daß - als Folge des Transformationsprozes­

ses - die räumliche Dimension ökonomischer Aktivitäten 

seit 1990 grundlegend neu gewichtet und definiert wor­

den ist. Wie nahe sich „alte" Standorte im W esten und 

„neue" Produktionsstätten im Osten tatsächlich sind, 

wird deutlich, wenn man sich die geringen Entfernungen 

vor Augen führt: Standorte wie Szekesfehervar und 

Györ (Ungarn), Mlada Boleslav (Tschechische Repu­

blik) oder Gorzow bzw. Gl iwice (Polen) liegen nur zwi­

schen 150 und 400 Kilometern von westlichen Werken 

innerhalb derselben Zulieferketten entfernt. Innerhalb 

der MOE-Länder bewirken die Standortpräferenzen 

westlicher Unternehmen eine Veränderung der raum­

wirtschaftlichen Gewichtsverteilungen zugunsten grcnz­

naher - und transportgünstig gelegener - Regionen ge­

genüber industriellen Traditionsstandorten.
15 

Zugriff auf industrielle Kapazitäten - sektorielle 

Schwerpunkte westlicher Direktinvestitionen 

Die V erte ilung ausländischer Direktinvestitionen nach 

Sektoren und Branchen innerhalb der MOE-Länder läßt 

zwei Schwerpunkte erkennen: Auf der e inen Seite fließt 

ausländisches Kapital mit einem Anteil von knapp 30 % 

am Gesamt in Großprojekte des Infrastrukturbereichs 

und der Energiewirtschaft.
16 

Neben Investitionen im 

15 In Ungarn beispielsweise zieht die Metropole Budapest zwar 
mit 45 % den weitaus größten Teil ausländischer Direktinvesti­
tionen an. Aber auf die grenznahen Westregionen (Northem 
Transdanubia) entfällt bereits ein Anteil ausländischer Direktin­
vestitionen von nahezu 30 % (Sugar 1998). 

16 So entfielen in Tschechien 1995 allein 1,3 Mrd. US $ auf den 
Verkauf von 27 % der Anteile von SPT Telecom an das Dutch 
Swiss Consortium Tel Source. Ende 1995 wurden weiterhin 
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Handel und bei den Finanzdienstleistungen, auf die im 

Schnitt etwa 12 % ausländischer Investitionen entfallen, 

konzentrieren sich auf der anderen Seite die Auslands­

engagements auf das verarbeitende Gewerbe (vgl. Sugar 

1998). Die Industrieproduktion zieht im Durchschnitt 

der gesamten mittelosteuropäischen Länder 50 % (so et­

wa auch in Ungarn) auf sich. In Polen entfielen fast drei 

Viertel, in der Tschechischen Republ ik knapp zwei Drit­

tel des gesamten Auslandsengagements auf die verarbei­

tende Industrie (DIW 1997a). Neben der Nahrungs- und 

Genußmittelindustrie fließt westliches Kapital vor allem 

in die Produktion von Konsumgütern und Transportaus­

rüstungen, die in den letzten Jahren stetig wachsende 

Anteile ausländischer Investitionsbeiträge verbuchen 

konnten (Business Monitor 1998; Ufer 1997). Beson­

ders augenfällig wird die Bedeutung von Westfirmen 

beim Aufbau (Ungarn) und Umbau (Tschechische Repu­

blik und Polen) industrieller Kapazitäten in der Automo­

bilindustrie. Hier haben die westlichen Endhersteller 

und die Zulieferindustrie in den letzten Jahren im „gro­

ßen" Stil investiert bzw. weitere Investitionsvorhaben 

angekündigt. In Ungarn siedelten sich Ford, Opel, Audi 

und Suzuki an. In Polen kaufte DAEWOO die Autofa­

brik von FSO in Warschau und hat für die kommenden 

fünf Jahre weitere Investitionen angekündigt. ISUZU 

baut in der wirtschaftlichen Sonderzone Katowice eine 

Motorenproduktion auf. Mit langer Tradition und als mit 

Abstand größter Investor engagiert sich zudem Fiat in 

Polen (FSM Bielösko-Biala). In der Tschechischen Re­

publik ist VW bei SKODA mit beachtlichen Investi­

tionsmitteln eingestiegen und mittlerweile Mehrheitseig­

ner. DAEWOO hat darüber hinaus erhebliche Aktivitä­

ten beim Traditionsunternehmen Avia (LKW-Hersteller) 

entfaltet. Parallel dazu sind vor allem die westlichen 

Erstlieferanten - in unterschiedlicher Größenordnung 

und Intensität an den jeweiligen Standorten - in den 

MOB-Staaten aktiv. Auslandsniederlassungen mit zu­

nehmenden Investitionsbeiträgen haben beispielsweise 

Bosch, Siemens, VDO, ITT, Lucas Varity, Ferodo 

49 % der Anteile der tschechischen Ölraffinerien Kralupy und 
Litvinov für 170 Mio. US$ verkauft . Ohne diese beiden Groß­
geschä fte hätte das Volumen an ausländischen Direktinvestitio­
nen 1995 nur eine Milliarde US $ erreicht (Ufer 1997). 

(T&N), Magna International, Johnson Controls TRW, 

Petri sowie Hayes Wheel gegründet. 

Über die Automobilindustrie hinaus erstreckt sich die 

Fertigung von Bauteilen, Baugruppen und teilweise so­

gar Endprodukten unter westlicher Regie aber auch auf 

die Haushaltsgeräte und die Unterhaltungselektronik. 

Hierfür stehen in der Tschechischen Republik die Enga­

gements von Motorola, Matsushita (Panasonic) und 

Kyocera, in Polen beispielsweise von Thomson Consu­

mer Elektronics. In Ungarn errichtete IBM Fabrikations­

anlagen zur Herstellung von Festplatten (im ersten 

Schritt wurden hier 24 Mio. US $, 1996 dann nochmals 

100 Mio. US $ investiert) sowie Philips zur Produktion 

von Videorecordern und Monitoren (Volumen jeweils 

20 Mio. US $). Im Bereich der Investitionsgüterindu­

strie (Maschinen- und Anlagen), die insgesamt bislang 

nur wenig ausländisches Kapital anzuziehen vermoch­

ten, sticht das Engagement von ABB in Polen und Un­

garn heraus. Auch wenn Gewicht und Größenordnungen 

der ausländischen Direktinvesti tionen schwanken, beein­

flussen ausländische Direktinvestitionen sowohl die Ent­

wicklung der Exporte wie der Industriestrukturen: Aus­

ländisches Kapi tal trägt zu Exportzuwächsen und einer 

veränderten Warenstruktur im Bereich industrieller Pro­

dukte bei. Ausländische Unternehmen spielen darüber 

hinaus in bestimmten Branchen und Produktionsaus­

schnitten für die Modernisierung der Industrie und den 

Re-Industrialisierungsprozeß in MOE eine wichtige 

Rolle. 

Der Zustrom und Einsatz von Direktinvestitionen erfolgt 

in der Regel nach einem mehrstufigen Entwicklungsmu­

ster. Die Deutsche Bundesbank beschreibt diesen Pro­

zeß treffend: „Zunächst beginnen die Unternehmen in 

das Ausland zu exportieren, danach erfolgt die Errich­

tung von Vertriebs-, Lager- und Serviceeinrichtungen, 

zum Teil werden dann Lizenzen an lokale Anbieter ver­

geben, und schließlich werden bei ausreichenden Erfah­

rungen im jeweiligen Markt eigene Montage- und Pro­

duktionsstätten errichtet, die anfangs noch weitgehend 

abhängig von der heimischen Mutter sind, später aber 

oft zu selbständigen Auslandstöchtern ausgebaut werden 
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(Deutsche Bundesbank, Monatsbericht August 1997, 

S. 67). Der Effekt: Der Integrationsprozeß und d ie Neu­

ausrichtung industrieller Arbeitsteilungsmuster durch 

Direktinvestitionen erfolgt mit zeitlicher Verzögerung. 

Prägten zu Beginn der Transformation eher Aktivitäten 

im kleinen Stil das ausländ ische Investitionsverhalten, 

begannen ab Mitte der 90er Jahre zunehmend Großpro­

jekte von Großunternehmen das Bild und die Statistik zu 

bestimmen (vgl. Kraft, Pahl 1997). Offenbar waren die 

westlichen Hersteller zunächst bemüht, keine allzu ver­

bindlichen Festlegungen bezüglich ihres tatsächlichen 

bzw. zu erwartenden Engagements in MOE zu treffen. 

Ihnen ging es im ersten Zugriff vor allem darum, Optio­

nen zu erschließen. Die westlichen Unternehmen starte­

ten zur Markterschließung (die am Anfang steht) mit 

Joint Ventures, an denen sie eine Minderheits- oder 

knappe Mehrheitsbeteiligung haben, um auf diese Weise 

existierende Produktionskapazitäten des östlichen Part­

ners zu nutzen (etwa im Fall VW Skoda). Erst im zwei­

ten Schritt erfolgt die Mehrheitsbeteiligung bzw. wird 

unter der Regie eigenständiger Gesellschaften wie etwa 

bei Audi in Györ neu aufgebaut. In diesem Stadium 

korrunt es also zu einem nennenswerten westlichen Ka­

pitalzufluß. Das Ausmaß der Optionen bleibt dabei aber 

variabel. So hat VW die zugesagten Investitionen an 

Skoda zwischenzeitlich halbiert (aufgrund der 1993/94 

schwierigen Finanzlage des Unternehmens, aber auch 

wegen schlechter Erfahrungen beim spanischen Tochter­

unternehmen SEAT). Audi hat hingegen die Reichweite 

seines Engagements in Györ (und d.h. auch: die Höhe 

der Investitionen) schrittweise erhöht (weil die Produk­

tion dort über die Erwartungen hinaus gut lief und sich 

neue Montageaufgaben anboten). 

Die Daten zur Entwicklung des Handels wie der Direkt­

investitionen belegen, daß in den 90er Jahren eine weit­

reichende Neuorientierung der mittelosteuropäischen 

Wirtschaften nach Westen stattgefunden hat. Wie die 

wachsende Bedeutung intra-industriellen Handels zeigt, 

werden die industrie llen Kapazitäten der MOE-Länder 

mehr und mehr in die internationale Arbei tsteilung inte­

griert. Die in den 90er Jahren rasant gestiegenen westli­

chen Direktinvestitionen haben dabei in erheblichem 

Maße zu dieser Integration beigetragen. Im folgenden 

geht es uns darum, entlang welcher Entwicklungspfade 

die Integration industrieller Kapazitäten stattfindet. Wir 

fragen danach, welche Strategien die westlichen Unter­

nehmen in MOE verfolgen und welche Auswirkungen 

dieser Aktivitäten auf die industrielle Restrukturierung 

im Osten wie im Westen zu erwarten sind. Anders ge­

sagt: Wir fragen danach, welcher Art die neue industriel­

le Arbeitsteilung ist, die gegenwärtig in Europa entsteht. 

3. Unterschiedliche Strategien westlicher 

Unternehmen zur Nutzung industrieller 

Kapazitäten in Mittelosteuropa 

Fragt man zunächst nach den primären Motiven dafür, 

warum westliche Industrieunternehmen vorhandene Pro­

duktionsstätten in Mittelosteuropa nutzen oder neue 

Werke in diesen Ländern errichten, dann ergibt sich ein 

Spannungsbogen, der von der Markterschließung in den 

Transformationsländern über die Erwartung kurzfristiger 

Kostenvorteile bis hin zur weitreichenden Reorganisa­

tion von Wertschöpfungsketten reicht. 

Bei einer Reihe von Aktivitäten westl icher Unternehmen 

stand das Ziel der Erschließung neuer Märkte in MOE 

im Vordergrund. Neue Marktchancen ergaben sich vor 

allem in den Bereichen, in denen der Realsozialismus 

Defizite hinterlassen hatte: In der Infrastruktur - vor al­

lem der weit hinter den Standards entwickelter kapitali­

stischer Gesellschaften zurückliegenden Telekorrununi­

kation - und bei Konsumgütern. Nicht nur im Hinblick 

auf die notorischen Mangelwaren wie Automobile, Un­

terhaltungselektronik oder Haushaltsgeräten gab es un­

bestrittenen Nachholbedarf. Auch bei Nahrungs- und 

Genußmitteln (von Schokolade über Zigaretten bis zu 

soft drinks) versprachen sich die - in diesen Branchen 

hochkonzentrierten - westlichen Hersteller gute Chancen 

auf ähnlich dominante Marktpositionen wie in den kapi­

talisti schen Ländern.
17 

Auf alle Fälle waren die poten-

17 Anders als bei den langlebigen Konsumgiitern wie Autos, Haus­
haltsgeräten oder TVs tre ffen die Nahrungs- und Genußmittel­
hersteller in Osteuropa auf Märkte, die zumindest ebenso a uf­
nahmefähig wie im Westen sind. Der Zigarettenhersteller Philip 
Morris beispielsweise geht davon aus, daß in Osteuropa jährlich 
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tiellen Märkte in MOE zu Beginn der Transformation 

für die kapitalistischen Hersteller ein weitgehend un­

strukturiertes Terrain, bis auf wenige Ausnahmen hatte 

keines der westlichen Unternehmen vor 1989 in einem 

der Reformländer relevante Marktpositionen. Unter den 

veränderten politischen Konditionen war die schnelle 

Markterschließung im Osten ein Schlüsselfaktor und lo­

kale Produktionsaktivitäten sind e in wichtiges Instru­

ment, um Märkte zu besetzen und Konkurrenten fernzu­

halten. In den Worten des Vorstands von Opel Ungarn: 

„A local presence is essential to building goodwill" (Fi­

nancial Times vom 13.02.97).
18 

Hinzu kam, daß die MOE-Länder in der Transforma­

tionsphase darauf gedrungen haben, diese inländ ische 

Nachfrage möglichst weitgehend durch inländische Pro­

duktionsstätten zu decken. Importe aus dem Westen 

wurden mit Hilfe von Zöllen oder Einfuhrquoten er­

schwert, der Aufbau inländischer Produktionsstätten mit 

steuerlichen Investitionsanreizen ebenso wie mit weitge­

henden Handelserleichterungen für die investierenden 

Unternehmen gefördert.
19 

Damit sollten devisenträchtige 

Importe vermieden werden. Darüber hinaus versprach 

man sich von der Ansiedlung einiger Industrien - vor 

allem der Automobilindustrie - eine Anschubfunktion im 

Prozeß der Re-Industrialisierung. Wollten die westli­

chen Hersteller von den neuen Märkten profitieren, war 

daher der Autbau von Produktionskapazitäten im Osten 

geboten; lokale Produktion versprach Vorteile gegen­

über Exportstrategien. Dementsprechend haben die gro­

ßen kapitalistischen Hersteller von Getränken und Zi­

garetten, von Automobilen, Waschmaschinen und TV­

Geräten sich an lokalen Produktionsstätten betei ligt oder 

selbst Werke aufgebaut. In den Fällen, wo die Unterneh­

men nicht - wie Fiat, VW oder DAEWOO in der Auto-

mehr Zigaretten geraucht werden als in Westeuropa oder den 
USA. „Der Wettlauf fü r die globale Marktführerschaft entschei­
det s ich in Osteuropa", heißt es dementsprechend bei der Bri­
tish-American Tobacco lndustries (BAT) (Süddeutsche Zeitung 
vom 20.02.96). 

18 Für die Automobi li ndustne generell vgl. auch Autschbach 
(1997). 

19 So wird beispielsweise Automobilherstellern mit Fertigungsstät­
ten in MOE zum Teil der zollfreie Import auch anderer als der 
dort gefertigten Produkte gewährt. Teilweise versuchen die 
MOE-Länder auch, westliche Hersteller durch die Einrichtung 
von Sonderwirtschaftszonen mit speziellen Konditionen anzu­
locken. 

mobilindustrie - weitreichende Engagements bei beste­

henden Herstellern eingegangen sind, haben die Firmen 

im Verlauf der 90er Jahre zunächst Endmontagen in den 

Reformländern aufgebaut.
20

· Ähnlich stellte sich die 

Sache für Unternehmen wie Siemens, Ericsson oder 

ABB dar, welche mit westlicher Technik die östliche In­

frastruktur im Bereich von Telekommunikation und 

Energieversorgung modernisieren wollten. Auch hier 

war lokale Produktion (in diesem Fall von Ausrüstungs­

gütern) geboten, um in MOE ins Geschäft zu kommen. 

Bei diesen ganz überwiegend auf Markterschließung 

ausgerichteten Produktionsaktivitäten ging es nicht dar­

um, daß eine Produktion im Osten kostengünstiger als 

im Westen ist, sondern daß lokale Produktion auf Grund 

von tarifären oder nicht tarifären Handelshemmnissen 

Vorteile gegenüber dem Export bietet. Daher hatten die 

Montagewerke zum Teil eine geringe Fertigungstiefe, 

selbst die Automobilhersteller beschäftigen - im Fall von 

CKD-Montage - nur wenige Hundert Arbeiter in MOE. 

Da es darüber hinaus um die Befriedigung zusätzlicher -

bislang unzugänglicher - Märkte ging, war dieser Typus 

von Produktionsaktivität bei Beschäftigten und Gewerk­

schaften im Westen auch nicht sonderlich kontliktträch­

tig. 

Bezüglich unserer Frage nach der Entstehung einer 

neuen industriellen Arbeitsteilung in Europa wären al­

lerdings westliche Strategien, die Produktionsstätten in 

MOE ausschließlich oder doch zumindest ganz überwie­

gend zur Versorgung der dortigen Märkte nutzen, nicht 

sonderlich relevant. Da die dort gefertigten Produkte in 

diesen Fällen nicht in den Westen gelangen, gibt es 

kaum Rückwirkungen auf die Organisation industrieller 

Produktion in den Heimatländern der beteiligten West­

Firmen. Allerdings nutzen westliche Unternehmen Pro­

duktionskapazitäten in Polen, Ungarn oder Tschechien 

in den wenigsten Fällen ausschließlich für die Beliefe-

20 In der Automobilindustrie haben - neben den bereits erwähnten 
Unternehmen - Opel, Suzuki, Ford und Peugeot CKD-Monta­
gen in Ungarn und Polen errichtete; im Bereich elektrischer 
Hausgeräte haben die drei großen in Europa vertretenen Her­
s teller (Whirlpool, Electrolux und Bosch-Siemens) Montageka­
pazitäten aufgebaut, in der Unterhaltungselektronik Philips 
(TV- und Videogeräte), sowie Samsung, DAEWOO, Sony und 
Thomson Multimedia (TV Geräte). 
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rung mittelosteuropäischer Märkte. Selbst in den Fällen, 

in denen Markterschließung das primäre Motiv für die 

Lokalisierung von Produktionsstätten in MOE war, wird 

zumindest ein Teil der dort hergestellten Produkte in 

westliche Industrieländer exportiert. Damit ergeben sich 

zumindest faktisch Rückwirkungen auf die industrielle 

Restrukturierung im Westen. Betrachtet man das Gesamt 

westlichen Engagements in den MOB-Ländern, dann 

dienten Aufbau und Nutzung von Produktionsstätten in 

diesen Ländern in vielen Fällen sogar vorrangig als Mit­

tel zur Reorganisation der Unternehmen im Westen. 

Hierfür gab es hinreichend Anlaß, da zahlreiche euro­

päische, insbesondere deutsche Industrieunternehmen 

sich zum Zeitpunkt der Transformation in einer Kosten­

klemme befanden. Die Strategie, dem internationalen 

Kostendruck durch das Ausweichen in hochpreisige, 

technisch und qualitativ anspruchsvolle Marktsegmente 

zu entgehen, war spätestens mit dem Kriseneinbruch 

1992/93 erkennbar an Grenzen gestoßen. Die Unterneh­

men haben auf diese Problemlage mit einem breit ange­

legten Maßnahmenbündel reagiert: Beschleunigung des 

Innovationstempos; Neudefinition des Leistungsprofils; 

Rationalisierung der Produktion etc. 

Innerhalb dieses Maßnahmenbündels kommt der Reor­

ganisation von Wertschöpfungsketten ein zentraler Stel­

lenwert zu. Die Unternehmen haben Produktionsaktivi­

täten in den letzten Jahren zunehmend aus bestehenden 

organisatorischen Kontexten ausgegliedert (vor allem 

durch Outsourcing an Zulieferer) und räumlich aus den 

traditionellen industriellen Zentren ausgelagert. In dies­

em Zusammenhang stellt die Verfügbarkeit industrie ller 

Kapazitäten in den MOB-Ländern gleich in zweifacher 

Weise eine neue Option für westliche Reorganisations­

strategien dar. Zum einen macht das Lohngefälle zwi­

schen West- und Osteuropa die Lokalisierung von Pro­

duktionsstandorten in Polen, Ungarn oder der Tschechi­

schen Republik unter Kostengesichtspunkten attraktiv. 

Dies umso mehr, als ausgerechnet die - auch im innereu­

ropäischen Vergleich - Hochlohnökonomien (Deutsch­

land, Österreich, die skandinavischen Länder und Nord­

italien) die MOB-Länder umrahmen, d .h. gerade zwi-

sehen den unmittelbaren Nachbarn ist das Lohngefälle 

besonders groß. Zum andern veITingern d ie geringen 

Entfernungen logistische Schwierigkeiten und Aufwände 

für die Integration östlicher Standorte insbesondere in 

zeitkritische Liefer- und Leistungsverbünde. Die Nut­

zung dieser neuen Option hat - neben anderen Faktoren -

sicherlich auch zum come back einer Reihe von europäi­

scher Industrieunternehmen - beispielsweise der deut­

schen Automobilhersteller - Ende der 90er Jahre beige­

tragen. 

Als Ergebnis dieser Reorganisationsstrategien hat sich 

die industrielle Arbeitsteilung innerhalb Europas vor 

allem beiderseits der ehemaligen Grenze zwischen „Ost" 

und „West" verändert und verändert sich weiterhin. Al­

lerdings verfolgen die westlichen Unternehmen im 

Osten keine einheitliche Strategie, und dementsprechend 

folgt die neue industrielle Arbeitsteilung keinem einheit­

lichen Muster. So läuft ein Teil westlicher Integrations­

strategien auf eine - neue - Spezialisierung östlicher Pro­

duktionsstätten auf arbeitsintensive Niedriglohnferti­

gung hinaus, während andere Unternehmenskonzepte 

zum Aufbau von kapitalintensiven „state-of-the-art" Pro­

duktionsstätten führen. Werke im Osten werden von den 

einen als „verlängerte Werkbänke" behandelt, während 

andere die dortige Produktion durch Know-how-Trans­

fer und die Ansiedlung von Entwicklungs- und Enginee­

ringfunktionen upgraden. Zugespi tzt formuliert: Westli­

che Unternehmen nutzen in MOE sowohl Low-tech- als 

auch High-tech-Produktionen. 

Bei diesen Unterschieden ist die Dynamik im Zeitablauf 

zu berücksichtigen. Typischerweise lassen sich wenig 

anspruchsvolle Low-tech-Produktionen vergleichsweise 

schnell verlagern. Hingegen sind Alternativstrategien in 

der Regel das Ergebnis von Planungen mit längerem 

Vorlauf, in die auch erste Erfahrungen einfließen, wel­

che die West-Unternehmen in MOE gemacht haben. 

Nicht selten starten Hersteller mit arbeitsintensiven 

Low-tech-Fertigungen und realisieren den Aufbau tech­

nisch und qualifikatorisch anspruchsvolle Produktionen 

erst im zweiten Schritt. Oder sie werten im Laufe der 

Zeit die bestehenden Standorte durch die zusätzliche 
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Verlagerung von Engineering, zum Teil auch Marketing 

und Vertrieb auf. 

3.1. Niedriglöhne als Hauptmotiv - der „Least 

cost approach" 

Eine Antwort westlicher Hersteller auf den Krisenein­

bruch Anfang der 90er Jahre bestand in der Kostenre­

duktion innerhalb existierender Wertschöpfungsketten 

(d.h. bei weitgehend unverändertem Typen- und Varian­

tenspektrum). Produktionsabläufe wurden forciert ratio­

nalisiert, das Outsourcing verstärkt und der Kostendruck 

auf die Zulieferer erhöht. In diesem Zusammenhang ver­

sprach die Nutzung mittelosteuropäischer Produktions­

standorte kurzfristig wirksame Abhilfe, indem ein mehr 

oder minder großer Teil von Produktionsschritten dort­

hin verlagert wurde. Dies galt vor allem für arbeitsinten­

sive Prozesse der Teilefertigung und Baugruppen-Mon­

tage, die mit Standardtechnologien hergestellt werden 

können. Häufig war die Verlagerung existierender Ferti­

gungen ein Ersatz für die Reorganisation (sei es Techni­

sierung, sei es eine Veränderung der Arbeitsorganisation 

oder ein Upgrading des Produktspektrums) im Westen. 

Derartige Verlagerungen sind nichts Neues. Aber die 

Öffnung MOEs bot hier mit dem Zugriff auf industrielle 

Kapazitäten in unmittelbarer Nachbarschaft zu den exi­

stierenden Standorten im Westen doch weitgehend neue 

Optionen an. Häufig konnten hierfür in MOE bestehen­

de Produktionskapazitäten - Werke oder Produktionsli­

nien innerhalb von Werken - genutzt werden, was kurz­

fristig wirksame Effekt versprach. Die verhältnismäßig 

geringen Entfernungen zu den westlichen Unterneh­

mensstandorten erleichtern sowohl die Anbahnung wie 

auch das Management von Produktionsaktivitäten in Po­

len, Ungarn oder der Tschechischen Republik. Die Er­

kundung möglicher Standorte und Kooperationspartner 

ist - angesichts kurzer Reisedistanzen - relativ unauf­

wendig, und die mit der Produktionsverlagerung verbun­

denen Risiken lassen sich durch einen raschen Zugriff 

vom westlichen Unternehmensstandort aus minimieren. 

Dies betrifft sowohl Management-Funktionen als auch 

Engineering-Ressourcen (etwa wenn akute Fertigungs­

probleme im Osten durch fire-fighting aus dem Westen 

gelöst werden). Diese Aspekte sind insbesondere für 

Unternehmen wichtig, die noch keine Erfahrung mit 

transnationalen Netzwerken haben, d.h. in vielen Fällen 

kleine und mittelgroße Hersteller. Für sie ist der Schritt 

in „Billiglohn-Standorte" in MOE über die skizzierten 

Möglichkeiten der Risiko-Minimierung sehr viel attrak­

tiver als es früher mit Südostasien (oder selbst innerhalb 

der EU mit Portugal, Spanien oder Griechenland) der 

F 11 .. 21 a gewesen ware. 

Die nach dem least cost approach genutzten Produk­

tionsstätten in MOE dienen dabei vornehmlich als Er­

satz für bestehende Fertigungen im Westen; dem Aufbau 

von Produktion und Beschäftigung im Osten entspricht 

daher in der Regel ein Abbau im Westen. Die Werke in 

MOE liefern ihre Produkte zum weit überwiegenden 

Teil an westliche - häufig unternehmensinterne - Abneh­

mer. Ebenso werden die Vorprodukte häufig aus westli­

chen Werken bezogen. In besonders weitreichender 

Form fanden derartige Verlagerungen in der deutschen 

Bekleidungsindustrie statt.22 Mit der Öffnung und Inte­

gration der MOE-Länder wurden traditionell bestehende 

Lieferkontakte - beispielsweise nach Rumänien (wo ca. 

70 % der Produktionskapazitäten durch Lohnaufträge 

genutzt werden) oder Ungarn (50 % Lohnaufträge), aber 

auch Polen - weiter ausgebaut. Diese Aktivitäten in 

MOE gehen zu Lasten der asiatischen, aber auch einiger 

EU-Lieferländer wie beispielsweise Griechenland. Die 

niedrigen Arbeitskosten in einer Branche, die nicht in 

Stundenlöhnen sondern in Lohnminuten rechnet, das ge­

ringe technische Niveau der Produktion (Einsatz ge­

brauchter westlicher Maschinen, um „Westqualität" zu 

produzieren) und die günstige geographische Lage bie­

ten in MOE für die deutschen Konfektionäre „Werkbän-

21 "Factor cosl incentives, andin particular lower labour costs, are 
found lo be more important for small firms and firms from 
neighbouring countries such as Germany and Austria. ( .. . ) Ger­
man firms also appear to use outward processing contracts rela­
tively more frequently, so as to exploit the differential with do­
mestic costs ofproduction" (Estrin et al. 1997, S. 13). 

22 Diese mittelständisch strukturierte Branche hat 1995 ca. 60 % 
aller von ihr vertriebenen Waren im Ausland produzieren las­
sen. 1995 wurde allein gewebte Bekleidung im Wert von über 
7,7 Mrd. DM im Ausland gefertigt, das sind 70 % aller in der 
EU vergebenen Lohnkonfektionsaufträge. 
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ke nach Maß". Ähnliche Verlagerungstendenzen gelten 

für die Möbelindustrie. Jedes zweite Möbelstück, das 

von deutschen Unternehmen in Deutschland verkauft 

wird, stammt mittlerweile aus deutsch-polnischen Fabri­

ken. Allein die polnische Tochterfirma des deutschen 

Polstermöbelhertellers Steinhoff beispielsweise beschäf­

tigt 4.000 Arbeiter in acht polnischen Werken (Süddeut­

sche Zeitung vom 01.1 2.97). 

Die geringen Lohnkosten in MOE stellen aber auch in 

der Metall- und Elektroindustrie ein Motiv zum länder­

übergreifenden Neuarrangement existierender Wert­

schöpfungsketten dar. So hat etwa die Automobilindu­

strie vor allem arbeitsintensive Komponentenmontagen 

an mittel osteuropäische Standorte verlagert. Besonders 

weitgehend hat sich dies bei der Montage von Kabelbäu­

men vollzogen, wo sowohl unabhängige Zulieferer wie 

auch interne Zulieferer der großen Automobilhersteller 

selbst in großem Stil Produktionskapazitäten transferiert 

haben. Unternehmen wie die Leonischen Drahtwerke, 

Temic, Siemens Automotive, AMP, United Technolo­

gies Automotive, Lucas SEI, GM Delphi 's Packard 

Electric und Volkswagen Bordnetze (ein Joint Venture 

zwischen Volkswagen und Siemens) stellen Kabelbäume 

in Ungarn, Polen, der Tschechischen oder der Slowaki­

schen Republik her - zum Teil in mehreren Werken und 

in mehreren dieser Länder. Die Werke exportieren über­

wiegend an westeuropäische Endmontage-Standorte und 

ersetzen daher zu einem erheblichen Teil arbeitsintensi­

ve Arbeitsplätze, während die Produkt- und Prozeßent­

wicklung - teilweise auch die mechanisierte Kabelferti­

gung - an westlichen Standorten bleiben.
23 

23 Die Leonischen Drahtwerke beispielsweise, die von ehemals 
2. 100 Beschäftigten in vier westdeutschen Werken noch 400 
be schäftigen; dafür nmd 1.400 in zwei Werken in der Slowaki­
schen Republik) (Süddeutsche Zeitung vom 06.05.96). Volks­
wagen Bordnetze hat im polnischen Gorz6w (Produktionsstan 
1993) rund 1.100 Beschäftigte in der Kabelbaummontage; das 
Werk arbeitet zu 100 % fitr den Expon an westdeutsche Stand­
orte. Gemeinsam mit dem 1990/9 1 errichte te n zweiten Aus­
landswerk in der Türkei hat Volkswagen Bordnetze insgesamt 
2.300 Beschäftigte an ausländischen S tandorten. Während das 
Unternehmen Mitte der 90er Jahre Produktion und Beschäfti­
gung an den ausländischen Standorte n aufgebaut hat. wurden 
im deutschen Werk in Berlin 700 der 1.000 Arbeitsplätze abge­
baut (Estrin u.a. 1997, S. 193-205). In beiden Fällen ist die Pro­
dukt- und Prozeßentwicklung an den deutschen Standonen kon­
zentriert. Bei der Ost-West-Bilanz ist zu berücksichtigen. daß 
die größte Reduktion im Westen nicht bei den Zulieferern. son-

Nach einem ganz ähnlichen Muster bildet sich eine neue 

Arbeitsteilung in der Unterhaltungselektronik heraus. 

Das niederländische Unternehmen Philips beispielswei­

se - der größte europäische Hersteller von Unterhal­

tungselektronik - hat in den letzten fünf Jahren massiv 

arbeitsintensive Montagen nach MOE (vor allem nach 

Polen und Ungarn) verlagert. Während das Unterneh­

men das Beschäftigungsniveau in Polen bis auf 6.000 

(1996) und in Ungarn (wo Philips mittlerweile über 12 

Werke verfügt) bis auf 5.200 (1 997) aufgebaut hat , re­

duzierte man die Beschäftigung im selben Zeitraum in 

Westeuropa um mehrere Tausend. Vor allem Deutsch­

land war betroffen, wo Philips die Beschäftigtenzahlen 

bei Grundig zunächst stark abbaute und diese Beteili­

gung dann Anfang 1997 komplett aufgab. Während die 

Endmontagen (von Video-, Audio- und TV-Geräten) 

wie die Montage von Komponenten mittlerweile weitge­

hend nach Ungarn und Polen verlagert wurden, konzen­

triert Philips die kapitalintensive Röhrenfertigung (für 

TV-Bildröhren und Computer-Monitore), die automati­

sierte Herstellung von Komponenten (vor allem für Vi­

deogeräte) und die Leiterplattenmontage in Deutschland 

und Österreich. Philips achtet dabei sehr genau darauf, 

welche Produktionsschritte im einzelnen ostwärts verla­

gert werden. Die - kapitalintensive - Röhrenfertigung 

bleibt in Österreich, die - arbeitsintensive - Monitormon­

tage wandert nach Ungarn. Die - teilweise automatisier­

te - Fertigung von Scannern, Laufwerken und die Leiter­

plattenbestückung findet nach wie vor in Österreich 

statt, die - manuelle - Endmontage mittlerweile komplett 

in Ungarn. Die Entwicklung neuer Produkte und Prozes­

se bleibt dabei bislang auch dann noch an westeuropäi­

schen Standorten konzentriert, wenn die Produktion 

mittlerweile vollständig in Polen oder Ungarn lokalisiert 

ist. Die Produktion in MOE ist dabei stark exportorien­

tiert: „Over 99 percent of our production is exported" 

(Willem van der Vegt, Vorstandsvorsitzender Philips 

Ungarn) (F inancial Times vom 09.1 2.97; The Warsaw 

Voice vom 19.05.96 und vom 20.10.96; Süddeutsche 

Zeitung vom 15.11.96). 

dem bei den Automobilhers tellern stattgefunden hat. lm Verlauf 
der 90er Jahre haben diese die in-hause-Fertigung von Kabel­
bäumen um rund 80 % bis 90 % reduziert. 
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Das transnationale Unternehmen ABB ist ein gutes Bei­

spiel dafür, daß ein und dasselbe Unternehmen in bezug 

auf MOE mehrere Strategien gleichzeitig verfolgt. ABB 

hat seine Produktionsbasis sehr früh und sehr konse­

quent nach Osten erweitert; 1996 verfügte der Konzern 

in MOE über 70 Unternehmen mit rund 30.000 Beschäf­

tigten. Dabei ging es e inerseits um die Präsenz in den 

mittelosteuropäischen Märkten (vor allem im Bereich 

des Baus und der Modernisierung von Kraftwerken); 

darüber hinaus nutzte ABB auch die Qualifikationspo­

tentiale von qualifizierten Produktionsarbeitern wie von 

Ingenieuren in Polen, Ungarn und der Tschechischen 

Republik. Andererseits hat ABB Standorte in MOE aber 

auch dafür genutzt, um die Wertschöpfungsketten zu re­

organisieren und arbeitsintensive - aber qualifikatorisch 

nur bedingt anspruchsvolle - Fertigungsschritte aus 

Westeuropa auszulagern. Entlang dieser Strategie nutzt 

ABB Werke in MOE als Produktionsplattform für unter­

nehmensintern wei terverwendete Vorprodukte, die an 

westliche Konzerngesellschaften geliefert werden.
24 

„Wir haben in den vergangenen Jahren in den Hoch­

kostenländern die Fertigungstiefe reduziert, Kapazitäten 

abgebaut und personalkostenintensive Tätigkeiten aus 

Niedriglohnländern bezogen" (Eberhard von Koerber, 

ABB-Europa-Chef) (Manager Magazin l l/94, S. 38). 

„Es geht darum, die Niedrigkostenregion MOE mit der 

High-Tech-Region Westeuropa zu verbinden. Das kann 

unsere Wettbewerbsfähigkeit gegenüber Asien enorm 

erhöhen. ( ... ) Einfache Arbeitsplätze im Westen gehen 

an Osteuropa verloren" (Percy Barnevik, ehemaliger 

Vorstandsvorsi tzernder) (Süddeutsche Zeitung vom 

18. 12.97). Während ABB zwischen 1990 und 1996 in 

Asien und Osteuropa 46.000 Arbeitsplätze neu geschaf­

fen hat, hat das Unternehmen in Europa 54.000 Jobs ab­

gebaut (Süddeutsche Zeitung vom 29.02.96; Frankfurter 

Allgemeine Zeitung vom 04.03.96). 

Die Beispiele zeigen: Der least cost approach hat ein 

Muster industrieller Arbeitsteilung zum Ergebnis, wo­

nach sich die High-Lech-Produktionsstätten im Westen, 

24 „(ABB's plants in CEE) produce relatively cheap components 
for ABB 's global marke ts but their füll potential wi ll only be 
realized when the demand for power generating equipment 
really takes off in the central and east European and central 
Asian markets" (Financial Times vom 19.06.97). 

die Low-tech-Fertigung hingegen im Osten konzentriert. 

Den westlichen Standorten bleiben weitgehend techni­

sierte Produktionsschritte und komplexe Fertigungsab­

läufe vorbehalten, ebenso die Organisation von Produkt­

und Prozeßinnovationen. Die Produktionsstätten in 

MOE fungieren demgegenüber als „verlängerte Werk­

bank", für deren Einrichtung allein die Lohnkosten aus­

schlaggebend sind. Zum Teil werden für diese Produk­

tionen bestehende Werke und Unternehmen genutzt, 

teilweise errichten die westlichen Hersteller die Produk­

tionsstätten auch neu. Generell sind die Investitionen für 

diese Engagements freilich gering. ABB beispielsweise 

hat sein - von der Zahl der Beschäftigten her weitrei­

chendes - Engagement in MOE mit vergleichsweise ge­

ringem Kapitaleinsatz betrieben. An die Qualifikation 

der Arbeitskräfte werden in diesen Low-tech-Produktio­

nen keine besonderen Anforderungen gestellt. Wäre der 

least cost approach die dominierende Strategie westli­

cher Unternehmen in Polen, U ngarn und der Tschechi­

schen Republik, so hätte sie eine Umorientierung der 

dortigen Industrien auf technisch wenig anspruchsvolle 

Vorprodukte und Lohnveredelung zur Folge. Re-Indu­

strialisierung wäre in diesem Fall mit einer neuen - im 

Ergebnis sicherlich „regressiven" - Spezialisierung ver­

bunden. Die in MOE vorhandenen Humanressourcen 

würden nicht umfassend genutzt. Im Gegenteil, qualifi­

zierte Beschäftigte würden auf dem Niveau von Jeder­

manns-Tätigkeiten eingesetzt. 
25 

Daher stellt sich die Frage, wie weit die Niedriglohn­

Strategie die Aktivitäten westlicher Unternehmen in 

MOE prägt. Die bislang im Osten gemachten Erfahrun­

gen werden die Hersteller sicherlich nicht von dieser 

Strategie abbringen. Die Bilanz ihrer bisherigen Aktivi­

täten weist zwar Problemfälle aus. So hat eine Reihe von 

Herstellern die Schwierigkeiten eines Ost-Engagements 

unterschätzt. Neben administrativen Hemmnissen (Pro­

blemen mit nationalen Rechtsvorschriften und techni-

25 Flir diese Effekte einer „regressiven Spezialisierung" gibt es 
Anhaltspunkte. In der Tschechischen Republik etwa war im 
Zei traum 199 1 bis 1992 fiir knapp die Hälfte ( 41 % ) der Be­
schäftigten aus der Gruppe der "qualifizierten Arbeitnehmer" 
der Arbeitsplatzwechsel damit verbunden, daß ihre neue Tä tig­
keit nurmehr geringe Qu:ilifikationsanforderungen stellte (Kei l­
hofer 1995, S . 347). 
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sehen Normen) und unsicheren Rahmenbedingungen (et­

wa mitunter abrupt steigenden Steuersätzen und Ener­

g iekosten) bringt gerade eine enge Einbindung der östli­

cher Produktionsstandorte in bestehende Wertschöp­

fungsketten Abstimmungsprobleme, Logistik- und Ver­

waltungskosten mit sich, manche Unternehmen klagen 

über Schwierigkeiten hinsichtlich der gefertigten Quali­

tät und der Liefertermine. Weil eine reine Lohnkosten­

betrachtung diese Schwierigkeiten und Kostenfaktoren 

nur unzulänglich berücksichtigt, haben einige Hersteller 

die Konsequenz gezogen, Produktionen wieder zurück­

zuverlagern (Die Zeit vom 24.10.97; VDI-Nachrichten 

vom 08.07 .1994 ). Allerdings bilden diese Fälle die Min­

derheit. Für den Großteil der westlichen Firmen haben 

sich die mit der Verlagerung gehegten Erwartungen 

zweifellos erfüllt, wie die Ergebnisse von Unterneh­

mensbefragungen andeuten. Vor allem in nicht zeitkriti­

schen Lieferverbünden funktioniert die Einbeziehung 

mittelosteuropäischer Standorte mittlerweile offenbar 

recht gut. „In den Reformländern sind Leistungsbereit­

schaft, Qualitätsbewußtsein, Zuverlässigkeit und Ausbil­

dungsniveau der Mitarbeiter offenkundig befriedigend 

( ... ) Die Kostenersparnis fiel für die Investoren, d ie sich 

in MOE engagiert haben, höher als erwartet aus" (Bey­

fuß 1996, s. 30 ff.). 

Eine andere Frage ist, ob die vorrangig lohnkostenmoti­

vierten Verlagerungen von Produktionsstätten nach 

MOE zukünftig in ähnlichem Umfang weitergehen wer­

den. Hier scheint eher Skepsis geboten. Denn gerade 

weil der Vorlauf für Planung und Vorbereitung dieser 

Engagements vergleichsweise gering ist, ist hier vieles 

in den letzten sieben Jahren bereits verlagert worden. 

Zum anderen ist fraglich , wie lange die gegenwärtigen 

Bedingungen - d.h. vor allem das geringe Lohnniveau -

gerade in den Ländern Bestand haben werden, die zur 

Zeit die bevorzugten Standorte für den least cost ap­

proach darstellen (Polen, Ungarn, Tschechische Repu­

blik). Steigende Löhne würden die Kompensation des 

Produktivitätsgefälles gefährden. Zwar könnten die ar­

beitsintensiven Fertigungen im nächsten Schritt dann 

nochmals in weiter östlich gelegene Länder verlagert 

werden, deren Lohnniveau (und Entwicklungsstand) hin-

ter den Visegrad-Staaten hinterhinkt.26 Die Frage ist al­

lerdings, inwieweit sich die Werkbank-Option für die 

bislang in MOE engagierten West-Akteure (d.h. zum 

Teil auch mittelständische Unternehmen) ohne weiteres 

weiter nach Osten ausdehnen läßt, wenn d ie Vorteile 

räumlicher Nähe schwinden. 

3.2 Alternativstrategie: Komplementäre 

Spezialisierung 

Mit zunehmendem Zeitablauf kristallisiert sich - neben 

dem least cost approach - ein zweiter Ansatz zur Nut­

zung mittelosteuropäischer industrieller Kapazitäten her­

aus. Westaktivitäten an Standorten in Polen, Ungarn und 

der Tschechischen Republik sind hier nicht Ergebnis der 

Verschiebung von existierenden Produktionen innerhalb 

bestehender Wertschöpfungsketten, sondern emer 

grundlegenden Reorganisation unternehmensinterner 

wie überbetrieblicher Wertschöpfungske tten. Diesem 

Ansatz liegt e ine Neuausrichtung der betrieblichen wie 

überbetrieblichen Arbeitste ilung zugrunde, bei der die 

spezifischen Möglichkeiten mittelosteuropäischer Stand­

orte bereits berücksichtigt sind. Anders als beim least 

cost approach zielt die Strategie komplementärer Spe­

zialisierung auf die langfristige Nutzung und E inbindung 

von industriellen Kapazitäten MOEs. Dies erfordert 

nicht nur - wie bere its erwähnt - e inen längeren Pla­

nungsvorlauf. Vielmehr sind die weitere Dynamik und 

der „Erfolg" dieses Strategieansatzes sehr viel stärker 

von der E ntwicklung lokale r und wi rtschaftspolitischer 

Risikofaktoren abhängig. Die bisher beobachtbaren Er­

gebnisse komplementärer Spezia lisierung tragen deshalb 

einen ausgesprochen vorläufigen Charakter. 

Auch für diesen Strategieansatz spielt das Lohnniveau 

als Initialanreiz für das Engagement natürlich eine Rol­

le. Im Unterschied zum reinen cost cutting zielen diese 

Strategien freilich auf die Erschließung komplementärer 

Potentiale in den MOE-Ländern. Die dort lokalisierten 

26 Die drei genannten Länder könnten hierbei sogar selbst aktiv 
werden, dafür sprechen neueste Zahlen iiber steigende Direktin­
vestitionsströme, die aus Polen, Ungarn un<l der Tschechischen 
Republik in andere MOB-Länder fließen (vgl. DIW l 997a). 
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Fertigungen stehen innerhalb der Wertschöpfungsketten 

nicht auf der untersten Stufe (Produktion von Einfachtei­

len und -komponenten) und sind auch nicht leicht aus­

tauschbar. Arbeit ist hier nicht leicht verlagerbare Jeder­

mannsarbeit. Neben industriellen Vorerfahrungen spie­

len auch Qualifikationen der Beschäftigten in bezug auf 

einschlägige Fertigungs- und Montageprozesse eine Rol­

le. Die Produktionsstandorte in MOE sind in dieser Per­

spektive für westliche Hersteller attraktiv, weil hier auf 

gut qualifizierte Arbeitskräfte zu vergleichsweise niedri­

gen Löhnen zugegriffen werden kann. Im Gegensatz 

zum least cost approach sind bei der Alternativstrategie 

auch die häufig gut ausgebildeten „billigen" Ingenieurs­

leistungen von Interesse.27 Dabei ist die Bedeutung der 

Lohnhöhe gerade in den kapitalaufwendigen Projekten, 

bei denen sich die West-Unternehmen auch zeitlich län­

ger binden, gegenüber den „verlängerten Werkbänken" 

deutlich relativiert. Die West-Investoren zahlen in die­

sen Fällen deutlich über dem jeweiligen Landesdurch­

schnitt liegende Löhne. Außerdem rechnen sie mittelfri­

stig mit einer Tendenz zur Angleichung mittelosteuro­

päischen Löhne, wenn auch nicht auf deutsches, so doch 

auf das Niveau anderer entwickelter westlicher Indu­

strieländer - „wir wissen, daß sich das langfristig nivel­

liert" (Sprecher der Geschäftsführung Audi Ungarn) 

(Wirtschaftswoche vom 24.07 .97). 

Die Strategie komplementärer Spezialisierung wirkt sich 

auch auf die funktionale Vollständigkeit der Unterneh­

mensaktivitäten an mittelosteuropäischen Standorten 

aus. Während der least cost approach unselbständige 

Werke mit geringer Fertigungstiefe und ohne eigene 

Kompetenzen und Ressourcen der Produkt- und Prozeß­

entwicklung zur Folge hat, impliziert die Alternativstra­

tegie auch in dieser Hinsicht ein Upgrading. In einigen 

Fällen übertragen westl iche Unternehmen Standorten in 

MOE sogar die vollständige Business-Verantwortung 

(einschließlich der Zuständigkeit für Marketing und 

27 „ABB kalkuliert eine Ingenieurstunde in der Tschechischen Re­
publik mit 3,80 Mark, in Deutschland mit 75 Mark. So groß 
könne der Produktivitätsvorsprung im Westen gar nicht sein, 
meint von Koerber, daß er dieses Kostengefölle ausgleichen 
könne. Zumal da die handverlesenen osteuropäischen Ingenieu­
re 'besser als viele meiner deutschen Manager s ind', wie von 
Koerber dem US-Magazin 'Fortune ' anvertraute" (Manager 
Magazin l l/94). 

Vertrieb), auch wenn es sich hierbei zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt wohl eher um Ausnahmen handelt. 

Produktion für das Niedrigpreissegment 

Ein wichtiges Motiv dieser Alternativstrategie für die 

Lokalisierung von Fertigungen in MOE ist der Versuch, 

den (Wieder-)Einstieg in jene Niedrigpreissegrnente zu 

erreichen, die vor allem die deutschen Hersteller durch 

ihre Ausrichtung auf „differenzierte Qualitätsproduk­

tion" in der Vergangenheit vernachlässigt oder aufgege­

ben haben. Das Ziel besteht darin, „Westtechnik zu asia­

tischen Preisen" zu produzieren, wie von den Betei ligten 

häufig formuliert wird.
28 

Um dieses Kostenniveau zu er­

reichen, werden allerdings nicht einfach existierende -

im Westen bereits unter Kostenproblemen leidende -

Fertigungen verlagert. „Westtechnik" gilt in diesem Fall 

nicht nur für die Produkte, sondern auch für die Produk­

tionsprozesse. Die Al ternativstrategie zielt darauf ab, 

auch komplexe Abläufe und kapitalintensive Produk­

tionsschritte in Polen, Ungarn und der Tschechischen 

Republik anzusiedeln. Dementsprechend liegen die -

westlichen - Investitionen pro Arbeitsplatz in diesem 

Fall deutlich höher als beim least cost approach. Aus 

diesem Grund sind es vor allem die großen und kapital­

kräftigen Unternehmen, welche eine komplementäre 

Spezialisierung industrieller Kapazitäten in MOE voran­

treiben. Die MOB-Standorte befinden sich dabei inner­

halb eines bereits industrialisierten Umfelds und in 

räumlicher Nähe zu bereits vorhandenen Produktions­

und Lieferverblinden. Geringe Entfernungen zu anderen 

Produktionsstätten sind insbesondere für die Automobil­

industrie mit ihren komplexen, just-in-time verketteten 

Zulieferbeziehungen von Bedeutung: „Having a new 

plant on your doorstep is different frorn having it in In­

donesia" (David Herman, Vorstandsvorsitzender Opel) 

(Financial Tirnes vorn 13.02.97). 

28 „ 'We are offering European new technology at Asian prices', 
says Mr. Detlef Willig, Skoda's sales and marketing director" 
(Financial Times vom Ol.10.96). „Bameviks und von Koerbers 
Formel für die Zukunftssicherung : den Qualitätsstandard des 
Westens und die Kosten den Ostens" (Manager Magazin 
l l /94). 
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Komplementär sind die Fertigungsstätten im Osten zum 

Beispiel, weil die dort gefertigten Produkte die existie­

renden Sortimente der Hersteller nach unten hin erwei­

tern. Was an Standorten in MOB gefertigt wird, richtet 

sich damit sowohl an die lokalen wie an ein größer wer­

dendes Segment der westeuropäischen Märkte. Vorreiter 

dieser Strategie ist zweifellos die Automobilindustrie. 

Was die Endhersteller angeht, bedeutet dieser Ansatz, in 

MOE nicht mehr lediglich Autos zu montieren, die - wie 

im Fall der CKD-Montagen - ursprünglich für ganz an­

dere Zwecke in Westeuropa entwickelt und dort bereits 

längere Zeit produziert wurden. Im Osten werden nicht 

mehr die Auslaufmodelle aus dem Westen gefertigt, son­

dern Neuentwicklungen, die auf die spezifische Nachfra­

ge in MOE zugeschnitten sind, dabei aber europa- wenn 

nicht weltweit ähnliche Marktsegmente mit abdecken 

sollen. Die Aktivitäten von VW in der Tschechischen 

Republik (Skoda) beispielsweise zielen mittlerweile auf 

mehr als den Aufbau lokaler Fertigungskapazitäten zur 

Präsenz in den mittelosteuropäischen Märkten. Mit der 

Entwicklung des Octavia auf der Plattform des A3/Golf 

hat VW vielmehr die weltweite Besetzung eines Markt­

segments im Visier, in dem das Unternehmen bislang 

nicht präsent ist. Langfristig geht es darum, die Marke 

Skoda weltweit unterhalb der Marke Volkswagen zu po­

sitionieren und damit das Leistungsspektrum des Unter­

nehmens im Niedrigpreisbereich zu ergänzen. Voraus­

setzung hierfür ist, in ein Preis-Leistungs-Verhältnis 

vorzudringen, welches VW in Europa nicht mehr bieten 

konnte. „The Octavia is priced below comparable, but 

outdated, Korean vehicles and undercuts anything simi­

lar from Japan, as Skoda attempts to offer European new 

technology at Asian prices" (Financial Times vom 

14.05.97). Für die kostengünstige Fertigung ist die Nut­

zung von Produktionsstandorten in MOE zentral. Gefer­

tigt wird aber keine Sonderentwicklung, die ausschließ­

lich auf mittel- und osteuropäischen Märkten angeboten 

wird, sondern ein auf der Grundlage der konzernweiten 

Plattformstrategie entwickeltes Fahrzeug. Damit werden 

die economies of scale der Plattformstrategie ausgenutzt 

und die Octavia-Produktion in die unternehmensinternen 

Wertschöpfungsketten integriert. Im Fall des Octavia 

wurde das Fahrzeug-Design - auf Grundlage der Platt-

form - von Skoda-Ingenieuren in der Tschechischen Re­

publik entwickelt. „Ninety-five percent of the design -

everything you can see and tauch in the car - has been 

developed by our own people in Mlada Boleslav" (Chef 

der Öffentlichkeitsarbeit von Skoda) (The Prague Post 

vom 26.03.97). Ähnlich wie andere Modelle des Unter­

nehmens, die an westeuropäischen oder lateinamerikani­

schen Standorten gefertigt werden, wird jeweils ein er­

heblicher Teil der Produktion exportiert.29 

Fiat - in Polen bereits vor dem Zusammenbruch des Re­

alsozialismus mit einer weitreichenden Kooperation mit 

dem Hersteller FSM präsent - verfolgt ähnliche Pläne. 

Der italienische Automobilhersteller hat mit dem Palio 

ein „Weltauto" entwickelt, welches sich speziell auf die 

Nachfrage in „emerging markets" richtet. Die Produk­

tion wurde 1996 in Brasilien gestartet, eine Weiterent­

wicklung dieses Fahrzeugs soll demnächst auch in Polen 

fi . d 30 ge erttgt wer en. 

Grundlegende Reorganisation von 

W e rtschö pf ung s ketten 

Die Neuordnung von Produktportfol io und internationa­

ler Arbeitsteilung zwischen den Produktionsstandorten 

beschränkt sich in der Automobilindustrie nicht auf die 

Endmontage, sondern bezieht die gesamte Wertschöp­

fungskette mit ein. Auch in bezug auf die Neuorganisa­

tion der Zulieferkette werden Standorte in MOE - von 

konzerninternen wie unabhängigen Zulieferern - nicht 

nur als „verlängerte Werkbank", sondern mehr und mehr 

auch für komplexe und kapitalintensive Produktionsab­

läufe genutzt. Vor allem ab Mitte der 90er Jahre errich­

teten die Hersteller wie Audi oder Opel/GM Werke für 

die Herstellung von Schlüsselkomponenten, vor allem 

29 Von seiner Produktion ( 1997 insgesamt 350.000 Automobile) 
setzt Skoda rund ein Drittel im Inland ab. Ein Drittel wird nach 
Westeuropa, ein weiteres Drittel in andere Länder exportiert. 

30 Die Planungen von Opel für das neue Werk in Gliwice (Polen) 
sehen zwar vor, daß dort zunächst der - für westliche Märkte 
entwickelte und dort eingeführte - Astra gefertigt wird. Mittel­
fri stig ist hier allerdings in Kooperation mit Suzuki die Ent­
wicklung eines neuen - ebenfalls im Niedrigpreissegment ange­
siedelten - Kleinwagens geplant. 
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von Motoren.31 Auch die großen westeuropäischen und 

US-amerikanischen Zulieferer nutzen MOE zunehmend 

als „supply base" für ihre Europa-Aktivitäten. Damit fol­

gen sie einerseits den Endherstellern nach Osten. Denn 

Unternehmen wie Fiat-FSM in Polen, Volkswagen-Sko­

da in der Tschechischen Republik oder Opel/GM und 

Audi in Ungarn streben einen möglichst hohen Anteil lo­

kaler Zulieferungen an und ermuntern in diesem Zusam­

menhang westliche Zulieferer zur Ansiedlung vor Ort; 

von Ausnahmen abgesehen, sind die traditionellen ein­

heimischen Zulieferer nicht beteiligt.
32 

Andererseits nut­

zen auch die Zulieferer die Option MOE zu einer Neu­

ordnung ihres internen Leistungs- und Lieferverbunds, 

die mit einer länderübergreifenden Neuverteilung von 

Funktionen unter Einbeziehung von Standorten in MOE 

einhergeht. Der Output der Werke in Ungarn, der Tsche­

chischen Republik und Polen richtet sich in der Regel 

auch, aber nicht ausschließlich auf die Montagewerke in 

der Region. Sie sind so lokalisiert, daß sie mehrere 

wichtige weiterverarbeitende Standorte in Europa belie­

fern können. Typischerweise liegen die Exportquoten 

bei den Zulieferanten in MOE deutlich über denen der 

Endhersteller. 

31 Ein typisches Beispiel hierfür ist die Motorenfabrik von Audi in 
Györ, die das schrittweise Vorgehen der westlichen Investoren 
deutlich macht. Audi hat die Kapazität der Motorenmontage in 
mehreren Ausbaustufen bis 1997 auf 600.000 Motoren pro Jahr 
erhöht. Die über den Erwartungen liegenden Ergebnisse haben 
Audi offenbar mehrfach zu einer Erweiterung der Mission von 
Györ bewogen. Györ ist in den weltweiten VW-Konzernver­
bund eingebunden, stellt auch Motoren für den VW Passat und 
den Skoda Octavia her und gilt mehr und mehr als „Joker in der 
Audi-Strategie". Das Werk soll weiter zu einem Zentrum der 
Motorenfertigung ausgebaut werden (Kapazität im Jahre 2000: 
l Millionen Motoren pro Jahr) und darüber hinaus zusätzliche 
Aufgaben (Montage von Roadster-Modellen in Kleinserie) er­
halten. Insgesamt wird Audi bis 1999 DM 840 Millionen in 
Györ investiert haben. Auch die Motorenfabrik von Opel/GM in 
Szentgotthard (Ungarn) ist vergleichbar schrittweise ausgebaut 
worden und wird ihre volle Kapazität (460.000 Motoren pro 
Jahr) erst 1998 erreichen. Ähnlich wie in Györ wurde die Auf­
gabenstellung des Standorts im Lauf der Zeit erweitert: In die­
sem Fall durch die erst jüngst gebaute Zylinderkopffertigung. 

32 Im Fall von Fiat-FSM und Volkswagen-Skoda kommt hinzu, 
daß die beiden westeuropäischen Hersteller in Polen und der 
Tschechischen Republik jeweils Joint Ventures mit vertikal 
hochintegrierten Unternehmen eingegangen sind: FSM und 
Skoda verfügten jeweils über zahlreiche eigene Zulieferwerke. 
Fiat-FSM und Volkswagen-Skoda verfolgten die Strategie, die­
se hohe Wertschöpfungstiefe aufzubrechen. Die Ansiedlung von 
Produktionsstätten bekannter westlicher Zulieferer in Polen und 
der Tschechischen Republik wurde massiv protegiert, zum Teil 
wurden diesen Zulieferern auch existierende Werke verkauft. 
Im Gege nzug wurden die alten Lieferbeziehungen gekappt. 

Auch in anderen Branchen finden sich Beispiele dafür, 

daß Produktionsstandorte in MOE einen strategischen 

Platz in grundlegend reorganisierten, europa- oder welt­

weiten Wertschöpfungsketten einnehmen können. In der 

Computerindustrie beispielsweise geht IBM diesen 

Weg, indem das Unternehmen sein ungarisches Werk in 

Szekesfehervar zu einem Eckpfeiler des weltweiten Fer­

tigungsverbunds seiner Storage Systems Division aus­

baut. Auch in diesem Fall wurde die Aufgabenstellung 

des Standorts schrittweise erweitert. Nachdem IBM dort 

Mitte der 90er Jahre mit der Montage von Festplatten 

begonnen hat, profitiert das Werk jetzt von der neuen 

gesamtunternehmerischen Strategie, das Zulieferge­

schäft (mit Drittherstellern) auszuweiten. Die Ferti­

gungskapazitäten werden mit beträchtlichen Investi­

tionsaufwand verdreifacht und das Werk zum weltwei­

ten Zentrum für die Festplattenproduktion von note­

books ausgebaut. 

Mittelosteuropa als Experimentieifeldfiir neue 

Fabrikkonzepte 

Für eine Strategie komplementärer Spezialisierung sind 

die Standorte in MOE jensei ts des Lohnniveaus von In­

teresse, weil d ie Unternehmen sie als Experimentierfeld 

für neue Fabrikkonzepte nutzen können. Im Zentrum 

dieser Konzepte steht die schlanke „Kernfabrik" als Ge­

genmodell zur hochintegrierten fordistischen Fabrik, die 

an einem Standort möglichst viele Produktions- und pro­

duktionsnahe Dienstleistungsfunktionen unter der Regie 

eines Herstellers vereinigte und für die große Beleg­

schaftszahlen charakteristisch waren (Arbeitsgemein­

schaft Sozialwissenschaftliche Technikforschung Nie­

dersachsen 1993). Das Konzept der „Kernfabrik" impli­

ziert eine möglichs t weitgehende Auslagerung von Ferti­

gungsumfängen und Dienstleistungen an Zulieferer. 

Gleichzeitig sollen die Zulieferer zeitlich und funktional 

möglichst eng in den Fertigungsablauf einbezogen wer­

den. Den vermutlich weitestgehenden Ansatz in diese 

Richtung verfolg t Volkswagen-Skoda im neuen End­

montagewerk für den Octavia: Hier sind ein halbes 
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Dutzend Systemzulieferer über den üblichen Lieferan­

ten-Status hinaus mit ihren eigenen Beschäftigten in die 

Skoda-Endmontage integriert (Einbau von Modulen). 

Aber auch das Audi-Motorenwerk in Györ hat zahlrei­

che Funktionen (bis hin zur Instandhaltung) an lokale 

Dienstleister ausgelagert. Und Opel/GM will den unter­

nehmensinternen Pilotfall für das Konzept der Kernfa­

brik (Eisenach) auf das neue Montagewerk in Gliwice 

übertragen. 

Daß die westlichen Unternehmen Produktionsstandorte 

in MOE für derartige Experimente auswählen, hängt 

sicherlich damit zusammen, daß es sich hier um neue 

Werke handelt, deren Auslegung sich von Beginn an gut 

auf die neuen Konzepte zuschneiden läßt. Darüber hin­

aus gehen offenbar vor allem die deutschen Hersteller 

davon aus, die neuen Konzepte in MOE leichter als an 

heimischen Standorten realisieren zu können, wo sie 

beispielsweise mit der weitgehenden Einbeziehung von 

Zulieferern in Endmontagen - und der damit verbunde­

nen organisatorischen Erosion großbetrieblicher Stand­

orte - auf Widerstand von Belegschaften und Interessen­

vertretungen stoßen. Die weitergehende Überlegung 

scheint zu sein, im Osten erfolgreich demonstrierte Lö­

sungen dann in einem nächsten Schritt an deutsche 

Standorte zu re-importieren. In diesem Sinne spielen die 

mittelosteuropäischen Standorte auch für die Reorgani­

sation der Produktionsabläufe eine Rolle (in dem sie zur 

Erhöhung des Reorganisationsdrucks beitragen), die 

überhaupt nicht nach Osten verlagert werden. 

Die Entscheidung westlicher Unternehmen, diese Expe­

rimente in ungarischen, polnischen oder tschechischen 

Werken durchzuführen, wird durch die räumliche Nähe 

zu anderen Unternehmensstandorten sicherlich ebenso 

erleichtert wie durch die Möglichkeit, in MOE auf eine 

gut ausgebaute Qualifikationsbasis zurückgreifen zu 

können. Die Experimente beschränken sich denn auch 

nicht auf die Fabrikkonzepte, sondern beziehen die Di­

mension einer veränderten Arbeitsorganisation mit ein. 

Bei Skoda in Mlada Boleslav oder bei Audi in Györ 

setzt man nicht nur auf hohe Facharbeiteranteile in der 

Produktion, sondern hat auch eine Abkehr von traditio-

nell tayloristischen Organisationsformen im Programm. 

Die Rede ist von Ansätzen zur Aufgabenintegration, von 

Team-Konzepten und Selbstorganisation in der Produk­

tion.33 Allerdings läßt sich aus den Selbstdarstellungen 

der Unternehmen und den wenigen auf Arbeitsorganisa­

tion bezogenen Forschungsergebnissen
34 

nicht wirklich 

beurteilen, welche Lösungen hier tatsächlich realisiert 

wurden. 

4. Rückwirkungen der Integrationspfade für 

Mittelosteuropa und längerfristige 

Entwicklungsperspektiven 

Die Nutzung industrieller Kapazitäten in MOE durch 

westliche Unternehmen - so war unser Argument - geht 

über die reine Verlagerung von Fertigungskapazität in 

diese Länder hinaus. Östliche Produktionsstätten, die in 

westliche Wertschöpfungsketten integriert werden, wer­

den für diesen Zweck in der Regel modernisiert, wenn 

nicht gar komplett neu errichtet. Die westlichen Unter­

nehmen stellen dabei nicht nur Kapital zur Verfügung, 

sie leisten auch den Transfer von Technologie und 

Know how und schaffen Absatzmärkte für dort gefertig­

te Produkte. Insofern ist d ie Integration von mittelosteu­

ropäischen Produktionsstandorten in die industrielle Ar­

beitsteilung Europas zweifellos ein Beitrag zur Re-Indu­

strialisierung dieser Länder. 

Ebenso evident ist, daß die von uns beschriebenen Un­

terschiede in den Integrationspfaden sich auf Stoßrich­

tung und Gehalt dieses Re-Industrialisierungsprozesses 

auswirken. Der least cost approach, der den industr iellen 

Kapazitäten Mittelosteuropas mehr oder minder die Rol­

le einer verlängerten Werkbank zuweist, läuft auf eine 

regressive Spezialisierung der Länder auf low tech-/ low 

cost Segmente hinaus und würde - konsequent reali­

siert - die dort vorhandenen Humanressourcen verküm-

33 Zum Beispiel im Fall des neuen Endmontagewerks für den Sko­
da Octavia: „The production process at the new Oc tavia plant is 
organized along lines that the firm calls ' the self-organizing 
principle of living nature,' which involves workers organized 
into teams thal keep in close communication with each other." 
(The Prague Post vom 26.03.97). 

34 Vgl. vor allem Dörr u.a. ( 1995) sowie Dörr, Kessel ( 1996). 
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mern lassen. Demgegenüber bringt der auf eine kom­

plementäre Spezialisierung ausgerichtete Alternativan­

satz auch komplexe - qualifikatorisch anspruchsvolle -

Abläufe und kapitalintensive - technisch moderne - Fer­

tigungen nach Polen, Ungarn und der Tschechischen Re­

publik. In diesem Kontext würden den dortigen Standor­

ten zudem nicht lediglich Produktionsfunktionen zuge­

ordnet werden, sondern darüber hinaus auch Enginee­

ring-, Marketing- und Innovationsfunktionen. Kurz ge­

sagt: Komplementäre Spezialisierung bietet den Trans­

formationsländern unter dem Gesichtspunkt nachhaltiger 

industrieller Entwicklung sehr viel mehr als der least 

cost approach. 

Zu welchen Ergebnissen die von westlichen Strategien 

angestoßene Re-Industrialisierung in MOE letztlich 

führt, hängt damit sicherlich stark davon ab, wie die Ge­

wichte zwischen den beiden Integrationspfaden verteilt 

sind. Aber damit sind die Effekte noch nicht hinlänglich 

beschrieben. Selbst in den Fällen, in denen die Strategie 

komplementärer Spezialisierung greift, stellt sich die 

Frage, welche Impulse hiervon eigentlich für die Moder­

nisierung auch der einheimischen - nicht unmittelbar von 

westlichen Unternehmen genutzten - Industrie in diesen 

Ländern ausgehen. Anders formuliert: In welcher Weise 

ist die wesentlich vom Westen angestoßene Re-Indu­

strialisierung in diesen Fällen in industrie lle Umfelder 

eingebettet, die von den Bedingungen des Staatssozialis­

mus geprägt wurden? Und welche Auswirkungen hat 

diese Einbettung für Optionen einer mittel- und langfri­

stigen Weiterentwicklung des Ansatzes komplementärer 

Spezialisierung? 

Westliche Produktionsstätten als isolierte Inseln 

innerhalb des regionalen Umfelds 

Die Nutzung von mittelosteuropäischen Produktionsstät­

ten innerhalb einer auf komplementäre Spezialisierung 

angelegten Arbeitsteilung kann nur sehr bedingt an die 

Resultate des staatssozialistischen Entwicklungspfades 

der Industrien in Ungarn, Polen oder der Tschechischen 

Republik anknüpfen. Offenkundig erfordert die lntegra-

tion dieser Kapazitäten in westliche Wertschöpfungsket­

ten eine weitreichende technische wie organisatorische 

Restrukturierung. Typischerweise - und das scheint uns 

wichtig zu sein - sind die neuen Strukturen, die diesen 

Anforderungen entsprechen, bislang nicht durch eine 

weitgehende Reorganisation existierender Betriebe und 

Produktionsstätten entstanden, sondern in Form der 

Neugründung von Unternehmen und des Neubaus von 

Werken. Dies gilt nicht nur für Projekte wie das Audi­

Motorenwerk in Györ oder die Festplatten-Fabrik von 

IBM in Szekesfehervar. Selbst dort, wo die Westunter­

nehmen Joint-Ventures mit einheimischen Herstellern 

eingegangen sind (wie Volkswagen mit Skoda), werden 

für die Fertigung neu entwickelter Produkte oft neue 

Produktionsstätten errichtet (wie etwa die Endmontage 

für den Octavia). 

Diese Betriebe/Werke sind zwar keine wirklichen 

„greenfields", denn sie sind in der Regel innerhalb tradi­

tionell industrialisierter Regionen angesiedelt und sie 

nutzen die Arbeitskräfte, die ihre Qualifikationen und 

Vorerfahrungen aus ihrer Tätigkeit in den dortigen Indu­

strien beziehen (dies gilt im übrigen nicht nur für Pro­

duktionsarbeiter, sondern auch für Ingenieure). Aller­

dings markieren neue Betriebe und Werke einen organi­

satorischen Bruch mit den existierenden industriellen 

Strukturen und Traditionen in Mittelosteuropa. Genau 

dieser Bruch ist häufig auch intendiert. Die Unterneh­

men versuchen sich damit von als problematisch erach­

teten Hinterlassenschaften des „ancien regime" mög­

lichst weitgehend abzukoppeln. Mit der Übernahme be­

stehender Betriebe fürchtet man, sich nicht nur veraltete 

Produktionstechniken und unbrauchbar zusammenge­

setzte Produktsortimente einzuhandeln. Organisatorische 

Kontinuität - so offenbar das Kalkül - könnte es auch er­

schweren, daß sich Ingenieure und Techniker von ge­

wohnten, aber nicht länger brauchbaren Entwicklungs­

und Planungsroutinen verabschieden. Schließlich 

könnten sich die unter staatssozialistischen Bedingungen 

eingespielten Arbei tspolitiken auf dem shop floor als 

zählebig erweisen. Wie problematisch dieses Erbe auch 

immer eingeschätzt werden mag, hinzu kommt: Gerade 

weil viele Westunternehmen MOE als Experimentierfeld 
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für neue Strategien benutzen wollen, präferieren sie den 

organisatorischen Neuanfang. Die westlichen Strategien 

haben damit die gewissermaßen paradoxe Implikation, 

die alten Industrieregionen in MOE als 'new industrial 

spaces' (Storper 1986; Scott 1988) zu behandeln, als ein 

Umfeld, das seine Attraktivität gerade aus der fehlenden 

Vorprägung durch Alt-Industrien bezieht. 

Dieser Kontinuitätsbruch gilt nicht nur im Hinblick auf 

einzelne Betriebe oder Werke, sondern auch für Zulie­

ferketten. Westliche Unternehmen, die Joint Ventures 

mit bestehenden Betrieben eingegangen sind, haben die 

traditionellen Lieferantenbeziehungen weitgehend ge­

kappt - wie etwa Volkswagen-Skoda in der Tschechi­

schen Republik oder Fiat-FSM in Polen. Und die von 

westlichen Investoren in MOE neu errichteten Betriebe 

oder Werke haben - jedenfalls bislang - lediglich gering 

entwickelte Beziehungen zu regionalen Zulieferern. 

Auch der insbesondere von den großen Investitionspro­

jekten der Automobilhersteller ausgehende Sog in Rich­

tung auf local sourcing ändert daran wenig. Angezogen 

werden in erster Linie die großen Zulieferer aus dem 

Westen, die ihre dortigen Produktionsstätten in ähnli­

cher Weise aufbauen, wie es die Endhersteller vorexer­

zieren: Werksneubauten in traditionellen Industrieregio­

nen, aber separiert von existierenden betrieblichen Orga­

nisationskontexten. D.h. soweit die Nutzung mittelosteu­

ropäischer Standorte durch westliche Hersteller zu über­

betrieblichen, lokalen oder regionalen Produktions- und 

Innovationsnetzwerken geführt hat, scheint dies im we­

sentlichen eine Kooperation unter West-Akteuren auf 

mittelosteuropäischem Boden zu sein. Gerade die beson­

ders weitreichende Verlagerung von Aktivitäten (sowohl 

Produktions- als auch Innovationsfunktionen) an mittel­

os teuropäische Standorte läuft damit nicht auf eine 

Kopplung des importierten Know hows mit dem tradi­

tionellen regionalen Umfeld hinaus. 

Damit scheint gegenwärtig ein industrieller Dualismus 

in Mittelosteuropa zu entstehen: Die unter Beteiligung 

westlicher Unternehmen neu entstehenden Werke und 

Betriebe stehen relativ unvermittelt neben den tradier­

ten, in der Epoche des Realsozialismus entstandenen in-

dustriellen Strukturen. Nicht die Altstrukturen, die exi­

stierenden industriellen Cluster werden von den westli­

chen Strategien genutzt und in diesem Zusammenhang 

transformiert, sondern in erster Linie die in diese Alt­

strukturen eingebundenen Arbeitskräfte. 

Gewiß, diese dualistische Struktur könnte in absehbarer 

Zeit porös werden. Hierzu könnten etwa - mit der Zeit 

entstehende - neue lokale Akteure (entweder verselb­

ständigte Ausgründungen aus den alten Großbetrieben 

oder einheimische start ups) beitragen, die eine Art insti­

tutioneller Vermittlung zwischen „alter" und „neuer" In­

dustriestruktur abgeben könnten. Kämen diese institutio­

nellen Brücken nicht zustande, dann würden sich die 

von westlichen Unternehmen genutzten Produktionsstät­

ten allerdings tatsächlich zu Modernisierungsinseln ent­

wickeln. Dies würde nicht nur die Ausstrahlungseffekte 

der neuerrichteten Produktionsstandorte auf die Moder­

nisierung der mittelosteuropäischen Industrie insgesamt 

limitieren, sondern hätte umgekehrt auch Rückwirkun­

gen auf die langfristigen Entwicklungsmöglichkeiten der 

westlichen Wertschöpfungsketten, in welche diese Wer­

ke eingebunden sind. Denn local sourcing stellt auch die 

Grundlage für lokale Lernprozesse und damit eine wich­

tige Voraussetzung für die eigenständige technisch-orga­

nisatorische Weiterentwicklung mittelosteuropäischer 

Standorte dar. Fehlt diese Voraussetzung, dann ist ein 

lokal initiiertes Upgrading dieser Standorte - trotz unter­

nehmensintern vorhandener Engineering- und Innova­

tionsfunktionen - vermutlich nur eingeschränkt möglich. 

Es könnte also sein, daß die Unzulänglichkeiten regiona­

ler Einbettung auf längere Sicht die in den Strategien 

komplementärer Spezialisierung angelegten Entwick­

lungspotentiale konterkarieren. 
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Globalisierung und Arbeitnehmerinteressen - oder: wie aus einfachen 
Antworten komplizierte Fragen entstehen 

Jürgen Kädtler 

Wenn von Globalisierung die Rede ist, dann meistens 

von deren Anforderungen und Zwängen, denen man sich 

zu stellen hat, bzw. von deren Auswirkungen, die man 

als gegeben zur Kenntnis zu nehmen habe. Das gilt ganz 

besonders, wo es um Arbeits- und Entlohnungsbedin­

gungen, Sozialstandards und die darauf bezogenen Re­

gulierungs- und Interessenvertretungsstandards als 

Standortfaktor geht. Wie in der Physik das Gravitations­

gesetz oder das Axiom von der Linearität und Nichtum­

kehrbarkeit der Zeit, so markiert die Bezugnahme auf 

Globalisierung regelmäßig den Punkt, an dem es nichts 

mehr zu fragen, sondern allenfalls Schlußfolgerungen zu 

ziehen gelte. 

Zwei Grundannahmen gehen in dieses Verständnis von 

Globalisierung ein. Die eine besagt, daß Zwänge und 

Optionen, mit denen es Unternehmen bzw. Unterneh­

mensverantwortliche zu tun haben, heute zu großen Tei­

len auf eine einzige, grundlegende Veränderungsdyna­

mik - eben die Globalisierung - zurückgehen bzw. sich 

als Momente dieser Veränderungsdynamik begreifen 

lassen. Die andere behauptet darüberhinaus, daß diese 

Dynamik in ihrer Richtung derart eindeutig und zwin­

gend ist, daß die Wirtschaftsakteure sich nur innerhalb 

schmaler Handlungsspielräume und entsprechend reak­

tiv dazu verhalten können. 

Die Berechtigung der Globalisierungsapodiktik hängt 

damit von der Beantwortung einiger Fragen ab, die sich 

im Hinblick auf diese Annahmen stellen. Zum einen: 

Stecken tatsächlich hinter allen neuen Fragen und Pro­

blemen, mit denen Unternehmen heute konfrontiert sind, 

Zwänge, die von den weltwirtschaftlichen Veränderun-

gen ausgehen, die man sinnvollerweise mit dem Etikett 

Globalisierung belegen kann? Oder wird hier - wie 

Klaus Dörre hervorgehoben hat (Dörre u.a. I 997) - aus 

einer komplexen Gemengelage unterschiedlicher Proble­

me ein Teilaspekt herausgegriffen und zum Inbegriff al­

ler übrigen gemacht, obwohl doch bei genauerem Hin­

sehen vieles auch im engeren Umkreis oder auf einem 

ganz anderen Terrain anzugehen wäre? Zum anderen: 

Geben diejenigen weltwirtschaftlichen Verschiebungen, 

die die Handlungsbedingungen und -möglichkeiten der 

Wirtschaftsakteure tatsächlich nachhaltig verändern und 

nicht ignoriert werden können, deshalb auch eine mehr 

oder weniger eindeutige Richtung vor? Aus der beson­

deren Perspektive der Arbeitnehmer: Liegt ein ökonomi­

scher Zwang, Arbeits- und Sozialstandards in einer be­

stinunten Richtung anzupassen, so klar und unbestritten 

zu Tage, oder - was im Ergebnis auf dasselbe hinaus 

läuft - verschieben sich die Machtgewichte so eindeutig 

auf die Seite der Unternehmen, daß ihnen selbst wenig 

mehr bleibt, als sich damit zu arrangieren? Und schließ­

lich - mit Blick auf beide Fragenkomplexe: Gilt das eine 

oder andere umstandslos und allgemein, oder situations­

abhängig und unterschiedlich nach Bereichen? 

Im folgenden sollen einige Argumente für diese letzte 

Alternative angeführt und belegt werden, nach der von 

unterschiedlichen und unterschiedlich weiten Hand­

lungsspielräumen auszugehen ist. Diese können glei­

chermaßen eng, in der Sache aber diametral gegensätz­

lich sein; sie können zunächst weit sein, sich durch ein­

mal getroffene Entscheidungen aber nachdrücklich ver­

engen - und umgekehrt; oder sie können sich für unter­

schiedliche Beteiligte sehr unterschiedlich ausnehmen. 
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Die Bedingungen, mit denen d ie Akteure zurechtkom­

men müssen, weisen vielfach nicht das Maß an Eindeu­

tigkeit und Konsistenz auf, das man voraussetzen muß, 

wen n die Rede von der mehr oder weniger gelingenden 

Anp assung an wirtschaftliche Erfordernisse oder Rah­

men bedingungen Sinn machen so ll. Nicht Risiko charak­

teris iert unter d iesen Voraussetzungen die Situation der 

Akteure, also die auf bekannte äußere Indizien zu be­

grün dende W ahrscheinlichkeit bestimmter Handlungs­

folgen, sondern Ungewißhei t. Entscheidungen müssen 

getroffen, Strategien festgelegt werden, ohne daß es An­

haltspunkte für eine einigermaßen verläßliche Risikoab­

schätzung gäbe. 1 Was im Nachhinein als zwingende 

Konsequenz aus objektiven Voraussetzungen erscheinen 

mag , ste ll t sich zunächst dar als Hineintasten in ein weit­

gehend unübersichtliches Hand lungsfel d, das es erst 

noch zu strukturieren gilt. Wo sich eine solche Perspek­

tive aber p lausibel begründen läßt, werden auch die 

Grenzen eng für das U nterfangen, aus partikularen Glo­

balisierungsphänomenen allgemeine Schlußfolgerungen 

für d ie Regulierung von Arbeit, Arbeitnehmerinteressen 

und Sozialstaatsstandards zu ziehen, im Sinne einer An­

passung an das - zumindest auf dieser Ebene - Unab­

wendbare. 

In den folgenden Ausführungen liegt der Akzent auf 

dem Versuch, diese Grenzen zu verdeutlichen. Unter 

Rückgriff auf empirische Unternehmensrealität soll für 

unterschiedliche Themen und Bereiche gezeigt werden, 

daß Strategien und Handlungsoptionen sehr viel weniger 

eindeutig sind , als der lineare Globalisierungsdiskurs 

unterstellt. G lobalisierung erscheint dabei nicht als Voll­

zug von Sachzwängen, sondern als Moment der Strate­

giewahl in Unternehmen. Diese Strategiewahl erfolgt 

freilich nicht willkürlich, sondern unter den Bedingun­

gen von Ungewißheit, d .h. unter dem Zwang, die Er­

folgsbedingungen der Strategie in der praktischen Um­

setzung erst ausloten, eventuell gar schaffen zu müssen. 

Die Konsequenzen, die sich daraus für die Vertretung 

von Arbeitnehmerinteressen und für das System indu-

Zu diesem Verständnis von Risiko und Ungewißheit als einan­
der entgegengesetzten Bedingungen ökonomischen Handelns 
vgl. grundlegend Knight 1921, S. 197-232 und - an ihn anknüp­
fend - Salais/Storper 1993, S. 33 ff. und Osterloh/Weibel 1996. 

strie ller Beziehungen ergeben, sind zwiespältig. Der an­

gesprochenen Einsicht, daß sich unter Bedingungen von 

Ungewißheit keine allgemeinen Zwänge im Hinblick auf 

Arbeits- und Sozialstandards begründen lassen, steht die 

Tatsache gegenüber, daß d ie Ungewißheit, mit der Un­

ternehmen umgehen müssen, auch die Arbeitnehmerin­

teressenvertretungen selbst betrifft . Diese stehen vor der 

schwierigen Aufgabe, erreichte Standards der Interes­

senvertretung zu bewahren und gleichzeitig Handlungs­

und Vertreterkompetenz in turbulenten Umgestaltungs­

prozessen zu gewinnen, und für Strukturierungen die 

sich allenfalls vorläufig und vage abzeichnen. Zu den 

möglichen Konsequenzen daraus werden im abschlie­

ßenden Teil einige eher kursorische Ausblicke skizziert. 

1. Globalisierung virtuell: das grenzenlos 

mobile Produktivkapital 

Daß von Globalisierung ein unentrinnbarer Zwang zur 

Anpassung ausgeht, zumindest im Bereich der Ökono­

mie und für die weitaus meisten der an ihr beteiligten 

Akteure, behaupten nicht nur diejenigen, die sie als öko­

nomischen Sachzwang progagieren. Diese Sichtweise 

te ilen - soweit es um die Diagnose geht - die Befürwor­

ter dieser Entwicklung mit vielen ihrer Kritiker. So etwa 

mit Ulrich Beck (1997), der sich vehement gegen die 

Vorste llung von ökonomischen Sachgesetzlichkeiten 

wendet, d ie die Globalisierung bestimmten. Sie werde 

vielmehr vom interessegeleiteten Machthandeln multina­

tionaler Konzerne angetrieben (vgl. S. 14-16). D iese er­

langten dabei gegenüber lokalen oder nationalen Akteu­

ren ein solches Übergewicht, daß den letzteren wenig 

mehr bleibe, als sich damit zu arrangieren. Dieses Über­

gewicht multinationaler Konzerne und - so darf man 

sicher ergänzen - institutioneller Kapitalanleger gründet 

nach Beck darauf, daß sie 

1. „Arbeitsplätze dahin exportieren (können), wo die 

Kosten und Auflagen für den Einsatz der Arbeits­

kräfte möglichst niedrig sind"(S. 17), 
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2. durch moderne Transport-, Informations- und 

Konununikationstechnologien in die Lage versetzt 

seien, „Produkte und Dienstleistungen ( ... ) zu zerle­

gen und arbeitsteilig an verschiedenen Orten der 

Welt zu erzeugen" (ebd.) - Stichwort: transnationa­

le Optimierung der Wertschöpfungskette, 

3. auf dieser Grundlage Staaten in puncto Auflagen 

und Vergünstigungen usw. gegeneinander ausspie­

len könnten - Stichwort: concession bargaining, 

4. „zwischen Investitionsstandort, Produktionsort, 

Steuerort und Wohnort selbständig unterscheiden" 

(ebd.) könnten, so daß Steuern - wenn überhaupt -

dort anfallen, wo es am billigsten ist. 

Für jeden dieser Punkte läßt sich eine beträchtliche An­

zahl prägnanter Beispiele anführen; eine ganze Reihe 

finden sich in dem Beitrag von Kurz/Wittke in d iesem 

Heft. Und es kann meines Erachtens überhaupt keinen 

Zweifel daran geben, daß sich die Handlungsbedingun­

gen der verschiedensten politischen und gesellschaftli ­

chen Akteure in der Konsequenz auf einschneidende, 

vielfach gar nicht absehbare Weise verändern. Das gilt 

auch dann, wenn sich zeigen läßt, daß das Ausmaß der 

Globalisierung sich in verschiedenen Bereichen noch 

recht bescheiden ausnimmt, gemessen an dem Wind, der 

davon gemacht wird.2 

Und man greift nach meiner Überzeugung auch zu kurz, 

wenn man die beträchtliche Zahl gescheiterter, zurück­

genorrunener Produktionsverlagerungen schon als Beleg 

dafür nimmt, daß an der Sache wenig dran ist, und daß 

es sich bei der ganzen Globalisierungsdebatte nur um 

2 Für seine Position, daß es sich bei der Globalisierung - so der 
Untertitel seines Beitrags - um „The Discovery of Hot Air" 
handle, kann Giussari (1996) u.a. immerhin ins Feld führen: 
1) Aufkommen und Ausbreitung der Globalisierungsdeballe fal­
len in eine Phase, in der der Welthandel stagniert bzw. - rechnet 
man den Handel innerhalb der EU im Vorgriff schon als Bin­
nenhandel - sogar schrumpft. 2) Gut 50 % des Absatzes und 
über 70 % des Anlagevermögens multinationaler Konzerne ent­
fallen auf das jeweilige Stammland; die EU wiederum als ein­
heitlicher Wirtschaftsraum gerechnet, erhöhen sich die Quoten 
auf 75 %bzw. 85 %. 3) Gerade die institutionellen Kapitalanle­
ger. die vielfach als die entscheidenden Promotoren eines stand­
ortlosen Kapitalismus gelten, tätigen nur sehr wenige Anlagen 
außerhalb ihres Stammlandes. 

ideologisches Blendwerk handelt, von Kapital und Neo­

liberalen veranstaltet, um Arbeitnehmer, Gewerkschaf­

ten und unverbesserliche Anhänger des Sozialstaatsprin­

zips ins Bockshorn zu jagen. 

Mit der Liberalisierung der Weltmärkte, insbesondere 

der Weltfinanzmärkte, der Kommerzialisierung der 

Staatsverschuldung und der stürmischen Entwicklung 

von Informations-, Kommunikations- und Steuerungs­

technologien wie der Transportlogistik haben sich die 

Bedingungen wirtschaftlichen Handelns gravierend ver­

ändert. Und daß bei der Nutzung der neuen Spielräume 

am Anfang auch manches mißlingt, besagt für sich ge­

nommen noch nicht viel. 

Mit derselben Berechtigung haben vor rund zwanzig 

Jahren viele Verwaltungsangestellte milde gelächelt an­

gesichts der Arbeitsplatzverluste, die mit der EDV ver­

bunden sein sollten. Konnten sie doch auf ihre unmittel­

bare eigene, ganz andere Erfahrung verweisen: Der Um­

stellungsaufwand war riesengroß, dauernd ging mit der 

Technik etwas schief, die Systeme leisteten nicht was sie 

sollten - kurz: die Arbeit wurde mehr, nicht weniger. 

Mittlerweile ist die Technik weiterentwickelt und auf die 

verschiedenen Verwendungszwecke hin optimiert wor­

den, die Arbeitsabläufe sind EDV-gerecht reorganisiert 

worden, und am Charakter der EDV als universeller3 Ra­

tionalisierungstechnologie hegt im Ernst niemand mehr 

Zweifel. 

Anderersei ts: Bestimmte Verwendungsoptionen sind im 

Verlauf dieses Prozesses auch definitiv ad acta gelegt 

worden. Von der Vision der auf EDV-Basis weitgehend 

menschenfrei funktionierenden Fabrik ist in weiten Be­

reichen nur eine Reihe von „CIM-Ruinen" geblieben. 

Und ich erzähle irruner gern von einer großen deutschen 

Einzelgewerkschaft, in der man noch Anfang der 90er 

Jahre das Projekt verfolgte, die für die Betriebsbetreu­

ung vor Ort notwendigen Informationen per EDV so zu 

organisieren, daß feste Betreuungssekretäre überflüssig 

würden. Jeder beliebige Gewerkschaftssekretär sollte 

3 „Universell" meint hier die nach Branchen und Tätigkeitsbe­
reichen prinzipiell unbeschränkte Einsetzbarkeit, nicht die öko­
nomische Realisierbarkeit aller denkbaren Optionen. 
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dann in der Lage sein, sich am Bildschirm kurzfristig auf 

den nötigen Stand zu bringen. 

Der Punkt, um den es mir bei dieser Abschweifung geht: 

Die grundlegende Veränderung wirtschaftlicher Rah­

menbedingungen - und das Aufkommen der EDV als 

universeller Rationalisierungstechnologie war eine sol­

che Veränderung - eröffnet eine unbestimmte Menge 

von Handlungsmöglichkeiten und Entwicklungsperspek­

tiven. Sie erlaubt es aber nicht, konkrete Entwicklungen 

verläßlich abzuleiten. Das begrenzt die Beweiskraft von 

Fallbeispielen - sowohl negativ wie positiv. Wenn etwa 

Ulrich Beck vom Beispiel der Tempelhofer Flugplatzan­

sage, die abends online aus Kalifornien kommt, um­

standslos zu der Feststellung gelangt, „[dJie Notwendig­

keit, an einem bestimmten Ort zusammenzuarbeiten, um 

Güter und Dienstleistungen herzustellen, besteht nicht 

länger" (Beck 1997, S. 40), dann ist das Illustrations­

und Ableitungskonto ganz entschieden überzogen. 

Meine Gegenthese: Es spricht viel dafür, daß die Not­

wendigkeit örtlich gebundener, personenbestimmter Ko­

operation in vielen Bereichen der Industrie- und Dienst­

leistungsproduktion auch in Zukunft bestehen bleibt, daß 

sich die Abhängigkeit von stabilen Kooperationszusam­

menhängen dieser Art im Zuge der Globalisierung zum 

Teil sogar erhöht. Und es spricht außerdem viel dafür, 

daß es auch darüber hinaus mit der Bedeutung räumli­

cher Nähe für die Koordination von Produktionszusam­

menhängen höchst unterschiedlich bestellt ist. 

2. Globalisierung real: Produktivkapital - bis 

auf weiteres mit Bodenhaftung 

Daß Globalisierung nicht ohne weiteres mit der Aufhe­

bung der raum-zeitlichen Bedingungen von Produktion 

gleichzusetzen ist, und daß dort, wo sie in der Tat zu 

einer Schwächungen dieser Bindungen führt, das nicht 

notwendig mit einer rationelleren Organisierung von 

Produktion zu tun hat, ja, sogar zu deren Lasten gehen 

kann, soll im folgenden an unterschiedlichen Aspekten 

kursorisch verdeutlicht werden. 

2.1. Forschung und Entwicklung: weltweit und 

ortsgebunden 

Zum ersten: In besonderer Weise gilt das, was über orts­

gebundene, an unmittelbaren, persönlichen Kontakt ge­

bundene Kooperation gesagt wurde, für die Bereiche von 

Forschung und Entwicklung. Ende vergangenen Jahres 

tauchte in diesem Zusammenhang in der Presse die Mel­

dung auf, bei einem deutschen Automobilkonzern plane 

man eine „24-Stunden-Entwicklung" durch entsprechen­

de Vernetzung der Zeitzonen. Der Entwickler in 

Deutschland, so die Vorstellung, sollte die Arbeit zu 

Feierabend via EDV an seinen US-Kollegen zur Wieter­

bearbeitung abgeben, der entsprechend an den Kollegen 

in Indien usw. 

Alle Gesprächspartner, die wir im Rahmen unserer Er­

hebungen im betreffenden Unternehmen darauf ange­

sprochen haben, haben die Vorstellung als schlichten 

Nonsens abgetan. Niemand glaubt, daß qualifizierte For­

schungs- und Entwicklungsarbeit ohne unmittelbaren, 

kontinuierlichen persönlichen Kontakt der Beteilig ten 

möglich sei. Allenfalls periphere Anpassungsentwick­

lungen an unterschiedliche Marktbedingungen ließen 

sich auslagern und marktnah ansiedeln. Entsprechend 

eindeutig unsere Ergebnisse in der Chemie- und Phar­

maindustrie: Informationsbeschaffung- und Weitergabe 

werde durch EDV-Vernetzung weltweit schneller und 

effektiver, und die weltweite Transparenz darüber, was 

anderswo geforscht werde, nehme zu. Die Forschung 

selbst aber könne auf diese Weise nicht organisiert und 

koordiniert werden. Und auch das Mittel der Videokon­

ferenzen sei sehr überschätzt worden. „Da kommt nie 

soviel heraus, als wenn ich sechs Leute in einem Raum 

sitzen habe", so ein Pharma-Chef aus einem Großche­

mieunternehmen. 

Damit ist nicht gesagt, daß Forschung nicht auch anders­

wo betrieben und transnational organisiert werden 

könnte. Nur geschieht das, wo es geschieht, nicht im 

Sinne der weltweiten Koordination arbeitsteiliger For­

schungsprozesse, sondern als Aufteilung von Schwer­

punktzuständigkeiten. So werden zur Zeit in der Phar-
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maindustrie die Zuständigkeiten für bestimmte Indika­

tionsgebiete zwischen den verschiedenen Forschungs­

standorten aufgeteilt - in der Regel Deutschland, USA 

und Japan. Und wenn für bestimmte Felder neue For­

schungskapazitäten aufgebaut werden, dann dort in der 

Welt, wo man dafür die höchste Kompetenz - und nicht 

etwa die niedrigsten Kosten - sieht - bei Gentechnologie 

z.B. überwiegend in den USA. Die Annahme ortsgebun­

dener Kompetenz ist dabei die Grundvoraussetzung, und 

Kostenkonkurrenz zwischen den Standorten wird durch 

die unterschiedlichen Zuständigkeiten gerade ausge­

schlossen.4 Und wenn Audi, wie dieser Tage angekün­

digt, ein Motorenentwicklungszentrum in Ungarn auf­

baut, dann nicht wegen der möglicherweise geringeren 

Forschungskosten dort. Ausschlaggebend ist vielmehr, 

daß hier in den vergangenen Jahren eine moderne und 

zugleich - hier sticht das Kostenargument - im Konzern 

konkurrenzlos günstige Motorenproduktion aufgebaut 

worden ist. Die kostenorientierte Produktionsverlage­

rung zieht die Entwicklung hinterher, gerade weil räum­

liche Nähe hier ein wichtiger Faktor ist, und weil sich 

herausgestellt hat, daß der neue Standort nicht allein un­

ter Kostengesichtspunkten viel zu bieten hat. 

2.2. Lokale und kulturelle Voraussetzungen 

industrieller Produktion 

Anspruchsvolle, räumlich gebundene Kooperationsbe­

ziehungen sind aber auch - mein zweiter Punkt - in ande­

ren Bereichen eine wichtige Ressource. Überall dort, wo 

spezialisiertes, kollektives Erfahrungswissen und lang­

fristig aufgebaute Kooperationsroutinen entscheidend 

sind, stößt der Versuch, Produktionen ganz oder teilwei­

se zu verlagern, an enge Grenzen. 

Als erstes fallen einem da produktinnovative, qualifika­

tions- und technologieintensive lnvestitionsgüterberei:: 

ehe wie der Maschinen- und Anlagenbau ein. Vor drei­

ßig Jahren freilich hätte man im Schwarzwald und in der 

4 Das heißt nicht, daß Standortkonkurrenz nicht als Führungs­
mittel genutzt würde. Diese wird aber über die wirtschaftlichen 
Ertragsperspek tiven ausgetragen, die die einzelnen Forschungs­
zentren in ihren jeweiligen Zuständigsbereichen erschließen 
können. 

Schweiz auch noch die Uhrenindustrie genannt, was 

zeigt, daß Kompetenzmonopole nur solange halten, wie 

sie Produkte herzustellen vermögen, für d ie es keine bil­

liger und einfacher herzustellende Konkurrenz gibt. An­

dererseits aber gibt es im französichen Hoch-Savoyen 

eine Uhrenregion, die als High-tech-Region überlebt hat, 

weil man dort rechtzeitig auf neue Produkte gesetzt hat 

(vgl. Salais/Storper 1994, S. 265-274). Anders gewen­

det: Auf die vorhandenen, exklusiven Kompetenzen zu 

setzen und entsprechend Produktentwicklung zu treiben, 

oder sich von jenen Kompetenzen dadurch unabhängig 

zu machen, daß man die Standardisierung der Herstel­

lung gegebener Produkte verfolgt, sind zwei unter­

schiedliche Strategien eines Unternehmens, die beide 

ökonomisch tragfähig sein mögen. Die erste befestigt 

die vorhandenen Verlagerungsbarrieren, die zweite reißt 

sie ein. Nicht „der technische Fortschritt" oder „die Glo­

balisierung" erzwingt in solchen Fällen die Dequalifizie­

rung der Produktion und die Verschlechterung von Ar­

beitsbedingungen. Umgekehrt: Die Umstellung der Pro­

duktion auf Jedermannsarbeit ermöglicht erst die Globa­

lisierung im Sinne von Auslagerungen - und erzwingt sie 

dann womöglich auch. 

Es sind aber nicht nur diese hochspezialisierten Einzel­

und Kleinserienbereiche, die unter dem Aspekt ortsge­

bundener Kompetenzen und Kooperationszusammen­

hänge in den Blick kommen. In der Automobilindustrie 

sind wir etwa auf ein Zulieferwerk gestoßen, in dem 

noch vor drei Jahren die Mehrzahl der Arbeitsplätze als 

gefährdet galt. Heute gelten alle Arbeitsplätze dort als 

sicher und der Betrieb betreibt - maßgeblich auf Drän­

gen des Betriebsrats übrigens - im Rahmen des Kon­

zerns eine eigene Globalisierungsstrategie. Es werden 

eigene Montagekapazitäten bei den Montagewerken im 

Ausland aufgebaut, die unter anderem den Ausbau einer 

eigenen Entwicklung im Hauptwerk finanzieren. Der zu­

nächst informelle Aufbau dieser eigenen Entwicklung 

und die Nutzung der informellen Kontakte und „kurzen 

Drähte" im Unternehmen sind hier für eine Produktstra­

tegie genutzt worden, die externen Anbietern überlegen 

ist. Teil dieser internen Globalisierungsstrategie ist frei­

lich auch der Bezug von Standardteilen aus Osteuropa. 
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Die Bilanz sieht von daher aus der Sicht inländischer 

Zulieferer sicherlich zwiespältiger aus. 

Ein letztes Beispiel für diesen Zusammenhang aus der 

chemischen Industrie. Die Textilfarbenproduktion gilt 

nicht zu unrecht als eine besonders verlagerungsanfälli­

ge Branche. Zum einen ist die Textilproduktion weitge­

hend nach Asien verlagert worden, zum andern ist dort 

eine Vielzahl von Klein- und Kleinstbetrieben entstan­

den, die auf der Grundlage von Niedrigstlöhnen und von 

Umwelt- und Arbeitsumweltbestimmungen weitgehend 

unberührt als Billigstanbieter auftreten können. Vor die­

sem Hintergrund haben zwei Großchemieunternehmen 

ihre hochdefizitären Textilfarbenbereiche ausgegliedert 

und zu einem kleinen Multi zusammengeschlossen, der 

jetzt mit rund 2.500 Beschäftigten weltweit produziert. 

Die größte Einzelproduktionsstätte - eine hochtechni­

sierte Spezialfarbenanlage - ist allerdings nach wie vor 

in Deutschland. Eine solche Anlage würde man - so der 

Geschäftsführer - an asiatischen Niedriglohnstandorten 

nie bauen, weil man bei der Arbeiterschaft dort nicht mit 

dem Grundverständnis rechnen könne, das für den Um­

gang mi t einem derart anspruchsvollen, wartungsintensi­

ven Aggregat unabdingbar sei, und das hier über Gene­

rationen hinweg kulturell verankert worden sei. 

Ein Nebenaspekt, der mi t Blick auf bestimmte Aspekte 

der Standortdebatte nicht ganz ohne Pikanterie ist: Als 

zusätzlicher deutscher Standortvorteil - unter sonst glei­

chen Bedingungen - wurde in diesem und anderen Fällen 

die Eindeutigkeit und Transparenz von Genehmigungs­

verfahren angeführt, verglichen mit den Schwierigkei­

ten, die man damit verbreitet in Asien habe. 

2.3. Die Schwerkraft von Kapitalbindung und 

Standortentscheidungen 

Ich komme zu meinem dritten Punkt, der auch in diesem 

zuletzt genannten Fall eine gewisse Rolle spielte: dem 

Eigengewicht erschlossener Standorte und einmal er­

stellter Anlagen. Ein verbreiteter Kurzschluß in der G lo­

balisierungsdebatte besteht darin, von der Tatsache, daß 

sich heute Finanztitel per EDV in Echtzeit weltweit be­

liebig hin und her schieben lassen, relativ umstandslos 

auf eine entsprechende Mobilität „des" Kapitals über­

haupt zu schließen (Beck 1997; Narr/Schubert 1994; 

Menzel 1995;). Nun ist leicht einzusehen, daß sich die 

Mobilität des Kapitals deutlich vermindert, wenn es die 

virtuelle Sphäre weltwei ter Datennetze einmal verlassen 

und die Gestalt von Gebäuden, Maschinen und Anlagen 

angenommen hat. Welche praktischen Auswirkungen 

das haben kann, konnte man z.B. bei einem deutschen 

Autokonzern studieren, wo sich Betriebsrat und Be­

schäftigte zu einem Standortabkommen mit erheblichen 

Zugeständnissen in puncto Arbeitszeit und Geld genötigt 

sahen, um ein neues Motorenwerk am Standort zu hal­

ten, das sonst im europäischen Ausland gebaut worden 

wäre. Nachdem die Entscheidung dann gefallen und mit 

dem Bau begonnen worden war, fühlte man sich wieder 

stärker und setzte angesichts steil ansteigender Gewinne 

unter Androhung von Warnstreiks eine Sonderzulage 

durch. 

Wo Standortentscheidungen, sind sie einmal gefallen, 

langfristig hohe Kapitalbindung in Produktionsanlagen 

nach sich ziehen, kann die Globalisierungsoption nur pe­

riodisch als Trumpf im Interessen-Bargaining einge­

bracht werden - wenn Standortentscheidungen eben an­

stehen. Sind sie gefallen, verschieben sich nicht nur un­

ter diesem Aspekt die Gewichte. Es treten auch mittelba­

re Folgen auf, die bestimmte Entwicklungskorridore er­

weitern, andere gegebenenfalls verstellen. Wäre im vor­

liegenden Fall anders entschieden worden, dann wären 

zum Teil auch andere Zulieferbeziehungen und andere 

Logistikstrukturen entstanden. Mehr noch: Die Planer, 

die sich von dem anvisierten Auslandsstandort auf der 

grünen Wiese erweiterte Experimentiermöglichkeiten in 

Sachen Fabrikorganisation usw. erhofft hatten, wären 

nicht unter der Kuratel des etablierten Standortmanage­

ments geblieben. Und Entscheidungen in vor- und nach­

gelagerten Werken müßten mit anderen Parametern 

rechnen. 

Ganz anders liegen die Verhältnisse in Branchen, in de­

nen Standortentscheidungen mi t geringer oder gar keiner 
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Kapitalbindung verbunden sind, wie etwa in jenen Kon­

zeptunternehmen, deren gesamte Produktion über Auf­

tragsfertigung oder Franchising abgewickelt wird - Be­

netton, Nike und verschiedene Hotelketten als Beispiele. 

Größeres Gewicht noch als in der Automobilindustrie 

haben bestehende Standorte in der chemischen Industrie, 

vor allem in der Großchemie. Mit ihrer Ver- und Entsor­

gungsinfrastruktur stellen sie ein gewaltiges Kapital dar, 

das anderswo erst einmal aufgebracht werden müßte. 

Arbeitskosten sind in diesem Zusammenhang eine 

äußerst nachgeordnete Größe, eher spielen noch Anla­

gennutzungszeiten und entsprechend Arbeitszeitregelun­

gen eine Rolle. 

Daß es nichtsdestoweniger auch auf dieser Grundlage 

sehr unterschiedliche Globalisierungsoptionen gibt, füh­

ren derzeit die „Großen Drei" der deutschen Chemiein­

dustrie vor, traditionell weltweit operierende Unterneh­

men. Während eines am deutschen Sonderweg der Ver­

bundchemie festhält und diese technologisch auf die 

(Welt)Spitze zu treiben sucht, wendet sich ein anderes 

konsequent davon ab und setzt auf einige wenige Ge­

schäftsbereiche, die als transnationale Unternehmen oh­

ne eigenen Standort operieren. Die Standorte im Inland 

gehören in diesem Fall eigenständigen GmbH's, an de­

nen die am Ort tätigen Spartenunternehmen als Kom­

manditisten betei ligt sind und aus denen sie entspre­

chend auch aussteigen können. 

Im ersten Fall werden - streng genommen - nicht die 

Produktionskosten einzelner Produkte, sondern kom­

plexe Prozeßketten und Stoffkreisläufe wirtschaftlich 

optimiert. Globalisierung heißt hier im Sinne ganz tradi­

tioneller Internationalisierung neue Verbundstandorte in 

neuen Märkten aufzubauen, zur Zeit vor allem in Asien. 

Die Kapitalbindung ist immens, Produktionsverlagerung 

keine Option, die den Beschäftigten gegenüber ernsthaft 

ins Spiel gebracht werden könnte. Demgegenüber verfü­

gen die standortlosen Transnationalen im zweiten Fall 

gegenüber den einzelnen Standortgesellschaften und den 

örtlichen Belegschaften über e in ganz erhebliches 

Druckpotential in dieser Richtung, weil sich die de facto 

weiterbestehende Bedeutung insbesondere großer, kom­

plexer Standorte nicht mehr in entsprechend kompakte 

Interessenvertretungsstrukturen übersetzt. 

Wir haben es hier mit zwei diametral entgegengesetzten 

Strategien zu tun, die wiederum durchaus beide aufge­

hen könnten, die aber völl ig unterschied liche Globalisie­

rungsoptionen eröffnen. Die Machtverschiebung durch 

Global isierung ist wiederum nicht Voraussetzung des 

Unternehmenshandelns, sondern Moment einer be­

stimmten Unternehmenspolitik unter anderen, die - und 

das ist hier entscheidend - auch aus Unternehmensper­

spektive nicht zweifelsfrei die nächstliegende ist.5 

2.4. Raum- und Zeitprobleme in der 

transnationalen Wertschöpfungskette 

Vierter Punkt: Modeme Transportlogistik macht zwar 

vieles möglich, aber sie läßt die Bedeutung von Raum 

und Zeit nicht einfach verschwinden. Das gilt nicht nur, 

weil Autobahnblockaden und Fernfahrerstreiks das Zu­

liefersystem erwiesenermaßen empfindlich sabotieren 

können. Wichtig ist auch, daß die Fähigkeit, auf Proble­

me zu reagieren, die - etwa in der Automobilindustrie -

erst bei der Montage oder beim Lackieren auftreten, mit 

der Entfernung drastisch sinkt. Wenn der Fehler offen­

bar wird, sind möglicherweise bereits tausende weiterer 

Fehlteile unterwegs, während neue richtige nicht kurzfri­

stig beschafft werden können. Die gegenwärtige Ten­

denz in der Automobilindustrie, Zulieferer möglichst in 

unmittelbarer Nachbarschaft anzusiedeln, ist die Konse­

quenz. Freilich eine Konsequenz mit Weiterungen. Denn 

die Errichtung von Montagewerken im Ausland führt 

unter diesen Bedingungen nicht zu Exportaufträgen für 

bewährte inländische Zulieferer. Diese können ent­

weder - Stichwort „Kielwasserglobalis ierung" (Mickler/ 

Seitz L996) - mit eigenen Auslandsdependancen hinter­

herziehen, oder es treten eigenständig aufgebaute Zulie-

5 Daß es sich um strategische Entscheidungen handle, die dem je­
weils aktuellen Stand der Überlegungen entsprächen und deren 
Angemessenheit sich vielleicht „in zehn Jahren" fundiert beur­
teilen ließe, ist gerade in der chemischen Industrie derzeit die 
Standardantwort, wenn man Angehörigen des Management ent­
sprechende Fragen stellt. 
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fernetze vor Ort an ihre Stelle (vgl. Ruigrok/van Tulder 

1995). Und andererseits entstehen auch an den Inlands­

standorten hochintegrierte und straff gesteuerte Produk­

tionszusammenhänge - in der Terminologie von Ruig­

rok/van Tulder „industrielle Komplexe" die nach Bran­

chen und rechtlichen Einheiten so heterogen sind, daß 

die etablierten Institutionen und Regularien der indu­

striellen Beziehungen an definitive Grenzen geraten. 

2.5. Weltweite Koordination und lokale 

Standortvoraussetzungen 

Als letzter Punkt in dieser Reihe eine Art Paradoxon. 

Gerade die weltweite Vernetzung von Produktionszu­

sammenhängen tendiert verbreitet dazu, die Ansprüche 

an die einzelnen Standorte zu steigern. Je komplexer 

und weitreichender die Vernetzung ist, desto komplexer 

der Steuerungsaufwand, desto weniger darf an jedem 

einzelnen Punkt schief gehen bzw. desto größer müssen 

an jedem einzelnen Standort die Ressourcen sein, mit 

auftretenden Problemen umzugehen. Und desto lei­

stungsfähiger und robuster muß die Transportinfrastruk­

tur sein. Die Straffung transnationaler Produktionszu­

sammenhänge steigert den Bedarf an Redundanz oder 

„Slack" vor Ort (vgl. Grabher 1994 ). Konsequenz: Glo­

balisierung fördert die Konzentration der Wirtschaftsak­

tivitäten in Ballungszentren, die an Hauptverkehrsadern 

liegen und sich durch komplexe Infrastrukturausstattung, 

Dienstleistungsangebote und Arbeitsmärkte auszeich­

nen. Pierre Veltz (1996) hat dafür den Begriff der „Ar­

chipelökonomie" („l'economie de l' archipel") geprägt: 

Während Ballungszentren transnational immer enger zu­

sammenrücken, werden weite Teile der jeweiligen Hin­

terländer zunehmend abgekoppelt. Diese Entwicklung 

innerhalb der Industrie länder hat ihre Entsprechung im 

globalen Maßstab: Während Globalisierung sich als im­

mer engere Vernetzung der Triadenmärkte vollzieht, 

werden ganze Weltteile, wie etwa Afrika, weltwirt­

schaftlich obsolet. 

2.6. Globalisierte Finanzmärkte und 

Wirtschaftlichkeit von Produktion 

Schließlich gibt es einschneidende Veränderungen der 

Wirtschaftlichkeitsbedingungen von Produktion, die 

sich als unmittelbare Globalisierungsfolgen begreifen 

lassen, die aber nich ts mit Produktionskosten, Produkti­

vität und Arbeitsbedingungen zu tun, wohl aber auf die­

ser Ebene einschneidende Konsequenzen haben. In den 

vergangenen Jahren sind eine Unzahl Arbeitsplätze im 

Inland einfach deshalb vernichtet oder aufgegeben wor­

den, weil der Dollar spekulativ kraß unterbewerte t war. 

Exportabhängige Betriebe haben diese Durststrecke 

nicht überstanden, oder sie lagern Produktion in andere 

Währungsräume aus, nicht weil sie dort billiger produ­

zieren könnten, sondern weil sie auf diese Weise Wäh­

rungsrisiken ausgleichen können. Verläßlichere Verhält­

nisse auf dieser Ebene sind durchaus herstellbar6
, und 

das hätte über die benann ten Bedingungen hinaus weit­

reichende Folgen für die Strategiewahl in Unternehmen. 

Denn wenn man mit e iner Fehleinschätzung von Wech­

selkursentwicklungen mehr Geld verl ieren kann, als in 

der Produktion je verdienen, dann haben kurzfristig-fi­

nanzwirtschaftliche Erwägungen einen zentralen Einfluß 

auf Unternehmensentscheidungen (so auch Chesnais 

1997, S. 252 ff.) . Die Finanzbereiche, noch vor wenigen 

Jahren Fachabteilungen, die mit ihren finanztechnischen 

Know-how für die reibungslose Abwicklung des interna­

tionalen Geschäfts Sorge zu tragen hatten, sind zu strate­

gischen Entscheidungszentren mutiert. Der große Ein­

fluß kurzfristiger shareholder-value-Orientierungen hat 

eine wesentliche Grundlage in d ieser Verschiebung der 

Gewichte zwischen unterschiedlichen Managementbe­

reichen und den von ihnen jeweils favorisierten Wirt­

schaftlichkeitsprioritäten, und nicht etwa in einer ge­

wachsenen Einflußnahme der shareholder auf d ie Unter­

nehmensstrategie selbst.7 

6 

7 

Als Beispiel: Die Einfü hrung der Tobinsteuer auf Devisenum­
sätze. 
So gibt es keinerlei Anhaltspunkte dafür, daß sich die unter­
schiedlichen strategischen Optionen in der Großchemie auf 
Spezifika der Aktionärsprofile und/oder auf wirksame Einfluß­
nahme von dieser Seite zurückführen ließen. Und von Vertre­
tern des höheren Managements wie AR-Mitgliedern werden die 
strategischen Entscheidungen durchweg als solche der Vor-
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2.7. Pars non totum: Globalisierung als 

Teilaspekt der Krise des Fordismus 

Es geht in den voranstehenden Ausführungen nicht dar­

um, empirische Beispiele durch empirische Gegenbei­

spiele zu widerlegen - was schon auf der logischen Ebe­

ne ein Ding der Unmöglichkeit ist. Worauf auf es mir 

ankam, ist der Nachweis, daß die gegenwärtige weltwirt­

schaftliche Umbruchsituation durch vielschichtigere 

Handlungsbedingungen bestimmt wird und vielfältigere, 

teilweise gegensätzliche Handlungsoptionen enthält, als 

daß von einer eindeutigen, alles bestimmenden Globali­

sierungsdynamik gesprochen werden könnte. Was Glo­

balisierung ist bzw. schließlich wird, hängt von den 

Handlungsperspektiven, Zielsetzungen und Strategien 

der unterschiedlichen Beteiligten ab. Und da sind auch 

die Interessenlagen und Optionen der Unternehmen 

nicht so klar und die Machtverhältnisse innerhalb der 

Unternehmen entsprechend nicht so eindeutig, wie es 

der - je nachdem - emphatische oder katastrophische 

Globalisierungsdiskurs unterstellt. Vor allem aber gehen 

in die entsprechenden Such-, Aushandlungs- und Ent­

scheidungsprozesse Faktoren ein, die über den mit Glo­

balisierung nahegelegten Rahmen entschieden hinaus-

weisen. 

Denn ein Großteil der heute als Folgen der Globalisie­

rung angesehenen Probleme hat ursächlich weniger mit 

dem Export von Arbeitsplätzen zu tun, als vielmehr da­

mit, daß dieser nicht mehr - wie bis in die 70er Jahre -

durch die Entstehung neuer Arbeitsplätze im Inland 

kompensiert wird (vgl. Kädtler 1986). Das Auslaufen 

der Anschaffungswellen der 50er und 60er Jahre, und 

das Fehlen neuer Produkte, von denen eine vergleichba­

re Stimulierung der Nachfrage ausgehen könnte, hatte 

bereits seit Ende der 60er Jahre zu einer Verengung der 

Sphäre lukrativer, produktiver Kapitalanlagemöglichkei­

ten geführt, mit dem Aufkommen der „Eurodollars" als 

frühem Symptom (vgl. Chesnais 1996; Giussani 1996; 

Wittemann 1996). Der Blick auf Globalisierung beinhal­

tet von daher bereits eine verengte Problemsicht, die Re-

stände thematisiert, für die diese die Zustimmung von AR und 
Aktionären hätten erlangen können. 

sultante gerät unter der Hand zum eigentlichen Ursprung 

der Bewegung. 

Aus dieser Gemengelage nach dem Zerfallen des Fordis­

mus zu einem neu ausbalancierten Regulationsgeföge zu 

gelangen, setzt - wenn es denn gelingt - einen gesell­

schaftlichen Aneignungs- und Lernprozeß der neuen 

Rahmenbedingungen voraus. Unterschiedliche Akteure 

entwickeln Problemsichten und Strategien, die sich teil­

weise bewähren, teilweise nicht. Mit Blick auf die mit 

dem Begriff Globalisierung angesprochenen Verände­

rungen wirtschaftlicher Rahmenbedingungen: Was Glo­

balisierung, verstanden als Konsequenzen im wirtschaft­

lichen Handeln, letztlich ist oder wird, erschließt sich 

nicht qua Ableitung aus jenen Bedingungen, sondern er­

gibt sich in der praktischen Erprobung der neu gebote­

nen Chancen wie in der praktischen Bewältigung der 

neu aufgeworfenen Probleme. Nicht alles, was denkbar 

ist, erweist sich als möglich; und nicht alles, was viel­

leicht möglich wäre, wird auch wirklich ausprobiert. 

Und was sich schließlich vielleicht zu einer neuen Nor­

mallage verdichtet, ist dann eine mögliche, nicht not­

wendig die beste, auf keinen Fall aber eine im voraus 

ableitbare Lösung. Nicht umsonst haben die Regula­

tionstheoretiker im Akkumulationsregime des Fordismus 

immer eine „trouvaille" gesehen, also eine - glückliche -

Fundsache. 

3. Strategisches Interessenhandeln zwischen 

Sturheit und Innovation 

Was folgt nun daraus für strategisches Interessenhan­

deln, und vor allem, was fo lgt daraus nicht? 

Wo die Grundsätzlichkei t betont wird, mit der Globali­

sierung bisherige Gewißheiten unterminiert, fol gt regel­

mäßig die Anforderung, die betroffenen Akteure müßten 

ihre Ansprüche und Verhaltensweisen jetzt ebenso 

grundlegend verändern. So beispielsweise Anthony Gid­

dens, der wie Ulrich Beck wahrlich nicht zu den Apolo­

geten der Globalisierung und ihrer Auswirkungen ge­

hört. Giddens Diagnose der gegenwärtigen Si tuation: „In 
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der Tat weiß niemand, wohin das derzeitige System 

führt. Wir kennen zwar die Wurzeln der Veränderungen, 

aber niemand weiß, wie angemessen auf sie reagiert 

werden könnte" (Giddens 1997, S. 25) Die Konsequenz, 

eine Seite weiter: „Es handelt sich dabei um einen fun­

damentalen Prozeß, der erst am Anfang steht. Jede Ge­

sellschaft, jede Ökonomie muß sich ihm anpassen" 

(S. 26). Nur: Wie paßt man sich einem Prozeß an, von 

dem man nicht weiß, wie angemessen darauf zu reagie­

ren wäre? 

Der Schluß, daß man auf unüberschaubare Umwelttur­

bulenzen entsprechend turbulent zu reagieren habe, ist 

nicht nur nicht zwingend, er ist theoretisch schlicht 

falsch. Mit dem Instrumentarium der Spieltheorie läßt 

sich leicht zeigen, daß unter Bedingungen von Ungewiß­

heit Sturheit die erfolgversprechendste - oder besser: die 

am wenigsten schlechte - Strategie ist und nicht etwa ein 

Verhalten, daß die Turbulenz in der Umwelt durch Tur­

bulenz im Umgang damit noch potenziert (vgl. Wiesen­

thal 1995, S. 140). 

Das hilft unter Umständen in konkreten Situationen 

nicht viel weiter, weil unter Zeitdruck gehandelt werden 

muß, eine Dimension, die in der Spieltheorie ausgeblen­

det ist. Man muß dann irgendwie reagieren, aber eben 

nicht als Ausdruck einer durchgehaltenen Strategie, son­

dern weil einem nichts anderes übrig bleibt, selbst wenn 

man sich sehenden Auges zukünftige Handlungsoptio­

nen damit verbaut. Am im Weltmaßstab leider nicht hi­

storischen oder hypothetischen Extremfall: Bevor man 

verhungert, ißt man natürlich das Saatgetreide auf. Aber 

das ist keine Strategie, sondern dokumentiert nur die 

Ausweglosigkeit und Irrationalität der Situation. 

Also nochmals: Daß eine in der Vergangenheit bewährte 

Strategie unter gewandelten Bedingungen in Schwierig­

keiten gerät, ist für sich genommen noch kein Grund, sie 

aufzugeben, solange man keine belastbaren Anhalts­

punkte für e ine bessere hat. Hier gilt das gleiche wie in 

der Wissenschaft: Eine bewährte Theorie, die mit be­

stimmten Fakten nicht zurecht kommt, wird deshalb 

noch lange nicht aufgegeben, sondern erst, wenn man 

eine bessere neue hat. Bis dahin wird geflickt - und 

möglichst zugleich nach einem insgesamt befriedigende­

ren Erklärungsansatz Ausschau gehalten (vgl. Kuhn 

1976). 

Für das Handeln von Unternehmen habe ich Beispiele 

dafür angeführt, daß Strategien, die sich in erster Linie 

auf erprobte Kompetenzbestände und Organisationsrou­

tinen stützen, nicht notwendig solchen unterlegen sind , 

die in jeder Hinsicht zu neuen Ufern aufbrechen. Der 

Erfolg dieser Beharrlichkeit rührt frei lich regelmäßig da­

her, daß es nicht beim „Weiter so" bleibt, sondern daß 

die festgehaltenen Kompetenzen und Routinen auf neue 

Weise genutzt und dabei dann schließlich doch weiter­

entwickelt und verändert werden (vgl. Kern 1996). Und: 

Daß das klappt, ist nicht sicher. 

Entsprechend auf dem Feld der industriellen Beziehun­

gen: Daß Regelungsinstrumente angesichts neuer Pro­

blemlagen zu kurz greifen, ist für sich noch kein Argu­

ment, sie von Grund auf zu revidieren. Solange man kei­

ne besseren hat, wird auch hier besser geflickt. Ein Flä­

chentarifvertrag z.B„ der an den Rändern ausfranst, ist 

besser als keiner, und die aktuellen gewerkschaftlichen 

Bestrebungen, dieses Ausfransen in geregelte Bahnen 

und Verfahren zu lenken, machen unter d ieser Perspek ti­

ve Sinn. Dies freilich in erster Linie, um unter schwieri­

gen gesellschaftlichen Machtverhältnissen Handlungsfä­

higkeit schlecht und recht zu bewahren, und nicht, weil 

damit den Globalisierungs- und sonstigen sozioökono­

mischen Strukturproblemen wirksam begegnet würde. 

Wie diese Handlungsfähigkeit strategisch dafür nutzbar 

gemacht werden könnte, hängt - das sollte deutlich ge­

worden sein - zu wesentlichen Teilen auch von anderen 

Akteuren ab. 

Was den gewerkschaftlichen Eigenanteil dabei angeht, 

so bestehen die strategischen Perspektiven weniger in 

der Anpassungsmodernisierung einzelner Instrumente, 

als vielmehr in der Entwicklung neuer Organisations­

und Kooperationsformen sowie in Neuansätzen zur Ver­

knüpfung im nationalen Rahmen begründeter Vertre-
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tungspositionen mit dem europäischen Regulierungsrah-

men. 

Für den letzten Punkt soll hier nur knapp auf Überlegun­

gen Wolfgang Streecks verwiesen werden (1998). 

Streeck sieht den Erfolg des europäischen Nachkriegsso­

zialstaats - man könnte auch sagen: des europäischen 

Sozialmodells - in der wechselseitigen Abstützung un­

terschiedlicher nationalstaatlicher Wohlfahrtspolitiken 

innerhalb des Systems von Bretton Woods begründet 

und empfiehlt den Gewerkschaften für ihr Handeln im 

Rahmen der EU, sich an diesem Vorbild zu orientieren. 

Aufbau transnationaler Beziehungsnetzwerke der Ar­

beitnehmerinteressenvertretung unter Anerkennung der 

Unterschiedlichkeit von Vertretungskulturen und auch 

divergierender Interessen, und verstärkte politische Ein­

flußnahme auf die nationalstaatlichen Europapolitiken 

der einzelnen Regierungen sind dabei Orientierungs­

punkte einer Politik, die die Vision eines europäischen 

Einheitssozialstaats bewußt ad acta legt. 

Für die Entwicklung neuer Organisations- und Koopera­

tionsformen zur Befestigung von Handlungs- und Ver­

tretungskompetenz vor Ort gi lt, was zum Umgang mit 

prekär gewordenen Vertretungsstrategien bereits gesagt 

wurde: Man gibt die alten sinnvollerweise nicht auf, 

ohne bessere neue zu haben. Und Organisationswandel 

vollzieht sich nicht abrupt, sondern verlangt längere Fri­

sten. Insoweit schöpfen die aktuellen Gewerkschaftsfu­

sionen und -fusionsprojekte vermutlich das Maß an Tra­

ditionsbruch und Organisationswandel aus, das Mitglie­

dern und Funktionären ohne schwerwiegende Verluste 

an Bindekraft eben noch zugemutet werden kann.8 Und 

für's erste mag die Bildung großer, heterogenerer Bran­

chencluster auch geeignet sein, aktuelle Vertretungspo­

sitionen hinhaltend zu verteidigen, im Sinne einer Kon­

zentrations- und Rationalisierungsstrategie, die über ge­

bündelte Ressourcen eine insgesamt größere Betreu-

8 Daß dieses Maß zum Teil auch merkbar überschritten wird, 
räumt der Vorsitzende der IG Bau Agrar Umwelt (IG BAU), 
Klaus Wiesehügel, mit der Bemerkung ein, daß es im Zusam­
menhang mit der Fusion „an der vielzitierten 'Basis' eine Art 
Abstimmung mit den Füßen (gäbe), die mir nicht gefäll t" (GM 
1997, s. 515). 

ungsintensität gewährleistet. Soll te es aber dabei blei­

ben, dann griffe die Organisationsreform zu kurz. 

Denn die andere Seite der verkürzt allein als Globalisie­

rung in den Blick genommenen wirtschaftlichen Struk­

turveränderungen besteht in einer Dezentralisierungsbe­

wegung, die sich tei ls komplementär zu transnationaler 

Reorganisation, teils völlig unabhängig davon vollzieht: 

der Bildung hoch integrierter, geographisch vielfach eng 

beieinander liegender Produktionszusammenhänge oder 

-netzwerke auf der Basis einer größeren Zahl rechtlich 

selbständiger Einheiten in unterschiedlichen Branchen. 

Modulare Fabrikkonzepte, wie sie derzeit etwa bei Sko­

da oder Smart realisiert werden, oder die Reorganisation 

des Stammwerks des Hoechst-Konzerns als Industrie­

park mit derzeit über dreißig rechtlich selbständigen Be­

trieben und knapp ebensovielen unabhängig voneinan­

der agierenden Betriebsräten sind nur besonders mar­

kante Beipiele für diese Entwicklung. Das industriege­

werkschaftliche Prinzip „ein Betrieb, eine Gewerk­

schaft'' gelangt hier definitiv an seme Grenzen, und 

Übergangsabkommen, wie sie etwa im Fall Hoechst ver­

einbart wurden, unterstreichen auf lange Sicht das Pro­

blem, das sie kurzfris tig im Sinne von Besitzstandssiche­

rung beheben mögen. 

Gelingt es den über Fusionen neu gebündelten Einzelge­

werkschaften nicht, Formen und Instrumente für eine zu­

sammenhängende, abgestimmte Interessenvertretung in 

solchen Netzwerken zu entwickeln, dann könnte auf 

Dauer die Dezentralisierung vor Ort ein größeres Handi­

cap darstellen, a ls die Beeinträchtigungen, die von 

Standortkonkurrenzen und Verlagerungsdrohungen aus­

gehen. Dies insbesondere auch deshalb, weil Globalisie­

rungsoptionen, wie gezeigt, keine objektiven Gegeben­

heiten sind, sondern Moment und Folge der Strategie­

wahl in Unternehmen. Und in diese gehen Interessenar­

rangements und Vertretungskonstellationen als mehr 

oder weniger wichtige Faktoren mit ein. Beispielhaft da­

für steht die Äußerung eines Betriebsratsvertreters in 

einem Automobilunternehmen, der, auf die Verknüpfung 

von Kernkompetenz- und Standortentscheidungen in 

diesem Unternehmen und deren Vorteile für die Position 
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der einheimischen Betriebsräte angesprochen, lapidar 

feststellt: „Ja, ohne unseren Einfluß auf den verschiede­

nen Ebenen hier gäbe es diese Logik auch nicht". 
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Ausgangspunkt und Kern der empirischen Untersuchung, die wir am SOF! durchgeführt haben und für die wir hier the­

senförmig Ergebnisse präsentieren, ist das Verhältnis von geschäftspolitischen Strategien, betrieblicher Reorganisation 

und Personalpolitik (mit besonderem Blick auf Arbeitseinsatz- und Personalentwicklungspraxis für Facharbeiter), indu­

striell-gewerblicher Berufsausbildung und den Berufsvorstellungen von Auszubildenden und jungen Facharbeitern. 

Als wir diese „Facharbeiter"-Studie konzipierten, herrschte in der politischen und wissenschaftlichen Diskussion eine 

Problemsicht vor, nach der veränderte Bildungsaspirationen junger Menschen sowie Attraktivitätsdeji.zite einer betrieb­

lichen A11sbildung eine Facharbeiterlücke heraufzubeschwören drohten (Lutz 1991). Vor dem Hintergund der Verände­

rung auf dem Ausbildungsstellenmarkt haben sich die Akzente der Debatte verschoben: Der dramatische Rückgang des 

Ausbildungsplatzangebots - allein in unserem Untersuchungsfeld der industriellen Metall- und Elektroberufe halbierte 

sich die Zahl der Neuverträge zwischen 1987 und 1995 - lenkte die Frage nach der Zukunft der dualen Berufsbildung 

auf die Angebotsseite: Was ist geschehen, daß ein derartiger Einbruch passieren konnte? Kündigt sich damit die Ero­

sion der dualen Ausbildung oder gar der Ausstieg a11s der Facharbeiterproduktion an, die bislang von aller Welt für 

den großen komparativen Vorteil der de11tschen Industrie gehalten wurden? Wenn ja, was sind die Gründe, wenn nein, 

was hat der Einbruch dann zu bedeuten? 

Unserer Betriebssample umfaßt Betrieb4allstudien in zwölf Groß- und Mittelbetrieben in der Metall- und Elektroindu­

strie, in denen wir umfangreiche Expertengespräche, Personal- und Ausbildungsdaten gesammelt und Arbeitsstrukturen 

erhoben haben. Vier Betriebe gehören zur Elektro- und Elektronik-, drei zur Automobilindustrie. Drei Betriebe rechnen 

zum Maschinenbau, je einer zum Luftfahrzeugbau und der Stahlindustrie. Zusätzlich haben wir in einem kleinbetrieb­

lich strukturierten Ausbildungsverbund recherchiert. In neun dieser Betriebe haben wir halbstrukturierte, biographisch 

orientierte lnterviews geführt, darunter 94 Interviews mit Auszubildenden, 74 Interviews mit Facharbeitern. In ihnen 

haben wir die Prozesse der Berufswahl, die Ausbildungs- und Arbeitseifahrungen und die (berufs-)biographischen Per­

spektiven erhoben. 

Die thesenförmige Darstellung spiegelt die Vorläufigkeit der Interpretation; sie drückt sich vor allem darin aus, daß 

Aussagen zu Geschäftspolitik und betrieblicher Organisation, zu Facharbeiterausbildung und betrieblicher Personal­

politik sowie „subjektive" Befunde nacheinander und separiert vorgestellt werden. 
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1. Produktionsorganisation und Facharbeit 

These 1: Neue Wettbewerbsbedingungen in 

den 90er Jahren stellen das tradierte Produk­
tionskonzept der deutschen Industrie in Frage 
und verändern die geschäftspolitischen Voraus­
setzungen für eine facharbeits- und facharbei­

tergestützte Produktionskultur 

Eine wesentliche Grundlage für die große Verbreitung 

industrieller Facharbeit bis in die 70er und 80er Jahre 

bilde te eine geschäftspolitische Strategie, welche Wett­

bewerbsvorteile stärker durch das Angebot technolo­

gisch anspruchsvoller Produkte (Technologieführer­

schaft) in qualitativ hochwertiger Ausführung a ls über 

Pre is und Liefertreue zu sichern suchte. Diese Ge­

schäftspolitik läßt sich mit Streeck als „diversifizierte 

Qualitätsproduktion" (Streeck 1988) bezeichnen. 

Spätestens seit Ende der 80er Jahre haben sich industrie­

weit d ie Bedingungen des Wettbewerbs geändert: Wie 

die bundesrepublikanische Industrie insgesamt so sehen 

sich auch unsere Untersuchungsbetriebe, die unter­

schiedliche B ranchen und Produktionstypen repräsentie­

ren, seit geraumer Zeit einem weltweiten Wettbewerb 

ausgesetzt, in welchem weder hohe Qualitätsstandards 

von P rodukten a llein maßgebend sind noch gegen nie­

drige Preise ausgespie lt werden können. Um im neuen 

globalen Wettbewerb bes tehen zu können, versuchen die 

Unternehmen, gle ichzeitig hohe Qualität, größere Kun­

dennähe, schnellere Innovation und eine günstigere 

Preisgestaltu11g zu erre ichen. In den Augen des M anage­

ments bedarf es der Fähigkeit, schnell auf Sonderwün­

sche einzugehen, Aufträge prompt und zuverlässig (un­

ter anderem durch eine verstärkte Präsenz vor Ort in den 

internationa len M ärkten) zu erledigen und innerhalb 

kürzester Zeit mit neuen, ausgereiften Produkten am 

Markt zu sein. Von daher suchen sie technologische Lei­

s tungsmerkmale, Dienstle istungsqualität und Pre ise der 

Produkte in ein optimales Verhä ltnis zu bringen. Im Ge­

gensatz zur „diversifiz ierten Qualitätsproduktion" nen­

nen wir d iese geschäftspolitische Strategie „flexible 

Kundenorientierung", womit ausgedrückt sein soll , daß 

die Markt- resp . Kundenseite gegenüber der Produk­

tionsseite für die Organisation der innerbetrieblichen 

Abläufe erheblich an Gewicht gewinnt. Diese Zielset­

zungen sind offensichtlich mi t der herkömmmlichen Be­

triebs- und Arbe itsorganisation nicht mehr zu realisie­

ren. 

These 2: Die Umorientierung geschäftspoli-
tischer Strategien verbindet sich mit neuen 
Prinzipien der Wertschöpfungsorganisation, 

welche zur Auflösung der traditionellen funk­
tions- und berufsbezogenen und zu einer pro­

zeßbezogenen Betriebs- und Arbeitsorganisa­
tion führen. 

Die traditionelle Industrieproduktion beruhte auf einer 

beruf s- und funktionsbezogenen Gestaltung der Be­

triebs- und Arbeitsorganisation. Idealtypisch gehörte zu 

deren Kennzeichen: 

ein vergleichsweise stabiles und integriertes Lei­
stungsprofil' mit allen Produktionsstufen und den 
für Marktbeobachtung, Produktentwicklung und 
Produktionsdurchführung notwendigen technischen 
und kaufmännischen Dienstle istungen; 

eine nach dem Fachabteilungsprinzip konstruierte 
Aufbauo rganisation mit funktiona l gegliederten 
Stabsabteilungen auf der einen, den Prod uktionsbe­
re ichen auf der anderen Seite, welche der optimalen 
Auslastungung von Kompetenzen, der betriebswei­
ten Vereinhe itlichung fachlich-funktiona ler Stan­
dards (Picot u.a.1995) diente und der sequentiell­
additiven Form der betrieblichen Auftragsbearbei­
tung entsprach; 

ein nach beruflichen Fachkompetenzen geschnitte­
nes Muster des Personaleinsatzes und der Arbeits­
teilung mit spezifischen Einsatzfeldern und Aufga­
benzuschnitten für die Angehörigen unerschiedli­
cher Berufsgruppen; 

Das Leistungsprofil umfaßt sowohl die Fertigungstiefe. die sich 
primär auf den Grad an Vollständigkeit der unterschiedlichen 
Produktionsstufen im Wertschöpfungsprozeß bezieht. als auch 
die Dienstleistungstiefe, welche sich auf den Grad der Komple­
xität bezieht, mit der technische und kaufmännische Planungs-. 
S teuerungs- und Betreuungsaufgaben innerbetrieblich abge­
deckt werden. 
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ein auf Kooperationsminimierung zielendes Muster 
exklusiver Aufgabenzuordnung mit horizontal und 
vertikal eindeutig abgegrenzten Befugnissen der 
nach Beruf und Funktion unterschiedenen Beleg­
schaftsgruppen (vgl. Veltz 1988) sowie 

e in auf „ implizites Wissen"2 zugeschnittenes 
Muster der Statusorganisation, welches in erster 
Linie die Anwendung von in Ausbildung und Be­
rufstätigkeit e rworbenem Erfahrungswissen hono­
rierte, nicht die Preisgabe und Offenlegung der 
Wissensbestände. 

Dieses Muster der berufs- und funktionsbezogenen Be­

triebs- und Arbeitsorganisation stößt in den 90er Jahren 

immer mehr an seine Grenzen (Kern/Sabel 1994). Um 

den neuen Wettbewerbsbedingungen entsprechen zu 

können, setzt das Management zunehmend auf eine Pro­

zeßorientierung der Betriebs- und Arbeitsorganisation. 

Prozeßorientierung zielt auf die gleichzeitige Optimie­

rung von Markt- bzw. Kundenbezug, Produktqualität, 

Kosten und Innovation und versucht diese durch Erhö­

hung der Flexibilität der Organisation wie auch eine en 

detail kostenbezogene Steuerung betrieblicher Aus­

tauschbeziehungen zu erreichen. Zu den - wiederum 

idealtypisch gefaßten - Kennzeichen einer prozeßorien­

tierten Betriebs- und Arbeitsorganisation gehört 

2 

e ine Dynamisierung des Leistungsprofils über eine 
flexible Handhabung von Out- und Insourcingpro­
zessen; 

die Dezentralisierung des Unternehmens durch 
Aufgliederung in multi-funktionale Produktions­
Einheiten mit gemischter Kompetenzstruktur und 
erweiterter dispositiver und strategischer Verant­
wortung („Profit-Center" mit kaufmännisch-verwal­
tenden und technischen Planungs- und Betreuungs­
funktionen) (Faust u.a. 1994, Picot u.a. 1995); 

die Auflockerung berufstypischer Einsatzkonzepte 
und Aufgabenprofile durch Ausdehnung des Ar­
beitsortes der Belegschaften (tendenziell betriebs­
weiter Einsatz), durch die Integration funktions­
oder fachfremder Tätigkeitselemente sowie den be-

„Implizites Wissen" bezeichnet nicht-kodifiziertes Planungs­
und Handlungswissen, welches zur Aufrechterhaltung des 
Wertschöpfungsprozesse s unabdingbar ist bzw. als unabdingbar 
erscheint (Polanyi 1985). 

wußten Verzicht auf deterministische Festlegung 
von Aufgabenprofilen3

; 

die lmensivierung querfunktionaler Kooperation 
durch Formen temporärer (Projekte, workshops) 
und dauerhafter Zusammenarbeit (Teamorganisa­
tion) von Beschäftigten mit unterschiedlicher Aus­
bi ldung und unterschiedlichem Tätigkei tsschwer­
punkt (Faust u .a. 1994, Schumann u.a. 1994, Gerst 
u.a. 1995) sowie 

eine partielle Dehierarchisierung (Entdifferenzie­
rung) der Statusorganisation mit neuen, auf W is­
senstransfer4 zielenden Gratifikationsprinzipien. 

These 3: Je nach Reichweite prozeßorien-
tierter Organisationskonzepte werden Auf ga­

benprofil, Kooperationsbezüge und Status des 
Facharbeiters neu bestimmt (Stufen prozeß­
orientierter Arbeitsorganisation) 

Es wäre falsch anzunehmen, daß prozeßorientie rte Kon­

zepte heute bereits die Organisationsrealität der von uns 

untersuchten Betriebe und eine a lle Bereiche voll inte­

grierende Strategie darstellten. Sie kennzeichnen eine 

Orientierung, die in diesen Betrieben unterschiedlich 

weit umgesetzt ist. Was den Facharbeitereinsatz angeht, 

wirken die neuen Gestaltungsprinzipien o ft nur vermit­

telt, nicht unbedingt strategisch geplant. Gemäß der un­

terschiedlichen Reorganisationsdynami k bewegen sich 

die Unternehmen unseres Samples zwischen den Polen 

einer (noch) schwach (Stufe 1) und einer ausgeprägt 

prozeßorientierten Organisation (Stufe 3). Die jeweili­

gen Formen des Facharbeitereinsatzes fassen das Aufga­

benprofil, die Kooperationsbezüge und den Status des 

Facharbeiters in unterschiedlicher Weise neu. Differen­

zierungsmerkmale sind: 

3 

4 

die Gestaltung des betrieblichen Leiswngsprofils in 
bezug auf Aufgabenbereiche, die bisher in der Re­
gel durch Facharbeiterpersonal abgedeckt wurden. 

Hiermit ist gemeint, daß das Organisationskonzept für <lic 
individuell erweiterte Interpretation der Arbeitsaufgabe durch 
die Beschäftigten bewußt offen gehalten wird . 
Wissenstransfer meint hier die Offenlegung und Preisgabe von 
Wissensbeständen. Dies kann in Form der seih-ständigen Opti ­
mierung geschehen, aber auch durch Kommunikation im Rah­
men von Kooperationsprozessen. 
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Unterschiede liegen sowohl in dem Verhältnis von 
Out- und Insourcingprozessen als auch im qualifi­
katorischen Gehalt des zur Disposition stehenden 
Aufgabenumfangs (routinisierte vs. anspruchsvolle 
Aufgabenanteile); 

die Dezentralisierung von Betriebsmittelbau, In­
standhaltung, Qualitätssicherung und Logistik und 
des dafür vorgehaltenen Facharbeiterpersonals. Un­
terschiede liegen hier im Umfang dezentralisierter 
Funktionen; 

die Neubestimmung des Aufgabenprofils von Fach­
arbeitern, insbesondere in bezug auf Sicherung 
kontinuierlicher Produktionsabläufe und Verbesse­
rung von Produkten und Produktionsprozessen 
(Optimierung). Unterschiede liegen hier in der 
Reichweite der Integration „indirekter" Funktionen 
und der Selektvität der Übertragung nach sozialen 
(Beruf) und individuellen Merkmalen (persönliche 
Eignung) der Facharbeiter; 

die Einbindung von Facharbeitern in veränderte 
Kooperationsstrukturen über permanente („Grup­
pen- oder Teamarbeit") und sporadische Formen 
der Zusammenarbeit (workshops). Unterschiede 
liegen hier vor allem in dem Grad an Auflösung 
von eindeutigen Zuständigkeiten; 

die Veränderung von Einsatzstandards von Fach­
arbeitern. Unterschiede beziehen sich sowohl auf 
den Grad der Verschlechterung materiell-reproduk­
tiver Konditionen (Absenkung der Eingruppierung, 
Einsatz unter härteren Leistungsbedingungen) als 
auch auf deren Selektivität (Begrenzung auf be­
stimmte Berufsgruppen). 

Definitionsgemäß finden wir bei Betrieben der Stufe 1 

(schwach prozeßorientierte Organisation), die in unse­

rem Sample von Einzel- und Kleinserienfertigern aus 

Maschinenbau und Elektroindustrie repräsentiert wird, 

Ansätze von Prozeßorientierung nur sehr zurückhaltend. 

Sie spiegeln sich vor allem darin wider, daß nach per­

sönlicher Eignung ausgewählte Facharbeiter (Schliissel­

kräjte) mit der Aufgabe betraut werden, eigenständig 

Störungen in den Produktionsabläufen zu beheben und 

die Abläufe zu optimieren. Zudem dehnt man das Ein­

satzfeld von Facharbeitern durch ,job rotation" so aus, 

daß sie nun Arbeitsplätze abzudecken haben, auf denen 

früher jeweils beruflich spezialisierte Facharbeiter ein­

gesetzt wurden. Darüber hinaus praktiziert man häufiger 

als früher den Facharbeitereinsatz auf Arbeitsplätzen, 

auf denen eine Facharbeiterqualifikation nicht zwingend 

erforderlich ist und vergleichsweise harte Leistungsstan­

dards bestehen. 

Insgesamt schreiben Betriebs- und Arbeitorganisation 

aber ein traditionelles Muster des Facharbeitereinsatzes 

fort, welches die Facharbeiter auf die Herstellungsfunk­

tion5 verweist und sie in beruflichen Kooperationsbezü­

gen beläßt. Auflösungserscheinungen zeigen sich allein 

beim Statusprofil des Facharbeiters. Der Facharbei ter 

muß - quasi als Gegenleistung für eingehaltene Entloh­

nungsstandards - Arbeitsplätze mit härteren Leistungs­

standards und geringeren Qualifikationsanforderungen 

in Kauf nehmen. 

Betriebe der Stufe 2 („prozeßorientiert modifizierte Or­

ganisation") werden in unserem Sample vor allem durch 

Mittel- und Großserienfertiger aus Automobil- und 

Elektroindustrie und einem Stahlproduzenten gebildet. 

Das Outsourcing von „Routineinstandhaltung" wie auch 

erste Dezentralisierungsschritte führen zu einer Verklei­

nerung der „indirekten" Facharbeitereinsatzbereiche. Im 

Rahmen der Verbindung von „Gruppenarbeit" (in der 

Produktion) und dezentralisierter Instandhaltung werden 

generell Aufgaben der Prozeßsicherung zum fes ten Be­

standteil des Facharbeiterpersonals in der Produktion 

(auf direkten und „indirek ten" Arbeitsplätzen). Zu die­

sem Zweck integriert man „Routineaufgaben" aus dem 

Bereich der Instandhaltung, Logistik, Qualitätssicherung 

oder Programmierung in das Aufgabenprofil der Pro­

duktionsarbeiter. Verbunden wurde dies mit der Aus­

dehnung des Facharbeitereinsatzes auf bislang untypi­

sche Arbeitsplätze und -bereiche (Produktion). Jenseits 

dieser Grundlinie erfolgt eine nur selektive Übergabe 

von Optimierungsaufgaben an besonders qualifiziertes 

und zugleich herausgehobenes Personal in der Produk­

tion („Facharbeiter im Leistungslohn"), konzentriert 

5 Unter Herstellungsfunktion fassen wir an dieser Stelle nicht nur 
alle Aufgaben der Produktherstellung, sondern auch der Pro­
duktionsmittelherstellung und -reparatur. Von dieser Funktion 
abzugrenzen sind Aufgaben der Prozeßsicherung (z.B. Behe­
bung von Material- und Personalengpässen, Fertigungssteue­
rung) und Prozeßoptimierung (Produkt- oder Prozeßverbesse­
rung). 
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man die Absenkung der Einsatzstandards auf bestimmte 

Berufsgruppen unter den Facharbeitern (Produktions­

facharbeiter-Berufe) und vermindert das Privilegienge­

fälle zwischen „direkter" und „indirekter" Facharbeit 

(Angleichung der Lohngruppenstruktur), um den hier 

möglichen Kooperationsbarrieren die Grundlage zu neh-

men. 

Die Verkleinerung und Dezentralisierung „indirekter 

Beschäftigungssegmente" führen zusammen mit den ar­

beitsorganisatorischen Veränderungen zu einem neuen 

Facharbeiterkonzept: Dieses schafft für die Mehrheit der 

Facharbeiter ein Funktionsprofil (Herstellung plus Pro­

zeßsicherung) der „Systemregulierung"6
, setzt auf be­

rufsübergreifende Kooperation von Facharbeitern und 

zugleich auf eine beträchtliche Absenkung der Einsatz­

standards (Einsatz auf traditionellen Un- und Angelern­

tenplätzen mit verschärften Leistungskonditionen, Ab­

senkung der Eingruppierung), ohne freilich die Status­

differenzen gegenüber Un- und Angelernten wesentlich 

zu nivellieren. 

Der Betrieb der Stufe 3 („weitgehend prozeßorientierte 

Organisation") begrenzt über flexible Handhabung von 

Out- und Jnsourcing zwar tendenziell den Umfang ge­

sicherter Aufgabenbereiche für Facharbeiter, das aktive 

Jnsourci11g v011 Fremdaufträge11 schafft jedoch zugleich 

ein größeres Potential ihrer Beschäftigung. Per Dezen­

tralisierung werden die „Facharbeiterabteilungen" 

nochmals weiter ausgedünnt und auch dieses Personal 

den Produktionscentern zugeordnet. Arbeitsorganisato­

risch erfolgt hier im Rahmen von „Gruppenarbeit" die 

allgemeine Übertragung v011 Aufgaben der Prozeß­

sicherung und -optimierung an das Produktionsperso­

nal und die verbleibenden „Indirekten" mit dem Ziel 

einer deutlichen „Entgrenzung" von Aufgabenprofilen. 

Gleichzeitig werden die beruflichen Einsatzstandards 

durchgehend aufgeweicht: Facharbeiter aller Berufs-

6 Mit der Kategorie „Systemregulierung" schließen wir hier 
bewußt an die im Trendreport (Schumann u.a. 1994) ent­
wickelte Typologie an, ohne freilich die dort vorgenommene 
Eingrenzung (auf Automationsarbeit) wie auch die Indifferenz 
gegenüber unterschiedlich weit reichenden Organisationskon­
zepten (Prozeßsicherung vs. Prozeßoptimierung) zu überneh­

men. 

gruppen werden generell auf Arbeitsplätzen in der Pro­

duktion eingesetzt, bevor sie später - wie zum Teil vor­

gesehen - in eine „indirekte" Tätigkeit wechseln können. 

Maßgeblich für den Einsatz ist, daß die „Gruppe", der 

sie zugeordnet werden, weitreichende Befugnisse der 

Optimierung erhalten hat. Aufgrund der Verbindung von 

Dezentralisierung und Gruppenarbei t arbeiten Fachar­

beiter dauerhaft mit den Un- und Angelernten ihres Be­

reichs oder ihrer Gruppe sowie zeitweise mit Technikern 

und Ingenieuren zusammen. Unterstützt wird dies durch 

den generellen Abbau von Privilegien, die der Fachar­

beiter gegenüber den Un- und Angelernten hatte: Es ent­

fällt grundsätzlich die deutlich höhere Eingruppierung 

wie auch der Schutz vor Leis tungsintensivierung und 

vor den Belastungen durch vergleichsweise monotone 

Arbeitssequenzen. 

Durch die Verbindung ausgreifender Dezentralisierung 

und weitreichender Veränderung der Arbeitsorganisa­

tion erhält hier ein (gegenüber der Stufe 2) nochmals er­

weitertes Facharbeiterkonzept Konturen: Dieses schafft 

für die Mehrheit der Facharbeiter ein Funktionsprofil 

des „Problemlösers"7 (Herstellung plus Prozeßsicherung 

und -Optimierung), bindet ihn in berufs- und statusüber­

greifende Kooperationsbezüge ein, nimmt ihm aber im 

Gegenzug einen beträchtlichen Teil jener arbeitsbezoge­

nen Privilegien, die zum betrieblichen Besitzstand der 

Facharbeiter in der Vergangenheit gehört hatten. Diese 

Privilegien scheinen allenfalls im Rahmen einer indivi­

duellen Karriere erreichbar. 

These 4: Als Folge der prozeßorientierten 

Betriebsorganisation kommt es zu einem Wan­

del des Qualifikationsprofils industrieller Fach­

arbeit 

Der mit unterschiedlich weit reichender Prozeßorientie­

rung der Betriebs- und Arbeitsorganisation einhergehen­

de Wandel des dominanten Funktionstyps von Fachar-

7 Mit der Kategorie „Problemlöser" lehnen wir uns an die von 
Voskamp/Wittke (1991) eingeführte Charakterisierung eines 
vor allem biographisch gefaßten Facharbeitertyps an, beziehen 
diese aber auf einen strukturell im Organisationskonzept ange­
legten Tätigkeitstypus. 
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beit bezeichnet zugleich eine deutliche Veränderung des 

Anforderungsprofils und der diesem zugrunde liegenden 

Qualifikationen: 

Das Anforderung!iprofil des weitgehend traditionell 
gefaßten „Herstellungsarbeiters" ist in erster Linie 
durch handwerkliche Präzision bestimmt, mit der 
er schrittweise Produkte erstellt oder Reparaturen 
vornimmt. Seine Basisqualifikationen liegen im 
wesentlichen in der Verbindung von handwerkli­
chem Geschick und in langjähriger Berufsaus­
übung erworbenem und weiterentwickeltem Eifah­
nmgswissen über Eigenschaften von Stoffen sowie 
Methoden ihrer Bearbeitung. Neue Momente des 
Qualifikationsprofils liegen - aufgrund der erwei­
terten Vielfalt an eingesetzten Materialien, ange­
wandten Bearbeitungsverfahren und Produkttech­
nologien - in der größeren Breite der abzudecken­
den stofflichen und methodischen Kentnisse, die 
einer theoretischen Fundierung bedürfen. Voraus­
setzung für das Ausfüllen dieses Anforderungspro­
fils ist eine traditionelle, d.h. vor allem auf die Ver­
mittlung eines festen Sets fachlicher Kenntnisse 
und Fertigkeiten angelegte Berufsausbildung. 

Das Anforderungsprofil des „Systemregulierers" 
sieht zumindest auf den ersten Blick deutlich an­
ders aus: Seine Verantwortung für eine möglichst 
kontinuierliche Produktion erfordert die schnelle 
Entdeckung und Beseitigung von technischen und 
organisatorischen Störungen (Defekte, Material­
engpässe). Die Lösung dieser Aufgabe kann sehr 
viel seltener durch Rückgriff auf die berufliche Er­
fahrung erfolgen als durch die Aktualisierung des 
der ursprünglichen Ausbildung zugrundegelegten 
beruflichen Theoriebestands.8 Dies liegt vor allem 
an einem beschleunigten Produkt- und produktions­
technischen Wandel. Zudem finden sich in seinem 
Profil neue Anforderungen an sozialkommunikative 
Kompetenzen, da er mit Facharbeitern anderer Be­
rufe zusammenarbeiten und mit ihnen seine Hand­
lungen abstimmen muß. Das notwendige technische 
und organisatorische Verständnis setzt in aller Re­
gel glänzende Betriebskenntnisse voraus. Für diese 
Tätigkeit ist gleichfalls eine Ausbildung Vorausset­
zung, in der ein weit gefaßtes, jedoch festes Set 
fachlicher Kenntnisse, Fähigkeiten der Selbstorga­
nisation und beruflichen Kooperation vermittelt 
werden. 

Einen umfassenden Bruch mit dem Profil des be­
ruflich geprägten Facharbeiters markiert der „Pro-

8 Wir nehmen dabei Bezug auf den Sachverhalt, daß bei langle­
bigen Produkten und Produktionsprozessen die betriebliche Tä­
tigkeit nur einen bestimmten Ausschnitt beruflicher Qualifika ­
tionen abruft, so daß der Rest in der Regel verkümmert . 

blemlöser": Sein Anforderungsprofil ist wesentlich 
dadurch bestimmt, daß das Aufspüren und Lösen 
von Prozeß- oder Produktproblemen zu seinem Ge­
schäft gehört, welches er jedoch weniger aus dem 
Blickwinkel eines bestimmten Berufs und allein un­
ter Rückgriff auf berufstypische Lösungsstrategien 
betreiben kann. „Problemlösung" heißt vielmehr, 
Störungen oder Funktionsprobleme zu entdecken 
und in einer Form zu beseitigen, die für den Betrieb 
die ökonomisch sinnvollste Lösung darstellt. Dies 
setzt ein Verständnis für ökonomische Zusammen­
hänge wie auch erweiterte Wissensqualifikationen 
(Methodenkompetenz, Fähigkeit zur Wissensaneig­
nung, Analyse- und Interpretationsvermögen) vor­
aus - ebenso wie sozial-kommunikative Fähigkei­
ten. Letzteres heißt nicht mehr einfach Bereitschaft 
zur Zusammenarbeit und Verständigung mit Kolle­
gen, welche aufgrund beruflich geprägter Sozialisa­
tion über ähnliche kognitive Schemata und Verhal­
tensmuster verfügen, sondern beinhaltet Überzeu­
gungskraft und Argumentationsfähigkeit. Welche 
Ausbildung diesem Anforderungsprofil gerecht 
wird, läßt sich allenfalls negativ in Abgrenzung 
zum Systemregulierer bzw. der Neuordnung der 
Metall- und Elektroberufe von 1987 bestimmen: 
Das Berufsprofil muß theoretisch breiter angelegt 
sein, die Vermittlung von sozial-kommunikativen 
Fähigkeiten und Problemlösungskompetenzen in 
den organisatorischen und sozialen Kontext des 
Gesamtbetriebes und der Gesamtbelegschaft inte­
griert werden. 

Der skizzierte Wandel der Anforderungsprofile markiert 

für die jeweilige betriebliche Ausbildung die Aufgabe, 

ein hierauf zugeschni ttenes Ausbildungskonzept zu ent­

wickeln, es anzuwenden und zu erproben und es gegebe­

nenfalls zu korrgieren. Aufgrund der langsamen Diffu­

sion prozeßorientierter Konzepte und des gleichzeitigen 

Auftretens verschiedener Profile im Betrieb stellt sich 

das Problem, welchen Qualifikationszuschnitt man in 

der Ausbildung wählen soll. 
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II. Facharbeiterausbildung 

These 5: Nicht grundsätzliche Infragestel-

lang der industriellen Facharbeiterausbildung, 

aber deutliche Reduzierung des Ausbildungs­

platzangebots 

Die Halbierung des Ausbildungsvolumens bei der indu­

striellen Facharbeiterausbildung zwischen 1987 und 

1996 in den alten Bundesländern spiegelt sich tenden­

ziell auch in unseren Untersuchungsbetrieben. Bis auf 

eine Ausnahme halten die Betriebe zwar an einer eige­

nen Facharbeiterausbildung fest , haben allerdings alle -

bis auf einen - zwischen 1990/91 und 1995/96 die Zahl 

der gewerblichen Ausbildungsneuverträge deutlich her­

untergefahren. 

Dies gilt selbst für Betriebe, bei denen die Ausbildungs­

quote (Verhältnis Neuverträge zu gewerblich Beschäf­

tigten) stabil geblieben oder sogar leicht angestiegen ist. 

Bei der Mehrheit der Betriebe aber ist der Rückgang der 

Ausbildungsplätze deutlich stärker als der Beschäfti­

gungsrückgang, was darauf verweist, daß betriebsstruk­

turelle und/oder arbeitsorganisatorische Merkmale die 

Ausbildungsentwicklung negativ beeinflußt haben. 

These 6: Bei der Finanzierung der Ausbil-

dang kommt es zunehmend zu einem Wandel 

der dominanten Perspektive: von einer Investi­

tions- zu einer kurzfristigen Kostenorientierung 

Lange Zeit galten Ausbildungskosten nicht nur in der 

bildungspolitischen Diskussion, sondern auch in der be­

tr ieblichen Praxis als Zukunftsinvestition in Humankapi­

tal. Ihren Ausdruck fand diese Orientierung in der Ver­

rechnung der Ausbildungsausgaben als Gemeinkosten. 

Dies bedeutete nicht etwa Vernachlässigung von 

Kostengesichtspunkten, aber ermöglichte eine Form 

ihrer Berücksichtigung, die langfristigen Perspektiven 

der Sicherung eines guten Fachkräftes tammes gegenüber 

kurzfristigen Kostenaspekten Raum gab. Diese Situation 

hat sich gründlich geändert. 

Wir finden in beinahe allen Untersuchungsbe trieben 

neue Formen des Kosten-Controllings und der Kosten­

steuerung, die sich zumeist entweder mit klar bezifferten 

Vorgaben oder mit einem unspezifischen Druck zur 

Kostensenkung verbinden; zum Teil werden d ie Kosten 

für Ausbildung bereits den abnehmenden Bereichen an­

teilig in Rechnung gestel lt. Dies führt verstärkt zu einer 

kurzfristig-kostenbezogenen und weniger qualifizie­

rungsstrategisch bestimmten Defini tion des Ausbil­

dungsbedarfs. 

Weniger auf die Quantität des Ausbildungsplatzange­

bots als auf die Qualität der Ausbildungsdurchführung 

scheint sich in einzelnen Betrieben die Einführung in­

nerbetrieblicher Kosten- und Leistungsverrechnungssy­

steme (Einführung von Betriebsabrechnungsbögen) aus­

zuwirken. Bei anhaltendem Druck auf die Kostengestal­

tung passiert es, daß Aufträge, die von der Lehrwerkstatt 

aus der Produktion übernommen werden, nicht so sehr 

nach deren Einbau ins Ausbildungsprogramm als mehr 

nach Kostengesichtspunkten bearbeitet werden. 

These 7: Die Prozeßorientierung der Ar­

beitsorganisation und das mit ihr oft verbunde­

ne Interesse an einer erhöhten Flexibilität des 

Personaleinsatzes schlagen auf die Ausbildung 

in Form von Entdiff erenzierung des angebote­

nen Berufespektrums und Ansätzen zur stärke­

ren Standardisierung der Ausbildungsinhalte 

durch 

Vor der Neuordnung der industrie llen Metall - und Elek­

troberufe hat es intensive Debatten darüber gegeben, 

welche berufliche Differenzierung die Berufsfelder 

haben müßten, und ob die Verringerung der Ausbil­

dungsberufe nicht die jeweils spezifischen Anforderun­

gen der Betriebe verfehlen müßten. Ein möglichst diffe­

renziertes (in sich nach Niveau bzw. Komplexität abge-
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stuftes) Angebot an Berufen war die Praxis der meisten 

mittel- und großbetrieblichen Ausbildungsabteilungen. 

Dies hat sich in den 90er Jahren geändert. In der Mehr­

heit der Betriebe treffen wir eine deutliche Reduzierung 

bzw. Konzentration der Ausbildungsberufe auf in der 

Regel ein bis drei Berufe an (ein relativ breites Berufs­

spektrum finden wir nur noch in zwei Betrieben). Ledig­

lich ein Betrieb hat die ursprüngliche Breite seiner Aus­

bildung nahezu aufrechterhalten. Demgegenüber bilden 

drei Betriebe mittlerweile nur noch in einem einzigen 

Beruf aus, ein weiterer Betrieb hat die Ausbildung kom­

plett eingestellt. 

Sowohl für das Feld der Metall- wie der Elektroberufe 

zeigt sich die deutliche Tendenz, daß zunehmend in 

„Basisberufen"9 (Industriemechaniker, Energieelektroni­

ker) ausgebildet wird, die ein weitgefaßtes Spektrum 

späterer Tätigkeitsbereiche abdecken sollen. Welches 

Berufsbild im einzelnen dafür in Frage kommt, hängt 

nur teilweise vom jeweiligen betrieblichen Leistungs­

spektrum ab. Ebenso wichtig erscheint für die betriebli­

che Auswahl eines Basisberufs dessen Offenheit für in­

haltliche Ausgestaltung und Möglichkeiten der Kosten­

steuerung (Vermeidung teurer Prüfungs- und Ausbil­

dungsanteile). 

Mit dieser Konzentration der Ausbildungsberufe verbin­

det sich in einzelnen Fällen zugleich eine Rücknahme 

betriebsspezifischer Zusatzsequenzen in der fachtheore­

tischen und/oder -praktischen Ausbildung, was auf eine 

Standardisierung der Ausbildung auf die vom Berufsbild 

strikt geforderten Anforderungen hinausläuft. 

9 Wir verwenden den Begriff „Basisberuf", um damit deutlich zu 
machen, daß es sich um etwas andere handelt a ls um Grundbe­
rufe im Sinne der Berufsgrundbildung. Es sind, von den be­
trieblichen Anforderungsprofilen her gesehen, Berufe, die die 
beste Grundlage für betriebsspezifische Spezialisierungen in der 
Weiterbildung abgeben. 

These 8: Die Anforderungen dezentralisier-
ter, prozeßorientierter Arbeitsorganisation er­

höhen das Gewicht von funktionsübergreif en­

den Qualifikationen im Ausbildungsprozeß und 

führen - zum Teil in Verbindung auch mit Ein­

sparungsstrategien - zur Verstärkung der 

praxisnahen und/oder arbeitsintegrierten Aus­

bildungsanteile 

Die Geschichte der industrie-gewerblichen Berufsausbil­

dung ist in den mittleren und großen Betrieben bis in die 

jüngste Zeit hinein durch eine Tendenz zur Formalisie­

rung und Verselbständigung in Lehrwerkstätten/-ecken 

gekennzeichnet. Solange die Betriebs- und Arbeitsorga­

nisation relativ eindeutig an Funktionen und Berufen 

ausgerichtet war, schien dies wenig problematisch, ob­

wohl von den Produktionsbereichen immer wieder auch 

Klagen über Abgehobenheit der Ausbildung und Rei­

bungsverluste bei Integration der Jungfacharbeiter in die 

jeweiligen betrieblichen Arbeitsprozesse geäußert wur­

den. 

Unter den Bedingungen von Dezentralisierung und pro­

zeßorientierter Arbeitsorganisation wachsen die Anfor­

derungen an Kooperations- und Kommunikationsfähig­

keit, an Selbständigkeit und an Verständnis für betriebli­

che Abläufe insgesamt. Dies ist die durchgängige Be­

schreibung der Hauptrichtung im Wandel des Qualifika­

tionsprofils von Facharbeitern, die nicht nur in den Aus­

bildungsabteilungen, sondern vor allem auch in den Pro­

duktionsbereichen zu konstatieren ist (vgl. These 4). 

Den gestiegenen Anforderungen an fach- und funktions­

übergreifende Kompetenzen ist offensichtlich nicht 

mehr hinreichend in den durchaus modernen Formen 

von Projekten in den Lehrwerkstätten nachzukommen. 

Deswegen reorientieren sich fas t alle unsere Untersu­

chungsbetriebe auf eine Verstärkung der Betriebsein­

satzzeiten, auf Lernen in der Produktion, Lernen im Pro­

zeß der Arbeit. 

Bisher hat dies allerdings kaum zu neuen berufspädago­

gischen Konzepten der Unterstützung der praktischen 

Erfahrung geführt, man vertraut hier weitgehend auf die 
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Kraft des Faktischen. In einzelnen Fällen gibt es Überle­

gungen, wie man durch Einrichtung gemischter Entwick­

lungsteams (Ausbildung, Produktionsbereiche) die qua­

litativen Anforderungen besser in Ausbildung umsetzen 

kann; z.B. wie man bei relativ weitgehender Dezentrali­

sierung erforderliches kaufmännisches Verständnis und 

Wissen bereits den Auszubildenden vermitteln kann. 

Die Reorientierung auf die praktischen Abläufe ist in 

ihren Ausbildungseffekten gegenwärtig schwer zu beur­

teilen, weil sich sinnvolle funktionale Aspekte mit sol­

chen von Kosteneinsparungen untrennbar vermischen. 

III. Personalpolitik 

These 9: Das Muster beruflich strukturier-

ter interner Arbeitsmärkte ist in Auflösung be­

griffen. Dies führt zur Kontraktion von Stamm­

belegschaften mit erheblichen Rückwirkungen 

auf die Facharbeiterausbildung 

Hohe Fertigungs- und Leistungstiefen, stabile Produk­

tionsverfahren und hauptsächlich technikinduzierte Pro­

duktivitätssteigerungen bildeten in der Vergangenheit 

die Grundlage für das Muster eines beruflich struktu­

rierten internen Arbeitsmarktes (vgl. Lutz 1987), auf 

das sich betriebliche Personalplanung quantitativ wie 

qualitativ bezog und das den Kern der betrieblichen So­

zialintegration der Facharbeiter bildete. 

Zunehmende Markt- und Prozeßorientierung, ver­

schärfte Kostensteuerung sowie in ihrem Gefolge flexi­

bel gehandhabte „make or buy"-Entscheidungen und 

eine beschleunigte Einführung neuer Produkte und Ver­

fahren führen zu einer Unsicherheit über die kurz- und 

mittelfristig benötigten Personalquantitäten und darüber, 

welche konkreten Qualifikationen im Betrieb benötigt 

werden. Die Betriebe reagieren hierauf in vierfacher 

Weise: 

mit einer restriktiven Definition des Bedarfs an 
Facharbeitern aus der eigenen Ausbildung, 

einer Ausweitung von Randbelegschaften (Be­
fristung, Leiharbeit), 

der Vermittlung breiterer Qualifikationen („Basis­
berufe") anstelle einer hohen Spezialisierung und 

einem verstärkten Rückgriff auf externe Angebote 
auf dem Arbeitsmarkt, insbesondere im Bereich 
von Fachhochschul- und Hochschulabsolventen. 

These 10: Betriebliche Personalentwicklung 

für Facharbeiter wird zunehmend von den 

Aspekten „Selektion" und „Privatisierung" be­

stimmt 

In der Vergangenheit konnten Facharbeiter ebenso mit 

adäquaten Einsatzbedingungen rechnen wie damit, daß 

bestimmte betriebliche Aufstiegspositionen weitgehend 

für sie reserviert waren. Diese Entwicklungsperspekti­

ven wurden vielfach über eine insti tutionalisierte Förde­

rung zusätzlicher Qualifizierung abgesichert. 

Unter den heutigen Bedingungen ist häufig kein den 

Qualifikationen adäquater Arbei tseinsatz gewährleistet; 

gleichzeitig verschlechtern sich die Bedingungen für 

einen betrieblichen Aufstieg zusehends (Abbau von 

Hierarchien, zunehmende Konkurrenz mit (Fach-)Hoch­

schulabgängern). Die betriebliche Förderung von Fort­

und Weiterbildung wird reduziert oder eingestellt und 

entsprechende Anstrengungen privater Initiative überlas­

sen. Da, wo es Facharbeiterentwicklungskonzepte gibt, 

haben diese eine ausgeprägte Selektionsfunktion. Dies 

führt dazu, daß für die Facharbeiter aus der eigenen 

Ausbildung berufliche Entwicklungsmöglichkeiten häu­

fig da enden, wo sie früher begannen, nämlich bei einer 

ausbildungsadäquaten Facharbeitertätigkeit. 

Von der Debatte Anfang der 90er Jahre über eine Erhö­

hung der Attraktivität der Facharbeiterposition (vgl. 

Bayerischer Metallarbei tgeberverband 199 1) ist in der 

der Praxis betrieblicher Personalentwicklung wenig 

übriggeblieben. 
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These 11: Die gegenwärtige Krise des dualen 

Systems industrieller Berufsausbildung und 
seine unsichere Zukunft scheinen eher als Aus­
druck grundlegend neuer betrieblicher Gover­
nance-Strukturen zu interpretieren zu sein 
denn als vorübergehende (konjunkturelle) 

Reaktion 

Die vorgestellten Befunde unserer empirischen For­

schung fügen sich in die aktuelle Diskussion über den 

künftigen Entwicklungspfad der deutschen Industrie ein 

und lassen sich entlang der entgegengesetzten Positio­

nen dechiffrieren. Die in unserer Beurteilung noch am 

ehesten intakte Ausbildung finden wir in einem auf tra­

ditionelle, handwerklich geprägte Facharbeit setzenden 

Maschinenbau-Betrieb (Stufe I), dessen Entwicklungs­

pfad noch weitgehend den Merkmalen des für Deutsch­

land typischen Stakeholder-Kapitalismus folgt: eine 

langfristige Humankapitalperspektive in Ausbildung 

(mit sogar steigenden absoluten und relativen Ausbil­

dungsausgaben), Personalentwicklung und Arbeitsorga­

nisation mit differenziertem Berufsspektrum. 

Aber innerhalb unseres Samples führt dieses Unterneh­

men eine Nischenexistenz. Ein arbeitsprozeßlich ähnlich 

strukturiertes Maschinenbau-Unternehmen hat d ie Aus­

bildung ganz eingestellt und setzt voll auf externe Re­

krutierung. Bei der Mehrheit der Betriebe finden wir in 

bezug auf Ausbildung und Humanressourcen-Praxis zu­

nehmend Merkmale, die in der Diskussion dem Konzept 

des Shareholder-Kapitalismus zugeschrieben werden: 

konsequente (kurzfristige) Kostenorientierung, Aufwei­

chung der internen Arbeitsmarktstrukturen und der ihnen 

entsprechenden Personalentwicklung, Flexibilisierung 

des Arbeitskräftepotentials durch berufliche Entspeziali­

sierung, ohne das Qualifikationsniveau „Facharbeiter" 

aufzugeben. 

Allerdings scheint uns bei der Klassifizierung neuer be­

trieblicher Governance-Strukturen Vorsicht geboten bei 

der Verwendung hochaggregierter Kategorien für Typen 

der Kapitalverwertung, wie sie die gängigen Begriffe 

des Stakeholder- und Shareholder-Kapitalismus darstel-

len. Wie sich historisch der Stakeholder-Kapitalismus 

durchaus mit tayloristischen Organisationsformen von 

Arbeit vertrug, so läßt sich heute eine Shareholder-Va­

lue-Orientierung durchaus mit komplexen Formen von 

Industriearbeit vereinbaren -, wenn die entsprechenden 

Produktionsprozesse dies opportun erscheinen lassen. Es 

gibt unseres Erachtens keine zwingende lineare Verbin­

dung zwischen Typen von Kapitalverwertungsstrategien 

und Arbeitsorganisationskonzepten. Zur Kennzeichnung 

der neuen Steuerungsformen betrieblicher Kooperations­

weisen und Arbeitsabläufe erscheint es uns deswegen 

angemessener, vorerst weniger komplexe Kategorien 

wie die der Prozeßorientierung und die der ko11seque11-

ten Kostensenkungsstrategie zu verwenden, wei l sich 

von ihnen her direkte Verbindungslinien zu Organisa­

tionsformen von Arbeit und Ausbildung ziehen lassen. 

Es ist im Augenblick schwer zu sagen, in welchem Aus­

maß und wie schnell sich die neuen Prinzipien prozeß­

orientierter Betriebs- und Arbeitsorganisation und eine 

konsequente Kostensenkungsstrategie industrieweit 

durchsetzen werden. Ihre Durchsetzung würde nach un­

seren empirischen Befunden auch nicht bereits das Ende 

der Facharbeiterproduktion und der dualen Ausbildung 

bedeuten, aber sie würde zu einem anderen Facharbei­

tertypus führen, der als beruflicher „Generalist" für rela­

tiv große Bereiche sich sukzessive und bedarfsbezogen 

Spezialqualifikationen in der Weiterbi ldung aneignet. 

Dieser Typ wäre auch in seinem betrieblichen Status 

nicht mehr so exklusiv wie der „Berufsfacharbeiter" der 

Vergangenheit. Die Facharbeiterproduktion würde in 

Fortschreibung unserer Befunde quantitativ ein deutlich 

niedrigeres Niveau als in der Vergangenhei t haben und 

damit die Facharbeiterausbildung auch nur noch einen 

Bruchteil der Ausbildungsverhältnisse des dualen Sy­

stems stellen. 

Bezogen auf qualitative Aspekte der berufsbildungspoli­

tischen Diskussion machen unsere Befunde deutlich, daß 

die Probleme offensichtlich nicht in mangelnder Anpas­

sung der Berufsbilder an neue Gegebenheiten liegen. In 

der betrieblichen Durchführung der Facharbeiterausbil­

dung hat sich in den le tzten Jahren eine neue „Neuord-
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nung" in Richtung auf berufliche Entspezialisierung und 

Standardisierung von Basisberufen durchgesetzt. 

IV. Erfahrungen und Orientierungen von 

(angehenden) Facharbeitern 

These 12: Die Hauptmotivation für die Auf­

nahme einer gewerblichen Ausbildung ist nach 

wie vor das Interesse an einer vorwiegend prak­

tisch orientierten Tätigkeit, nicht am Einstieg in 

eine „andere" Bildungskarriere 

Eine wesentliche Fragestellung unserer Untersuchung 

bezieht sich auf die Vermutung, daß die Ansprüche und 

Lebenskonzepte der Jugendlichen sich in Richtung Bil­

dung verschieben, qualifizierte Jugendliche sichtenden­

ziell weniger für gewerblich-technische Berufe interes­

sieren und daß dadurch die Perspektive einer Facharbei­

tertätigkeit von der subjektiven Seite her unter Druck 

gerät. Diese Annahmen werden durch unsere Untersu­

chungsgruppe nicht bestätigt. 

Eine Analyse des Berufswahlverhaltens zeigt, daß die 

überwiegende Mehrheit der Befragten am Ende der 

Schulzeit eine klare Entscheidung für eine gewerbliche 

Ausbildung in einem Facharbeiterberuf getroffen hat. 

Fast drei Viertel der Befragten hatten nach der Schule 

eine eindeutige Orientierung auf eine Lehre, etwa ein 

Viertel ging durch einen Abwägungsprozeß zwischen 

Schule und Ausbildung, jeweils ohne nennenswerten 

Einfluß des erreichten Abschlusses. Die Zahl derjenigen, 

die lieber zur Schule gegangen wären (und aufgrund von 

elterlichem Druck oder aus Angst vor Versagen davon 

abgesehen haben), ist verschwindend gering. 

Für die oftmals geäußerte Vermutung, die Einmündung 

in eine Facharbeiterausbildung oder -tätigkeit würde zu­

nehmend aus einer Negativselektion der „Verlierer am 

Arbeitsmarkt" hervorgehen, für die diese Perspektive 

eine „second-best"-Lösung darstelleIO, finden wir in un­

serer Stichprobe keine Belege. Dagegen spricht sowohl 

die Verteilung der Schulabschlüsse - mit einem starken 

Übergewicht der Jugendlichen mit mittlerer Reife - wie 

auch der außerordentlich hohe Anteil von 80 % der Be­

fragten, die sich ausdrücklich für einen Facharbeiterbe­

ruf entschieden: lediglich 21 % unserer Gesprächspart­

ner hatten sich überhaupt auch auf Berufe beworben, die 

nicht dem industriellen Metall- oder Elektrobereich zu­

zuordnen sind. Ihre „Wunschausbildung" d.h. ihre erste 

Priorität bei der Suche nach einer Ausbildungsstelle 

haben 62 % der Befragten realisieren können, aber auch 

die Umorientierung von Berufswünschen fand überwie­

gend innerhalb des gewerblichen Bereichs statt (13 %), 

entweder von Elektro auf Metall oder innerhalb des Me­

tallbereichs (z.B. von Industriemechaniker auf Zerspa­

nungsmechaniker). 

Es läßt sich also festhalten daß die überwältigende 

Mehrheit unserer Gesprächspartner sich bewußt und ein­

deutig für eine Facharbeiterausbildung entschieden hat. 

Dabei standen die traditionellen Motive der Schulmü­

digkeit, des erwarteten Praxisbezugs und der materiellen 

Selbständigkeit im Vordergrund. Es handelt sich über­

wiegend nicht um „Verl ierer auf dem Arbeitsmarkt", 

sondern um eine durchaus qualifizierte Positivauswahl. 

Entgegen modischer Äußerungen über die nachlassende 

Leis tungsbereitschaft und -fähigkeit Jugendlicher spricht 

dies zunächst dafür, daß die Interessenten für eine ge­

werbliche Ausbildung in der Regel erstens schulisch zu­

mindest ausreichend qualifiziert und zweitens für die je­

weilige Ausbildung auch motiviert sind. 

10 Diese aus der Berufsberatungsstatistik, welche für die 90er 
Jahre einen Stellenüberhang ausweist, abgeleitete Vermutung 
erscheint aus zwei Gründen nicht stichhaltig: Erstens über­
zeichnet diese Statistik systematisch das Stellenangebot - An­
fang der neunziger Jahre um bis zu hunderttausend Stellen ge­
genüber dem ermittelten Gesamtangebot (Berufsbildungsbericht 
1996, S. 26). Dies geschieht durch Kumulation der jeden Monat 
gemeldeten Stellen und fehlende Bereinigung um zuriickgezo­
gene Stellenangebote. Gleichzeitig wird die Nachfrage unter­
zeichnet (allenfalls 50%iger Einschaltungsgrad der Berufsbe­
ratung durch Jugendliche - vgl. Berufsbildungsbericht 1997, S. 
36f.). Zweitens hat es in den von uns untersuchten Betrieben 
einen Bewerberüberhang zwischen 4 und l 0 Bewerbern pro 
Stelle gegeben, so daß die Betriebe nach eigenem Bekunden 
qualifizierte und motivierte Jugendliche auswählen konnten. 
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These 13: In den Erwartungen der meisten 

Jugendlichen an die Ausbildung stehen Motive 

der persönlichen Entwicklung gleichrangig ne­

ben denen des beruflichen Kompetenzerwerbs 

Für drei Viertel der Jugendlichen stellt der Beginn der 

Ausbildung einen deutlichen biographischen Einschnitt 

dar, der jedoch von den meisten ohne nennenswerte Pro­

bleme gemeistert wird. Ein wesentliches Beurteilungs­

kriterium für die Ausbildung ist, inwieweit diese den an 

die „Statuspassage" vom Schüler zum Auszubildenden 

geknüpften Erwartungen im Hinblick auf Kompetenzer­

werb und Erwachsen- und Selbständigwerden gerecht 

wird: 

Ambitionierte pädagogische Ansätze kooperativen, 
selbstorganisierten und arbeitsintegrierten Lernens 
werden durchgehend positiv aufgegriffen; kritische 
Töne beziehen sich auf bisweilen mangelhafte Um­
setzung der Konzepte. 

Ausbildungskonzepte, in denen nach wie vor das 
Motto „Eisen erzieht" für die Grundausbildung der 
Metall- und Elektroberufe maßgeblich zu sein 
scheint und die nicht als entwicklungsfördernd an­
gesehen werden, ernten harte Kritik von Auszubil­
denden und auch rückblickend von den Facharbei­
tern. 

Die Begründungen für die jeweilige Position sind dabei 

weniger fachlicher Natur; vielmehr beziehen sie sich auf 

die Förderung respektive Behinderung von eigenen Ent­

wicklungsprozessen. Wie sehr die normativen Erwartun­

gen in Richtung wachsender Selbständigkeit, die an die 

Statuspassage von der Schule in die Ausbildung ge­

knüpft sind, die Sichtweise der Jugendlichen beeinflus­

sen, zeigt die starke Korrespondenz dieser Frage mit der 

Gesamtbewertung der Ausbildung. Dort, wo im Rahmen 

einer traditionell handwerklich orientierten Ausbildung 

Autorität und Kontrolle dominieren, sehen sich Jugend­

liche nicht nur in ihren Qualifizierungs-, sondern vor al­

lem auch in ihren Entwicklungsinteressen verletzt und 

bringen dies deutlich zum Ausdruck. 

Umgekehrt ist es so, daß die häufig geübte Kritik am 

Einüben manueller Fertigkeiten in der Grundausbildung 

sich nicht nur gegen dessen Diziplinierungscharakter 

richtet. Sie bezieht sich gleichzeitig auf das, was d ie Ju­

gendlichen als qualifikatorische Anforderungen an mo­

derne Facharbei ter begreifen. Kritisiert wird, daß diese 

Phase oft einfach zu lange dauert und daß man in dieser 

Zeit Sachen machen könnte, die sinnvoller seien. Die 

Teile der Ausbildung, die für viele Jugendliche sehr viel 

attraktiver zu sein scheinen, sind durch Arbei ten an Ma­

schinen und den Umgang mit moderner Technologie be­

stimmt. Die eigentlichen Qualifizierungsinteressen be­

ziehen sich somit eher auf die Beherrschung komplexer 

technischer Systeme als auf die traditionelle Fähigkeit 

zur sorgfältigen Ausführung manueller Verrichtungen. 

Theoretische Anteile werden positiv bewertet, solange 

sie fachbezogen bleiben und ihre Verbindung zu prakti­

schen Aufgaben und Problemen hergestellt wird, die in 

der Betriebs- und Berufsrealität auftreten oder doch zu­

mindest auftreten können. 

Dies läßt darauf schließen, daß die ausbildungsbezoge­

nen Erwartungen und Ansprüche sich in jene Richtung 

und Ausprägung wandeln, die den prognostizierten An­

forderungen an den Facharbeiter der Zukunft (höhere 

Anforderungen, kommunikative Kompetenzen) ent­

spricht. Ausbildung wird dabei von den Jugendlichen 

nicht nur als beruflicher Kompetenzerwerb verstanden, 

sondern im Kontext der eigenen Entwicklung gesehen 

und reflektiert. 

These 14: Facharbeit - und die damit ver­

bundene Entwicklungsperspektive - ist keine 

Zwischenstation einer beruflich akzentuierten 

Bildungskarriere, sondern ein (berufs-)bio­

graphisches Konzept 

In fast allen Aussagen zur Arbeit sind Elemente enthal­

ten, die auf die Bedeutung von Entwicklunschancen ver­

weisen, sei es durch den Zugang zu immer modernerer 

und komplexerer Technologie im Fertigungsbereich, 

durch die Übernahme von mehr Verantwortung im Rah­

men horizontaler Karrieren oder durch vertikale Karrie­

remuster. Drei Fünftel der Facharbeiter können sich 
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grundsätzlich eine längerfristige Perspektive m emer 

Facharbeitertätigkeit vorstellen; dies ist eng mit den 

Tätigkeitstypen verknüpft: fast zwei Drittel der „System­

regulierer" und mehr als drei Viertel der „Problemlöser" 

können sich auf eine solche Perspektive einlassen, aber 

nur 40 % der traditionellen handwerklichen Fachar­

beiter. 

Gleichzeitig äußern jedoch drei Viertel der Facharbeiter 

Aufstiegsambitionen, fast die Hälfte wäre interessiert an 

einer Stelle als Meister oder Techniker (vgl. Schau­

bild 1). Die Chancen auf die Erfüllung beruflicher Wün­

sche und Vorstellungen werden jedoch überwiegend als 

schlecht eingeschätzt. Insgesamt gesehen zeigen die 

Aspirationen der Befragten eine erstaunlich hohe Bereit­

schaft, den einmal begonnenen Berufsweg fort-

Schaubild 1: 

zusetzen: Die große Mehrheit der Befragten gab die Er­

wartung an, mittelfristig entweder a ls Facharbeiter oder 

als Meister bzw. Techniker zu arbeiten, d.h. sie orientie­

ren sich am - durch die traditionellen Aufstiegsoptionen 

erweiterten - Facharbeiterbereich. 

Qualifikationsbereitschaft und Ansprüche auf Entwick­

lungschancen der Jugendlichen einerseits und wahrge­

nommene Realisierungschancen andererseits klaffen 

deutlich auseinander. Die Folgen einer solchen Diskre­

panz beschränken sich nicht nur auf den Arbeitsbereich 

selbst, sondern haben Konsequenzen für die psychische 

und soziale Entwicklung der Arbeitenden. Dort, wo un­

ter restriktiven Arbeitsbedingungen die Chancen auf be­

rufliche Weiterentwicklung stark eingeschränkt sind, lei­

det das Gefühl der Kontrolle über relevante Lebensbe-

Berufliche Aspirationen von Facharbeitern (in %, n = 71) 
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dingungen und es entwickelt sich eine resignative 

Grundhaltung, die die Eigenmotivation einschränkt. 

ReaJe berufliche Handlungschancen, transparente be­

triebliche Personalentwicklungssysteme und sichtbar er­

folgreiche „Modelle"11 
- fördern dagegen die Motivation 

zur persönlichen und beruflichen Weiterentwicklung 

und das Gefühl „i nterner" Kontrolle. 

Das Resultat des Zusarrunenwirkens von Aspirations­

und Chancenstruktur zeigt sich in den mittelfristigen be­

ruflichen Erwartungen: E in für uns überraschend hoher 

Anteil von Facharbeitern und Auszubi ldenden, knapp 

drei Viertel, setzt trotz der wahrgenorrunenen Probleme 

nach wie vor auf die Facharbeiter-Laufbahnen. Selbst 

weitere Bildungsanstrengungen führen nicht notwendig 

dazu, aus der Facharbeiterlaufbahn auszusteigen, son­

dern dienen der Verbesserung der Chancen innerhalb 

dieser oder der persönlichen Entwicklung. Ausstiegsop­

tionen sind mit etwa 20 % unerwartet selten; entweder 

sie sind familiär bedingt (Selbständigkeit durch Über­

nahme des elterlichen Betriebs), oder hängen mit den 

betrieblich gebotenen Perspektiven zusammen: Bil­

dungsperspektiven bleiben für die Azubi e ine wesentl i­

che Option bei Nicht-Übernahme, bilden eine Alternati­

ve zu unbefriedigenden Arbeitsbedingungen oder sind 

ein Schritt im Rahmen betrieblich definierter Karriere­

wege (Berufsakademie, Stipendium). 

11 In Anlehung an Bandura ( 1979) fassen wir hierunter die Mög­
lichkeiten, daß man anhand der Beobachtung anderer selbst 
lernt und sein Verhalten ändert („Model11ernen"). Ein Beispiel 
hit:rfür liefert eine Facharbeiterin, welche ihre Weiterbildungs­
motivation aus der Beobachtung erfolgreicher Vorbilder ihrer 
Arbeitsumgebung gewinnt: „„.Ich denke, daß die Chancen nicht 
so schlecht sind. ich kenne eine ganze Menge Sachbearbeiter, 
die auch über die Technikerschiene dahin gekommen sind; da 
denkt man sich dann immer: das wird dir auch passieren. das 
schaffst du auch". 

These 15: Trotz höchst unterschiedlicher und 

teilweise prekärer Realisierungschancen wer­

den subjektiv-sinnhafte und entwickJungsbezo­

gene Ansprüche an Arbeit gleichrangig neben 

den reproduktionsbezogenen aufrechterhalten 

Die von uns verwendete Skala zur Arbeitsorientierung 

zeigt neben der insgesamt überragenden Bedeutung 

eines sicheren Arbeitsplatzes (9 1 %)12 und gesundhe its­

verträglicher Arbeitsbedingungen (88 %), daß inhaltli­

che Anforderungen an die Arbeit (interessante Tätigkeit: 

82 %; Selbständigkeit: 79 % ) nahezu den gleichen Stel­

lenwert haben, dicht gefolgt von dem Bedürfnis nach 

Sinnhaftigkeit in der Arbeit (72 %). 

Insbesondere die Werte der Auszubildenden, die in den 

subjektiven Dimensionen jeweils ca. 15 % über denen 

der Facharbeiter liegen, weisen darauf hin, daß diese 

Ansprüche an die Arbeit in außerordentlich hohem 

Maße in den Betrieb hine ingetragen werden. Auch wenn 

sie sich im Laufe der Aneignung betrieblicher Reali tät 

ein wenig reduzieren, bleiben sie irruner noch auf hohem 

Niveau bestehen. Es scheint uns d ies e ine weitere Bestä­

tigung der These von der „normativen Subjektivierung 

der Arbeit" zu sein, die Baethge Anfang der 90er Jahre 

formuliert hat. Regressionsanalysen zeigen einen leich­

ten Rückgang sozialer und intrinsischer Arbeitsorientie­

rungen mit zunehmendem A lter. Dieser Rückgang dürfte 

damit zu erklären sein, daß sich die Lebensentwürfe Ju­

gendlicher in diesem Alter erst nach und nach ausdiffe­

renzieren und e rweitern und so an die Ste lle unverbun­

dener Bezüge zu Arbei t und Fre izei t e in ausbalanciertes, 

Arbeit und Privatbereich integrierendes Muster tritt 

(Baethge et al. 1988, vgl. auch Hoff/Lempert/Lappe 

199 1). 

Diese Balance ist jedoch nicht zu verwechseln mit der 

Aufgabe subjektiv-sinnhafter zugunsten materiell-repro­

duktiver Ansprüche.13 Hierauf verweisen die Kriterien, 

nach denen junge Facharbeiter ihre Arbeit a ls „gute Ar­

beit" kennzeichnen: Hauptkriterium für die entsprechen-

12 Mindestens „6" auf einer siebenstufigen Rating-Skala. 
13 Dies zeigt sich auch quantitativ in der positiven Korrelation 

intrinsischer, sozialer und extrinsischer Arbeitsorientierungen. 
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de Bewertung ist die Frage, ob sie interessant und ab­

wechslungsreich ist. Mit einigem Abstand folgen Ge­

sichtspunkte ausreichender Dispositionsspielräume, be­

stehender Möglichkeiten der Belastungsregulation und 

vorhandener Herausforderungen. 

Wenn unter diesen Aspekten eine Mehrheit der befrag­

ten Facharbeiter ihre aktuelle Arbeit auch als posi tiv be­

wertet, so zeigt sich doch, daß ihre Ansprüche je nach 

betrieblichem Facharbeitereinsatzkonzept auf relevante 

Unterschiede der Realisierung treffen. Diese Unterschie­

de beziehen sich sowohl auf das zugewiesene Funktions­

profil wie auch auf das in den Betrieben daran gebunde­

ne Anforderungsniveau: Facharbeiter, deren Tätigkeiten 

wir als „Systemregulierung" oder „Problemlösung" be­

zeichnen, tendieren weitaus stärker dazu, ihre Arbeit als 

„gute Arbeit" zu kennzeichnen, als dies die Facharbeiter 

tun, welche handwerkliche Arbeit leisten. Noch einmal 

deutlich kritischer äußern sich innerhalb dieser Tätig­

keitsgruppen diejenigen Facharbeiter, bei denen das An­

forderungsprofil das Niveau qualifizierter Arbeit erst gar 

nicht berührt. 

These 16: Facharbeiter: Konturen eines neu­

en (alten) Sozialtyps 

Die Analyse der Aussagen von Facharbeitern und Aus­

zubildenden aus den beteiligten Betrieben deutet an, daß 

ein in mancher Hinsicht neuer Typus eines gewerblichen 

Arbei tnehmers auf dem Vormarsch ist. Mit dem traditio­

nellen Facharbeitertypus, wie ihn z.B. Lutz ( 1992, siehe 

auch Lutz & Voß, 1992) beschreibt, hat er gemein, daß 

er eine vorwiegend praktische Tätigkeit anstrebt. Dies 

schließt zwar auch die Bereitschaft zu körperlicher Ar­

beit und der sorgfältigen Ausführung manueller Verrich­

tungen ein, aber die Akzente des beruflichen Selbstver­

ständnisses haben sich deutl ich verschoben. Ihre eigent­

liche berufliche Kompetenz sehen die von uns befragten 

Auszubildenden und jungen Facharbeiter weit eher in 

der Beherrschung technischer Systeme. Dies korrespon­

diert weitgehend mit den Tätigkeitsbereichen, die von 

uns als „Systemregulierung" und „Problemlösen" gefaßt 

werden. 

Neu scheint uns weiterhin die Deutlichkeit zu sein, mit 

der subjektbezogene Ansprüche an Arbeit und weitrei­

chende persönliche Entwicklungsansprüche kombiniert 

werden. Dies bedeutet nicht nur, sich im Rahmen der 

alltäglichen Arbeitserfahrung als Subjekt einbringen zu 

können anstatt - wie es viele Jugendliche formulieren -

sein Gehirn und seine Persönlichkeit am Werkstor abzu­

geben. Es wird darüber hinaus deutlich, daß von Beginn 

der Ausbildung an bis hin zu langfristigen beruflichen 

Plänen die Entwicklung im Arbeitsbereich und die per­

sönliche Entwicklung weitgehend als Einheit gefaßt wer­

den. Dies bedeutet auch für die jeweiligen berufsbiogra­

phischen Entwürfe, sich nicht mit dem einmal erreichten 

Berufsabschluß und der Freisprechung zufriedenzuge­

ben, sondern sich weitere Ziele zu setzen. Ob diese Ziele 

im Rahmen traditioneller „vertikaler" Aufstiegsmuster 

verfolgt werden, ob sie sich an neuen Karrierepfaden für 

Facharbeiter orientieren oder aber ganz außerhalb des 

gewerblichen Bereichs weiterverfolgt werden, hängt 

zum großen Teil von den gebotenen Chancen ab. Das 

Bedürfnis nach „Entwicklung", nach der Vermeidung 

von Stillstand, zieht sich wie ein roter Faden durch die 

meisten Interviews. Dies steht zwar im Einklang mit den 

von Politikern und Verbänden häufig geforderten und in 

Ausbildungsordnungen festgeschriebenen Eigenschaften 

(„lebenslanges Lernen"), kollid iert aber weitgehend mit 

den betrieblich gebotenen Möglichkeiten von Personal­

entwicklung. 

Vieles deutet darauf hin, daß eine solchermaßen subjekt­

und entwicklungsbezogene berufliche Selbstdefinition 

sich stärker an der - individuell empfundenen - Qualifi­

kation bzw. Kompetenz als am - sozial definierten - Be­

rufsbild orientiert. Damit verblaßt auch das Gefühl der 

Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe, das in der Ver­

gangenheit für die Struktur der industriellen Beziehun­

gen eine große Rolle gespielt hat. Damit wird auch die 

Verbundenheit mit einer kollektiven Interessenvertre­

tung - ohne deren Notwendigkeit zu leugnen - immer 

schwächer und weicht einer schon in den 80er Jahren 
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beschriebenen "Versichenmgsmentalität" . Dies zeigt 

sich unter anderem in der Beantwortung der Frage nach 

der Bedeutung von Solidarität. Dieser Schlüsselbegriff 

der Arbeiterbewegung verwies in se iner traditionellen 

Bedeutung auf die Notwendigkeit und tatsächlich geübte 

Praxis, gemeinsam für die Wahrung der Arbeiterinteres­

sen - im Betr ieb und in der Gesellschaft - einzustehen. 

Bei unseren lnterviewpartnern war von dieser Bedeu­

tung nicht sehr viel zu spüren: Die Hälfte der Facharbei­

ter und drei V iertel der Auszubildenden verstanden un­

ter Solidarität im wesentlichen gegenseitige Hilfe und 

Unterstützung am Arbeitsplatz, Zusammenhalt in der 

Gruppe usw.; nur für knapp 10 % der Auszubildenden, 

aber immerhin noch für gut ein Drittel der Facharbeiter 

besitzt Solidaritä t dagegen noch die traditionelle Bedeu-

tung. 

Die eklatanten Unterschiede in der Konnotation des So­

lidaritäts-Begriffs zwischen Facharbeitern und Auszubil­

denden werfen die Frage auf, ob sie hauptsächlich sozia­

lisationsbedingt sind und sich durch das Hineinwachsen 

in be triebliche S trukturen auf die Dauer angleichen, 

oder ob es sich zumindest zum Teil um einen Kohorten­

effekt handelt, der auf die Fortdauer der Erosion kollek­

tiver Bezüge im Arbeitsleben verweist. Auch der Be­

reich von Freize itgestaltung und Gesellungsformen 

spricht gegen eine ausgeprägte soziale Zuordnung: be­

rufs- und statusheterogene Aktivitäten dominieren, so­

ziale Identität scheint sich - zumindest in den untersuch­

ten Altersgruppen - eher über wohnortbezogene Aktivi­

tä ten oder altershomogene Peergroups herzuste llen. 

Fazit: Es gibt ein Potential für einen „neuen" Facharbei­

ter, das hochgradig den vielfach zitierten Anforderungen 

an theoretisches Wissen, Schlüsselqualifikationen und 

Problemlösungskompetenzen entspricht, wie sie auch in 

modernen Ausbildungskonzepten ihren Niederschlag 

finden. Das Hauptproblem, das die betriebliche „Binde­

kraft" für diesen Facharbeiter e inschränkt, ist weniger 

die A kzeptanz aktueller Arbeitsbedingungen als d ie als 

unzureichend empfundenen Entwicklungsmöglichkeiten. 

Das massive Bedürfnis nach „Entwicklung" wird ver­

mutl ich als sozialisatorische Voraussetzung mitgebracht 

und durch das „hidden curriculum" der neugeordneten 

Berufe weiter verstärkt. Unsere Prognose lautet daher, 

daß es sich weniger auf der subjekti ven Seite, sondern in 

den Betrieben selbst entscheidet, ob der Facharbeiter im 

industriellen Bereich noch eine Zukunft hat. Wenn diese 

in der Lage sind, Absolventen einer gewerblich-techni­

schen Ausbildung adäquate Arbei tsbedingungen und be­

rufliche - dami t auch persönliche - E ntwicklungsmög­

lichkeiten zu bieten, wird es auch in Zukunft genügend 

junge Leute geben, die sich für e inen Facharbeiterberuf 

entscheiden. 
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Mythos Facharbeit 

Anmerkungen aus ausländischer Sicht über die „ Verberuflichung" des 
industriesoziologischen Diskurses in Deutschland 

Bruno Cattero 

Der folgende Beitrag ist eine für die SO Ff-Mitteilungen überarbeitete und enveiterte Fassung eines Aufsatzes, der un­

ter dem Titel „Beruf und Berufsausbildung - Mythen und Widersprüche im deutschen Modell " 1998 in dem vom Autor 

herausgegebenen Buch „Modell Deutschland, Modell Europa - Probleme, Perspektiven" beim Verlag Leske+Budrich 

erscheint. Ergänzt wurde der Text vor allem in vergleichender Hinsicht, indem hier die Rationalisierungskonzepte und 

-praktiken bei Fiat und Volkswagen aus der Perspektive des Berufes bzw. der Organisation miteinander konfrontiert 

werden. Der Text baut auf ein von der Hans-Böckler-Stiftung gefördertes Forschungsprojekt über die gesellschaftliche 

Einbettung der Rationalisierungskonzepte in den zwei benannten Unternehmen auf, das vom Verfasser am Soziologi­

schen Seminar und am Zentrumfiir Europa- und Nordamerika-Studien (ZENS) der Universität Göttingen durchgeführt 

wurde und dessen Ergebnisse demnächst unter dem Titel „Lavorare alla Fiat - Arbeiten bei VW. Automation, Arbeit 

und soziale Regulierung im Vergleich" beim Verlag Westfälisches Dampfboot erscheinen. Für ihre wertvollen Kom­

mentare zu früheren Fassungen des Textes danke ich Horst Kern und Ulrich Voskamp. 

1. Erfolgsfaktor und Krisenursache? 

Im „deutschen Modell" sind Beruf und Berufsausbil­

dung cme „Basisinstitution" - dieses Verständnis 

existiert nicht nur in Deutschland, sondern auch im Aus­

land. Gerade dort sind „deutsche Qualitätsarbeit" und 

wirtschaftlicher Erfolg immer noch eng mit dem Begriff 

„Facharbeiter" verbunden. Dazu haben vor allem die 

Verbreitung und Resonanz der Thesen jener Autoren 

beigetragen, deren Texte die Grundliteratur des „deut­

schen Modells" in den 80er Jahren bildeten : allen voran 

Kern und Schumann (1984) sowie Streeck (zuletzt: 

1992). Hinzu kamen noch Beiträge anderer deutscher 

Wissenschaftler, aus denen - wenn auch mit unter­

schiedlichen Akzenten - ebenfalls die Existenz eines 

spezifisch deutschen „Facharbeitermodells" abzuleiten 

war (auf italienisch beispielsweise Bechtle/Braczyk 

1982 und Jürgens 1988). 

Nun ist das mit dem internationalen Wissenschaftsbe­

trieb immer so eine Sache: Die Übersetzung von Bü­

chern - wenn es überhaupt dazu kommt - dauert oft eine 

Ewigkeit, und wenn sie schließlich erschienen sind, ken­

nen die jeweiligen ausländischen Fachgemeinschaften 

aus vorher veröffentlichten Aufsätzen und Kongreßvor­

trägen die wichtigsten Thesen schon seit langem. Auch 

wenn dies für einen schnellen internationalen Austausch 

durchaus sinnvoll ist, so hat dieses Phänomen jedoch 

auch seine Kehrseite: In Aufsätzen ist die Argu­

mentationsführung notwendigerweise auf die wesentl i­

chen Aspekte reduziert und um des gewünschten Ef­

fektes willen oft pointiert und zugespitzt. Wenn es sich 

dann um bahnbrechende Thesen handelt, zumal wenn sie 

über die Fachgrenzen hinaus für Diskussionsstoff sor­

gen, führen diese sehr bald ein Eigenleben: Die Kette 

derjenigen, die sie zitieren, verlängert sich zwar rasant, 

gelesen wird aber oft nur noch d ie dritte Variante, ent­

sprechend gekürzt und manchmal nochmals zugespitzt. 

Das Endergebnis ist - stilisiert und die aktuelle Krisen-
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diskussion noch beiseite lassend - das folgende Bild: 

Dank eines dualen Systems der Berufsausbildung, des­

sen Wurzeln bis in die Zeit der handwerklichen Gilden 

und Zünfte zurückreichen, haben der Beruf und die Be­

rufsarbeit in Deutschland die Entstehung und Entfaltung 

der Massenproduktion nicht nur überlebt, sondern ihre 

konkrete Ausgestaltung selbst geprägt. Der Taylor­

Fordismus konnte sich nicht so radikal durchsetzten wie 

in anderen Ländern, sondern nur in einer weicheren 

Form, die der andernorts nur noch historischen Gestalt 

des „Berufsarbeiters" (operaio di mestiere, ouvrier de 

metier usw.) Platz lassen mußte: eben jenem Fach­

arbeiter, dessen Merkmale - Qualifikation, Kompetenz, 

Autonomie, Verantwortung - woanders nur noch die 

Referenzfolie für eine soziologische Kritik des Tay­

lorismus darstellten. Auf die in Deutschland noch relativ 

intakte Facharbeitsstruktur konnten die „neuen Produk­

tionskonzepte" zurückgreifen, wie umgekehrt letztere 

zur Verfestigung jener Struktur beitragen. 

Ein solches Bild ruft beim ausländischen Kollegen eine 

Mischung aus Bewunderung und Skepsis hervor. Das 

Besondere des deutschen „dualen Systems" leuchtet ihm 

schon ein - seine Praxisnähe und gleichzeitige Ver­

schulung, die überbetriebliche Standardisierung von 

Ausbildungsgängen und -zertifikaten mit der dadurch 

gesicherten gleichwertigen Qualifikation auf dem Ar­

beitsmarkt, die Regulierung und das Management des 

ganzen Systems durch die intermediären Akteure. Kurz 

gefaßt: alles, was aus der Berufsausbildung ein „kollek­

tives Gut" macht und sie weitgehend der einzelbetrieb­

lichen utilitaristischen Rationalität entzieht - und was 

der europäische Kollege durchaus gern europäisieren 

möchte. Weniger einleuchtend ist ihm hingegen der Ur­

sache-Wirkungs-Mechanismus, demzufolge aus diesem 

„kollektiven Gut" eine „implizite Organisations­

entwicklung" (Drexler 1995) resultiere, die zu einer 

qualifizierten (Fach-)Arbeit und einer „ganzheitlichen" -

auf dieses Adjektiv, mit dem er automatisch das 

Handwerk assoziiert, stößt der Ausländer immer wie­

der - Arbeitsorganisation führe. Wie konnte die „Basis­

institu tion" zu einem solchen Gestaltungs- und Er­

folgsfaktor werden? 

Daß für den Maschinenbau eine berufsförmige Produk­

tions- und Sozialstruktur charakteristisch ist, das wun­

dert besagten Kollegen nicht. Wenn unser hypotheti­

scher Ausländer ein italienischer Kollege ist, findet er 

sie beispielsweise auch in den Industriedistrikten der 

Emilia und dessen weltweit erfolgreichen Klein- und 

Mittelbetrieben wieder. Was ihm auffällt, ist freilich der 

kulturelle Unterschied, daß die dort tätigen und ebenso 

qualifizierten Arbeiter weder von sich selbst, noch von 

anderen als „Berufsarbeiter" bezeichnet werden. Dieser 

Begriff gehört in Italien einer „Arbeitsideologie" 

(Accornero 1982) an, die nunmehr Geschichte ist. 1 Vor 

diesem Hintergrund wird sich der ausländische Kollege 

höchstens die Frage stellen, ob es das duale System der 

Berufsausbildung ist, das die in Deutschland gegebene 

berufsförmige Produktions- und Sozialstruktur bewirkte, 

Mit operaio di mestiere bezeichnet man in llalien jenen Fa­
brikarbeiter, der au fgrund der ersten fre mdbestimmten Aufsplit­
terungsprozesse seines Arbeitsbereiches mit einem Handwerker 
nicht mehr vergle ichbar war und dennoch aufgrund eines noch 
beschränkten hierarchisch-organisatorischen Zugriffes noch ein 
höheres Maß an beruflicher Autonomie genoß - der Arbeiter 
also der Tourainschen „Phase A" (Touraine 1955). Wenn auch 
der Begriff bis Ende der 60er Jahre für die Bezeichnung der 
indirekten Arbeiter Gebrauch fand: Damit bezeichnete man eher 
den älteren lnstandhalter oder Werkzeugmacher. und gemeint 
war eher sein - wie auch immer erlerntes - individuelles 
berufliches Können als seine konkrete Arbeit in der Fabrik. 
Denn diese wurde nach und nach infolge der fortschreitenden 
Funktionalisierung der Betriebe und Segmentierung seines 
Arbeitsbereiches selbst mit der seines Vorgängers nicht mehr 
vergleichbar. Der entsprechende Begriff war und ist operaio 
specializzato, was ihn vom operaio comune (Jeder­
mannsarbeiter) am Fließband auch semantisch unterscheidet, 
gleichwohl die stattgefundene weitere Einschränkung seinen 
Tätigkeitsfeldes (nicht unbedingt seines individuellen berufli­
chen Könnens 1) im Vergleich zum fril heren industriellen Be­
rufsarbeiter wiederspiegelt. Eigentlich scheint dem Ausländer 
der deutsche Begriff Facharbeiter - verglichen mit dem vom 
Berufsarbe iter - die gleiche Bedeutung zu haben. Neben der 
Semantik sprechen dafür auch die Befunde der empirisch breit 
angelegten Studie von Mickler (198 1): Für kaum einen Indu­
striefacharbeiter mehr gelte noch die Arbeit nach überlieferten 
Verfahren am „ganzen Stück" (S. 213) und „bis auf wenige 
Tätigkeitsgruppen ist die einstige Vielfalt weitgehend ver­
schwunden" (S. 214). „Insgesamt - so Mickler abschließend -
hat sich bei den modernen Facharbeitern der Funktionsbezug 
der Arbeit verstärkt: sie sind durch Rationalisierungsprozesse 
sowohl enger auf ihren funktionellen Kern konzentriert als auch 
auf funktioneller Basis stärker differenziert worden. Damit ist 
die einstige Homogenität der Facharbeitergruppen, die zugleich 
auch ein erhebliches Maß an relativer Autonomie des Arbeits­
vollzuges einschloß, zum großen Teil aufgelöst worden. An ihre 
Stelle ist die vielgestaltige Kooperation spezialisierter Fachar­
beiter untereinander und mit angelernten Arbeitskräften getre­
ten" (S . 214 - Hervorhebung von mir, B.C.). Im wissenschaft­
lichen Alltag aber sind diese Unterschiede verwischt, werden 
doch in der industriesoziologischen Literatur beide Begriffe 
häufig synonym verwendet. 
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oder ob es eher umgekehrt das länderspezifische Fortbe­

stehen einer kräftigen Maschinenbauindustrie und deren 

immanente Facharbeiterstrukturen waren, die zu einer 

kulturellen „Verberuflichung" des gesellschaftspoliti­

schen Diskurses über die Berufsausbildung geführt 

haben und eine solche „Verberuflichung" weiter nähren. 

Bewunderung und Skepsis betreffen nicht so sehr den 

Maschinenbau, sondern die anderen Branchen, etwa die 

Automobil- oder Chemieindustrie. Man hatte sie näm­

lich unter anderem als Sammelbecken von unqualifi­

zierten aus ländischen „Gastarbeitern" in Erinnerung. 

Wohin sind diese nun verschwunden? Sind auch sie alle 

Facharbeiter geworden? Oder sind sie vielleicht alle von 

deutschen Facharbeitern in die Gastronomie abgedrängt 

worden? Oder beschränkt sich das Beruflichkeitsprinzip 

auf die Instandhaltung und - allgemeiner - auf die indi­

rekten Bereiche? Wo liegt dann aber die Besonderheit, 

die nur dem „deutschen Produktionsmodell" zukäme? 

Und was steckt überhaupt hinter diesem Begri ff des 

„Facharbeiters"? 

Noch mit diesen Fragen beschäftigt, erreicht den Aus­

länder bereits das Echo der in Deutschland neu ent­

brannten Diskussion: Nun sprechen die deutschen Kol­

legen von einer Krise des dualen Systems, von „verblaß­

ten Tugenden" (Kern/Sabel 1994). Einige (etwa 

Jürgens/Naschold 1994: 257 f.) machen gar kurzen Pro­

zeß mit dem System und stempeln die „Basisinstitutio­

nen von Fachausbildung und Berutlichkeit" als Mit­

ursache der Krise des deutschen Produktionsmodells ab. 

Die vom Berufsausbildungssystem geleistete Qualifi­

zierung der Arbeitskräfte laufe am ganzen Bereich der 

ausführenden Tätigkeiten vorbei, mit der Folge, daß die 

Fachkenntnisse „nicht 'organisch' in die Optimierung 

von Produktionsabläufen unter Qualitäts-, Effizienz- und 

Effektivitätsgesichtspunkten" einflössen. Zudem seien 

Fachausbildung und Berufssystem „auf ein System star­

ker Arbeitstei lung und fachlich funktionaler Segregation 

ausgelegt", was die dringend nötigen organisatorische 

Veränderungen bremse oder gar blockiere - eine Dia­

gnose, die man auch bei anderen Autoren wiederfindet: 

„Mit der Beruflichkeit des Wissens, mit seiner Auftei­
lung in unterschiedliche Organisationseinheiten, mit 
ihren je spezifischen Funktionalperspektiven, durch die 
damit verbundenen Abschottungstendenzen und struk­
turbedingten Verständigungsschwierigkeiten werden al­
so Barrieren aufgerichtet, die einen offenen Wissens­
austausch zwischen den verschiedenen beteiligten Stel­
len und Bereichen und eine Integration dieses Wissens 
erheblich erschweren" (Lullies et al. 1993, S. 59 f. ). 

Der Ausländer ist jetzt zwar erleichtert (das „deutsche 

Modell" und sein System der Berufsausbilduncr wirken 0 

nun irgendwie „menschlicher" und nicht mehr so über­

mächtig ... ), andererseits aber noch verwirrter. Auf der 

einen Seite bringt die neue Diskussion einige Antworten 

auf seine alten Fragen. Die Masse der unqualifizierten 

Arbei tskräfte inklusive der Gastarbeiter war und ist 

weiter da, vom dualen System der Berufsausbildung 

aber abgekoppelt. Das Beruflichkeitsprinzip galt also 

letzten Endes in den indirekten Bereichen. Allerdings: 

Diese sollten gerade aus diesem Grund weniger taylori­

siert sein, irgendwie anders - das „wie" war eben nicht 

klar - als anderswo. Aber plötzlich tauchen hier „Auf­

teilung in unterschiedliche Organisationseinheiten", 

„Funktionalperspektiven", „Rigiditäten", „Abschottun­

gen", „Kommunikations- und Kooperationsbarrieren" 

und ähnliches auf - alles, was seit eh und je und überall 

die funktionale Organisation als betriebsorga­

nisatorisches Pendant des Taylor-Fordismus kenn­

zeichnet! Wenn es so ist: Warum setzen die Kollecren 0 

den Akzent dann weiterhin auf Beruf und Berutlichkeit? 

Warum stellt sich das, was anderswo organisatorische 

Demarkationen ausmacht, in Deutschland als berufliche 

Demarkationen dar? Wegen der „berufsförmigen 

Produktions- und Sozialstruktur" deutscher Betriebe? 

Oder verbirgt sich hinter diesem schon erstaunlichen 

Phänomen, daß etwas, das bis gestern aus anscheinend 

so verständlichen, teils gar historischen Gründen ein 

Erfolgsfaktor war und sich nun urplötzlich in eine 

Krisenursache verwandelt, vielleicht auch ein 

Denkschema, welches durch die scientific comnumity 

genährt und reproduziert wird und gleichzeitig deren 

Beobachtung und Wahrnehmung selektiv steuert (vgl. 

Kern/Bernoux 1997, S. 274 f.)? 
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Zumindest einiges scheint in diese Richtung zu deuten. 

Daß der deutsche gesellschaftspolitische Diskurs über 

Beruf und Beruflichkeit e ine historische Kontinuität 

aufweist, ist unbestritten. Ob eine solche Kontinuität bis 

in die Produktions- und Sozialstruktur der Betriebe hin­

eingreift, ist hingegen fraglich. Ohne hier die zahlrei­

chen Fehlschläge und heftigen Debatten beim hundert­

jährigen Aufbau eines Systems der Berufsausbildung in 

Deutschland Revue passieren zu lassen: Das 1969 ver­

abschiedete Berufsbildungsgesetz kam auf jeden Fall 

nach Jahrzehnten, in denen die Berufsausbildung kaum 

etwas anderes als eine reine Angelegenheit der Unter­

nehmen gewesen war (Greinert 1993, S. 61 f.). Und dies 

waren die Jahrzehnte, in denen die taylor-fordistische 

Massenproduktion mit betriebsorganisatorischer 

Funktionalisierung ihre endgültige Entfaltung fand. Es 

fäll t schwer, sich vorzustellen, daß die Unternehmen bei 

solchem Freiraum und inmitten dieses Prozesses eine 

berufsförmige Bildungs- und Organisationspolitik ver­

folgten. Auch anhand der damaligen Diskussion ist eher 

davon auszugehen, daß das duale System weitgehend 

den Bedürfnissen der Unternehmen nachging und vor 

allem an eine vorbestellende funktionalisierte Orga­

nisation angepaßt und ihr als neues Gewand angelegt 

wurde. Ist diese Annahme plausibel, dann wären die 

heute auftretenden „beruflichen Demarkationen" Er­

scheinungsformen einer „organisatorischen DNA". Und 

das System der Berufsausbildung erodierte nicht so sehr 

wegen der (unumstrittenen) Kehrseite der beruflichen 

Sozialisierung, sondern infolge seiner genetischen -

hinter den gesellschaftlichen Masken „Beruf' und „Be­

ruflichkeit" versteckten - Verwandschaft mit der arbeits­

teiligen, funktionsbezogenen Facharbei t traditioneller 

Massenproduktion. 

Zugegeben: Worauf dieser Beitrag hinausläuft, ist eine 

Relativierung der Variablen Beruf und Berufsausbildung 

im deutschen Produktionsmodell - was etwas umfassen­

der ist als der deutschen Maschinenbau, und freilich 

auch etwas anderes als die „deutsche Gesellschaft".2 

Worum es hier geht, ist eine genauere Verortung und 

2 Die Bedeutung von Beruf und Berufsausbildungssystem in fast 
allen ihren Institutionen ist den deutschen Lesern genügend be­
kannt, als daß hier noch Literaturhinweise nötig wären. 

Gewichtung jener Variablen bei Erfolg und Krise des 

(sozialwissenschaftlich stilisierten) „Modells 

Deutschland". Der Anlaß ist nicht nur eine - selbstver­

ständlich auch sozialisationsbedingte - Infragestellung 

deutscher Denk- und Wahrnehmungsmuster: Auch em­

pirisch deutet einiges auf eine zu einseitige Betrachtung 

der (positiven wie negativen) Wirkung dieser Variablen 

in den Unternehmen hin. Die folgende überblicksartige 

Darstellung einer vergleichenden Untersuchung der 

Rationalisierungsgeschehen bei Fiat und Volkswagen in 

den letzten fünfzehn Jahren (Cattero 1998) soll dies 

verdeutlichen. 

2. Gesellschaftliche Unterschiede, betriebliche 
Realitäten 

Um die entscheidende Entwicklung in beiden Unterneh­

men gleich direkt anzusprechen: Zeitlich (erste Hälfte 

der 80er Jahre) und inhaltlich läßt sich als gemeinsamer 

Ausgangspunkt ein technokratischer Ansatz der Ratio­

nalisierung feststellen, was zum einen das Ausschalten 

jedes personalpolitischen Aspekts bei der Planung der 

Innovationen, zum anderen eine folgenschwere Unter­

schätzung der organisatorischen Dimension der Auto­

matisierung nach sich zog. Beide führten zu einem im­

mer stärkeren Widerspruch zwischen arbeitsorgani­

satorischem Modell und betriebsorganisatorischem 

Umfeld, zwischen Produktions- und Organisationskon­

zept. Je stärker die Organisation zur „Schlüsselvariable" 

der Rationalisierung wurde, desto mehr mußten sich 

beide Unternehmen von ihrem ursprünglichen Technik­

zentrismus entfernen und sich dem japanorientierten Ra­

tionalisierungsparadigma annähern. Bei einem solchen, 

in den Grundzügen gleichen Verlauf der Rationali­

sierungsmuster stellen sich dann die Fragen: Welche 

konkrete Rolle spielte in den jeweiligen Rationalisie­

rungskonzepten und -praktiken die unterschiedliche ge­

sellschaftliche Erzeugung der Qualifikationen? Und wie 

verhielt es sich mit ihrer organisatorischen Verwertung? 
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Fiat - restriktive Qualifizierungspolitik, innovative 

Organisation 

Der Fall Fiat steht exemplarisch für die Berufsbildung 

als „Privatgut". In einem Land, in dem das (ausschließ­

lich schulische) System der „Berufsausbildung" 

jahrzehntelang, und größenteils noch heute, einer Art 

„Lazarett" zur nachholenden Sozialisierung schulischer 

Aussteiger gleichkommt, kümmern sich die Unter­

nehmen selbst um die Aus- und Weiterbildung der Be­

legschaft - sofern es dringend nötig ist. Das war durch­

aus der Fall bei Fiat, als das Unternehmen 1985 vor 

seinem bis dahin größten Automatisierungsvorhaben 

stand. Man hatte „die Maschine auf die Wiese gestellt" 

und dann „die Organisation für sie maßgeschneidet" -

ein herrliches Beispiel technokratischer Sichtweise -, 

und plötzlich merkte man, daß man den heute gängigen, 

damals aber noch weitgehend unbekannten Typ des Pro­

duktionsarbeiters namens Anlagenführer (conduttore) 

brauchte. So griff man auf die eigene Bildungsstätte zu­

rück, entwickelte in kurzer Zeit Kurse für die zukünfti­

gen conduttori und schaffte hierfür eine neue Sektion 

mit dem Namen „addestramento tecnologico ". Selbst 

die Benennung verrät, worum es ging: nicht Ausbildung 

(jormazione), sondern Anlernen (addestramento). 

Der Ansatz war durchaus zielgerecht, und unter den ge­

gebenen Umstände schien er auch gerechtfertigt. Es ging 

darum, in kürzester Zeit eine erhebliche Zahl von Be­

schäftigten anzulernen. Hinzu kamen deren Merkmale: 

Un- und Angelernte mittleren Alters und mit niedrigem 

Bildungsniveau (58 % dieser ersten Gruppe von zu­

künftigen Anlagenführern verfügten nur über die acht 

Jahre Pflichtschulbildung). Der eigentliche Grund für 

das restriktive Anlernprogramm lag jedoch anderswo: 

Ausgehend von einem blinden Vertrauen in die Compu­

tertechnologie und in das von ihr erlaubte „monitoring" 

aller Prozeßvariablen wurden die Anforderungen der 

neuen Arbeit von Anfang an als gering eingestuft. Man 

brauche lediglich einen Arbeiter vor Ort, der die 

entsprechend vereinfachten Informationen lesen und -

vom Informationssystem geleitet - die entsprechenden 

Korrekturen eingeben könne. Vor diesem Hintergrund 

verwundert es nicht, daß das entsprechende Anlern­

konzept auf nur zwei(!) Monate befristet wurde. Dessen 

Defizite waren jedoch unübersehbar: 

erstens handelte es sich um ein rein „technisches" 

Anlernen, ohne jeglichen Bezug auf die organisato­

rische Einbettung der Anlagenführungstätigkeit; 

zweitens wurden die Bildungsmaßnahmen aus­

schließlich vom Bildungswesen in der Unterneh­

menszentrale entwickelt und umgesetzt, ohne die 

Werksstrukturen einzubeziehen; 

drittens geschah das dem theoretische Teil nachfol­

gende on-the-Job-Training neben einem Instand­

halter bei laufender Produktion, wobei die starke 

Nachfrage die Bildungsziele in den Hintergrund 

drängte; 

und schließlich fehlte es an einer parallelen Wei­

terbildung der unteren Vorgesetzten. 

Man mag ein solches Rationalisierungskonzept und die 

mit hin verbundene Funktionalisierung der Ausbildung 

auch „technologischen Neo-Taylorismus" nennen: Der 

Unterschied zum Original bestand jedoch darin, daß der 

conduttore ein „Systemregulierer" (Schumann u.a. 

1994) war bzw. sein mußte, also ein Qualifikationstyp, 

der Taylor völlig fremd gewesen wäre. Der conduttore 

bei Fiat regulierte allerdings recht wenig, und dies bei 

einem auf seinen Arbeitsplatz beschränkten „System". 

Die Schwierigkeiten ließen nicht lange auf sich warten: 

Nicht mal ein Jahr später geriet die ganze traditionelle 

Organisation der Werkshalle ins Wanken. Jedes nicht an 

der Anlage lösbare technische Problem, jeder 

Veränderungsvorschlag mußte die langen Wege über die 

hierarchische Leiter der Abteilung und dann innerhalb 

der jeweiligen Unternehmensfunktionen parallel zur 

Produktion gehen: von der Instandhaltung zu den 

technischen Abteilungen, von dort zur Arbeitsanalyse, 

dann vielleicht zur Qualität usw. Je komplexer ein Pro­

blem, je komplexer (und damit wichtiger für d ie Pro­

duktionsziele) die vorgeschlagene Änderung, desto län-
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ger wurden die Entscheidungsprozesse und desto weiter 

entfernten sich die Entscheidungsstellen von der Pro­

duktion. 

Die Produktionskrise war so dramatisch, daß man sich 

für eine organisatorische Revolution nach neuen Prinzi­

pien der Integration und Koordinierung entschied. Die 

früher getrennten, außerhalb der Halle angesiedelten 

Fachabteilungen wurden aufgelöst, alle technikbezoge­

nen Fachfunktionen einschließlich der Instandhaltung 

unter einem gemeinsamen Dach („Produktionstechnik") 

vereint und - zusammen mit der Produktion - einer 

hierarchisch abgeflachten, auf das jeweilige Produkt zu­

geschnittenen und weitgehend autonomen Einheit un­

tergeordnet. Ergänzend dazu schaffte man zur flexiblen 

Einbindung und Kooperation von Praktikern und Tech­

nikern linienbezogene „technologische Teams". Ihnen 

gehören, neben Anlagenführern und ihren j eweiligen 

Vorgesetzten , Instandhalter und Fachtechniker an, alle 

geleitet und koordiniert vom einem für die Verbesserung 

und Optimierung eines Segments der Anlage ver­

antwortlichen „Linientechniker" (vgl. Cattero 1992). 

Die Flexibilität des „technologischen Teams" besteht 

nun darin, daß es sich hier um keine feste Struktur, son­

dern um einen organisatorischen Mechanismus zur in­

terfunkti onalen Integration handelt. Aktiviert wird das 

Team bei gegebenen technischen bzw. organisationsbe­

dingten Problemen des jeweiligen Prozeß- oder Anla­

genabschnitts, bei denen es zuerst darum geht, die „rich­

tigen Leute" so schnell wie möglich zur gegenseitigen 

Kommunikation zu bringen. Das Team kann selbst dann 

wei terbestehen, eventuell in einer anderen Zusammen­

setzung, wenn zur Lösung des Problems oder zur Um­

setzung einer Verbesserung andere Abteilungen (Pla­

nung, Einkauf, Qualität) einbezogen, Hersteller-, Zulie­

fer- oder Wartungsfirmen kontaktiert werden müssen, 

usw. 

Wohlgemerkt: Auch nach dieser „Revolution" lief und 

läuft es bei Fiat alles andere als reibungslos. Auch das 

intelligenteste Organisationskonzept funktioniert ja nicht 

von alleine. Linien- und Fachtechniker sind zwar neue 

Namen, dahinter stehen jedoch die gleichen Personen, 

deren betriebliche Sozialisierung in Form bürokratischer 

Spezialisierung stattfand. Dem entspringt die Ge­

wohnheit der Arbeitskräfte, im Rahmen ihres engen, 

segmentierten Aufgabenbereichs zu arbeiten und sach­

lich und fachlich eher nur vertikal zu kommunizieren. 

Horizontale Kommunikation war früher meist auf Kü­

chengerüchte und Fußballkouunentare beschränkt. Dar­

über hinaus mögen zwar der eigene Schulabschluß 

(meist ein „technisches Abitur") und das berufliche 

Ansehen gesellschaftlich weniger Anerkennung genie­

ßen als bei den gleichgestell ten Kollegen in Deutsch­

land: Das eigenes Wissen gibt man aber auch bei Fiat 

ebenso wenig gern preis, sein eigenes „Territorium" 

verteidigt man ebenso zäh und zielstrebig. Denn im Be­

trieb ist man eben deswegen , j emand", und man will es 

bleiben. Die funktionale Organisation setzte zwar enge 

Grenzen, aber: wie eng sie auch ausfielen, sie schützten 

zugleich die eigene betriebliche Identität und Kompe­

tenz. Letztere mag organisatorisch auch klein gewesen 

sein, aber sie den Laien noch unübersichtlicher zu ma­

chen und somit künstlich zu vergrößern, war mit der 

eigenen Berufssprache ein leichtes Spiel. Nun muß man 

allerdings gerade transparent miteinander kommunizie­

ren und ebenso transparent kooperieren, um Probleme 

gemeinsam zu lösen. Und dies in einem völlig neuen Or­

ganisationsumfeld. 

Somit liegt es nahe, daß die entscheidende Rolle im 

technologischen Team dem Linientechniker zukommt. 

Formell und de facto nimmt er eine klassische Verbin­

dungsrolle zwischen verschiedenen Organisationsein­

heiten ein. Er muß die Informationsflüsse lenken und la­

terale - statt ausschließlich vertikale - Beziehungen ein­

schalten und pflegen. Die Linientechniker müssen sich 

allerdings noch stärker umstellen als die Fachtechniker, 

denn bei ihnen geht es weniger um die punktuelle Lö­

sung einzelner bestimmter Probleme, sondern vielmehr 

um die Organisation der Lösung bei entsprechend er­

weitertem Rollenzuschnitt. Dabei lassen sich aber be­

ruflicher Hintergrund, betriebliche Laufbahn und per­

sönliche Merkmale ebenso wenig auslöschen wie bei 

den Spezialisten, mit denen die Linientechniker die glei-
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ehe berufliche und betriebliche Herkunft teilen. Auch in 

diesem Fall stößt man also auf unterschiedl iche Verhal­

tensweisen, je nachdem, welchem Beruf (Mechanik bzw. 

Elektrik/Elektronik) die einzelnen Linientechniker 

zugehören und welche betriebliche Biographie sie hinter 

sich haben: So erweisen sich einige eher als „Büro­

Techniker", die weiterhin möglichst den Schreibtisch 

der Werkshalle vorziehen und Schwierigkeiten mit den 

Praktikern bekommen. Andere hingegen verstehen sich 

eher als „Werkstatt-Techniker" und gehen manchmal 

allzu leicht auf Konfrontationskurs mit ehemaligen Bü­

rokollegen. Wie auch irruner beruflicher und betriebli­

cher Hintergrund sowohl im Einzelfall als auch im all­

gemeinen zu gewichten sind: Darauf zu warten, daß et­

wa im Bildungssystem die nun dringend benötigten 

„Schlüsselqualifikationen" vermittelt oder daß die 

Grenzen zwischen den Fächern aufgelöst werden, kann 

sich Fiat ebensowenig wie jedes andere Unternehmen 

leisten, abgesehen davon, daß es auch nur bedingt helfen 

würde - Spezialisierung(en) wird man immer brauchen, 

und es wird sie immer geben, wie auch das organisa­

torische Problem, sie zu bündeln und dabei unter­

schiedliche Berufseinstellungen in Einklang zu bringen. 

Erfolg oder Mißerfolg der Problemlösung hängen folg­

lich weniger von den jeweiligen Merkmalen des Ausbil­

dungssystems ab als von der entsprechenden Aktivie­

rung ergänzender organisatorischer Mechanismen (z.B. 

Rotation in den Rollen) und personalpolitischer Anreize. 

Nur aus dieser Perspektive kann man übrigens verste­

hen, warum bei Fiat - trotz eines durchaus ausgeklügel­

ten Modells - alte und neue negative Impulse einwirkten, 

die letztlich zur sukzessiven Anpassung des Organisa­

tionskonzept zwangen. Entscheidend dabei war vor al­

lem die spannungsgeladene Bipolarität zwischen Li­

nientechnikern und unteren Vorgesetzten (capisquadra), 

welche sich in alltäglichen Konflikte in der Frage „Qua­

lität versus Quantität" niederschlug. Diesbezüglich 

neigten zwar Linientechniker und Instandhalter dazu, 

den Konflikt zu „verberuflichen'', indem sie auf die 

unzureichende Qualifikation der capisquadra sowie auf 

ihre Schwierigkeiten, direkt mit anderen beruflichen 

Rollen und Fachleute zu interagieren, hinwiesen. Da-

hinter steckte freilich em deutlicher Organisations­

konflikt, dessen Ursachen im Organisationsmodell und 

dessen Integrationsprinzipien lagen: 

Auf der einen Seite hatte der Linientechniker bei 

auftretenden Probleme zwar die institutionelle Auf­

gabe, zu entscheiden, „wer was machen soll'', nicht 

aber die dispositive Befugnis, zu veranlassen, daß 

es gemacht wird. Jede Entscheidung bedeutete so­

mit langwierige Verhandlungen mit den Praktikern 

der Produktion, welche aber mit dem Hinweis auf 

die zu erreichende Stückzahl fast irruner die besse­

ren Karten hatten. 

Erschwerend hinzu kam auf der anderen Seite die 

restriktive Definition der Rolle des Anlagenführes, 

denn hier hatte sich bei allen organisatorischen 

Veränderungen eigentlich nichts geändert Von sei­

nem Arbeitsplatz gesehen blieb das „technologi­

sche Team" lediglich ein Mechanismus zum konti­

nuierlichen „Absaugen" und Verarbeiten der em­

pirischen Erfahrung an den Anlagen, ohne daß da­

durch entsprechende Kooperationsstrukturen ent­

standen, in denen sich die Anlagenführer und selbst 

die Instandhalter einbezogen fühlen konnten. Vor 

allem: Ohne echte „Systemregulierer" vor Ort fand 

sich der eigentliche „Systemregulierer" bei Fiat -

der Linientechniker - nicht mit den vorgesehen 

Optimierungsaufgaben, sondern vielmehr mit allen 

möglichen Alltagsproblemen der Anlage be­

schäftigt. Und da jede Entscheidung an der Anlage 

infolge der angesprochenen Bipolarität zu einer or­

ganisatorischen Auseinandersetzung geriet, begann 

der Entscheidungsprozeß wieder die hierarchische 

Pyramide emporzusteigen - es geschah also gerade 

das, was das neue Organisationskonzept eigentlich 

hätte vermeiden sollen. 

Die organisatorische Korrektur unter dem Namen ,,Inte­

grierte Fabrik" soll den Organisationskonflikt insofern 

lösen, als die alte Rolle des caposquadra abgeschafft 

und die Produktionseinheiten als cost centers neugestal­

tet wurden. Der Linientechniker bleibt Koordinator, ist 
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nun aber dem Cost-Center-Leiter direkt zugeordnet, 

welcher über die finanzielle Autonomie und Verantwor­

tung für Produktion und Maschinen verfügt. Die Not­

wendigkeit aber, die Integration der Arbeit und nicht nur 

der Spezialisten neu zu definieren, wird weiterhin nicht 

anerkannt bzw. abgestritten. Angesichts aber des mitt­

lerweile stark verbesserten Ausbildungshintergrunds der 

zahlreichen jüngeren conduttori und Instandhalter, die 

nunmehr ein fachliches Diplom oder gar ein technisches 

Abitur besitzen, findet dies aus beruflicher Sicht keine 

Rechtfertigung mehr. Und in dem Maße, in dem d ie 

zunehmende Kluft zwischen Ausbildungshintergrund 

und der vom Organisationsmodell verlangten Qualifika­

tion und Eigeninitiative zu einer spürbaren Frustration 

und Apathie dieser Arbeitskräfte führt, ist sie auch als 

die entscheidende Schwachstelle des Organisationskon­

zeptes zu bewerten. 

Volkswagen - berufliche Kompetenz, geteilte Organisa­

tion 

Richtet man den Blick auf Volkswagen, wird man wohl 

eine ganze andere Betriebswelt erwarten . Sowohl im In­

land als auch im Ausland ist das Bild der Rationalisie­

rung bei Volkswagen in den 80er Jahren mit der be­

rühmten „Halle 54" in W olfsburg verbunden: Auf der 

einen Seite eine bis dahin undenkbare Automatisierung 

der Endmontage, auf der andere Seite moderne, 

(neu)qualifizierte „Produktionsfacharbeit". Das Bild 

schien die mit dem „deutschen Modell" verknüpfte „An­

gebotsthese" eines zunehmenden Drucks in Richtung 

qualifikationsorientierter Rationalisierungskonzepte, 

ausgelöst von den d urch das duale System erzeugten und 

deshalb im Hause verfügbaren Qualifikationen, durch 

und durch zu bestätigen. Und in der Tat ist die VW­

Welt e ine andere als bei Fiat. Nur: sie ist anders als 

erwartet. 

Bei den hier untersuchten Fällen gab es vor allem einen, 

dem für die spätere Entwicklung der neuen Produktions­

konzepte bei Volkswagen mindestens die gleiche Be­

deutung zukommt wie der Halle 54. Dabei fie l das ur-

sprünglich vorgesehene arbeitsorganisatorische Konzept 

zunächst erstaunlich konservativ aus: Die traditionelle 

Arbeitsteilung (und Polarisierung) zwischen einer hohen 

Zahl von Maschinenbedienern und Maschinenführern 

und einer kleinen Gruppe von Einrichtern soll te - bei 

halbierter Belegschaft - unangetastet bleiben. Erst die 

rechtzeitige Einschaltung des Betriebsrats und der ihn 

beratenden Gewerkschaft führte zur neuen Rolle der 

Anlagenführer und damit zu einem „neuen Produk­

tionskonzept". Im Mittelpunkt stand vor allem die schon 

von Kern und Schumann (1984) angesprochene Kehr­

seite der neuen Produktionskonzepte, nämJ ich die Seg­

mentierungsfrage: Es ging um Angelernte, denen Be­

triebsrat und Gewerkschaft den Weg zu qualifizierte­

ren - und damit vor weiteren Rationalisierungen auch 

sichereren - Arbeitsplätzen offenhalten wollten. Vor die­

sem Hintergrund entstand nach zähen Verhandlungen 

das Konzept eines „integrierten Teams", das auf die In­

tegration und Anwendung von fachlich-beruflichen 

Kompetenzen vor Ort setzte und damit eine hohe Iden­

tifikation mit der Arbeit und den Produktionszielen 

(„Gruppengeist") erzeugen sollte. Dafür wurden die 

Grenzen zwischen Anlagenführern und Instandhaltern 

absichtlich fließend gehalten („Anlagenführer mit In­

standhaltungstätigkeiten" versus „Instandhalter mit 

Anlagenführungstätigkeiten"); die Betonung lag also 

mehr auf der Komplementarität der beiden Figuren als 

auf ihrer Arbeitsteilung. 

Das Konzept des „integrierten Teams" blieb nicht auf 

diesen Fall beschränkt, sondern fand nach und nach in 

allen VW-Werken Anwendung. Unterschiedlich war je 

nach der spezifischen Situation das sozio-berufliche Ge­

rüst, auf dem die jeweiligen Teams aufbauten: Auf der 

eine Seite das auf den Angelernten zentrierte Modell mit 

entsprechend weniger anspruchsvollem Aufgabenzu­

schnitt der Anlagenführung und auch Integration von 

einfachen Handarbeiten in seinen Bereich; auf der ande­

ren Seite das anspruchsvollere „Facharbeiter-Modell", 

welches der ab der Mitte der 80er Jahre zunehmenden 

Zahl junger Facharbeiter einen attraktiven Einsatz in der 

Produktion bieten sollte, aber oft auch eine hohe A nzahl 

von Beschäftigten mit einfachen Beschickungs- und Ent-
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ladeaufgaben außerhalb des Teams ließ. Zieht man heute 

eine Gesamtbilanz, wie sich beide Modelle entwickelt 

haben und was daraus geworden ist, dann fällt sie de­

primierend aus. In allen untersuchten Fällen ist das kon­

krete Team weit entfernt vom Modell eines „integrierten 

Teams" geblieben. Im Fall des ersten, mit der Interes­

senvertretung verhandelten Angelernten-Konzeptes ist 

das „integrierte Team" gar gestorben: Innerhalb des Be­

reiches haben sich die Instandhalter einen eigenen Raum 

geschaffen, ihn mit Trennwänden klar nach außen ab­

gegrenzt und darin ihre Werkstatt aufgebaut, ja sogar 

zwei - Elektriker und Mechaniker, beide voneinander 

getrennt. In der Mitte steht schließlich die kleine Bude 

des Meisters mit einem unmißverständlichen Schild: 

„Fertigungsinstandhaltung - Stützpunkt Kostenstelle 

XY". Es ist nicht das einzige, durchaus aber das 

sichtbarste Zeichen der Verselbständigung der „Teamin­

standhalter", was den Anlagenführer in seine ar­

beitsteilige Vergangenheit als Maschinenbediener oder 

auch Einrichter zurückwirft. Heute wie damals nirrunt er 

bei etwas komplexerer Störung den Uetzt kürzeren) Weg 

zur Instandhaltung, trägt dort Maschine und Störung ins 

Register ein und geht zurück zu seinem Arbeitsplatz. 

Die „Systerruegulierung" reduziert sich auf eher 

e infache Systemüberwachung. 

Das Beispiel ist nicht zufällig gewählt, denn die Empirie 

läßt sich hier durchaus mit „beruflichen Kategorien" 

interpretieren: Die beruflichen Demarkationen und je­

weiligen Berufsgemeinschaften schotten sich ab, er­

schweren die Organisationsentwicklung, ersticken diese 

manchmal bis zum Tode. Nur: Wie gut und wie tief läßt 

sich mit diesen Kategorien interpretieren? Ist man hier 

tatsächl ich bei der Ursache? Oder eher am Ende einer 

Kausalkette? 

Zur sukzessiven Annäherung an eine Antwort ist es sinn­

voll, die Instandhaltungsarbeit und die damit verbun­

denen Handlungslogiken (insbesondere des Elektrikers, 

welcher als modernster Beruf gilt) in beiden Team­

Modellen genauer unter die Lupe zu nehmen. Denn ge­

rade aus der Perspektive des „Berufs" kann man 

schwerlich argumentieren, daß die Instandhaltungsarbeit 

an den hochautomatisierten Anlagen nicht eine „Degra­

dierung" erfährt. Bei jeder Reparatur gilt nämlich - in 

den VW-Werken wie überall - das ungeschriebene 

Gesetz der „10, höchstens 15 Minuten!". Wird mehr 

Zeit für die Störungsbehebung erforderlich, hat der 

Instandhalter vor Ort „Meldepflicht": Er muß die 

Spezialisten der Werkstatt rufen oder sich für einen 

provisorischen Eingriff (der Mechaniker, wobei die Re­

paratur am Wochenende meist verschoben wird) bzw. 

für die Substitution (der Elektriker) entscheiden, womit 

die Reparatur der schadhaften Komponente an d ie 

Werkstatt delegiert wird. Kleine oder punktuelle Abwei­

chungen von dieser Regel ändern nichts an der Tatsache, 

daß die Instandhaltungsarbeit eine tiefgreifende Modifi­

kation erfährt: Der wesentliche Indikator für die Auto­

nomie der Aufgabe ist immer weniger d ie berufliche als 

vielmehr die organisatorische Autonomie. Zwar wird 

das „wie" der Reparatur nach wie vor nicht genau vor­

geschrieben, jedoch zunehmend das „wann" und das 

„wie lange". Und beide wirken direkt auf das „wie" zu­

rück, was dann im Extremfall dazu führen kann, daß 

„Reparatur" auf einfache Substi tution beschränkt wird.3 

Der Umstand, daß die organisatorische Vorschrift sich 

auch auf das „wo" bezieht, indem sie den Instandhalter 

den einzelnen Anlagen zuordnet, entzieht zudem der be­

ruflichen Autonomie nach und nach das Objekt, an dem 

sie sich entfalten kann. Aus der Perspektive des „Be­

rufs" kann die Metamorphose der Instandhaltungs­

tätigkeit, kombiniert mit der Spezialisierung auf einen 

Anlagentyp, keine andere Folge haben als d iese: die 

Umwandlung vom Facharbeiter zum „Fachidioten" ! 

Nun ist der VW-Instandhalter - egal ob Mechaniker oder 

Elektriker - verwirrt. Wie könnte es auch anders sein, 

denn auf der einen Seite sieht er die neuen, wider­

sprüchlichen Aspekte der Arbeit: die „Verantwortung" 

für die Produktion (was häufig bedeutet, nicht zu 

reparieren!); die Forderung, sich auf unterschiedlichen 

3 Dabei ist übrigens gerade der Elektriker derjenige. der am mei­
sten betroffen ist: Sein Sonderstatus beruht darauf, daß seine 
Fachkenntnisse für die Laien undurchschaubar sind und ihnen 
daher hochwertig erscheinen. In der Tat ist gerade seine Arbeit 
am einfachsten zu standardisieren. und <lies geschieht auch -
wesentlich mehr als der Mechaniker ersetzt er, statt zu reparie­
ren. 
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Berufsfeldern zu bewegen (das genaue Gegenteil von 

„Fach"-Arbeit!); das Vermögen, ebenso unter Streßbe­

dingungen arbeiten zu können (was oft eine notwendige 

Oberflächlichkeit voraussetzt, die ihrerseits wiederum 

im Gegensatz steht zu allem, was traditionell in die Ka­

tegorie „Facharbeit" gehört: eine gründlich und gut 

ausgeführte Arbeit); die Fähigkeit, im Team zu arbeiten, 

usw. All dies ordnet der Instandhalter unter der Katego­

rie "Facharbei t" ein, vergleicht seine Facharbeit mit der 

des traditionellen Instandhalters und erhebt dann dem­

entsprechend einen Anspruch auf die eigene, ja überle­

gene Qualifikation. Auf der anderen Seite steht das, was 

er tatsächlich erreicht: mit der traditionellen Berufsauf­

fassung in Konflikt zu kommen, wie auch mit den Kol­

legen in der Werkstatt und mit den Vorgesetzten, welche 

an das traditionelle Bild des Berufes gebunden sind und 

nicht über die entsprechenden Kategorien verfügen, um 

jene neue Qualifikation anzuerkennen. Für sie b leiben 

„die eigentlichen Spezialisten weiterhin in der Fachab­

teilung". Dort sei die berufliche Vielseitigkeit in höhe­

rem Maße gegeben als für den „Fertigungselektriker" im 

Team, für den die Spezialisierung ein Risiko darstelle, 

weil sie seine Einsatzflexibilität einschränke und damit 

die fachliche Vertiefung erschwere, usw. 

Das Resultat dieses a lltäglichen Oszillierens zwischen 

subjektiver Wahrnehmung der eigenen Arbeit und deren 

Wahrnehmung von seiten des Betriebs ist so paradox 

wie unvermeidlich. Bei j eder Anlage zeigten etwa die 

quasi ausschließlich jungen Elektriker eine ausgeprägte 

Identifikation mit der Anlage und mit ihrer Arbeit, wei l 

dies „modern" sei, und gleichzeitig strengten sie sich an, 

endlich zu „Spezialisten" in der Werkstatt zu werden. 

Daraus ergab sich bei den meisten eine bedeutend 

geringere Identi fikation mi t dem Team und allenfalls die 

Tendenz, eher die Exklusivität des eigenen beruflichen 

Wissens auszunutzen, um sich somit als privilegierte 

Gruppe darzustellen und durchzusetzen und dadurch 

dem hierarchischen Druck von seilen der Meister sowie 

dem sozialen Druck von sei ten der Arbeitsgruppe zu 

entziehen. 

Die Analyse der Instandhaltungsarbeit zeigt nicht nur, 

daß der Archetyp des „Berufs" nur bedingt dazu geeig­

net ist, die gegenwärtigen Mutationen der heutigen In­

dustriearbeit zu absorbieren. Sie zeigt auch, daß selbst 

im Innenraum des Berufs, in der Berufsgemeinschaft, 

Risse auftreten und gegenseitige Abgrenzungen wirken, 

je nachdem, welche Position die einzelnen Berufsmit­

glieder in der Organisation innehaben. 

Das Scheitern des „Angelernten-Konzepts" ist innerhalb 

dieses Rahmens und zugleich als dessen Zuspitzung zu 

lesen, wobei im konkreten Fall die Verfes tigung der 

beruflichen Abgrenzungen und ihr erneutes arbeitsteili­

ges Auftreten nach altem Muster das Ende einer Kausal­

kette aus Arbeitsverdichtung, Weiterbildungsversagen, 

Re-Spezialisierung und Abwertung der Arbeit von An­

lagenführer und Instandhalter darstellen. Die Arbeits­

verdichtung ergab sich aus einer groben Fehlplanung, 

was die Nachfrage und die damit verbundene Belastung 

der Anlagen betraf. In der zweiten Hälfte der 80er Jahre 

mußte man bis zu 50 % bis 60 % mehr produzieren als 

ursprünglich geplant, und der Personalbedarf stieg noch 

stärker, was alle Bezugsgrößen, auf die das Konzept des 

integrierten Teams aufbaute, sehr bald zu Makulatur 

machte. Vor allem wurde das Ausbildungsprogramm für 

die Stammgruppe der Anlagenführer zum Luxus, als sol­

cher den Produktionsbedürfnissen untergeordnet und 

schließlich über mehrere Jahre hingeschleppt. Dies war, 

neben dem extrem forcierten Nutzungsgrad der Maschi­

nen, sicherlich ein weiterer Grund für den dramatischen 

Anstieg des Instandhaltungsbedarfes: Die Zahl der 

„Team-Instandhalter" wurde mehr als verdoppelt, und 

die Instandhaltungsarbei t wandelte sich noch stärker als 

schon üblich in Richtung „Feuerwehreinsatz" oder 

„Erste-Hilfe''. Die daraus folgende Vereinfachung der 

Instandhaltungsarbeit vor Ort - Ersatz statt Reparatur -

ermöglichte zwar d ie Rekrutierung der nötigen Instand­

halter unter den Anlagenführern, was allerdings zwei 

weitere Folgen nach sich zog: Das vorhandene Qual ifi­

kationspotential unter den Anlagenführern wurde ausge­

höhlt, und die Instandhaltung wurde zum angestrebten 

Fluchtort aus einer immer weniger attraktiven Anlagen­

führungsposition. Ob man dabei immer eine fachlich 
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höherwertige Arbeit im Auge hatte und auch finden 

konnte, ist freilic h nicht sicher. Auch deswegen, wei l 

sich unter den gegebenen Umständen das Spezialisie­

rungsprinzip unter den Instandhaltern als vertrauter und 

anscheinend nötiger Weg hemmungslos wieder den Weg 

gebahnt hatte.4 

Die letzte Folge dieses Teufelskreises war die zuneh­

mende Zahl „technischer Sacharbeiter'', die nach und 

nach diesen wie anderen automatisierten Bereichen zu­

geordnet wurden bzw. werden mußten. Den „Linientech­

nikern" bei Fiat entsprachen sie freilich nur teilweise: 

Denn anders als diese waren sie auf einzelne 

Fachbereiche spezialisiert. Daher waren sie eher mit den 

„Fachtechnikern" vergleichbar, organisatorisch ent­

sprachen sie jedoch noch den Vorgängern - den Techni­

kern des alten, funktional gegliederten „Technischen 

Dienstes" bei Fiat. Ihr Auftauchen und ihre Zunahme 

sowie ihre Rekrutierung vorzugsweise aus den besten 

Anlageninstandhaltern sprachen auf jeden Fall dafür, 

daß die ehemaligen, nun praktisch aufgelösten „Teams" 

doch nicht in der Lage waren bzw. nicht in die Lage ver­

setzt wurden, die technischen und organisatorischen In­

terdependenzen vor Ort aufzufangen. 

3. Segmentierungsdilemma als Qualifizie­

rungsengpaß? 

Auf den ersten Blick mag es so aussehen, daß das Schei­

tern des „integrierten Teams" auf das eher niedrige 

Qualifikationsniveau im "Angelernten-Modell" zurück­

zuführen sei - also doch auf berufliche Faktoren. Dage­

gen spricht jedoch d ie Tatsache, daß die „technischen 

Sachbearbeiter" auch beim „Facharbeiter-Modell" 

auftauchten. Hinzu kommt, daß mit der erwähnten Zu­

nahme des Personalsbedarfs die Zahl jüngerer und bes­

ser ausgebildeter Arbeitskräfte auch im Fall des Ange­

lernten-Modells zunahm. Aber abgesehen von diesen 

fallspezifischen Befunden, die eine berufszentrierte In-

4 Und dies geschah selbst innerhalb der Berufe: Unter den Me­
chanikern gab es im konkreten Fall sogar einen, der sich aus­
schließlich um das Schmieren kümmern mußte - wohl kein Bei­
spiel hochwertiger Facharbeit. 

terpretation schon komplizieren, ist an dieser Stelle der 

grundlegende Widerspruch zwischen berufszentriertem 

Ansatz und der Segmentierungsfrage innerhalb der 

neuen Produktionskonzepte anzusprechen. 

Die Segmentierungsdynamik ist dem auf berufliche Qua­

lifikation ausgerichteten deutschen Modell immanent: 

Sie wird vom „Überangebot" an jungen Facharbeitern 

erzeugt und weiter reproduziert. Schon allein deswegen 

war und ist die Segmentierungsfrage auf rein beruflicher 

Ebene konzeptionell, arbeitsorganisatorisch und daher 

auch betriebs- und gewerkschaftspolitisch eigentlich 

nicht zu lösen. Ein Beispiel dafür ist etwa im „Trendre­

port Rationalisierung" (Schumann et al. 1994) zu finden , 

nämlich dort, wo die Autoren zwar einen Trend zur 

Funktionsintegration feststellen, aber den „mit über 

40 % dennoch relativ hohen Anteil von 

Systemregulierern auf dem Niveau von angelernter Ar­

beit" in der Automobilindustrie eher kritisch kommen­

tieren:5 

„Bei einem auf angelernte Arbeit begrenzten Arbeitsein­
satzkonzept handelt es sich vielfach um eine Folge feh­
lender Konsequenz beim Bruch mit herkömmlichen Be­
triebsstrukturen, um bislang noch begrenzte Integra­
tionsansätze und fehlende bzw. mangelhafte Qualifizie­
rungsbemühungen. Für die 90er Jahre gehen wir ange­
sichts der weiteren Verbreitung von integrativen Ar­
beitseinsatzstrategien und Betriebsstrukturen davon aus, 
daß mit einer Anhebung des durchschnittlichen Quali­
fikationsniveaus im Bereich Systemregulierung zu rech­
nen ist" (Schumann et al. 1994, S. 73). 

Bei einem konsequenten Bruch mi t der Vergangenheit , 

den die Autoren favorisieren, müßten der Angelernten­

anteil weit niedriger und der Facharbeiteranteil wei t hö­

her ausfallen. So sehr bei stärker funktionsintegrierten 

Arbeitseinsatzkonzepten ein Qualifikationsanstieg auch 

erforderlich und wünschenswert ist, so wenig zwangs­

läufig muß jedoch ein solches upgrading in alten, be­

rufsfachlich definierten Bahnen verlaufen und mit einem 

Sprung in die fast flächendeckende Produktionsfachar-

5 Gemeint ist die Qualifikationsstruktur der Tätigkeitstypen von 
Produktionsarbeit in der Automobilindustrie: Bei Tätigkeits typ 
„Systemregulierer" entspricht s ie 13% gehobener Facharbeit, 
4 1 % Facharbeit, 41 % gehobener Angelemtenarbeit und 5 % 
einfacher Angelemtenarbeit (vgl. Schumann et al. 1994, S. 72, 
Schaubild 1.3). 
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beit einhergehen. Um im obigen Beispiel zu bleiben: Da 

es unwahrscheinlich ist, daß viele Angelernte einen sol­

chen Sprung geschafft hätten, wäre das Segmentie­

rungsproblem noch schärfer eingetreten als dies ohnehin 

schon der Fall war. So gesehen kann man dem recht ho­

hen Angelerntenanteil bei den „Systemregulierern" 

durchaus e twas Positives abgewinnen: Denn in den mei­

sten Fällen steht dieser Anteil vermutlich für erfolgrei­

che Bemühungen, dem quantitativ breiten Segment der 

Angelernten einen Zugang zur inunerhin höherwertigen 

Systemregulierungsarbeit offen zu halten. Die harte Seg­

mentierungslinie eines berufszentrierten Qualifikations­

systems konnte so erfolgreich aufgeweicht werden. 

Mit ei nem zu stark berufszentrierten Qualifikationsbe­

griff gerät man also bezüglich der Segmentierungspro­

blematik eher in eine Sackgasse. Darüber hinaus ist er 

selbst im Fall des „Facharbeiter-Modells" problema­

tisch: Denn wie gesehen zieht die Arbeit an den Anlagen 

für die Facharbeiter, gemessen an ihrer Berufsausbil­

dung und an der Arbeit der traditionellen Instandhalter, 

deutliche Verluste nach sich: die berufliche Autonomie 

sinkt, und d ie Spezialisierung droht sie zu „Fachidioten" 

zu machen. Auch in diesem Fall ist ein Ausweg auf eine 

rein berufliche Ebene illusorisch, was zwar nicht 

bedeutet, daß eine „Re-Professionalisierung" der Arbeit 

von Anfang an auszuschließen sei. Der Begriff ist aber 

insofern zu „entberuflichen", als eine Re-Professio­

nalisierung industrie ller Arbeit hauptsächlich von der 

Aufwertung, Entwicklung und Umsetzung eher sozialer 

und organisatorischer Qualifikationen abhängt. Sicher: 

Man kann alle neuen fachlichen und vor a llem nicht­

fachl ichen Anforderungen weiter unter dem Begriff „Be­

ruf' sammeln und von einem „neuen Facharbeiter" spre­

chen, wie es etwa in der deutschen Diskussion geschieht 

(vgl. Kühnlein 1997, S. 11 f.). Aber abgesehen davon, 

daß in der Regel die Erweiterung eines Begriffes dem 

Begriff selbst nicht unbedingt gut tut, scheinen hier die 

folgenden Anmerkungen von Touraine die Verände­

rungen der Qualifikation in der moderner Industriearbeit 

schärfer zu erfassen, obgleich sie noch auf die erste 

Automatisierung in den 50er Jahren (die „Phase C" in 

seinem Interpretationsmodell der Entwicklung der Indu­

striearbeit) bezogen waren: 

„Die qualifizierten Arbeiter der Phase C sind keine Pro­
duktionsarbeiter mehr; ihre Qualifikation besteht nicht 
mehr aus beruflichen Fertigkeiten, sondern aus techni­
scher Kompetenz und den davon untrennbaren sozialen 
Fähigkeiten, das heißt aus ihrem Vermögen, einen be­
stimmten Platz in einer zugleich technischen und sozia­
len Organisation einzunehmen. Der berufliche Wert 
eines Stahlofenüberwachers besteht aus seinen Fähig­
keiten, aufmerksam zu sein, um die verantwortlichen 
Techniker so schnell wie möglich über jedes anormale 
Ereignis zu benachrichtigen, oder auch nur über den op­
timalen Moment, um einen Eingriff zu beginnnen oder 
zu beenden. Zwischen dem beruflichen Wert des Arbei­
ters und seiner Handlung steht jetzt d ie Organisation, 
das informelle und formelle Netz sozialer Beziehungen. 
Die Handlung kann einfach sein; die Qualität der Arbeit 
liegt nicht mehr auf der Ebene der Beziehungen zwi­
schen dem Mensch und seinen Arbeitsgeräten, sondern 
der Beziehungen zwischen Mensch und Gruppe, auf der 
Ebene des Gesamtgefüges der Arbeit. Die berufliche 
Qualifikation wird durch eine soziale Qualifikation er­
setzt, da nun das Paar Mensch-Werkzeug durch das Paar 
der sozialen Gruppe und des gesamten Produk­
tionssystems ersetzt wird." (Touraine 1955, S. 54-55). 

Aus dieser Perspektive ist ein gut funktionierendes Sy­

stem der Berufsausbi ldung wie das deutsche nicht un­

bedingt hinderlich, wenngleich hier eine „Entberutli­

chung" als längst hinfällig und immer dringender er­

scheint.6 Andererseits gi lt hier, was schon im Fall Fiat 

bemerkt wurde: Vermittlung von „Schlüsselqualifikatio­

nen", Auflockerung der Fachgrenzen und ähnliches sind 

zwar sinnvoll und wünschenswert. Entscheidend bleibt 

aber das Organisationskonzept und das damit 

verbundenen Instrumentarium an organisatorischen 

Mechanismen und personalpolitischen Maßnahmen. Im 

konkreten Fall von Volkswagen ging es daher vor allem 

um a) eine teambezogene Weiterbildung und b) ein 

teamorientiertes Organisationskonzept - von beiden 

konnte allerdings kaum die Rede sein: 

6 Wohlbemerkt: aus reiner industriesoziologischer - genauer: 
Tourainescher - Perspektive. In <ler Berufsbildungsforschung 
und vor allem in der berufspädagogischen Diskussion ist dieses 
Thema bekanntermaßen schon seit geraumer Zeit ein Dauer­
brenner (vgl. für einen Überblick: Paul-Kohlhoff 1994). 
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a) Daß beim „Angelernten-Modell" vieles von einem 

entsprechenden Qualifizierungsprozeß abhing, war der 

Interessenvertretung durchaus klar. Und wenn auch 

nicht alles gerade reibungslos lief, entwickelte man in 

enger Kooperation mit dem Bildungswesen ein fünf­

stufiges, pädagogisch durchdachtes Weiterbildungspro­

gramm, welches unter anderem die Vermittlung von ar­

beitsplatzübergreifenden Qualifikationen, technologi­

schen und organisatorischen Kenntnissen (wechselseiti­

ge Zusammenhänge) sowie sozialer und organisatori­

scher Fähigkeiten zur Kooperation absichern sollte. Bei 

der Umsetzung blieb von diesen Zielen aber so gut wie 

nichts übrig: Die Weiterbildung begann erst, als die 

neuen Anlagen schon seit mehr als einem Jahr im Be­

trieb waren, so daß der Produktionsdruck alsbald die 

Bildungsziele in die Ecke drängte. Obwohl auf einen 

insgesamt 45-tägigen Zeitraum beschränkt, erstreckte sie 

sich von 1986 bis in die 90er Jahre (!) hinein. Und die 

fünfte Stufe des Programms - für die teaminterne Ko­

operation die wichtigste, da sie eine Rotation über meh­

rere Maschinen und Arbeitsplätze sowie das gegenseiti­

ge Anlernen vorsah - wurde von kaum einem der ersten 

Anlagenführer besucht. Später rekrutierte Arbeitskräfte 

bekamen so gut wie keine Weiterbildung. Also überwo­

gen trotz aller Unterschiede beim Weiterbildungskon­

zept gegenüber Fiat am Ende doch die gemeinsamen 

Aspekte: Auch bei Volkswagen ging es eher um eine 

schlichte Anpassungsqualifizierung als um einen an den 

neuen Anforderungen ausgerichteten Qualifizierungs­

prozeß. Darüber hinaus fehlte auch hier eine flankieren­

de Weiterbildung der unteren Vorgesetzten, allen voran 

der Meister, was einer Steuerung und Betreuung der 

Teams sicher nicht geschadet hätte. 

Ein Einzelfall ? Schon allein angesichts der vielen Be­

stätigungen in der Literatur ist dies eher zu bezweifeln7
· 

Und im übrigen wäre es auch vereinfacht, das Scheitern 

des Weiterbildungsprozesses auf den Produktionsdruck 

zurückzuführen: Dahinter steckte vielmehr der techno­

kratische Ansatz der Rationalisierung und die für ihn ty­

pische Innovationsplanung, welche ausschließlich nach 

7 Vgl. für einen Überblick BMBW (1990), Dobischat/Lipsmeier 
(l 99 1) und Baethge (1 992). 

technologisch-funktionalen Kriterien erfolgte und erst 

daraus personal- wie bildungspolitische Aspekte ablei­

tete. Durch Mitbestimmung und Mitgestaltung konnte 

die Interessenvertretung dies zwar korrigieren, gegen 

den damit verbunden „reaktiven Grundzug konven­

tioneller Personalwirtschaft" (Mahnkopf 1990, S. 79) 

hatte sie aber offensichtlich kein Mittel: Das Personal­

wesen blieb ein „Dienstleister" für den Restrukturie­

rungsprozeß, eine Buchungs- und Personalbeschaf­

fungsstelle, welche die Personalveränderungen durch 

Versetzungen und Fluktuation möglichst kostenneutral 

in den Griff zu kriegen hatte. Diesem (Selbst)Verständ­

nis des Personalwesens entsprach ein Begriff der Perso­

nalplanung beim unteren und mittleren Management, der 

sich darauf reduzierte, mit dem zur Verfügung geteilten 

Personal in der Abteilung irgendwie über die Runden zu 

kommen. Unter diesen Umständen gab es für team­

orientierte Qualifizierungsmaßnahmen gar keinen Platz -

dafür fehlte schlicht und einfach jegliches Verständnis. 

b) An der Frage der Weiterbildung kristallisieren sich 

also deutliche personalpolitische Defizite heraus, die 

ihrerseits zugleich als Teil und Folge eines allgemeine­

ren und noch gravierenderen organisatorischen Konser­

vatismus zu betrachten sind. Bis weit in die 90er Jahre 

hinein blieb das betriebsorganisatorische Umfeld der 

Teams unangetastet, es fand nicht einmal eine dem 

Team-Konzept entsprechende Neudefinition zumindest 

der Instandhaltung statt. Selbst das Auftauchen der 

„technischen Sachbearbeiter" änderte nichts daran, denn 

es handelte sich hier lediglich um eine Not-Maßnahme 

innerhalb einer nach wie vor funktional gegliederten 

Organisationsstruktur: Die „Kooperationsstrukturen" 

zwischen Produktion und Fachabteilungen blieben 

traditionell und als solche eher auf Arbeitsteilung als auf 

Kooperation gerichtet. 

Es mag sein, daß das beruflich-fachl iche Integrations­

konzept die falsche Hoffnung weckte, eine hohe Ab­

sorption und Reduzierung der Ungewißheit allein durch 

die Absicherung von beruflichen Kompetenzen in den 

integrierten Teams zu erreichen. Daß sich diese Erwar­

tung nicht erfüllte, lag auf jeden Fall wenig an berufsbe-
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dingten Abschottungstendenzen, Verständigungsschwie­

rigkeiten aufgrund der Beruflichkeit des Wissens oder 

ähnlichem. Diesbezüglich wundert eigentlich nicht, daß 

beim Wandel von Organisationskonzepten gesellschaft­

lich konstruierte und schon in der funktionalen Organi­

sation eigentlich referenzarme berufszentrierte Denk­

und Verhaltensweisen eher steif und hemmend wirken, 

wie etwa im Fall der Werkstattinstandhalter und -vorge­

setzten bei Volkswagen: Jedes neue Organisationskon­

zept kommt immer einer neuen „Land- und Statuskarte" 

des Betriebes gleich, welche die alte zwar nicht auto­

matisch auflöst, aber dennoch delegitimiert. Die frühere 

Souveranität über das eigene Gebiet wird ungewiß - weil 

sie nun geteilt werden muß oder weil sich die Gebiets­

grenzen verwischen, was das Gebiet plötzlich enger, un­

sicher und bedroht macht. Der „Beruf' ist meist die ein­

zige Verteidigungswaffe, und man setzt sie ein - wenn 

nötig auch gegen die eigenen Berufskollegen. Mit In­

halten und Methoden des Berufsausbildungssystems 

muß all dies freilich nicht unbedingt etwas zu tun haben. 

Auf jeden Fall sind die Gegenwaffen dort kaum zu fin­

den, denn ihr Depot sollte ja anderswo angesiedelt sein: 

im Organisationskonzept selbst und seiner begleitenden 

Personalpolitik. Hierbei ist - insbesonderen bei e inem 

„Team-Konzept" - die berufliche Qualifikation der ein­

zelnen Beschäftigten ein Aspekt, aber noch lange nicht 

der wichtigste. Entscheidend sind vielmehr auf der einen 

Seite die internen Prozesse und ihre Voraussetzungen -

Korrununikation und Kooperation, Durchlässigkeit der 

Aufgaben und Funktionen, Teamgeist - und auf der 

anderen Seite die „Außenbeziehungen", also zu anderen 

Teams und zur Organisationsstruktur. „Innen" wie „au­

ßen" geht es um die (Neu)Gestaltung der 

organisatorischen Interdependenzen mit ihren fa­

cettenreichen Dimensionen und den jeweiligen Koor­

dinationsmechanismen (Thompson 1967, S. 54 f., Scott 

1986, S. 286 f.). Und es ist die jeweils konzeptbedingte 

Ein- bzw. Umgruppierung der Interdependenzen, welche 

die organisatorischen Abgrenzungen fest- bzw. um­

schreibt und dadurch die gesellschaftlich erzeugten Qua­

lifikationen betrieblich einordnet und organisatorisch 

verwerten soll. 

Durch diese Brille betrachtet, ist die Entwicklung bei 

Volkswagen die Geschichte eines Organisations- und 

Managementversagens. Denn so wie etwa Just-in-Time­

Prozesse ohne entsprechendes re-engineering von Inter­

dependenzen und Koordinierung nur scheitern können, 

so kann es einem in einer weiter funktional gegliederten 

Organisation eingegipsten „integrierten Team" auch 

nicht besser gehen: eher früher als später wird es er­

sticken. Daß dabei die Wahl zwischen „Angelernten-" 

oder „Facharbeiter-Modell" kaum eine Rolle spiel t, ist 

ein Beweis dafür, daß die Erstarrung beruflicher De­

markationen in erster Linie als Symptom einer sich weh­

renden Organisation und weniger als Reaktion sich weh­

render „Berufe" zu bewerten ist. Was zu einem ein­

deutigen Schluß führt: Die neuen Produktionskonzepte 

sind eine arbeitsorganisatorische Innovation gewesen, 

die ohne betriebsorganisatorische Grundlage und Gerüst 

geblieben ist. Die einzige Frage ist, ob dieses organi­

satorische mis-match auf Volkswagen zu beschränken 

ist - was jedoch eher unwahrscheinlich erscheint. Nicht 

nur deswegen, weil es o ffensichtlich mehr oder weniger 

überall festgestellt wurde.8 Jüngere Vergleiche zeigen 

auch, daß die immer noch „starke Resilienz der Funktio­

nalorganisation" in Form organisatorischer Schni tt­

ste llen und Abgrenzungen offensichtlich weiter wirkt -

bis in die Produktentwicklung hinein (Jürgens/Lippert 

1997).9 

8 

9 

So wird im „Trendreport Rationalisierung" (Schumann et al. 
1994) an mehreren Stellen über das „Beharrungsvermögen der 
betrieblichen Strukturen" (S. 70 f.). die zu große Distanz zwi­
schen Produktionsbelegschaften und Fachabteilungen bzw. die 
„fehlende Kooperationsstrukturen" (S. 168 f.) und anderes mehr 
geklagt und der „Stand der gesamtbetrieblichen Restrukturie­
rung" als Grundproblem der Rationalisierung benannt. Wört­
lich: ,,In dieser Hinsicht war die Situation zu Beginn der 90er 
Jahre fast durchweg noch von punktuellen. bereichsspezifischen 
Ansätzen geprägt Bei übergreifenden Fragen [ ... ] war deutlich 
weniger Bewegung zu beobachten, und eine konsequente De­
zentralisierung [ ... ] existierte in den von uns untersuchten Be­
trieben selbst zu Beginn der 90er Jahre noch nicht" ( 169-70). 
Die Aussagen von Jürgens/Lippert gewinnen besondere Bedeu­
tung, wenn man bedenkt, daß man hier von einer Analyse aus­
ging, die noch vor drei Jahren den Akzent auf die „Engpässe" 
der Beruflichkeit (und der Arbeitsregulierung) in den deutschen 
Unternehmen und den „ Immobilismus" der jeweiligen Basisin­
s titutionen setzte (Jürgens/Naschold 1994, S. 257-26 1 ). Heute 
wird dies empirisch und analytisch zur q1w11tite 11eg/igeable de­
klariert (vgl. Jürgens/Lippert 1997, S. 83). 
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4. Die Qualifikation der Arbeit zwischen Be­

ruf und Organisation 

Vor dem Hintergrund der im ersten Teil aufgeworfenen 

Fragen führen die Ergebnisse des Vergleichs zwischen 

Fiat und Volkswagen zu einer kritischen Betrachtung 

der wechselseitigen Beziehungen zwischen (Ar­

beits-)Organisation, Qualifikation und Berufsausbil­

dung, wie sie im „deutschen Modell" und - allgemeiner -

in der deutschen industriesoziologischen Diskussion 

dargestellt werden. 

Beginnen Wlf zuerst mit Fiat als Kontrastfolie zum 

„deutschen Modell" und Beispiel einer unbeschränkten 

Verbetrieblichung der Berufsausbildung, was zudem 

einem technokratischen Konzept in Reinform entspricht. 

Hier bestinunt die ausschließlich technisch-funktionale 

Planung der Fertigungs- und Verfahrenssysteme die Ar­

beitsorganisation und dadurch die quantitativen und qua­

litativen Fixpunkte hinsichtlich der verlangten Qualifi­

kationen. Dementsprechend fragt das Unternehmen Qua­

lifikationen (auf dem betrieblichen wie außerbetriebli­

chen) Arbeitsmarkt nach, wobei das Ausbildungssystem 

im weitesten Sinne (Schul- wie Berufsausbildung, Erst­

wie Weiterbildung) gefordert ist, diese Nachfrage zu be­

friedigen. Das Effizienzkriterium des technokratischen 

Konzepts bleibt somit das des traditionellen taylor-for­

distischen Organisationsansatzes: Ziel ist, die qualifi­

zierten Funktionen in ihrem Umfang so weit wie mög­

lich zu beschränken und an „indirekten" Arbeitsplätzen 

zu gruppieren, um die Produktion mit angelernten Ar­

beitskräften betreiben zu können. Entsprechend ist auch 

die Funktionalisierung der Ausbildung gleich. Auf die 

mit der Automatisierung verbundene Erhöhung des An­

gelerntenniveaus der Produktionsarbeit (Gewährlei­

stungstätigkeiten) wird kurzfristig durch entsprechend 

zugeschnittene Weiterbildungsmaßnahmen mit Anpas­

sungscharakter reagiert. Langfristig wird schlicht die 

Eintrittsschwelle zur Industriearbeit bei einem höheren 

Schulabschluß angesetzt. Dieser Ansatz hat sich weder 

als kostensparend noch als besonders effektiv erwiesen -

zumindest nicht nach dem Ausmaß an organisatorischen 

Veränderungen zu ur teilen, die innerhalb von fünfzehn 

Jahren unternommen werden mußten. Die Ursache lag 

freilich weniger in der Verbetrieblichung an sich, 

sondern zunächst in den Mängeln des Organisa­

tionskonzeptes und später in der Kluft zwischen Ausbil­

dungskonzept und Organisationsentwicklung. 10 

Was mit dem „deutschen Modell" assozi iert wird, ist im 

Grunde genommen eine gerade umgekehrte Beziehung 

zwischen Arbeitsorganisation, Qualifikation und Berufs­

ausbildung, wie durch die sog. „Angebotsthese" 

postuliert wird: Die Einbindung des Unternehmens in 

eine gesellschaftliche Erzeugung von Qualifikationen 

durch das duale System führe zu einer zunehmenden 

Verbesserung der Qualifikationsstruktur der Beschäf­

tigten, was wiederum die Hinwendung zu qualifika­

tionsorientierten Rationalisierungskonzepten begünstige 

und fördere. Mit anderen Worten: Es werde eine gesell­

schaftliche Redundanz an beruflichen Kompetenzen er­

zeugt, was innerbetrieblich eine strategische Reserve an 

Ressourcen (organizational slack) darstelle, d ie sich -

als „unsichtbare Steuerung der Organisations­

entwicklung" (Drexler 1995, S . 53) - positiv im Ar­

beitseinsatzkonzept niederschlage. 

Die Realität sieht nun anders aus. Auch bei Volkswa­

gen - wie wohl auch in allen anderen deutschen Auto­

mobilunternehmen - handelte es sich bei der Automati­

sierungspolitik der 80er Jahre ebenso wie bei Fiat um 

einen technokratischen Ansatz. Und so ist beim „Ange-

10 Was fre ilich an den negativen Folgen einer Verbetrieblichung 
nichts ändert. Diese lassen sich gerade am Beispiel des jüngeren 
conduttore bei Fiat einmal mehr verdeutlichen. Für ihn besteht 
der einzige Ausweg :ms seiner Situation darin, den Sprung in 
die Instandhaltung Zll schaffen. Von seiner Bildung her ist er 
nicht weniger qualifiziert als die meisten Instandhalter - von 
denen einige j a Schulkameraden waren - und sicherlich quali­
fizierter als diej enigen, die gar einen solchen Sprung aus einer 
einfachen Produktionsarbei t schaffen. Diese haben zwar wie­
derum den gleiche Schulabschluß wie er, der conduttore sollte 
aber eigentlich seine Weiterbildung sowie seine Erfahrung mit 
der Bedienung der Anlage in die Waagschale werfen können. 
Aber gerade hier liegt sein Problem: Die Erfahmng mit der An­
lage zählt zu wenig gegenüber den Kosten seines sechsmona­
tigen Anlemens, denn seine Beförderung zum lnslandhalter 
würde für das Unternehmen weitere Kosten bedeuten - die ln­
standhaltungskurse für ihn und das Anlernen zum conduttore 
fü r seinen Ersa tz. Mir der direkten Beförderung e ines Gleich­
gebildeten aus der Produktion kann es die zweite Investition 
sparen. Auf das Privileg, für die Instandhaltung die entspre­
chenden Bildungsmaßnahmen besuchen zu dürfen, kann also 
der conduttore kaum hoffen. 
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lernten-Modell" eine qualifiziertere Arbeitsorganisation 

am „pragmatischen Reduktionismus" (Baethge 1992) 

der Weiterbildung gescheitert, welcher einem techno­

kratischen Konzept und dessen entsprechender Funktio­

nalisierung der Aus- und Weiterbildung immanent ist. 

Aber selbst beim berufszentrierten „Facharbeiter-Mo­

dell" wollte der für das "deutsche Modell" angeblich ty­

pische virtuous circle nicht in Gange kommen. Wie ge­

sehen, ist die Ursache dafür weniger in den jeweiligen 

Team-Modellen bzw. in den erworbenen Berufen als 

vielmehr in dem Mangel an - expliziter wie impliziter -

Organisationsentwicklung zu finden. Nur: Die organisa­

torische Dimension war in der Konzeptualisierung des 

virtuous circle nicht berücksichtigt. Das hatte unter an­

derem mit dem Ziel der Konzeptualisierung selbst zu 

tun : Denn die dahinterstehende institutionelle Analyse 

der Regulierungsmechanismen des Berufsausbildungssy­

stems (Streeck et al. 1987) zielte vor allem darauf, die 

Herstellung kollektiver Güter durch neokorporatistische 

Institutionen und ihre positive Wirkung auf die peifor­

mance des gesamten Systems zu belegen. Die positive 

Wirkung sah man in der Anwendung und dem ökonomi­

schen Erfolg der neuen qual ifikationsbasicrten und 

-orientierten Produktionskonzepte, deren konkrete Um­

setzung freilich außerhalb der Analyse lag. Die Zustän­

digkeit dafür überließ man der Industriesoziologie. 

Abbildung 1: 
Organisat ion, Qualifikation und A usbildung 

Wie auch immer: Die Ausblendung der Organisation im 

Erklärungsmodell wie allzu oft auch in der industrieso­

ziologischen Analyse bedeutet eine starke Verein­

fachung der Beziehungen zwischen Berufsausbildung, 

Qualifikation und Produktionskonzepten (Abbi ldung l. ), 

was zu einem überzogenen Stellenwert der Be­

rufsausbildung und allgemeiner der „Beruflichkeit" 

führt. Dabei wird die Eigenschaft des Berufs a ls gesell­

schaftliches Gliederungs- und Organisationsprinzip allzu 

schnell auf die betriebliche Realität übertragen, denn 

was - wenn auch immer weniger - re in formell für die 

berufliche Gliederung der Belegschaft durchaus gelten 

mag, gilt jedoch keineswegs für e ine entsprechende be­

rufliche Organisation der Arbeit. Dazwischen liegt die 

Organisation mit all ihren Dimensionen: der technisch­

organisatorischen Planung, den konkreten Organisa­

tionsstrukturen und arbeitsorganisatorischen Konzepten 

und nicht zuletzt dem sich daraus ergebenden betrieb­

lichen Sozialsystem. Daß dabei eine gesellschaftlich 

erzeugte Verfügbarkeit an qualifizierten Arbeitskräften 

einen Druck zugunsten entsprechender Arbeitseinsatz­

konzepte ausübt, steht außer Frage und bleibt auch das 

Markenzeichen des deutschen Produktionsmodells. Ob 

solche Konzepte dann tatsächlich auch betriebliche Rea­

lität werden, hängt allerdings von einer Reihe anderer 

das technokra tische das "deutsche Modell" die Organisation als 
Konzept (Angebotsthese) Schlüsse /variab el 
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belrieblicher wie außerbeLrieblicher Faktoren ab, die auf 

die Entwicklung und Durchsetzung entsprechender 

organisatorischer Konzepte einwirken - nicht zuletzt der 

Managementkultur und den industriellen Beziehungen. 11 

Von all diesem war aber auch in der jüngeren Diskus­

sion über die Schwächen des „deutschen Modells" noch 

recht wenig zu finden. Im Gegenteil: Mit einer einseitig 

institutions- und berufszentrierten Analyse konnte man 

die krisenhaften Entwicklungen der ersten Hälfte der 

90er Jahre in vielen Unternehmen nur dadurch erklären, 

daß man die Ursachen im Versagen der bis zu diesem 

Punkt hochgelobten Institutionen ortete. Freigesprochen 

aber, ja nicht einmal vor Gericht gestell t, werden somit 

gerade diejenigen, die ein gesellschaftlich erzeugtes 

organizational slack nicht verwertet, sondern ver­

schwendet haben. 

11 Das gilt freilich auch im Fall restriktiver arbeitsorganisatori­
scher Konzepte. Die Verbreitung bzw. Hartnäckigkeit an­
dernorts zu beobachtender neo-tayloristischer Konzepte im di­
rekten Zusammenhang mit dem Bildungssystem zu interpretie­
ren, wie es etwa Drexel (1995) für Frankreich - als Kontrastfolie 
zu Deutschland - tut, hinterläßt meines Erachtens einen gewis­
sen Nachgeschmack gesellschaftlichen Determinismus' . Denn 
hier wandelt sich die Kontextgebundenheit betrieblicher Ratio­
nalisierung in Kontextabhiingigkeit. Wie aber die Berufsaus­
bildung als „kollektives" und nicht nur „einzelbetriebliches" 
Gut für sich genommen weder eine Garantie für qualifizierte 
Arbeit im Betrieb noch für eine entsprechende Organisa­
tionsentwicklung war und ist, so ist ein anderes, selbst ineffi ­
zie ntes Ausbildungssystem weder ein Beweis für unqualifizierte 
Arbeit noch für eine restriktive Arbeitsorganisation im BeJrieb. 
Nicht nur weil die von den modernen Produktionsprozessen ge­
forderten Kompetenzen woanders doch vermittelt und erworben 
werden können: Gerade in diesen Fällen ist zudem ein starkes 
Engagement der Gewerkschaft(en) in den Fragen der Ar­
beitsgestaltung und Weiterbildung zu erwarten. Denn dort. wo 
betrieblicher Status und Berufskarriere nicht von Bildungsab­
schlüssen und Berufszertifikaten vorgeforn1t werden, ist für die 
Gewerkschaft die Mitgestaltung der Arbeit und der Weiterbil­
dung im Betrieb der einzige Weg, den Wert der Arbeitskraft zu 
schützen. Daß nun in Italien und Frankreich die Handlungs­
spielräume des Unternehmens gesellschaftli ch weniger bedingt 
sind als in Deutschland, liegt zwar auch am Bildungssystem, 
aber zumindest in gleichem Maße an der Ohnmacht bzw. In­
existenz gewerkschaftlichen Handelns in de n benannten Fel­
dern. 
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„Exklusion" in der Armutsforschung und der Systemtheorie. Anmerkungen zu 
einer problematischen Beziehung 

Martin Kronauer 

Beitrag für den internationalen Workshop „Exclusion - Theoretical and Empirical Problems" in Bielefeld, 17. April 

1998 

Eine terminologische Übereinstimmung 

Die Forschung über Armut und Arbeitslosigkeit auf der 

einen Seite und die Systemtheorie auf der anderen sind 

späte und recht unwahrscheinliche Bundesgenossen. 

Noch bis Mitte der 90er Jahre widmete die Systemtheo­

rie weder der Armut noch marginalisierten Lebenslagen 

im allgemeinen besondere Aufmerksamkeit. Umgekehrt 

sind mir auch keine empirischen Forschungen auf diesen 

Gebieten bekannt, die sich auf die Systemtheorie ge­

stützt hätten. Die Dinge änderten sich 1994/5, als Niklas 

Luhmann mehrere Aufsätze veröffentlichte, in denen er 

sich vor allem mit Erfahrungen in Lateinamerika ausein­

andersetzte. In diesen Aufsätzen bedient er sich an pro­

minenter Stelle des Begriffs „Exklusion", unter Hinweis 

auf die Favellas in lateinamerikanischen Großstädten, 

aber auch auf Bergarbeitergemeinden in Wales, die von 

den Bergwerksunternehmen aufgegeben wurden. Aller­

dings steckt in seiner Verwendung des Begriffs in die­

sem Zusammenhang ein kleines Rätsel. Luhmann stellt 

ihn als eine Art Entdeckung vor, zwar nicht unbedingt 

eine Entdeckung für ihn selbst, aber zumindest für eine 

Gruppe von Leuten, die er merkwürdigerweise die 

„Wohlgesinnten" nennt. „Zur Überraschung aller Wohl­

gesinnten muß man feststellen, daß es doch Exklusionen 

gibt, und zwar massenhaft und in einer Art von Elend, 

die sich der Beschreibung entzieht" (Luhmann l 995a, 

S. 147). Wer sind diese „Wohlgesinnten", die von Luh­

manns Entdeckung übeITascht wurden? Tatsächlich war 

der Begriff „Exklusion" zu diesem Zeitpunkt in der eu-

ropäischen Forschung über Arbeitslosigkeit und Armut 

bereits weit verbreitet. Dies gilt besonders für Frank­

reich, wo er weit über die akademischen Kreise hinaus 

von den Medien und der politischen Debatte aufgegri f­

fen wurde. Unter dem Einfluß der französischen Diskus­

sion hatte auch die Europäische Gemeinschaft den Ex­

klusionsbegriff in ihren offiziellen Sprachgebrauch auf­

genommen und seit 1989 sowohl ihre politischen Pro­

gramme zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Ar­

mut als auch einen Teil ihrer Forschungsförderung unter 

das Motto „combat social exc!usion" gestellt. Selbst in 

Deutschland, wo der Begriff sehr viel weniger Resonanz 

gefunden hat als in Frankreich, wurden während der 

80er und frühen 90er Jahre mehrere Studien zur „neuen 

Armut" und den neuen Formen der Arbeitslosigkeit ver­

öffentlicht, die das deutsche begriffliche Äquivalent für 

Exklusion, Ausgrenzung, einführten. Offenbar ist es also 

nicht so einfach, die wohlgesinnten Ignoranten bei den­

jenigen zu finden, die sich in der einen oder anderen 

Weise empirisch mit Armut und Arbeitslosigkeit be­

schäftigten. Auf der anderen Seite hatte die Systemtheo­

rie ihrerseits bereits lange vor 1994 ein eigenes, ausgear­

beitetes Konzept des Dualismus von Inklusion und Ex­

klusion vorgelegt. Worin besteht dann aber die Ent­

deckung? 

Vieles spricht dafür, daß Luhmanns Entdeckung in der 

Tat in erster Linie eine solche für die Systemtheorie 

selbst darstellte. Bevor er auf die „Wohlgesinnten" ein­

geht, schreibt Luhmann: „Die Logik der funktionalen 
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Differenzierung schließt gesellschaftliche Exklusionen 

aus, muß es dann aber erlauben, innerhalb der Funk­

tionssysteme nach systemeigenen Kriterien zu differen­

zieren. Aber ist diese Logik haltbar? Wie kann es Inklu­

sion geben, wenn es keine Exklusion gibt?" (Luhmann 

1995a, S. 146 f.) Die „Wohlgesinnten" wären dann die 

Anhänger seiner eigenen Theorie, und diese hatten tat­

sächlich allen Grund, überrascht zu sein : Der Begriff 

Exklusion, wie er im Kontext von Luhmanns Argumen­

tation über die Favellas umrissen wird, hat mit dem 

gleichnamigen Begriff, wie er im Rahmen der System­

theorie zuvor entwickelt worden war, nichts gemein. 

Darauf komme ich zurück. 

Jedenfalls begann sich die Systemtheorie im Anschluß 

an Luhmanns Entdeckung für die Armuts- und Arbeits­

losigkeitsforschung - oder zumindest für eine bestimmte 

Richtung innerhalb dieser Forschung - zu interessieren 

(siehe insbesondere Stichweh 1997; zu den Problemen 

von Ungleichheit und Armut aus systemtheoretischer 

Sicht auch Nassehi 1997). Den Ausgangspunkt bildete 

dabei eine terminologische Übereinstirrunung: Exklu­

sion. Dieser Sachverhalt ist selbst bedeutsam. Schließ­

lich ist die Systemtheorie bislang die einzige allgemeine 

soziologische Theorie, die sich für das Problem der Ex­

klusion geöffnet hat. Überdies täte der empirischen For­

schung über Exklusion mehr theoretische Fundierung 

sicherlich gut. Warum halte ich dennoch die Beziehung 

zwischen Systemtheorie und empirischer Forschung 

über Exklusion durch Arbeitslosigkeit und Armut für 

problematisch? Erstens liegt der Systemtheorie und der 

Armutsforschung ein unterschiedliches inhaltliches Ver­

ständnis von Exklusion zugrunde, das durch die termi­

nologische Übereinstimmung verdeckt wird. Zweitens 

sehe ich nicht, wie dieser Unterschied ohne weiteres 

überbrückt werden könnte. Die Systemtheorie hat be­

reits, wie ich zeigen will , erhebliche Schwierigkeiten, 

Luhmanns Entdeckung mit ihrem früheren Verständnis 

von Exklusion in Einklang zu bringen. Die Schwierig­

keiten würden noch größer bei j edem Versuch, den Ex­

klusionsbegriff, wie er in der Armuts- und Arbeitslosig­

keitsforschung verwendet wird, der Systemtheorie ein­

zuverleiben. Entweder die Systemtheorie müßte sich von 

Grund auf ändern, oder aber die Armutsforschung müßte 

eine grundsätzlich andere Richtung einschlagen. Was 

die erstere Lösung angeht, so müßten d ie Systemtheore­

tiker diesen Schritt unternehmen, und es ist nicht an mir, 

hier Empfehlungen zu geben. Was die Al ternative be­

trifft, so sehe ich bislang nicht, warum die empirische 

Forschung zur Exklusion eine solche Richtungsänderung 

vornehmen sollte. 

An dieser Stelle sind zwei Anmerkungen angebracht. Ich 

diskutiere hier nicht die Systemtheorie im allgemeinen 

und würde mir das auch nicht anmaßen. Mein Interesse 

am Begriff der Exklusion, wie er in der Systemtheorie 

verwendet wird, wuchs in dem Maße, wie sich umge­

kehrt die Systemtheorie für die Armutsforschung zu in­

teressieren begann. 

Die zweite Bemerkung betrifft die Armuts- und Arbeits­

losigkeitsforschung über soziale Exklusion. Ich bin mir 

bewußt, daß es nicht nur eine große Vielfalt in der Ver­

wendung des Exklusionsbegriffs gibt, sondern auch hef­

tige Kontroversen darüber, ob und wie er angemessen zu 

verstehen und zu handhaben sei. Dennoch gibt es einige 

Übereinstimmungen in der internationalen Diskussion, 

die ich für wesentlich halte, um in einer empirisch ge­

haltvollen Weise über Exklusion sprechen zu können. 

Meine Rezeption der Diskussion ist sicherlich persön­

lich gefärbt und deshalb strittig. Aber sie läßt sich, wie 

ich meine, „von der Sache her" begründen. 

Im folgenden will ich meine Behauptung über die „pro­

blematische Beziehung" in zwei Schritten ausführen. 

Zunächst werde ich fragen, was Luhmanns Entdeckung 

für die Systemtheorie selbst bedeutet. Nach meiner 

Überzeugung wirft sie einige grundlegende Probleme 

auf, die die Systemtheorie bislang nicht gelöst hat. Da­

nach stelle ich den Exklusionsbegriff der Systemtheorie 

einem Exklusionsbegriff gegenüber, den ich der interna­

tionalen Armutsforschung entnehme. Dabei werde ich 

auf grundlegende Unterschiede hinweisen, d ie weitrei­

chende Folgen für das Verständnis des Exklus ionspro­

blems haben. 
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Luhmanns Überraschung für die 

„ Wohlgesinnten" 

Der Begriff Exklusion hat in der Systemtheorie nicht nur 

unterschiedliche, sondern gegensätzliche Bedeutungen. 

Dies geht am deutlichsten, wenngleich implizit, aus den 

Ausführungen eines Vertreters dieser Theorie, Armin 

Nassehi ( 1997), hervor. Im folgenden werde ich die un­

terschiedlichen Bedeutungen mit Exklusion I und Exklu­

sion II bezeichnen. Dem Begriff von Exklusion I zufolge 

ergänzen Inklusion und Exklusion einander. Dem Be­

griff von Exklusion II zufolge schließ en sie sich jedoch 

wechselseitig aus. Die erste Version des Begriffs ent­

springt genuin der Logik der Systemtheorie. Sie ist aufs 

engste mit dem Konzept der Inklusion in funktional dif­

ferenzierten Gesellschaften verbunden. Dieses Konzept 

besagt, daß sich funktional differenzierte Gesellschaften 

durch das Fehlen jeder Zentralinstanz der Inklusion aus­

zeichnen. Weder eine einzelne Institution (oder ein ein­

zelnes Funktionssystem) noch ein allgemein verbindli­

ches Regelsystem sind für Inklusion in die Gesellschaft 

verantwortlich. Statt desen geht die Regelung der Inklu­

sion auf die einzelnen Funktionssysteme über, die wie­

derum ihrer je eigenen Logik folgen (siehe Luhmann 

1995b, S. 266; Luhmann 1997, S. 630). Um an der 

Kommunikation der Funktionssysteme teilhaben zu kön­

nen, dürfen die Individuen nur partiell (oder als „Perso­

nen", um den Sprachgebrauch der Systemtheorie zu 

übernehmen) in sie eingebunden sein: als Träger be­

stimmter Rollen und gebunden durch die jeweiligen Re­

geln der Kommunikation. Dies ist in der Tat die Voraus­

setzung dafür, daß sie in der Lage sind, die Rollen zu 

wechseln und an mehreren oder allen Funktionssyste­

men teilzunehmen. In diesem Sinne setzt Inklusion (der 

Person) die Exklusion (von Individualität) voraus. Die 

Systemtheorie spitzt diesen Gedanken in der Formulie­

rung zu: „Individualität ist Exklusion" (Nassehi 1997, 

S. 127; siehe auch Kneer und Nassehi 1997, S. 155 ff.). 

Ganz anders dagegen ist der zweite Begriff konzipiert. 

Hier wird Exklusion nicht als Voraussetzung für die In­

klusion der Person in die Funktionssysteme verstanden, 

sondern im Gegenteil als blockierter Zugang der Person 

zu den Funktionssystemen. Exklusion und Inklusion ver­

halten sich zueinander als ein Entweder-oder. Darin be­

steht Luhmanns Entdeckung in den Arbeiten seit 1994. 

Es ist dieser zweite Exklusionsbegriff, der deutliche 

Ähnlichkeiten zum Exklusionsbegriff in der Armuts­

und Arbeitslosigkeitsforschung aufweist. 

Nach meinem Verständnis stellt die Einführung von Ex­

klusion II in die Systemtheorie einige von deren Grund­

annahmen in Frage. Warum ist dies für meine Diskus­

sion der problematischen Beziehung von Bedeutung? 

Aus einem einfachen Grund: Es sind gerade diese 

Grundannahmen, die die Systemtheorie der empirischen 

Forschung über Exklusion als theoretische Grundlage 

empfehlen möchte. 

Eine Grundannahme betrifft die Funktionsweise funktio­

nal differenzierter Systeme. Wie ist es möglich, daß sie 

zur selben Zeit Exklusion l (als Voraussetzung von In­

klusion) und Exklusion II (das Gegenteil von Inklusion) 

hervorbringen? Luhmann schreibt über d ie in Funktions­

systeme gegliederten Gesellschaften: „Im Gegensatz da­

zu (d.h. stratifizierten Gesellschaften, M. K. ) ist das Ge­

sellschaftssystem und sind dessen Funktionssysteme auf 

Inklusion der Gesamtbevölkerung angelegt. Es gibt 

keine ersichtlichen Gründe, jemanden von der Verwen­

dung von Geld, von der Rechtsfähigkeit oder einer 

Staatsangehörigkeit, von Bildung oder vom Heiraten 

auszuschließen oder all d ies von systemexternen Geneh­

migungen oder Sonderkonditionen abhängig zu machen. 

Bei prinzipieller Vollinklusion entscheiden die F unk­

tionssysteme selbst, wie weit es jemand bringt: ob er 

Recht oder Unrecht bekommt, ob sein Wissen als wahr 

anerkannt wird oder nicht..." (Luhmann 1995a, S. 142). 

In demselben Aufsatz heißt es später allerdings: „ ... funk­

tionale Differenzierung kann, anders als die Selbstbe­

schreibung der Systeme es behauptet, die postulierte 

Vollinklusion nicht realisieren. Funktionssysteme schlie­

ßen, wenn sie rational operieren, Personen aus oder mar­

ginalisieren sie so stark, daß dies Konsequenzen hat für 

den Zugang zu anderen Funktionssystemen" (Luhmann 

l 995a, S. 148). In diesem Zitat wird die Fähigkeit funk­

tional differenzierter Gesellschaften zur Inklusion auf 
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ein „Postulat" reduziert, während das „rationale Operie­

ren" der Funktionssysteme tatsächlich zur Exklusion 

(d. h. Exklusion II) führt. Aber warum ist dies der Fall? 

Sollte die Betonung lediglich darauf liegen, daß „Vollin­

klusion" nicht erzielt werden kann, warum und nach 

welchen Kriterien wird dann eine Mehrheit einbezogen 

und eine Minderheit ausgeschlossen, und das in einer 

Gesellschaft, die „keine ersichtlichen Gründe" hat, über­

haupt jemanden auszuschließen? Ist es eine Zufallsaus­

wahl, die, entsprechend einem Code von Ja und Nein, 

über Zugang oder Ausschluß entscheidet? 

In seinem Aufsatz „Inklusion und Exklusion" diskutiert 

Luhmann den Tatbestand, daß „eine funktional differen­

zierte Gesellschaft in der Lage (ist), extreme Ungleich­

heiten in der Verteilung öffentlicher und privater Güter 

zu erzeugen und zu tolerieren" (Luhmann 1995b, 

S. 249). Dies sei j edoch an zwei Bedingung geknüpft, 

die der „Temporalisierung" und die der „Interdepen­

denzunterbrechung". Die erstere besagt, daß extreme 

Ungleichheit „nur als temporär angesehen wird und sich 

rasch ändern kann", d ie zwei te, daß Verluste in einem 

Funktionssystem nicht Verluste in anderen nach sich zie­

hen. Luhmann stellt fest, daß sich in „modernen Gesell­

schaften" beide Bedingungen „in erstaunlichem Maße" 

hätten einrichten lassen. Wir stoßen hier auf dasselbe 

Problem wie oben, was den Status dieser Aussagen be­

trifft. Handelt es sich um eine soziologische Analyse, 

die die Funktionsweise differenzierter Gesellschaften 

darlegt? Dann könnte im Prinzip Exklusion II in diesen 

Gesellschaften nicht stattfinden. Oder handelt es sich um 

die empirische Beschreibung eines zeitlich begrenzten 

Zustands? Dann würde man eine historische (und nicht 

allgemein theoretische) Erklärung des Phänomens und 

seiner zeitlichen Beschränktheit erwarten. Oder handelt 

es sich wiederum um ein „Postulat", das in erster Linie 

notwendige Bedingungen für eine ideale Konstellation 

formuliert, vielleicht unter Rückgriff auf historisches 

Material? Damit würde sich die Systemtheorie auf 

einem Feld bewegen, das ihr ansonsten fremd zu sein 

scheint, dem der normativen Argumentation (in einer 

Weise übrigens, die Walzers „Sphären der Gerechtig­

keit'' nahekommt. Zum uneingestandenen „normativen 

Impetus" bei Luhmann siehe auch Nassehi 1997, 

S. 140). 

Das Problem des ungeklärten Status der Aussagen wird 

durch die folgende Wendung des Arguments weiter ver­

schärft. „Es (d.h. das Maß, in dem die beiden Bedingun­

gen erfüllt sind, M.K.) ist erstaunlich, wei l es gleichwohl 

unwahrscheinlich ist und unwahrscheinlich bleibt" 

(Luhmann 1995b, S. 250; Hervorhebung vom Autor). 

Wenn es, neben und trotz Exklusion 1, der Grundlage 

von Inklusion, Exklusion II gibt, läßt sich dies hinrei­

chend mit dem Hinweis auf das Gesetz der Wahrschein­

lichkeit erklären? Worin bestehen die „Tendenzen", auf 

die Luhmann in diesem Zusammenhang verweist, die 

sich „querziehen" zu den Funktionssystemen und „Un­

terschiede stabilisieren"? Der nachfolgende Hinweis auf 

„Verschuldungsrationalität" und die „eigendynamischen 

Fluktuationen des Weltwirtschaftssystems" verschiebt 

das Problem vom Innern der „modernen Gesellschaften" 

auf die internationalen Beziehungen und d ie Länder der 

„Dritten Welt" . Überdies bleibt er vage. Ausführlich be­

handelt Luhmann lediglich „Netzwerk(e) der Gunster­

weise und Vorteilsverschiebungen" (Luhmann l 995b, 

S. 25 1 ), die in die Funktionsweise der Systeme eingrei­

fen, auf Kosten von deren spezifischer Rationalität. Ist 

demnach die Formierung von Netzwerken die Antwort 

auf das Rätsel der Exklusion? Dann bliebe jedoch noch 

immer die Frage, wer an solchen Netzwerken erfolgreich 

teilhaben kann und wer nicht. 

Tatsächlich findet sich keine befriedigende Antwort auf 

die Fragen, warum Exklusion stattfindet, wer mehr als 

andere von ihr bedroht ist, und warum und in welcher 

Weise dies der Fall ist. Es ist auch kein theoretischer 

Ansatz erkennbar, der zu Antworten führen könnte. Ein 

Grund dafür liegt möglicherweise darin, daß bestimmte 

Argumentationswege von vornherein versperrt wurden: 

Fragen der Macht wurden einem ei nzelnen Funktionssy­

stem zugeordnet und somit der Betrachtung in anderen 

entzogen. Ungleicher Zugang zu symbolischen und ma­

teriellen Ressourcen gi lt mehr als ein Wesensmerkmal 

stratifizierter denn differenzierter Gesellschaften (siehe 

Luhmann 1997, S. 631). Nassehi scheint das Problem 
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anzuerkennen, wenn er feststellt, es sei „ein erhebliches 

Versäumnis der Differenzierungstheorie systemtheoreti­

scher Provenienz .. „ das Problem sozialer Ungleichheit 

und der damit verbundenen Destabilisierung vo11 Le­

benslagen nicht systematisch aufgegriffen zu haben" 

(Nassehi 1997, S. 140 f., Hervorhebungen vom Autor). 

Fraglich ist bereits, ob auf der Grundlage des Konzepts 

von Exklusion I in der Systemtheorie Exklusion II über­

haupt als Problem in funktional differenzierten Gesell­

schaften wahrgenommen werden kann. Auch hier ist es 

wiederum Nassehi, der die Schwierigkeit implizit an­

spricht. Die „allinklusive" Logik des Inklusion/Exklusi­

on-Verhältnisses von Exklusion I einmal vorausgesetzt, 

ist es in der Tat kaum möglich, nicht an der Kommuni­

kation der meisten Funktionssysteme tei lzunehmen (wo­

bei Kommunikation, daran sei erinnert, nicht die Kom­

munikation von Individuen sondern der Systeme meint). 

Selbst die Person, die kein Geld hat, um zu bezahlen, 

nimmt Teil am ökonomischen System; selbst der Person, 

die nicht Recht bekommt, widerfährt dies innerhalb des 

Rechtssystems; selbst der Jugendliche, der von der 

Schule fliegt oder ihr fernbleibt, tut dies als ein Teilneh­

mer des Bildungssystems usw. (siehe auch Nassehi 

1997, S. 142). Es ist deshalb nur folgerichtig, wenn Nas­

sehi die Anwendbarkeit des Begriffs der Exkl usion (d.h. 

Exklusion II) lediglich für die „benachteiligten Regio­

nen der Weltgesellschaft" (Nassehi 1997, S. 143) gelten 

läßt, somit für die Regionen, in denen funktionale Diffe­

renzierung (und damit auch Exklusion!) gerade nicht 

voll etabliert wurde (siehe Nassehi 1997, S. 135). Aller­

dings steht diese Interpretation im Widerspruch zu Luh­

manns oben zitierter Feststellung, daß es die Funktions­

systeme selbst sind, die, wenn sie rational operieren, Ex­

klusion II hervorbringen. 

Kurz, die Einführung von Exklusion II in die System­

theorie wirft viele Fragen auf, die alle, nach meinem 

Verständnis, eine Folgerung nahelegen: Das Konzept 

der funktionalen Differenzierung sperrt sich gegen die 

Anerkennung und Behandlung dieses Exklusionspro­

blems. Insofern gilt Luhrnanns Feststellung noch immer: 

„Die Logik der funktionalen Differenzierung schließt 

gesellschaftliche Exklusionen aus" (Luhmann 1995a, 

S. 146). 

Eine andere Grundannahme, die durch die Einführung 

von Exklusion II in Frage gestellt wird, aber dennoch 

der Armutsforschung als theoretische Leitidee d ienen 

soll, ist die der „Interdependenzunterbrechung" im Ver­

hältnis der Funktionssysteme zueinander. Funktionale 

Systeme folgen laut Systemtheorie ihren jeweils eige­

nen, spezifischen Regeln und ziehen die anderen Funk­

tionssysteme lediglich als Umwel t in Betracht. Es gibt 

keine umfassenden Regelungen, die sie zusammenbin­

den, und dies wiederum ist die Voraussetzung für den 

modernen Typus der Inklusion, der auf der nur partiellen 

Inklusion von Personen in die einzelnen Funktionssyste­

me beruht (Exklusion I). Exklusion II jedoch gehorcht 

Luhmann zufolge einer anderen Logik. Sie ist der der 

„lockeren Kopplung" (Luhmann l 995a) im Inklusions­

bereich geradezu entgegengesetzt und läßt sich deshalb 

als eine Logik der Interdependenz charakterisieren: Ex­

klusion aus einem Funktionssystem zieht Exklusionen in 

anderen nach sich, in einer negativen Kettenreaktion von 

„Marginalisierungen bis hin zu gänzlichem Ausschluß" 

(Luhmann 1995a, S. 148). Für derartige Negativspiralen 

gibt es eine Fülle empirischer Belege. Aber wie läßt sich 

die zugrundeliegende enge Verknüpfung der gesell­

schaftlichen Teilbereiche untereinander mit dem Kon­

zept von Exklusion I in Einklang bringen, das von der 

„Interdependenzunterbrechung" zwischen den Funk­

tionssystemen ausgeht? Sie läßt sich in der Tat nicht in 

Einklang bringen. Wenn es derart starke Verknüpfungen 

im Exklusionsbereich gibt, dann müssen sie auch im In­

klusionsbereich vorzufinden sein. Die einzige Alternati­

ve dazu bestünde in der Annahme, die Nassehi formu­

liert, daß das Konzept der Inklusion mittels „Interdepen­

denzunterbrechung" auf der einen Seite und das Kon­

zept der Exklusion auf der anderen auf unterschiedliche 

Gesellschaften bezugnehmen - ersteres auf „modernere" 

Gesellschaften und Regionen, letzteres auf eher traditio­

nale (siehe Nassehi 1997, S. 135). 

Nun gibt es allerdings gute Gründe dafür, sowohl von 

einer re lativen Eigenständigkeit der gesellschaftlichen 
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Teilbereiche auszugehen als auch von der Existenz star­

ker Verbindungen zwischen ihnen. Um dieses Problem 

anzugehen, bedarf es einer Darlegung der „Überset­

zungsregeln" - wie sich Veränderungen im einen Be­

reich in anderen bemerkbar machen. Marshall diskutier­

te dieses Problem in bezug auf Bürgerrechte (citizen­

ship), Bourdieu in bezug auf die Umwandlung unter­

schiedlicher Kapitalarten, um nur zwei Autoren zu nen­

nen. Ich sehe allerdings keine befriedigende Erklärung 

des Paradoxons von lockerer Inklusion und integrierter 

Exklusion, wie Luhmann es formuliert. 

Exklusion in der Systemtheorie und der 

Armutsforschung - inhaltliche Unterschiede 

Bislang habe ich einige theoretische, die innere Stim­

migkeit der Systemtheorie betreffende Fragen aufgewor­

fen. Das Angebot der Systemtheorie (oder ist es mehr 

ein Anspruch?), die empirische Forschung zur Exklusion 

theoretisch anzuleiten, hatte mich dazu veranlaßt. Im 

folgenden sei nun unterstellt, die Systemtheorie habe die 

oben angesprochenen Fragen bereits beantwortet. Es sei 

ihr gelungen, Luhmanns Entdeckung in ihren theoreti­

schen Ansatz zu integrieren. Was würde dies für den In­

halt des Exklusionsbegriffs bedeuten? Diese Frage will 

ich anhand eines Vergleichs erörtern, indem ich den Ex­

klusionsbegriff der Systemtheorie (Exklusion II) dem 

Verständnis von Exklusion gegenüberstelle, das ich der 

empirischen Forschung über Exklusion durch Arbeitslo­

sigkeit und Armut entnehme. Der Vergleich beschränkt 

sich auf eine knappe Diskussion von vier Aspekten des 

Exklusionsbegriffs: der Definition des Exklusionspro­

blems; dem Verhältnis von Inklusion und Exklusion; der 

Bedeutung der Erfahrung; der Mechanismen der Exklu­

sion. Die Auswahl erhebt keinen Anspruch auf Vollstän­

digkeit. Ich habe die Aspekte herausgegriffen, weil in 

ihnen die Unterschiede deutlich hervortreten. 

Die Betonung der Unterschiede soll allerdings nicht den 

gemeinsamen Ausgangspunkt der Debatte vergessen 

machen. Rudolf Stichweh hat diejenigen Punkte ge­

nannt, die das Interesse der Systemtheorie an der empiri-

sehen Forschung über Exklusion durch Armut begrün­

den und die in der Tat für das Konzept der Exklusion 

zentral sind: der Wechsel von einem überwiegend quan­

titativen Verständnis von Armut (gemessen am Einkom­

men) zu einem genuin sozialen, relationalen Verständ­

nis; die Feststellung einer Innen/Außen-Spaltungslinie, 

die quer zur vertikalen Schichtung verläuft; die Notwen­

digkeit eines multi-dimensionalen Zugangs zu Exklu­

sionsprozessen (siehe Stichweh 1997, S. 603 f. ). Die 

Unterschiede im inhaltlichen Verständnis machen sich in 

jedem dieser Punkte bemerkbar. 

Die Definition des Problems: Die Systemtheorie behan­

delt das Exklusionsproblem gewissermaßen als Test für 

ihre lnklusionstheorie. "Wie kann es Inklusion geben, 

wenn es keine Exklusion gibt?" (Luhmann l 995a, 

S. 147) Das Problem in dieser allgemeinen Weise aufzu­

werfen, hat weitreichende Implikationen. Erstens: Ex­

klusion II ist das logisch notwendige Gegenstück zur In­

klusion (es sei daran erinnert, daß laut Exklusion I die 

partielle Exklusion aller Individuen eine Vorbedingung 

für die Inklusion aller als Personen darstell te. Nun er­

scheint die völlige Exklusion einiger als die Bedingung 

für die Inklusion anderer Individuen/Personen). Zwei­

tens: Es ist die Rationalität der Funktionssysteme, die 

Exklusion II hervorruft, und es sind nicht besondere 

Umstände oder Handlungsweisen dafür verantwortlich 

(wie etwa eine Änderung in der Struktur der Arbeitslo­

sigkeit oder Armut, eine bestimmte Regierungspolitik). 

Exklusion ist auch keiner spezifischen historischen Form 

differenzierter Gesellschaften (etwa dem Kapitalismus) 

anzulasten, sondern entspringt der funktionalen Diffe­

renzierung selbst. Da in keiner sinnvollen Weise davon 

gesprochen werden kann, funktionale Differenzierung 

sei „ verantwortlich", kann auch niemand und nichts fiir 

Exklusion II verantwortlich erklärt werden: „Die Suche 

nach Adressaten für Vorwürfe und nach Angriffspunk­

ten für Änderungen in Richtung Allinklusion rechnet 

nach wie vor mit einer primär stratifizierten Gesell­

schaft'' (Luhmann 1995a, S. 147). Drittens: Da Exklu­

sion in allen gesellschaftlichen Bereichen erzeugt wird, 

und da die Funktionssysteme in ihrem Verhältnis zuein­

ander gleichwertig (nicht-hierarchisch geordne t) sind, 
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gibt es keinen Grund, der Arbeitslosigkeit oder Armut, 

d.h. den Voraussetzungen der Ausgrenzung auf der öko­

nomischen Ebene, besondere Aufmerksamkeit zu wid­

men. 

Was kommt also dabei heraus, wenn es der Systemtheo­

rie tatsächlich gelingen würde, das Exklusionsproblem 

(Exklusion II) in den eigenen Ansatz zu integrieren? In 

seinen entscheidenden Merkmalen nichts anderes als 

Exklusion I. 

In allen hier genannten Punkten unterscheidet sich der 

Exklusionsbegriff der Armuts- und Arbeitslosigkeitsfor­

schung grundlegend von der Systemtheorie. Erstens: Ex­

klusion wird nicht im Hinblick auf die, gar logische, Po­

sition des Begriffs innerhalb einer allgemeinen Theorie 

definiert, sondern im Hinblick auf ein spezifisches so­

ziales Problem. Exklusion meint das Zusammentreffen 

von marginaler Position am Arbeitsmarkt und gesell­

schaftlicher /solatio11, wie es seit den 80er Jahren zu­

nehmend in allen entwickelten industriellen Gesellschaf­

ten Westeuropas und in den USA festzustellen ist. „Mar­

ginale Position am Arbeitsmarkt" schließt Unterbeschäf­

tigung, Langzeitarbeitslosigkeit und erzwungenen Rück­

zug vom Arbeitsmarkt ein. „Gesellschaftliche Isolation" 

bezieht sich auf die Zersetzung sozialer Netzwerke, auf­

gezwungene Vereinzelung oder die Reduzierung der So­

zialkontakte auf das Milieu der Benachteiligten. In die­

sen beiden Merkmalen bündelt sich das Problem, um 

das sowohl die Exklusionsdebatte in Europa als auch 

die Unterklassendebatte in den USA geführt wird (für 

die amerikanische Diskussion über die „underclass" und 

die „ghetto poor" siehe Wilson 1987 und 1996; für die 

französische Diskussion über „exclusion" siehe Castel 

1991 und Paugam 1996; die innere Verbindung zwi­

schen der europäischen und der amerikanischen Diskus­

sion behandelt Mingione 1996, siehe hierzu auch Kro­

nauer 1997). Wie die beiden Seiten des Problems be­

grifflich und empirisch angemessen zu fassen sind, ist 

Gegenstand theoretischer und empirischer Auseinander­

setzungen. Zweitens: Die Entstehung des Problems ist 

nicht das logische Resultat rational operierender Funk­

tionssysteme, sondern das historische Resultat spezi-

fisch organisierter kapitalistischer Gesellschaften ( d.h. 

Gesellschaften, deren ökonomisches System auf die Ak­

kumulation von Kapital als Selbstzweck ausgerichtet 

ist), die gegenwärtig einen tiefgreifenden Wandel durch­

machen. Sowohl die Realität der Exklusion als auch die 

Debatte darüber sind in Westeuropa und den USA ent­

scheidend davon geprägt, daß nach dem Zweiten Welt­

krieg dreißig Jahre lang „Inklusion" in einem bis dahin 

nicht gekannten Maße ermöglicht wurde und nun infrage 

gestellt ist. Kommt auf diese Weise Geschichte wieder 

in den Blick, erweist sich auch die Frage der Verantwor­

tung keineswegs als hinfällig. Darauf komme ich zurück. 

Drittens: Es ist notwendig, der Arbeitslosigkeit und Ar­

mut besondere Aufmerksamkeit zu widmen, weil Geld 

und Erwerbstätigkeit in jenen Gesellschaften noch im­

mer besonders wichtige Vermittler gesellschaftlicher 

Teilhabe sind. Auch diese Feststellung ist empirisch be­

gründet, sie stützt sich insbesondere auf Erkenntnisse 

über diejenigen, denen es an beidem fehlt. 

Das Verhältnis von Inklusion und Exklusion: Die Sy­

stemtheorie begreift dieses Verhäl tnis (sofern Exklu­

sion II gemeint ist) als ein Entweder-oder, geradezu in 

der Art einer logischen Alternative. Die gesellschaftliche 

Wirklichkeit, mit der sich die Forschung über Arbeitslo­

sigkeit und Armut auseinandersetzt, ist allerdings sehr 

viel komplexer und mehrdeutiger. Hier ist Exklusion 

mehr ein Prozeß als ein fester Zustand. Und das Verhält­

nis von Inklusion und Exklusion ist eher ein Spannungs­

verhältnis als ein klares Entweder-oder. Zugang oder 

Nicht-Zugang (Teilhabe oder Nicht-Teilhabe) konstitu­

iert nicht in jedem Fall und nicht notwendigerweise ein 

Exklusionsproblem. Exklusion setzt als ihr Gegenstück 

Berechtigung (entitlement) voraus, sei sie gewohnheits­

mäßig, normativ oder rechtlich begründet. Auf Seiten 

der Betroffenen setzt sie zudem ein (enttäuschtes) Be­

wußtsein oder einen Anspruch voraus, berechtigt zu 

sein. Dabei erstreckt sich Berechtigung nicht allein auf 

den formalen Zugang zu Funktionssystemen (in dieser 

Hinsicht wäre selbst der Asylbewerber, dessen Antrag 

gerichtlich abgelehnt wurde, einbezogen in die deutsche 

Gesellschaft, zumindest in ihr Rechtssystem). Sie be­

zieht überdies kulturell definierte Standards der Teil-
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habe ein. Sonst könnte es in der Tat Exklusion in den 

„differenzierten Gesellschaften" kaum oder gar nicht ge­

ben, wie Nassehi es denn auch nahelegt. Charakteri­

stisch für Exklusion ist somit die wachsende Diskrepanz 

zwischen den scheinbar universellen Angeboten der Ge­

sellschaft, die zugleich Anforderungen darstellen, und 

den eigenen Möglichkeiten, sie zu realisieren und ihnen 

zu entsprechen; charakteristisch ist das Schrumpfen oder 

Zerbrechen der sozialen Beziehungen im Spannungsfeld 

dieser Diskrepanz. Davon legen die Erfahrungen der 

schwarzen Jugendlichen in den Armutsvierteln der ame­

rikanischen Großstädte ebenso Zeugnis ab wie die der 

Jugendlichen aus Immigranten- und deklassierten Arbei­

terfamilien in den französischen Banlieues oder die 

chancenlosen Langzeitarbeitslosen in Deutschland oder 

England. Aus diesem Grund ist es unverzichtbar, das 

Verhältnis von Inklusion und Exklusion immer im histo­

rischen Kontext und unter spezifischen gesellschaftli­

chen Bedingungen zu untersuchen. Für die hochent­

wickelten kapitalistischen Gesellschaften Westeuropas 

und der USA gehört zu diesem Kontext die noch frische 

Erfahrung, verknüpft mit der Entwicklung der Sozial­

staaten und staatlich reguliertem wirtschaftlichen 

Wachstum, daß Arbeitslosigkeit, Armut und gesell­

schaftlicher Ausschluß gerade nicht notwendige Bedin­

gungen des sozialen Lebens darstellen, sondern von 

Menschen, wenngleich in sozialen Verhältnissen, her­

vorgebracht werden und damit auch veränderbar sind. 

Dies führt zurück zur Frage der Verantwortung. 

Die Bedeutung der Eifahrung: Wenn es richtig ist, daß 

zu Exklusion als Gegenstück Berechtigung gehört, und 

wenn es ebenfalls zutrifft, daß die Erfahrung von Aus­

schließung als ihren Horizont ein kulturell geprägtes Be­

wußtsein von Teilhabe voraussetzt, dann kommt der Er­

fahrung von Individuen und Gruppen nicht nur für das 

Verständnis von Exklusion, sondern auch von Inklusion 

eine zentrale Bedeutung zu. Diese Erkenntnis setzt sich 

erst langsam in der empirischen Exklusionsforschung 

durch. In der Systemtheorie sehe ich allerdings keine 

theoretische Offenheit, die es erlauben würde, e ine sol­

che Erkenntnis aufzugreifen und zu integrieren . 

Die Mechanismen der Exklusion: Zuvor hatte ich argu­

mentiert, in der Systemtheorie finde sich keine überzeu­

gende Antwort auf die Frage, warum bestimmte Grup­

pen oder Individuen stärker von Exklusion bedroht sind 

als andere. Als einen möglichen Grund dafür habe ich 

genannt, daß die Systemtheorie den Einfluß von Macht 

und sozialer Ungleichheit, die sich quer durch die Funk­

tionssysteme hindurchziehen, unterschätzt. In der Tat 

besteht eine der empirisch am besten belegten Erkennt­

nisse der Armuts- und Arbeitslosigkei tsforschung in der 

ungleichen Verteilung der Risiken. „Rasse" (nicht­

weiß), Klasse (Arbeiter, insbesondere die un- und ange­

lernten) und Geschlecht (weiblich) sind die entscheiden­

den sozialen Merkmale, an denen sich ein höheres Risi­

ko, sozial ausgeschlossen zu werden, festmacht. Die re­

lative Bedeutung jedes Merkmals wechselt von Land zu 

Land, und zu erklären, warum dies so ist, bedarf weite­

rer empirischer Forschung. Gleichwohl ist eines oder 

sind mehrere dieser sozialen Merkmale immer in beson­

derem Maße in Exklusionsprozesse involviert (zum dis­

kriminierenden Einfluß von „Rasse" in den USA und 

Klasse in Frankreich siehe Wacquant 1996). Keinem 

wird genügend Rechnung getragen mit dem Hinweis auf 

das „rationale Operieren" der Funktionssysteme. 

Schlußbemerkung 

Nachdem ich die Systemtheorie und Armutsforschung 

im Hinblick auf ihr jeweiliges Verständnis von Exklu­

sion miteinander verglichen habe, drängen sich zwei 

Fragen auf. Was kann die Forschung über Arbeitslosig­

keit und Armut von der Systemtheorie gewinnen, was 

sie notwendig braucht und nicht bereits selbst erkannt 

hat? Und was kann sie verlieren, wenn sie nicht den 

Grundannahmen einer Theorie folgt, die mit inneren Wi­

dersprüchen zu kämpfen hat, sich vor allem mit anderen 

Problemen beschäftigt und weitgehend andere Ziele ver­

folgt? Möglicherweise war aber bereits die Ausgangsan­

nahme falsch. Vielleicht gibt es gar keine Beziehung 

zwischen der Systemtheorie und der Armutsforschung 

über Exklusion? Denn kaum hat die Systemtheorie das 

Problem der Armut und der sozialen Ausgrenzung für 



Armutsforschung und Systemtheorie SOFl-Mitteilungen Nr. 26/1998 125 

sich „entdeckt", eskamotiert sie es sogleich und neutrali­

siert es bis zur Unkenntlichkeit. 
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Anlaufende Forschungsvorhaben - Kurzcharakterisierung 

Informatisierung der Arbeitswelt - ein Projekt 

für die Expo 2000 

Das von der Volkswagen-Stiftung geförderte Projekt ist 

für eine Präsentation im Themenpark-Bereich „Zukunft 

der Arbeit" der Expo 2000 Hannover konzipiert und soll 

die Auswirkungen der aktuellen wissenschaftlichen Ent­

wicklung und ihrer technischen Anwendung auf Aus­

schnitte gesellschaftlicher Lebenswelten verdeutlichen. 

Es soll mit den modernsten Mitteln der Ausstellungs­

technik arbeiten, die die Besucher zur Interaktion und 

Konununikation anregen und auf diese Weise für Pro­

bleme der Wechselwirkung von wissenschaftlich-techni­

schem Fortschritt und gesellschaftlichem Strukturwandel 

sensibilisieren. 

Die Informatisierung steht aus zwei Gründen im Zen­

trum. Zum einen bringt sie die wissenschaftlich-techni­

sche Entwicklung wie kein anderer Zweig der theore­

tisch orientierten und angewandten Wissenschaft voran; 

zum anderen ist ihr Anwendungsfeld so breit, daß sich 

vielfältige Querbezüge zu anderen Ausstellungskonzep­

ten herstellen lassen. Dem sozialwissenschaftlichen Zu­

griff entsprechend werden die sozialen Aspekte, Fragen 

und Probleme fortschreitender Informatisierung der Le­

benswelt, insbesondere der Arbeit, im Vordergrund ste­

hen. 

Leitendes Ziel ist es, die beobachtbaren Chancen und 

Risiken, die in der fortschreitenden Informatisierung der 

Arbeit liegen, sichtbar und auf diese Weise die tiefrei­

chenden Kontroversen in der Interpretation ihrer Ent­

wicklung und ihre realen Probleme bewußt zu machen. 

Die Ausstellungsthemen sollen „dialogisch" strukturiert 

werden, d.h. Chancen- und Risikopotential gegenüber­

stellen und so das Publikum einladen, zu einem eigenen 

Standpunkt in diesen Fragen zu gelangen. 

Das Projekt wird vom SOFI in Kooperation mit dem Se­

minar für Politikwissenschaft der Universität Göttingen 

und dem Forum für Wissenschaft und Technik Göttin­

gen durchgeführt. 

Evaluation der flächendeckenden Einführung 

von Gruppenarbeit in Verbindung mit einer 

neuen Führungsorganisation in einem neuen 

Motorenwerk 

In Ergänzung und Erweiterung des Projektes „Reorgani­

sation von Arbeits- und Führungsstrukturen im Betrieb -

Evaluation betrieblicher Reorganisationsprozesse in Be­

trieben der Automobil-und Chemieindustrie" hat das 

SOFI von der Daimler-Benz AG den Auftrag einer Eva­

luation der flächendeckenden Einführung von Gruppen­

arbeit in einem neu errichteten Motorenwerk erhalten. 

Die Entwicklung der Gruppenarbeit soll dabei im Zu­

sammenhang mit der Einführung neuer Führungsstruktu­

ren und Entgeltsysteme untersucht werden. Die SOFI­

Studie ist als zweistufige Paneluntersuchung angelegt, 

bei der der Entwicklungsstand nach Ende der Hochlauf­

phase mit der Situation zu einem Zeitpunkt ca. ein Jahr 

später verglichen werden soll. Wie schon in einer frühe­

ren Gruppenarbeitsevaluation beinhaltet der Untersu­

chungsauftrag eine intensive Rückkopplung der Unter­

suchungsergebnisse an sämtliche betriebliche Akteure. 
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SOFI-Neuerscheinungen 

Norbert Gestring, Hartwig Heine, Rüdiger 

Mautz, Hans-Norbert Mayer, Walter Siebe) 

Ökologie und urbane Lebensweise. 

Untersuchungen zu einem anscheinend 

unauflöslichen Widerspruch 

Braunschweig, Wiesbaden 1997 (Vieweg) 

Daß der ökologische Umbau bei jedem einzelnen begin­

nen müsse, ist ebenso leicht gesagt wie schwierig zu be­

folgen. Gründe für die Kluft zwischen Umweltbewußt­

sein und Handeln gibt es viele - ein wesentlicher Grund 

liegt darin, daß ökologischer Umbau mit Verhaltenszu­

mutungen verbunden ist, die in Widerspruch geraten 

können zu zentralen Zielen der Politik ebenso wie zu 

Emanzipationsversprechen der städtischen Lebensweise: 

dem Ziel sozialer Gerechtigkeit, dem Leitbild Eigen­

heim, den Wünschen nach individueller Autonomie so­

wie nach Entlastung von Arbeit. 

In diesem Buch wird untersucht, welche Verhaltensan­

forderungen mit ökologischen Maßnahmen für die Be­

wohner verbunden sind, welche guten Gründe die Men­

schen haben, sich gegen den eigentlich gutgeheißenen 

ökologischen Umbau zu wehren, aber auch: an welche 

Interessen und Vorstellungen vom richtigen Leben das 

Projekt Ökologischer Umbau anknüpfen könnte. 

Alle reden von der Notwendigkeit eines ökologischen 

Umbaus. Aber es gibt auch Widerstände, nicht nur weil 

er gegen die bisherige Logik ökonomischen Wachstums 

verstößt, sondern auch, weil die in den zurückliegenden 

150 Jahren industrieller Urbanisierung erlernten Lebens­

weisen sich ändern müssen. Wie läßt sich, was nach gän­

giger Auffassung nicht miteinander vereinbar erscheint, 

miteinander versöhnen: Ökologie und Stadt? 

Das Buch ist das Ergebnis einer Kooperation der Ar­

beitsgruppe Stadtforschung der Universität Oldenburg 

und des SOFI. 

ISF, INIFES, IFS, SOFI (Hrsg.) 

Jahrbuch sozialwissenschaftliche 

Technikberichterstattung 1997 

Schwerpunkt: Moderne Dienstleistungswelten 

Berlin 1998 (edition sigma) 

Die Erkenntnis, daß auch die Bundesrepublik Deutsch­

land im Strukturwandel von einer Industrie- zur Dienst­

leistungsgesellschaft steckt, hat sich inzwischen durch­

gesetzt. Gleichwohl herrscht große Unsicherheit dar­

über, welche Chancen und Risiken mit diesem Struktur­

wandel verbunden sind. Einsatzformen und Auswirkun­

gen von neuen Technologien spielen in der Diskussion 

über Konturen und Perspektiven moderner Dienstlei­

stungsgesellschaften eine wichtige Rolle. So wird den 

neueren Informations- und Kommunikationstechniken 

das Potential zugeschrieben, sowohl neue Dimensionen 

in der Produktivitäts- und Wohlstandsdynamik aufzu­

schließen als auch innovative und weltweit verknüpfte 

Informationssysteme und Austauschprozesse zu ermög­

lichen. Entgegen stehen diesen neueren „großen Hoff­

nungen" auf das 21. (Dienstleistungs-)Jahrhundert spezi­

fische Krisenprognosen. Befürchtet werden durch Tech­

nikeinsatz bedingte strukturelle Arbeitslosigkei t, Ein­

kommenseinbußen bei breiten Schichten und damit ver­

bundener Nachfragerückgang, der der Expansion von 

Dienstleistungsbedürfnissen engere Grenzen setzen soll. 

Im Zentrum des neuen Jahrbuchs steht diese Frage nach 

dem Zusammenhang von Wohlstands- und Bedürfnis­

entwicklung auf der einen und von Arbeits- und Be-
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schäftigungsqualität auf der anderen Seite. In fünf Bei­

trägen aus unterschiedlichen Dienstleistungsfeldern geht 

es um neuere Entwicklungen bei anspruchsvolleren 

Dienstleistungen für private Haushalte, von Finanz­

dienstleistungen über Distributions- und Gesundheits­

dienstleistungen bis hin zu Dienstleistungen in der Auf­

bereitung und in Makeln von Informationsdiensten. Ge­

fragt wird nach ersten harten Fakten und Perspektiven 

im neuen Dienstleistungsfeld der organisierten Betreu­

ung und Pflege älterer und gesundheitlich eingeschränk­

ter Menschen. Diskutiert werden Perspektiven neuer me­

dialer Dienstleistungen am Beispiel der auf Organisation 

gesellschaftlicher Kommunikation ausgerichteten 

Druckindustrie. Und schließlich wird auf die Träger pro­

duktionsnaher Dienstleistungen eingegangen, deren Ar­

beits-, Berufs- und Leistungswelt einem verstärkten 

Wandel ausgesetzt ist. 

Das SOFI hatte die Federführung für die Herausgabe 

dieses Jahrbuchs. Zwei Beiträge bündeln neuere For­

schungsarbeiten aus dem SOFI. Nestor D' Alessio und 

Herbert Oberbeck kritisieren in ihrem Beitrag, daß die 

eigentlichen Herausforderungen bei der Umgestaltung 

von Dienstleistungsbeziehungen durch weiteren Tech­

nikeinsatz unterschätzt werden. Ihre Kernthese lautet, 

daß die zur Zeit hoch gehandelten Automatisierungsper­

spektiven für viele Dienstleistungsbereiche die Standar­

disierung von Dienstleistungen befördern, ohne dabei 

e ine Steigerung der Effektivität und Effizienz von 

Dienstleistungsbeziehungen gewährleisten zu können. 

Dienstleister büßen durch Automatisierung an Problem­

lösungskompetenz ein und werden damit immer weniger 

realen Bedarfslagen und differenzierten Interessen auf 

Kundenseite gerecht. Die sich hier auftuende qualitative 

Dienstleistungslücke versperrt Entwicklungspotentiale 

für anspruchsvolle Beschäftigung. 

Rüdiger Glott analysiert in dem zweiten SOFI-Beitrag 

die Datensätze des sozio-ökonomischen Panels (SOEP) 

im Hinblick auf schlüssige Informationen zu Struktur­

merkmalen von Dienstleistungsbeschäftigung und -ar-

beit. Deutlich wird dabei, daß die vorl iegenden aggre­

gierten Datensätze kaum geeignet sind, den Wandel von 

Arbeits- und Beschäftigungsformen in der Tertiärökono­

mie abzubilden. Qualitative Forschungsansätze zu den 

Arbeitsbedingungen werden als zentrales Desiderat re­

klamiert 

Martin Baethge, Wladislaw W. Adamski, Bela 

Greskovits (Ed.) 

Social Structures in the Making 

(Sisyphus. Social Studies, Volume X) 

Warschau 1997 

Der Band enthält die Beiträge zu der Konferenz „Social 

Structure in Transformation-Patterns and P aths", die im 

Rahmen des „Network on Social Transformation in Cen­

tral and Eastern Europe" der European Science Founda­

tion in der Gottfried Daimler- und Karl Benz-Stiftung 

(Ladenburg) stattfand. Sozialwissenschaftler/innen aus 

Polen, Ungarn, der Tschechischen Republik und Ruß­

land analysieren in vergleichender Perspektive zentrale 

Aspekte der Dynamik des gesellschaftlichen Struktur­

wandels dieser Länder seit dem Zusammenbruch der 

staatssozialistischen Systeme und diskutieren die empi­

risch-diagnostische Reichweite der theoretischen Kon­

zepte der Transformationsforschung , mit denen sich 

auch Martin Baethge in seiner Einleitung zu dem Band 

auseinandersetzt. 

In ihrem Beitrag „Continuity and Discontinuities of East 

Germany's Social Structure in Transformation: Actual 

Developments and Problems of Analysis" untersuchen 

Martin Baethge und Gabriele Andretta vom SOFI den 

ostdeutschen Transformationsprozeß in den Dimensio­

nen: Beschäftigungsstruktur, Mobilitätstypen, Orientie­

rungs- und Verhaltensmuster der Vorwendezeit in ihrer 

Relevanz für die gegenwärtige Gestalt der sozialen Inte­

gration in der Bundesrepublik. 


